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Das MEMORANDTJM '95, das Ende April aaf  einer Pressekon- 
ferenz in Bonn der Offentlichkeit vorgelegt wurde, gliedert sich 
wie i n  den vergangenen Jahren in zwei Teile: 

I. die Kurzfassung, die bis Ende Marz von uber 700 Wirt- 
schaftsrvtssenscliaftlerInnen sowle Ge\lierkschaftsfunkt~onarInneii 
und -sekretarIrinen durch ihre Unterschrift uiiterstutzt wurde; 

11. die Langfassutig, die aiisfulirliche Erliuterungen und Be- 
grundungen fui- die Kurzfassung ericliait. An der Vorbereitung 
und A~isarbeiturig der Langfassuiig wat ein großer Kreis von wes[- 
U n d o s t deu t s clie n Wi rt  s c 1i aft s w i s s e n s L h a ft le rI n neri ak t i v be ce i - 
ligt Auf zwei Vi.'i,clietiendtagungeri der AvbertJgiltppe AIternntzzz 
M T z ) % ! ~ h z f i $ d z ~ z k  sind die Gruiidpositionen erarbeitet iind disku- 
tiert ~ i n d  von einer Endreddkcioii E i d e  Februar in die vorliegen- 
de Fassung gebracht ~7orden 
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I. Kurzfassung des Memorandum 



Srärkung des Sozialstaates - 
\Virtscliaftspolitik für Arbeit und ökologischen 
Umbau 

Die miirtscliaftspolitisclie Diskussion ini Frühjahr 1995 ist durch 
einen bemerkenswerten Widerspruch gekennzeichnet. 

Auf der einen Seite stehen die Erfolgsmeldungen: Iii West- 
deutschland habe sich der konjunkturelle Aufschwung gefestigt 
und werde in ein sich selbst tragendes Wachsrum übergehen. In 
Ostdeutschland sei die No t  des Ubergangs vorbei, die Normalität 
habe begonnen und werde auch hier zu einem sich selbst trageii- 
den V(~ac1isturn fiiiiren. Beides sei im wesentlichen ein Erfolg der 
Bundesregierung. Ihre prinzipienfeste niarktwirts~liaftlicht. Hal- 
tung habe sich bewährt und werde dafür sorgen, daja es weiter 
aufwärts geht  mi t  der  Wirtschaft in West und Ost .  

Auf der anderen Seite stehen die Warnungen davor, die wirt- 
schaftliche Besserung für eine Besserung des Lebens iiutzen ZLI 

wollen. Dafür seien die positiven Entwicklungen riiclit geeignet. 
Sie seien vielmehr zarte I-'flänzchen, die sorgkltiger Pflege und 
clanerliafter Förderung bedürften. Zwar hätten Lohnzurücklialtung, 
Rationalisierungen und Entlassungen bereits zu beachtlichen Ge- 
winiisteiger~iiigei-1 in  den Unternel-irntn geführt. Das reiche jedoch 
nicht aus. Weitere Kosteneritlastungen seien erforderlich, sowohl 
beim Lohn als auch bei den Sozialleistungen. 

Der Sinn dieses m~irtscliaftspolitisihen Doppel-Diskurses ist niclit 
schwer auszumachen: Der politische Druck, der in der Krise Lohn- 
senkuiig und Sozialabbau erleiclitert hat, soll in den Aufschwung 
hiniibergerettet und zur Weiterführung der gleichen Politik ge-  
i i i i t x  werden. Die auch in  der wirtscliaftlichen Besserung List uti- 
veränilerr holie Arbeitslosigkeit wird nicht als ein Strukturpro- 
blerii der modernen Marktwirtschaft aufgefidh, das durch energi- 
cilic WiI-rschaftspolitik gelöst werden sollte. In  den Reden der 
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Bundesregierung und der Unternelimerverbände erscheint sie viel- 
mehr als ein Problem des Sozialstaats, der ,,Verkrustungen auf dem 
Arbeitsmarkt" und der ,,Anspruchsmentalität" der Menschen. In 
ihren Taten wird sie zum Druckmittel ,  mi t  dem der „Unibau" des 
Sozialstaates jetzt mit  besonderer Intensität durchgesetzt werden 
soll. Dieser Umbau war schon in  den vergangenen Jahren kräftig 
vorangetrieben worden - und hatte den Betroffenen einen Sozial- 
abbau von mehr als 100 Mrd. DM beschert. Er dürfte in der Ende 
1.994 begonnenen Legislaturperiode das beherrschende Thema sein. 
Sozialabbau tri t t  damit in der Politik der Bundesregierung erneut 
an die Stelle des dringend notwendigen Kampfes gegen die Mas- 
senarbeitslosigkeit in IVest- und Ostdeutschland. 

Die Standortdebatte, das beherrschende Thema des Jahres 1993, 
wird jetzt durch die Sozialstaatskritik ergänzt. Dabei geht es nicht 
nur u m  eine Absenkung des Niveaus der Sozialleistungen, son- 
dern auch um einen grundsätzlichen Angriff auf die Konzeption 
eines Sozialstaates, der niclit nur als funktionales und nach jeweili- 
gen Zweckmäßigkeiten erweiter- und einschränkbares Anhängsel 
der Wirtschaft aufgefaßt, sondern als Ausdruck eigenständiger 
Ansprüche der Menschen an die Wirtschaft und als Gegenprinzip 
gegen die Logik der Kapitalverwertung, als Ausdruck gesellschaft- 
licher Solidarität gegenüber den Egoismen des Marktes verstan- 
den, ausgebaut und natürlich in diesem Sinne auch gegebenenfalls 
umgebaut werden sollte - etwa hin zu mehr Transparenz und De- 
mokratie. Mit diesem positiven Konzept vom Sozialstaat und den 
Argumenten, die in der Sozialstaatskritik vorgetragen werden, wird 
sich dieses hlemorandum ausführlicher auseinandersetzen. 

Dar3 in dieser wirtschaftspolitischen Landschaft die Umweltpro- 
blematik kaum noch eine Rolle spielt, kann eigentlich niclit ver- 
wundern, - obgleich die Probleme nicht kleiner, sondern größer 
geworden sind. Wi r  wollen uns diesem Verzicht nicht anschließen 
und unsere ini lecztjährigen Memorandum vorgetragene Konzep- 
tion einer um weltgerechten Gestaltung des Verkehrssektors wei- 
trrführen und vertiefen. Soweit diese Fragen in der Vergangenheir 
von IJnternehmen und PolitikerIiinen aufgegriffen worden sind, 
wurden die Lösungen in erster Linie in technologischen Entwick- 
lungen zur Verminderung der Emissionen und nllenfalls noch ini 
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Ausbau von Infrastrukturen gesehen. Diese Wege sind !n ' unserer 
Siclit nicht prinzipiell abzulehnen, stellen aber auch nicht die aus- 
scliließlichen Lösungswege dar. Sie sind insbesondere dann pro- 
blematisch, wenn sie selbst nur unter hohem Energieaufwand zu 
realisieren sind oder dem Anreiz zur Verkelirsverminderung ent- 
gegenwirken. Denn langfristig ist eine ökologisch vertretbare Ent- 
wicklung wohl nur durcli eine erhebliche Verminderung des ge- 
samten Verkehrsaufkommens zu verwirklichen. Dies sclilieljt - 
ebenfalls langfristig - neue räumliche Strukturen des Wirtschaf- 
tens und stärkere Regionalisierung ein. 

Das größte Hindernis bei der Verteidigung und dem Ausbau 
des Sozialstaates und beim ökologischen Umbau ist jedoch die 
unvermindert hohe Massenarbeitslosigkeit, die für die Betroffe- 
nen vielfach unmittelbare materielle Not  und für die noch Be- 
schäftigten Verunsicherung und Druck bewirkt. Dies gilt fiir 
Westdeutschland und in ganz besonderem Maße auch für Ost- 
deutschland, wo infolge der ruinösen und marktbornierten Wirt- 
schaftspolitik ein weitgehender Deindustrialisierungsproze~~ statt- 
gefunden hat. Bescliäfrigungspolitik in den verschiedensten Vari- 
anten - öffentliche Investitionen, Arbeitszei tverkürzung, aktive 
Arbe i t s ni a rk t p o 1 i t i k , AUS w e i t u ng  der ö ffe n t 1 i c h fi n an z i e r t e n 
Dienstleistungen - steht daher nach wie vor im Zentrum unserer 
Konzeption für eine alternative Wirtschaftspolitik. Vollbescliäfti- 
gung, soziale Sicherheit und  eine gesunde Umwelt bleiben die 
Eckpuiikte, an denen sich die Vorschläge und Schritte für einen 
alternativen Entwicklungstyp der Wirtschaft ausrichten. U m  die- 
sen Eckpunkten näherzukommen, bedarf es guter Argumente, zu 
deren Erarbeitung, Festigung und Konkretisierung die Memoran- 
den beitragen wollen. Es bedarf darüber hinaus aber auch der poli- 
tischen Energie und Bereitschaft, vernünftige Konzepte auch ini 
Konflikt gegenüber reinen Marktideologien und kurzfristigen Ge- 
winninteressen durchzusetzen. 
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1. Siebeneinhalb Millionen Arbeitsplätze zu wenig: 
Aufschwung im Westen und „Normalisierung" im 
Osten 

In Deutschland haben im vergangenen Jahr 7,6 Millionen Arbeits- 
plätze gefehlt. Zu den 3,7 Millionen offiziell registrierten Arbeits- 
losen muß nach Angaben der Bundesanstalt für Arbeit die sog. 
„Stille Reserve" von schätzungsweise 2,3 Millionen Personen hin- 
Zugerechnet werden, die zwar arbeiten wollen und können, sich 
aber, 2.B. wegen fehlender Vermittlungschancen, erst gar nicht 
offiziell arbeitslos gemeldet haben. Werden noch diejenigen hin- 
zugerechnet, die vorzeitig wegen mangelnder Arbeitsgelegenheit 
in  den Ruhestand gegangen sind (0,7 Millionen) und die in einer 
arbeitsmarktpolitischen Maßnalime nur vorübergehend Beschäf- 
rigung gefunden haben (0,9 Millionen), dann zeigt sich die Di- 
mension des Problems: 1994 haben Arbeirsplätze für ein Fiinfrel 
(19,6 vH) der 38,6 j Millionen Erwerbspersonen in Deutschland 
gefehlt. Uber eine Million Personen, das ist fast ein Drittel der 
registrierten Arbeitslosen, sind bereits seit einem Jahr oder länger 
auf der Suche nach Arbeit; die Zahl dieser Langzeitarbeitslosen ist 
im vergangenen Jahr um ein Drittel gestiegen, und ihre Vermitt- 
lungschancen werden mit jedem Monat Arbeitslosigkeit geringer. 

Die überall hervorgehobene wirtschaftliche Besserung hat nichts 
daran geändert, daB Massenarbeitslosigkeit nach wie vor das sozia- 
le Hauptproblem in Osr- wie in Westdeutscliland ist, wenn ihr 
Niveau und ihre besonderen Ausprägungen sich auch erheblich 
unterscheiden: Die Quote der registrierten Arbeitslosen betrug 
1994 im Westeti 9,2 vH, im Osten 16,O vH.  In VVestdeutschland 
waren AusländerInnen besonders betroffen (Quote 16,2 vH), i n  
Ostdeutschland waren in erster Linie die Frauen (2 1, j  vH) die Opfer 
der Beschäftigungskrise. 
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Die tLiestdezifJ~c/3e Wrfschufi befindet sich in einen1 konjiiiikcurellen 
Aufschwung, dessen anfängliche Stärke von niemandem erwartet 
worden war. Er wurde zunächst durch eine Zunahme der Ausfiih- 
ren ausgelöst und durch Investitionen im LVohnungsbau verstärkt. 
Vor allem unter dem Einfluß dieser beiden Anstöße nahm das ge- 
samte Bruttoinlandsprodukt im vergangenen Jahr um 60,3 Mrd. 
D M  oder 2,3 v H  zu. Nach einem Rückgang um 45,7 Mrd. D M  
oder 1,7 vH im Jahr davor war dies ein beachtlicher Anstieg, auch 
wenn er bei weitem nicht die Dynamik der konjunkturellen Erho- 
lungsphasen in deii siebziger und achtziger Jahren erreichte. 

Diese vergleichsweise günstige gesamtwirtschaftliche Entwick- 
lung faßt die Bundesregierung als Bestätigung ihrer wirtschafts- 
politischen Linie auf, die ini wesentlichen in beschäftigungspoliti- 
scher Untätigkeit-, markcradikalen Parolen und Sozialabbau be- 
steht. Sie sieht darin die Gewähr, da13 alle wirtschaftlichen und 
sozialen Probleme durch Wachstum, Deregulierung und Entfal- 
tung der Marlitkräfte gelöst werden könnten. 

Detarcige Behauptungen sind jedoch durch nichts gerechtfer- 
tigter Zweckopcimismus. Sie gehen zynisch iiber die Tatsache hin- 
weg, daß der Aufschwung - ährilich wie die let-zten drei Phasen 
wirtschaftlicher Erholung - kaum etwas an der skandalös hohen 
~ i n d  langfristig steigeiiden Arbeitslosigkeit geändert hat und von 
sich aus auch nichts daran ändern wird. 

Trotz des gesamtwirtschaftlicl-ien Wachstums iri i  vergangenen 
Jahr nahm die Zalil der unselbständig Beschäftigten um 350.000 
ab, die der registrierten Arbeitslosen um 290.000 zu. Selbst wenn 
die optimistischen Prognosen der Bundesregierung und des Sach- 
verständigenrates über die Stabilität des Aufschwungs z~icräferi, 
würde dies nicht zu einer spürbaren Entlastung des Arbeitsmark- 
tes füliren: Auch dann läge im zweiten Jahr des Aufschwungs die 
Zahl der Erwerbstätigen ~ m i e i .  und die Zahl der Arbeicslosen 
der iin Krisetijahr 1993. 

Der  Aufbau eines hohen Sockels an Arbeicslosigkeit ist auf die 
dramatischen Entlassungswelleri in den Krisenjahren 1774?5 ,  
198 1/82 und 1992193 zuriickzuführen, die in clen nachfolgenden , 
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Aufschwüngen nicht mehr rückgängig gemacht werden konnten. 
Letzteres beruht vor allem darauf, da13 Rationalisierungeri und tech- 
nologische Neuerungen im Uncernelimenssektor mehr Arbeitsplät- 
ze vernichten, als durch gesamtwirtschaftliches Wachsturn neu 
geschaffen werden, - und daß hiergegen nichts unternommen wird. 
Die Zunahme der Beschäftigung in der zweiten Hälfte der achtzi- 
ger Jahre ist zum allergröl3ten Teil auf die Verkürzungen der Ar- 
beitszeic in dieser Zeit zurückzuführen. Anders als in früheren Mo- 
dernisierungsscliüben hat die auf der Mikroelekcronik basierende 
technologische Umwälzung in zunehmendem Maße auch deii 
Dieiistleistutigsbereich erreicht. Dessen überdurchsch~iittliches 
Wachstum kann die Arbeitsplatzvernichturlg in der Industrie da- 
her nicht mehr kompensieren. Die Zahl der Menschen, die in Re- 
zessionen arbeitslos werden und auch in den anschließetiden Auf- 
scliwüngeii keine Arbeit mehr finden, die sog. „Sockel~1.brilslos.i~- 
keit", nimmt seit deii siebziger Jahren zu: Sie lag in  den Jahren 
1968 bis 1973 jaliresdurclischnittlicli bei 260.000, stieg ini Auf- 
schwung von 197 5 bis 1979 a ~ i f  9?O.OOO und betrug während der 
langen Erholungspliase der westdeutschen Wirtschaft von 1983 
bis 1989 im Jaliresdurclischnitt gut  2 , 2  Millionen Menschen. Sie 
wird auch dann auf über 2,5 Millionen steigen, wenn der aktuelle 
konjunkturelle Aufschwung anhält. 

Dies ist aber alles andere als sicher, wie ein Blick aufdie wesent- 
lichen Triebkräfte der Entwicklung im vergangenen Jahr zeigt. 
Die Zunahme des Sozialproduktes u m  rund 60 Mrd.  D M  (in Prei- 
sen von 1991) beruht nämlich in erster Linie auf Faktoren, deren 
weitere Encwicklung gefahrdet bzw. deren Stabilität sogar Litiwälir- 
scheidich ist. Der größte Beitrag z u m  gesämtwirtschattlicl-ien 
Wachstum - i&~~licli 20 Mrd. DM von 60 Ikird. DM - war darauf 
zurückzuführen, claß die Unternehmen angesichts steigender Ex- 
porte und Absatzerwartungen ihre Lager kräftig aufgebaut haberi, 
die sie in der Krise im Jahr zuvor geräumt hatten. Es leuchtet aber 
ein, da13 dieser Lageraufbau nicht weitergefiihrt wird, wenn er- 
stens die Vorräte erneut- aufgefiillt und zweitens keine neuen Ab- 
saczperspektiven in Sicht sind. Ähnliches gilt auch fiir die Exporte 
bzw. die Außeriliancielsiililerschiisse: Die Ausfdiren waren 1994 
iiberaus kräftig, nämlich um 65,7 Mrd. DM, der Aukiiliatldels- 
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iiberschuB war um 13,9 Mrd. DM gestiegen und damit zum zweit- 
wichtigsten Element der Zunahme der gesamtwirtschaftlichen 
Naciifi-age geworden. Die weitere Entwicklung des Außenhandels 
hängt aber in erster Linie von der Konjunktur in den Ländern ab, 
mit denen deutsche Unternehmen Handel treiben, und ist von 
Deutschland aus nur wenig beeinflußbar. Der bei weitem größte 
Bestandteil des Sozialproduktes jedoch, die inländische Endnach- 
frage, auf die fast drei Viertel der gesamtwirtschaftlichen Nachfra- 
ge entfdlen, war am Aufschwung mit  weniger als einem Drittel 
beteiligt. Der private Verbrauch (Anteil am Bruttoinlandsprodukt 
56 vH) wuchs um ganze 13 Mrd. DM, und der staatliche Ver- 
brauch (BIP-Anteil 18 vH) nahm sogar nur um 5,4 Mid. D M  zu. 
Beide Komponenten haben die gesamtwirtschaftliche Belebung 
nicht gestützt, sondern gebremst. Irn letzten Quartal 1994 hat die 
inländische Nachfrage überhaupt nicht mehr zugenommen. Zwei 
Griinde lassen behrchten, daß sie 1995 absolut zurückgehen wird. 
- Zum einen werden die Lohn- und Gehaltseinkommen in die- 

sein Jahr  durch staatliche Abgaben, vor allem den Solidatitätszu- 
schlag und den Beitrag zur Pflegeversicherung, so stark belastet, 
daß es nur dann zu einem Anstieg der Nettoeinkommen kommen 
kann, wenn die Lohn- und Gelialtseinkommen kräftig zunehmen. 
Andernfalls werden die Nettorealeinkommen erneut erheblich sin- 
ken, und das wird zu einem Rückgang det realen Verbrauclisnach- 
frage führen. Denn es ist in hohem Maße unwahrscheinlich, daß 
die Arbeitnehmerhnen ihr Sparen erneut so stark wie 1994 ein- 
schränken und damit den realen Verbrauch trotz stagnierender oder 
sinkender Nettoeinkommen ausdehnen. Schon Ende 1994 hatte 
dir Sparquote der privaten Haushalte mit 10,5 v H  so tief gelegen 
wie seit den sechziger Jahren nicht mehr. 
- Zum anderen hat die staatliche Ausgabenpolitik die Weichen 

bereits in kontraproduktiver Manier auf- .,Konsolidierung", d.h. 
konkret auf Abbau von Sozialeinkommen lind laufenden staat- 
lichen Ausgaben gestellt. Hierdurch wird die gesamtwirtschaft- 
liclie Entwicklung zusiitzlicli behindert. 

Die Entwicklung der Lolin- und Grlialtseinkonimen spielt in 
diesem Jahr  also nicht nur aus sozialen Gründen - nach drei Jah- 
ren Realeinkommensverlusten -, sondern auch in gesamtwirtschaft- 
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liciier Perspektive eine besonders wichtige Rolle. ihre kräftige Stei- 
gerung kann der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage die mittelfri- 
stige Stabilisierungsperspektive geben, die erfotderlicli ist, um auch 
zusätzliche Investitionen anzustoßen und damit den Aufschwung 
zu festigen. 

Die immer wieder von Seiten der Arbeitgeberverbände vorge- 
brachten und von der Bundesregierung unterstützten Behauptun- 
gen, deutliche Lolinsteigerungen führten zu untragbaren Kosten- 
belastungen und gefahrdeten die Wettbewerbsfahigkeit deutscher 
Unternehmen, entbehren in der aktuellen Situation jeder Gtund- 
lage. Noch nie in der Geschichte Westdeutschlands sind die Uri- 
ttrnehmen von der Lohnseite so stark entlastet worden wie irn ver- 
gangenen Jahr: Die Lohnsrückkosten, die seit 1970 jedes Jahr au- 
ßer 1992 und 1997 weniger stark gestiegen waren als im Durch- 
schnitt aller OECD-Länder, sind 1994 sogar absolut u m  ca. 2 vI3 
gesunken. Bei korrekter Berücksichtigung der Preissteigerungen 
beläuft sich der Rückgang sogar auf rund 5 vH.  Die Stückgewin- 
ne sind 1994 so stark gestiegen, da13 die Rentabilitätseinbußen 
der vergangenen Rezession längst mehr als wettgemacht sind: Die 
Umsatzrendite deutscher unternehmen lag 1994 mit  7,9 vH um 
fast ein Fünftel höher als 1993 und um zwei Fünftel höher als im 
Durchschnitt der achtziger Jahre. Diese positive Gewinnentwick- 
lung würde auch durch deutliche Lotinsteigetungen nicht gebro- 
chen, denn eine durch höhere Löhne hervorgerufene Steigerung 
des privaten Verbrauchs bewirkt auch eine weitere Zunahme der 
Kapazitätsauslastung in der Industrie und damit eine Senkung der 
Gemeinkosten pro Stück. Wenn die Auslastung der Kapazitäcen 
beispielsweise von S j  VH auf 90 vH,  also um 5,9 v H  steigt, sin- 
ken - bei einem Gemeinkostenanteil von 40 vH - die Stückkosten 
insgesamt um 2,4 vH. Allein dieses Element würde eine Lohnko- 
stensteigerung uni 6 v H  - bei einem Lohnkostenanteil von 25 vH 
- mehr als ausgleichen (Anstieg der Stückkosten um 1,5 vH). Die 
Forderung der Unternehmerverbände, höhere Löhne könnten nur 
gezahlt werden, wenn an anderer Stelle Kostenentlastungen zuge- 
standen würden, ist insofern Demagogie, weil sie unterschlägt, 
daß steigende Produktivität und zunehmende KapaziCärsauslasturig 
bereits derartige Kostenentlastungen darstellen. 
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Sollte es dagegen nicht zu einer spürbaren Ausweitung der (pri- 
vaten oder staatlichen) Endnachfrage kommen, ist die Vliahrschein- 
liclilxit groß, daß der konjunkturelle Aufschwung bald abbricht 
Lind in Stagnation und eine anschließende neue Rezession über- 
geht. Das würde auch zu einem neuen sprunghaften Zuwachs der 
Arbeitslosigkeit fiihreii und eine neue Kunde der sozialen Polari- 
sierung einleiten. 

L 4 ~ ~ c h  für Ostdeutschland seien dieJahre der hTot jetzt vorbei, sagt 
die Bundesregierung. Sie verweist darauf, daß das Sozialprodukt 
in den neuen Bundesländern im vergangenen Jahr mit  fast 7 vH 
außerordentlich stark zugenommen hat. Schon seit 1773 liegen 
die Investitionen pro Kopf der Bevölkerung in-t Osten liöher als im 
Wresten - Zeichen für dynamische Modernisierung in den Augen 
der Regierung. Auch die Zeit der politischen Sondermaßnahmen 
gehe zu Ende: Seit Anfang 1995 ist Ostdeutschland voll in das 
Syscem des bundesdeutschen Finanzausgleichs integriert; die Treu- 
handanstalt wurde, nachdem sie ihre Aufgaben - in den Augen 
der Bundesregierung: sehr gu t  - erledigt hatte, zum Jahresende 
1994 planmäßig aufgelöst. Kurz: Die Zeit der großen Transfot- 
mation und Ausnahmezustände sei vorbei, in Ostdeiitschlaid habe 
die Normalität der Marktwirtschaft begonnen, und in deren Rah- 
men und Verlauf würden sich auch die noch verbliebenen Proble- 
me lösen. 

Derartige Behauptungen sind falsch, ihre Vvrbreitung ist reine 
politische Propaganda. Sie verdecken die Brutalität des wirtscliafts- 
poli rischen Kahlschlags während der vergatigenen Jahre, verliarm- 
losen die hierdurch angerichteten Schäden und verdrängen die 
Probleme und den Zeithorizont des ökonomischen Nachl-iolpro- 
zesses, den die octdeutsclie Wirtschaft gerade erst begonnen hatte 
und der noch lange nicht zu der grundgesetzlich gebotenen An- 
g le i CI 1 LI ng der Lebe nsve rhäl t 11 i sse i n Ost - LI iid Westdeutsch 1 arid 
ftilhren wird. Hieran ändert auch die - allerdings reduzierte - Fort- 
setziing der Investitionsförderung im Grundsatz kaum etwas. 

1s 

Nach über vierJahren deutscher Einheit liegt das Bruttoinlands- 
produkt pro Kopf der Bevölkerung in Ostdeutschland niedriger 
als in jeder anderen größeren Region Westeuropas - und dies bei 
einem Qualifikatiorisniveau der dort Lebenden, das weit übet dem 
anderer armer Regionen liegt. Auf Ostdeutschland entfällt fast ein 
Drittel des Territoriums und ein knappes Fünftel der Bevölkerung 
Deutschlands. Die neuen Bundesländer trugen 1794 jedoch nur 
ein I.;nappes Zehntel (8,6 vH)  zum Sozialprodukt, ein Zwanzigstel 
zum deutschen Industrieiimsatz und ein Fünfzigste1 zur gesamt- 
deiitsclien Industtieausfiihr bei. Der Arbeitsamtsbezirk mit der 
höchsten Iridustriedichte in Ostdeutschland hat ungefähr so viele 
Industriearbeiter auf 1 .OOO Einwohner wie Lüneburg, eine der am 
wenigsten entwickelten Regionen Westdeutschlands. Nur  in ei- 
ner Hinsicht hält der Osten einen traurigen Rekord: Aufdas knappe 
Fünftel der ßevölkerung kommen gut  zwei Fiinftel (43 vH) aller 
Arbeitslosen. 

In Ostdeutschland beträgt die Zahl der fehlenden Arbeitsplätze 
2,5 Millionen. Das entspricht einem knappen Drittel der Erwerbs- 
Personen. Von der dramat-isclien Arbeitsplatzvernichcung seit 1990 
sind in ganz besonderer Weise Frauen betroffen. Ihre Ausgren- 
zung aus dem Erwerbsleben und Lwangsintegratjon in längst über- 
wunden geglaubte Abhängigkeitsverhältiiisse und Haiishaltsstruk- 
turen in kiirzester Zeit dürfte historiscli beispiellos sein. 1994 waren 
noch 40 vH der Frauen im erwerbsfähigen Alter vollzeitbeschäf- 
tigt; 1990 wareli es noch 5 5 v H  gewesen. Weiterer Abstieg droht: 
Das Westniveau liegt bei 32 vH.  

Auch von einer sich selbst tragenden, wenn a.uch besclieidenen, 
wirtscl-taft-lichen Entwicklung kann iri Ostdeutschland nicht die 
Rede sein: Nach wie vot wurden 1974 Cast zwei Fünftel (38,s vH) 
der Nachfrage im Osten durcli Transfers aus dem \Vesten finan- 
ziert, die dort zu mittlerweile erheblichen Belastungen und Ein- 
scAriänkungen des Lebensstandards geführt haben. Auch 1995 wird 
dieser Transferanteil nicht merklich abnehmen. Dafiir sorgt vor 
allem der 19') 5 i n  Kraft getretene neue Finanzausgleich. Von einer 
eigenständigen Wirtschaft, die organisch und arbeitsteilig mit der 
westdeutschen verbunden wäre, sind die neuen Biindesländer noch 
weit entfernt. Fiskaliscli hängen sie am Tropf der alten URD, i n  
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ihren Produktionsscrukturetl sind sir mittlerweile zum abhängi- 
gen Anhängsel der westdeutschen unternehmen geworden. 

Dieser Zustand ist weder primär auf die zweifellos rückständi- 
gen wirtschaftlichen Strukturen der ehemaligen DDR zurückzu- 
führen noch naturwüclisig entstanden. Er ist vielmehr das abseh- 
bare Ergebnis einer Entwicklung, die durch rücksichtslose Ver- 
drängung und verantwortungslose Wirtschaftspolitik gekennzeich- 
net war. Die übergangslose Einführung der D M  hat die ostdeut- 
schen Unternehmen in eine Konkurrenz geworfen, iii der nur sehr 
wenige überhaupt eine Chance hatten. Die überstürzte und we- 
sentlich ideologisch motivierte Liquidierungs- und Privatisierungs- 
Politik hat ZU einer historisch einmaligen Vernichtung und Um- 
Verteilung von Vermögen geführt: Der Teil der ehemaligen volks- 
eigenen Betriebe und Kombinate, der nicht vernichtet wurde, be- 
findet sich heute weitgehend in westdeutscher oder ausländischer 
Hand. Es dürfte heute keine gröl3ere Region in Europa geben, de- 
ren Produktionsmittel in einem derartig hohen Grad Eigentum 
externer Unternehmen sind. Insofern ist die mit der Währungs- 
union über Ostdeutschland hereingebrochene Standortkonkurrenz 
in der Tat beendet. Sie hat ganze Arbeit geleistet, und ihr Ergebnis 
ist historisch einmalig und niederschmetternd. 

Den im Vergleich zu Westdeutschland hohen Wachstumsraten 
der industriellen und gesamtwirtschaftlichen Produktion irii ver- 
gangenen Jahr entsprechen nur geringe absolute Zuwächse der 
Produktion. Sie bringen vor allem den vorangegangenen schweren 
Zusammenbruch zum Ausdruck und solltet1 nicht zu der falschen 
Schlußfolgerung verleiten, diese Dynamik werde jetzt Jahr für Jahr 
stattfinden und daher relativ schnell zu einer Angleichung des 
Produktions- und Lebensniveaus zwischen West- und Ostdeutsch- 
land fiihren. Zwar hat in einigen Bereichen ein Anpassungs- und 
Aufliolprozeß eingesetzt, und in wenigen Sektoren -wie z.B. dem 
Schiffbau - haben westliche Konzerne neben drastischem Perso- 
nalabbau auch wesentliche Modernisierungen in die Wege gelei- 
tet .  Die Dimensionen dieser Entwicklungen sollten jedoch nicht 
überscliätzt werden. Insgesamt wurde im vergangenen Jahr, dem 
vierten nach der deutschen Vereinigung, gerade wieder das indu- 
strielle Produktioiisniveau des zweiten Halbjahrs 1770 erreicht, - 

und das war etwa halb so hoch wie im letzten Jahr der DDR.  Die 
hohe Steigerung der Investitionen, über die allenthalben berichtet 
wird, bezielit sich erstens auf sehr niedrige Ausgangswerte und 
konzentriert sich zweitens vor allem auf den Bau von Büro- und 
Gescliäftszentren sowie auf Sanierung und Bau von Wohnungen. 
In den vier Jahren seit der deutschen Einigung ist der Anteil des 
ostdeutschen am gesamtdeutschen Sozialprodukt um gerade einen 
Prozentpunkt gestiegen, von 7,6 vH auf 8 ,6  vH. 

Die Wahrscheinlichkeit ist groß, daß sich der wirtschaftliche 
Aufliolprozeß auch in Zukunft nicht wesentlich beschleunigen und 
daher sehr lange dauern wird. Dies erklärt sich weniger aus der 
nach wie vor niedrigeren Produktivität. In dieser Hinsicht ist be- 
reits viel geschehen. Wo neu investiert wird, wird gleichzeitig auf 
hohem Niveau modernisiert. Das Hauptproblem sind vielmehr die 
Märkte bzw. das Ausbleiben einer ausreichenden Erweiterung der 
effektiven Nachfrage nach ostdeutschen Produkten sowie die Ab- 
hängigkeit ostdeutscher Unternehmen von den Entscheidungen 
ihrer Westdeutschen Eigentümer. Nachdem mehrere Tausend Be- 
triebe stillgelegt, mehrere Millionen Arbeitsplätze vernichtet und 
produktive Kapazitäten verschwunden sind, gibt auch eine kräfti- 
ge, im wesentlichen aus dem Westen finanzierte wirtschaftliche 
Belebung keinen Anlaß für eine Bewegung in umgekehrte Rich- 
tung, also für einen industriellen Wiederaufbau und die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze i n  großem Umfang. Denn die zusätzliche Bin- 
nennachfrage in1 Osten kann zu einem erheblichen Teil aus der 
Produktion westdeutscher Kapazitäten befriedigt werden, und die 
traditionellen Märkte der ehemaligen DDR in Osteuropa befin- 
den sich ebenfalls fest in westdeutscher Hand. Solange die gesamt- 
wirtschaftliche Endnachfrage - sei es als privater Konsum oder als 
Ausgaben des öffentlichen Sektors - nicht erheblich stärker zu- 
nimmt als bisher oder keine einschneidenden Arbeitszeitverkür- 
Zungen durchgesetzt werden, wird die Massenarbeitslosigkeit i n  
Ostdeutschland, deren Kate fast doppelt so hoch ist wie die in 
Westdeutschland, anhalten, und so lange werden flir rund 2,5 
Millionen Personen, das ist fast ein Drittel (3 1,4 vH) der knapp 8 
Millionen Erwerbspersonen, Arbeitsplätze fehlen. 

Die anhaltende Verunsicherung und Differenzierung der sozia- 



len Lage, die nach wie vor aul3erordentlich hohe Arbeitslosigkeit 
Lind damit verbundenen Verarnnungsprozesse hüben auch zu einer 
i i i  er k 1 ich e n Veränderung von Me i nun g e n und E i n s t e 1 I u n g e n be i 
den hlenschen i n  den iieuen Bundesländern geführt. Während im 
Mai 1990 noch rund vier Fünftel der Männer und Frauen die neu- 
en gesellschaftlichen Entwicklungen iin großen uincl ganzen be- 
fiirworteren, waren es 1793 nur noch 5 1 VH der Männer und 39 v H  
dei- Frauen. Dies reflektiert niclit den Wunsch nach Rückkehr zu 
den alten Verhältnissen, aber doch den Grad, in dem die Hoffnun- 
gen, die mit den umbrucliartigeii Veränderungen einhergingen, 
enttäuscht worden sii-id. Bezüglich der sozialen Einstellungen ist 
der Transformationsprozeß nicht nur nicht abgeschlossen, sondern 
er befindet sich noch am Anfang. Die Gefahr ist groß, daß auch i n  
dieser Hinsicht die „soziale Mauer" zwischen O s t  und West stär- 
ker wird. 

2 ~ Nach der Standortdebatte die Sozialscitacskritik: 
Abbau im Namen von Umbau 

Die Sozialpolitik in  der Bundesrepublik befindet sich seit Jahren 
i n  einer tiefgreifenden Krise. Einzelne Sozialversicheruiigszweig~ 
geraten immer wieder i n  erhebliche Finanzierungssc1iwierigl;ei- 
ren. Ihr Kennzeichen ist die Scherenentwicklung zwischen hohen 
Zuwachsraten bei den A~tsgaben Lind einer im Vergleich dazu ge- 
ringen Einnahmesteigeruiig. Zur Lösung dieses Dilemmas wur- 
den Sozialleistungen gekürzt undioder Beiträge erhöht. Ein löch- 
riges Netz sozialer Sicherung mit einer gleichzeitig ini histori- 
schen Vergleich bislang unübertroffenen ßeitragsbelastung iiben 
zusammengeiiommen einen ungeheuren Legitimationsdruck auf 
die Sozialpolitik aus iind bieten offene Flanken für massive An- 
griffe von Seiten der IJnternehmer. 

IJnnni ttelbar nach der letzten Bundestagswaltl 1994 forderten 
die Präsideiiteii der BDA, des BDI und des DIHT den radikalen 
Umbau des Sozialstaates und gaben damit das Leitmotiv fiir die 

laufende Legislaturperiode vor. Sie läuteten damit keineswegs die 
erste Runde im Kampf- gegen den Sozialstaat ein. Dieser Kampf 
wird seit über einem Jahrhundert mit wechselnder Intensität in 
allen kapitalistischen Industrielandern geführt. Auf staatlicher 
Ebene setzte er in Deutschland nach der Wirtschaftskrise Mitte 
der siebziger Jahre erneut ein und wurde mit dem Regierungs- 
wechsel 1982 intensiviert. Die Sparpolitik der vergangenen Jahre 
hat keinen nennenswerten Bereich der Sozialpolitik unberuhrt ge- 
lassen Ziel und Wirkungsrichtuiig der verschiedenen Nzurege- 
lungen sind im Einzelfall durcliaus ambivalent Bei der Kranken- 
versicherung hlgte der massiven Einhhruiig von Selbstbetei liguri- 
gen im Rahmen der Blum-Reform bald unter Seehofer und mit 

Zustimmung der SPD-Opposi tion das Gesundliei tsstrukturgesetz 
1993, das immerhin crstmals auch bei cleii Anbietern und Lei- 
stungserbringern im Krankenversicherungsbereicln Einschnitte 
vorgenommen hat. Nach wie vor aber konzentrieren sich fast samt- 
liclie Reformuberleguiigen auf die Gcsundung der Finanzen und 
nicht die der Kranken. Das letzte gemeinsame Werk einer großen 
soLidlpolitisclien Koalition, die Pflegeversicherung, ist auf der Fi- 
nanzierungseice schon ganz ein Kind der rimbaudebatte. Die 
Versicherten haben die Belastungen der fuiiften Saule der deut- 
schen Sozialversiclierung alleine zu tragen Daneben konzenrriert 
sich der Sozialabbau i n  der j~ingscen Vergangenheit auf Kurzun- 
gen von arbeitsmarktpolitisihei~ Mal3nahnien iind Sozialhilfelei- 
stungen. 

Ihren bisherigen Hcihepunkt erreichte dieser Sozialabbau in den 
beiden vergangeneii Jahren, in denen auch die Probleme der Fi- 
nanzierung der deutschen Einheit besonders akut wurden. Die in 
Verschiedenen „Koinsolidierunt;s"-Gesetzen beschlossenen KLirzun- 
gen irn soLialen Bereich - insbesondere bei der Politik gegenuber 
Arbeitslosen und Armen - beldufen sich fiir die Jahre 1994 bis 
1997 auf uber ;70 Mrd DM Damit ist eine weitere soziale Polari- 
sierung und höhere Armut i n  der Bundesrepublik vorprogram- 
miert 

Dabei will niemand den So~ialstaat abschaffen. Den diesbezug- 
Iichen Erklarungen der Bundesregieruiig und auch der Unterineh- 
inerverbimde darf durchaus Glaiiben geschenkt werden. Auch von 
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dieser Seite wird der Sozialstaat als wichtige gesellschaftliche Er- 
rungenschaft beschrieben, vor allein wegen seines gesellschaftlich 
stabilisierenden Charakters und des damit verbundenen sozialen 
Friedens, der in Form niedriger Streiktätigkeit als positiver Stand- 
ortfaktor der deutschen Wirtschaft herausgestellt wird. Auch mit 
Blick auf andere Länder läfit sich feststellen, daß es keinen ökono- 
misch erfolgreichen Industriestaat gibt, dessen Regierung nicht i n  
der einen oder anderen Form auf seinen Sozialstaatscharakter ver- 
weisen kann. Dies scheint geradezu zu  den Funktionsbedingun- 
gen hochentwickelter kapitalistischer Systeme zu gehören. Frei- 
lich ist die Frage nicht entschieden, ob man den Frieden nicht 
billiger haben kann. Es geht in dieser Sicht nicht um Abschaf- 
fung, soiidern u m  Umbau, Okonomisierung und „Verschlankung" 
des Sozialstaates. Die Begründungen für die Notwendigkeit dieses 
Umbaus reichen von forsch-alinungslosel~ Behauptungen über den 
Sozialstaat als „kollektiven Freizeitpark", über den Mißbrauch von 
Sozialleisturigen, über die mangelnde Firianzierbarkeit unter den 
gegenwärtigen, von der Entctehungszeit des Sozialstaates ganz ver- 
schiedenen Bedingungen bis hin z u m  Schreckgespenst eines durch 
clen „ausufernden" Sozialstaat geförderten dumpfen Kollektivis- 
mus, der jede Kreativität und Eigenverantwortung ersticke. 

Die ökonomischen Krisentendenzeii, der schärfer gewordene 
internationale Wettbewerb, die Finarizierungsprobleme der deut- 
schen Einheit und die massive, im Namen von Freiheit, Markt 
und Effizienz auftretende ideologische Kampagne gegen den Sozi- 
alstaat in seiner historisch herausgebilderrn Form haben in den 
vergangenen Jahren erhebliche Wirkungen gehabt. Sie haben zu 
einer allgemeinen Verunsicherung gefülirt, die bis in die Reihen 
der historischen VorkämpferInnen und VertreterInnen des Sozial- 
scaates in der Arbeiterbewegung reicht. Es scheint, da13 Forderun- 
gen nach Sozialstaatlichkeit zunehmend mit schlechtem Gewissen 
erlioben, Einschränkungen zwar nach auBen kritisiert, aber in1 Stil- 
len nicht nur als unvermeidbar hingenommen, sonderii sogar als 
gereciitfertigt akzeptiert werden. insofern beginnt der Sozialab- 
b a ~ i  in den Köpfen, Lind dort ist er in den letzten 20 Jaiireri bereits 
ein gutes Stück vorangekommen. 

Ilemgegenüber betonen wir, daß der Sozialstaat nicht als eine 

untergeordnete und je nach Bedarf zu ,,verschlankende" ökonomi- 
sche Veranstaltung der Marktwirtschaft betrachtet werden kann, 
sondern einen eigenständigen Wert hat. Er verkörpert das Gegen- 
prinzip zur Kapitalverwertungslogik. Kapitalistische Marktwirt- 
schaften sind nicht nur techriisch-ökonomisciie Produktions- und 
Reproduktionsstrukturen (die sich hinsichtlich ihrer Effizienz ge- 
genüber den Versuchen sozialistischer Planwirtschaften als überle- 
gen erwiesen haben). Sie sind zugleich Herrscliaftsstrukturen Lind 
Verteilurigsmechanismen, die auf dein Privateigentum an Produk- 
tionsmitteln beruhen und sich über Marktmechanismen in1 gro- 
13en und ganzen ständig - niciit krisenfrei und unter großen sozia- 
len Verlusten und ökologischen Zerstörungen - reproduzieren. 
Gegenüber clen prinzipiell grenzenlosen Wachstumszwängen -bei 
gleichzeitig immer deutlicher werdenden Wachstumsgrerizen - 
u n d  der Indifferenz kapitalistischer Unternehmen hinsichtlich in- 
dividueller und gesellschaftlicher Lebensqualität markiert das So- 
zialstaatsprinzip die Ansprüche der Menschen auf ein gutes Leben. 
Es richtet sich erssteizs auf die Gestaltung der Arbeirsbedingungen 
in den kapitalistiscl-i geführten Betrieben, z i v i l em  auf die Höhe 
der Löhne und Gehälter und damit auf die Verteilung des erwirt- 
schafteten Einkommens zwischen Kapital und Arbeit sowie & -  
~ e i l ~  auf die Korrektur der Marktverteilung über Sozialversiche- 
rungs- und sonstige staatliche Fonds. Sozialpolitik zielt damit auf 
die Verhinderung bzw. Kompensation von Armut und Einkorn- 
mensrisiken: Arbeitslosigkeit, Krankheit, Unfall, Alter oder Inva- 
lidität. An die Stelle der individuellen Konkurrenz setzt sie ge- 
meinsame Solidaritäc, als Lebensorientierung - und als Bedingung 
der Eimpfkraft, die notwendig ist, um diese Ansprüche gegenüber 
der Hegemonie des Marktes durchzusetzen. Sozialstaatlichkeit ver- 
stößt aus Prinzip gegen die Marktgesetze. Dies ist nicht etwa ein 
zu korrigierendes Defizit, sondern explizite Grundlage und Inhalt 
von Sozialstaatlichkeit. Insofern beruht die Forderung nach Ein- 
führung marktwirtsciiaftliclier Prinzipien in die Sozialpolitik auf 
einem grundsätzlichen Mißverständnis ilirer Existenzbedirigung. 
Das gleiche gilt von der Klage über das ,,Anspruchsdenken", das 
im Sozialstaat zum Ausdruck komme: In der  Tat erhebt das Sozial- 
staatsprinzip den Anspruch, daß die Früchte der Arbeit in hohem 



Maße den von Arbeit Abhängigen zugutekommen - und dafj sie 
nicht allein nach konkurrenzbedingter Leistung, sondern auch nach 
individueller Bedürftigkeit verteilt werden. 

Sozialstaatlichkeit ist Gegenprinzip zur Verwertungslogik des 
Kapitals, aber sie ist es innerhalb der ökonomischen und politi- 
schen Strukturen kapitalistischer Marktwirtschaften. Wie uiige- 
störte Kapitalverwertimg auf ein Minimum an sozialem Frieden 
und sozialer Akzeptanz angewiesen ist - wobei über deren Preis 
und die Methoden, beides herzustellen, sehr unterschiedliche Vor- 
stellungen herrschen -, bleibt auch wirksame Sozialpolitik - im 
Sinne finanzieller Vorsorge für und des Ausgleichs von sozialen 
Risiken -auf kapitalistische Akkumulation und Einlcommenspro- 
duktion angewiesen. Bei der Sozialstaatsdiskussioti geht es vor dem 
Hintergrund dieser wechselseitigen Aiigewiesenheit uni eine Ver- 
teiiungsfrage: Müssen ArbeitnelimerInnen die Vorsorge für den 
Fall der Pflegebedürftigkeit aus eigener Tische bezahlen, oder kön- 
nen sie erwarten, daß sie aus einer Solidarumiage finanziert wird, 
an der Kapital und Arbeit in gleichem Umtang beteiligt sind? 
Diese Grundsatzfrage ist bei den bisherigen Systemen irn Sinne 
der letzteren Alternative, bei der Pflegeversicherurig durch die 
Veriagerung aller Kosten auf die Arbeitnelimerlnnen beantwortet 
worden. Es ist offensichtlich, da13 es sich bei Letzterem um einen 
sozialen Rückschritt handelt, der nicht durch irgeridwelche öko- 
nomischen Sachzwänge, sondern durch das zugunsteri der Arbeit- 
geberInnen veränderte Kräfteverhältnis z u  erklären ist. Die Be- 
hauptung, daß die Beteiligcng der Unternehmen ari der Finanzie- 
rung der Pflege älterer Menschen eine untragbare Kostenbelasti.ing 
darstelle und die internationale Wsttbewerbsfahigkeit gefährde, 
ist i n  keiner Weise zu belegen. 

Der Angriff auf den Sozialstaat wird mit Argumenten geführt, 
i n  denen Unwahrheiten, Ha1 bwahrheiten und bli 13verstiiiidn isse 
zunehmend eine unheilige Verbindung eingehen: 

I .  D i e  Beiti¿i& zzw Soziaiver.rizhel-~lg inr~ye.rmnt seiet2 in detz i e ~ z ~ e n  
I JLri3t.en 10 t zpide geslze:geli, duJ die Leisrui~~~Jf;i%’igkeit der W~t .u -h~J t  und 
J e  I,ei~-triti~~-6et,eits~-hu~ des ii i.heiiilehmet. dadi~n-l! iihtv;f i i r r i e ~ t  icjii~detz. 
E i n  Iltirle diew ilnstiegi xi ohm eiwii  nirfiknim Schnitt hci deu 1,eZstitti- 
p~ tiic-hf ubrehbm: 

Richtig ist, dall die Sozialbeiträge insgesamt von 32,4 vH der 
Bruttolohn- und Gehaltssumme iiii Jahre 1980 auf 39,3 vH in 
1995, insgesamt also urii fast 7 Prozentpunkte gestiegen sind. 
Hierfür sind aber nicht der „überbordende Sozialstaat“, sondern 
vorrangig die gestiegene Arbeitslosigkeit und die Kosten der deut- 
schen Einheit verantwortlich, die zu einem großen Teil auf die 
Sozialversiclierungstr~ger abgewälzt worden sind. Die Aufwendun- 
gen für Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik in Deutsch- 
land sind von 6,7 Mrd. DM irn Jahre 1980 auf über 33 Mrd. DM 
imJahre 2994 Sestiegerr, davon entfielen 1994 etwa 17 h4rd. DM 
auf die neuen Bundesländer. Hierbei handelt es sich vorrangig um 
die Finanzierung gesa~iitgesellschaftliclier Aufgaben, die eigent- 
lich aus allgemeinen Steuermitteln zu leisten wäre. 

2. Da.r .Yy.rteiti sozialer Lei.rtzmgeti sei so iq)/izx u d  Leicht zzLgüq1ii.h: 
rluJ ej- ZJZ i3ahet)i iimi s i e i g e t d w  ALpe twi Aletischetg nzi/Shi-micht werde: 
die sich iin~iiiiz-h eiizer mtninieiz A i4eil entziehefi znd u1.r Schitiat~~tet. die 
il Iige~i~einheit si-hidigeu. 

Die Hartnäckigkeit dieser Behauptung steht in bemerkenswer- 
tem Gegensatz z u  den empirischen Belegen für einen Miljbrauch 
des Sozialsysterris als relevantes Pliänomen. An ihre Stelle tritt die 
ausgiebige Schilderung horrender Einzelfälle. D ~ Z L I  im Gegeiisatz 
sceht nun wieder die Tatsache, ilaß die politischen Schiußfolge- 
rungen hieraus sich nicht präzise auf solche Einzelfälle, sondern 
auf die Senkung des Leistungsniveüus insgesamt richten. Im  übri- 
gen lebt die Mil3brauchsdiskussiori in erheblichem Maße von Zy- 
nismus. Der zeigt sich z. 13. dariii, claB der regelmäUige Rückgang 
der Krankmeldungen in Zeiten der ökonomischen Krise von den 
Sozialstaacskritikern als Beleg für einen durch die Lohnfortzah- 
lung im Krankheitsfail angeregten Mißbrauch des Sozialsystems 
angefiihrt und die Einführung von Karenztagen gefordert wird. In 
Wirklichkeit dürften die Zusammenhänge elier Limgekehrt sein: 
In  der Krise creibt die Angst vor Entlassung auch kranke Arbeit- 
nehmeriniien aii den Arbeitsplatz. Nicht die Gesunden mißbrau- 
chen das Soziaisysteni, sondern der Druck der Krise führt zu111 
Mißbraucii der Kranken. Völlig ausgeblenciec bei der Mißbrauchs- 
debatte bleibt die Nichtinanspruchnahn-ie von Sozialleistungen. 
Bei der Sozialhilfe etwa beträgt diese Dunkelziffer rund 50 VH der 
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Xnspruchsberechtigten. Schließlich: Das Netz  der Kontrollen, 
Sperren, Zurnutbarkeitsregelungen und Bedürftigkeitsprüfuiigen 
ist im Verlauf des letzten Jahrzehnts bereits so dicht geknüpft 
\vordei-i, daß die Chancen des Mißbrauchs äußerst gering sind. 

3. Die Anspri~chsit2eiitaltität d e t w  iin soziaieiz Netz behindere - imch 
iihiie hliJ6ixztch - die zoirtsihajllichz E~ziii~icklimg ~ n d  gefdhrde ila~nit 
dze gesumte finanzielle Baszs des S(izialsystemi. Aui dZe.wiz Grzmde liege 
die Sozialleistz~ii~s~uote in der Bimdesref>ublik Jnittlerilieile bei iiber eineiii 
DsiLtel des Soziulproduktes. 

A~icli dieses Argument stellt einen Mißbrauch der Fakten dar. 
Die Sozialleistungsquote Westdeutschlands lag bereits 1982 bei 
33,3 v H  und sank bis 1993 auf 3 0 3  vH.  1991 lag sie mit 28,9 vH 
auf dem niedrigsten Stand seit 1973, einem Jahr mit annähernder 
Vollbeschäftigung. Allerdings zählen bekanntlich seit 1991 die 
fünf neuen Bundesländer zur Bundesrepublik, deren Soziallei- 
ctungsquote im Jahre 1993 bei 70,O vH lag. Das hat aber nichts 
mit Ansprrichsinflation, sondern alles mit  dem durch schnelle 
Währungsunion und falsche Wirtschaftspolitik forcierten Zusam- 
menbruch der dortigen Wirtschaft zu tun. Die Sozialpolitik hat 
die Konsequenzen dieser Politik nun zu tragen. Bemerkenswert 
ist daher eher, daß die gesamtdeutsche Sozialleisturigsquote trotz 
des ,,Jalirhuiidertwerks deutsche Einheit" rnic 34,O v H  kaum hö- 
her liegt als Mitte der siebziger Jahre. 

I n  Zeiten zunehmender Arbeitslosigkeit und Armut müßte die 
Soziaileiccungsquote eines Landes auch ohne ,,Ausuferungen" des 
Sozialstaates steigen, wenn das Sozialleistungsniveau für die Be- 
troffenen nur unverändert bliebe. Für die Zeit zwischen 1982 und 
1993 belegt die westdeutsche Sozialleistungsquote jedoch das 
Gegenteil eines ausufernden, nämlich den schrumpfenden Sozial- 
scaat. Während dieses Jahrzehnts stieg die Zahl der Renteriemp- 
fingerIrinen um knapp ein Fünftel, die der Arbeitslosen UR1 ein 
Viertel und die der Armen iim drei Viertel. Dennoch wurden 1991 
fiir die Finanzierungen der Sozialleistungen in Westdeutschland 
vier Prozentpunkte des Sozialproduktes weniger aufgewendet als 
1982. Dies belegt auch statistisch die Verschlechterutig der sozia- 
1t.n Leisttingen durch Sozialabbau. 

4. l h  llii&ing der- sozinleiz Sicllie,iIcti~~i.r)istaiie hirbe ZUY Ernblitit.uig 

eitler iwkt-zdj-leLenJ zii-%fizzenLetz, egoi.rtiiiheiL, Z J ~ I ' J - L ~  1 1  sndrrischen ur2d ?zu?. 
L q n  eigeriei' ilachteihLiltut2g itzteressierten Sozialbürokratie y@ihrt, die 
A ntragstelkednnen hinhalte, .rchikuirziere and &mit ige. 

Kein Zweifel: Kritik an staatlicher Bürokratie, Arroganz und 
Schwerfialligkeit ist erforderlich, bei den Arbeits- und Soziaiäm- 
tern ebenso wie in Wirtschafts-, Verkehrs- und AulSenministerien. 
Die naheliegende Konsequenz aus solcher Kritik liegt in der Scliaf- 
fung von mehr Transparenz, Flexibilität und Bürgernähe, in der 
Demokratisierung des Appararec. Derartige Schlußfoigerungen 
liegen der Sozialstaatskritik jedoch fern. Sie will die sozialen Lei- 
stungen nicht demokratisieren, sondern einschränken und teilweise 
abschaffen. Die Bürokratiekritik ist in dieser Konzeption nichts 
als ein populistischer \70rxmid. Ähnlich populistisch und in die 
falsche Richtung gehend ist die Forderung, an die Stelle des kom- 
plizierten Systems sozialer Leistungen ein einheitliches Bürgergeld 
,,aus einem GuB" zu setzen, bei dem alle Lebenslagen und Bedürf- 
tigkeiten über einen Kamm geschoren werden und das deshalb 
vermutlich zu erheblich größeren Ungerechtigkeiteri führen wür- 
de als das jerztige sehr viel zielgenauere System. Die zweifellos 
vorhandenen Bütokratisierungen und Undurchsictitigkeiten müs- 
sen durch Demokt-atisierung und mehr Ubersichtlichkeit überwun- 
den werden. Diese Aufgabe kann nicht durch Streichurig von Lei- 
stungen ersetzt werden. 

5 ,  Der iqpige AzljbaU der J-ozi'zlen Sicher1i~igss)lstei~le ,iwminiiere die 
Bereitschafi der Mensdx t i  ztir eigeiil?er'~izlzc'ortli~.~~e}l Vorsorge fiir die Risi- 
ken der Zukut@. Sie widerspt.eche dem Prinzifi des Subsidiari tät  undjzih- 
re datiiit letztlich ZMI '  Entliiiimfigmg der Bzirgednnen. AL Alternative 
hieim wird rine bej-iheideize - ziiohl sehr beichezdetze - geellschajliche 
Busis- oddr Grundcticheruig vorgeschli7gen. F ü r  alles, i c w  ddrzibe~ hin- 
ausgebe> sollteiz die Metischen LIILJ- eigenen M i t d n  durch eiztsprecheizde, auf 
ihre ../lezielleti BediirfiizsJe ~2~gesch)ii~teiie Vet~icberungen seih .! orgen. 

Dieser Vorschlag geht an den Realitäten des Lebens vorbei. Da 
die Hälfte der Menschen in der Bundesrepublik über gerade 5 vf-I 
bis 6 v H  des deutschen Geldvermögens verfügt, wird eine große 
Zahl von ihnen gar nicht in der Lage sein, die Mittel für eine pri- 
vate Vorsorge aufzubringen. Uberdies leidet die Konzeption an 
einem grundsätzlichen Gedankenfchler. Sie unterstellt, daß die 



Menschen die heute erworbenen Ansprüche sozusagen konservie- 
ren und zu einem späteren Zeitpunkt real einfordern könnten. Sie 
kommt demgegenüber aber nicht an der Tatsache vorbei, da13 der 
spätere Rückgriff auf das heute i n  Versicherungen angelegte Kapi- 
tal real nur als Zugriff auf die zu diesem späteren Zeitpunkt pro- 
duzierte Konsunigütermenge möglich ist. Es handelt sich also i n  
jedem Falle um eine Frage der Verteilung zwischen produktiver 
und unproduktiver Generation z n j e t ~ r ~ ~  spiiierwl Z~itpmkt. Der Er- 
satz kollektiver durch private Versiclierungssystere ändert hieran 
nichts. Was von dem Vorschlag zur Stärkung der individuellen 
Eigenverantwortlichkeit bleibt, sind erstens blühende Geschäfte 
für die Versicherungen, zweitens eine radikale Kostenentlastung 
der Arbeitgeber von Soziaibeiträgen auf Kosten der Versicherten 
und drittens die radikale Privatisierung des Einkoniinens- und Ar- 
rnutsrisikos im Alter, bei Invaliditär, Krankheit oder Pflegebe- 
dürftigkeit. Die hierin liegende Perspektive vollständiger Entmün- 
digi.iiig ist ein überzeugendes Argument dafür, das gegenwärtige 
System kollektiver Sozialversicheri.ing beizubehalten und weiter 
Z L ~  verbessern. 
6. Hohe Joziah Standard helJmterz s h 2  Lez.rtzrrzs.rr~lzlbr2erl der fl4erzschni 

twl ibrc Aet.eiis.ihaj, iitilstse)iget?clr A r$wiie,z zz,! ra7.ic-bten z m i  he.siheiihne 
LO%;?ie zu akzeptieretz. 

In dieser Kritik scheinen Menschenbild und gesellscliaftliche 
Konzeprion der SozialstaatskritikerIririen wohl an1 deutlichsten 
durch. Sie reflektiert und kritisiert nämlich eine - durchaus noch 
nicht realisierte, aber in der Sozialstaatskonzeption angestrebte - 
Wirklichkeit, in der die Menschen nicht gez\vungeri sind, sich 
jederzeit, an jedem Or t  und zii jeden Bedingungen den Ansprii- 
chen der Unternehmen - oder den ,,Zwängen des Marktes" - z ~ i  
unterwerfen. Wer krank ist, braucht sich nicht zum Arbeitsplatz 
zu schleppen und erhält trotzdem Geld; wer arm ist ,  braucht dar- 
uni doch nicht jeden ungeschiitzten, g e f h l i c h e n  und schlecht 
bezahlten Arbeitsplatz anzunehmen und erhält dennoch einen - 
wenn auch sehr geringen - Unterhalt. Diese marktwidrige Struk- 
t u r  ist in  der Tat die Existenz- und LeRitiniationsgrundlage des 
Sozialstaates, - und sie ist es, die den Kri t ikerhnen ein Dorn in1 
Auge ist. Illre Forderung, Sozialpolitik markt-adäqu,- uter zii ge- 
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stalten, läuft darauf hinaus, diese Struktur zu zerbrechen oder ZLI 

durchlöchern. Die Forderiing zum Beispiel, zwischen Sozialhilfe 
und den unteren Einkommensgruppen einen größeren Abstand 
zu schaffen, zielt nicht auf die Anhebung der Löhne, sondern auf 
die Senkung der Sozialhilfe. IHierdurch soll der Druck auf Arbeits- 
lose erhöht werden, auch noch so schlecht bezahlte Arbeiten anzu- 
nehmen und sich den Liriternelimen vollständig zu unterwerfen. 
Daß soziale Sicherheit die Leistungsbere~tschaft, Kompetenz oder 
Kreativität von Menschen hemmt, ist eine durch nichts belegte 
und durch vieles widerlegte Behauptiing. Da13 sie die Bereitschaft 
untergräbt, sich zu unterwerfen und bedingungslos ausbeuten zu 
lassen, ist dagegen richtig - und ist ein erklärtes Ziel von Sozial- 
politik. 

3 .  Bkologischer Umbau diirch Regionülisierung 

Unter der Wucht der Uriibrüche, die mit dem Zusamnienbruch 
der osteuropäischen Gesellschaften einhergingen, iund insbesonde- 
re unter dem Eindruck der tiefen Transformationskrise in Ost- 
deutscliland uiid des weiceren Anstiegs der Arbeitslosigkeit im 
Westen ist die Dringlichkeit des ökologischen Umbaus der Witt- 
schaft in den Hintergrund der wirtschaftspolitisclien Diskussion 
getreten. Von Seiten der Unternehmen und der Bundesregierung 
wurde sie mit dem Hinweis auf die Wettbewerbsfähigkeit der deut- 
schen Wirtschaft zurückgedrängt. Die Gewerkschaften stellen 
Arbeitsplatz- und soziale Sicherheit in den Vordergrund ihrer Po- 
litik. Umweltarguniente finden immer weniger Anklang in der 
Offentlichkeit. 

Die ökologische Krise ist demgegenüber natürlich nicht gerin- 
ger geworden -- trotz Umwelttechnik, Umweltmanagenient, Urn- 
wel tver t rägl ichkei tsprü~~ig und Grünem Punkt. Der Raubbau an 
den Rohstoffen der Natur, Uberforderung ihrer ßelastbarkeit durch 
Abfälle aller Art und Aiisbruch  inv vorher gesehen er, aber in Kauf 
genommener Risiken mit unkalkulierbaren Folgen - die kumula- 
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tiven Wirkungen dieser Prozesse haben die natürliche Umwelt der 
Menschen in den letzten beiden Jahrzehnten so erheblich beein- 
trächtigt, da13 die ökologische Frage ZLI einem zentralen Problem 
der Lebensqualität geworden ist. Für alternative Wirtschaftspoli- 
tik, die Lebensqualität nicht der Kapitalrentabilität unterordnet, 
sondern als Zielorientietung für die Gestaltung ökonomischer Pro- 
zesse beibehält, muB ökologischer Umbau daher auch weiterhin 
unabhängig von tagespolitischen Vordringlichkeiten wesentlicher 
Schwerpunkt ihrer Analysen und Vorschläge sein. 

Jin vergangenen Jahr haben wir den Verkehrssektor ins Zen- 
trum unserer Uberlegungen über den ökologischen Umbau ge- 
stellt und dort die Triade der Ansatzpunkte zur Umsteuerung - 
Verminderung, Verlagerung und Verbesserung des Verkehrs - dis- 
kutiert. Dabei hatten wir schon damals einen besonderen Akzent 
auf die Verkehrsverminderung oder -Vermeidung als wesentlichen 
Fluchtpunkt einer strategischen Umorieiitierung gelegt. Diese 
Uberlegungen wollen wir jetzt aufgreifen und vertiefen. Dabei geht 
es zum einen um die Präzisierung der Orientierungskriterien fiir 
eine ökologisch verträgliche oder „nachhaltige" Entwicklung. Zum 
anderen soll der Zusammenhang zwischen Verkehrsverminderurig 
und Regionalisierung der Wirtschaft skizziert werden, und drit- 
tens sind die Konsequenzen für die außenwirtschaftliche Konzep- 
tion zu bedenken. 

Eutens: Eine -zunächst recht allgemeine - inhaltliche Orientie- 
rung für ökologischen Umbau stellt die Konzeption der ökologi- 
schen Nachhaltigkeit dar. Sie wurde 1987 ini Bericht ,,Unsere 
gemeinsame Zukunft" der Brundtland-Kommission einer breite- 
ren Offentlichkeit vorgestellt und ist seitdem vielfach diskutiert 
und weiterentwickelt worden. Unter nachhaltigem Wirtschaften 
wird - sehr allgemein - eine Entwicklung verstanden, „die den 
Bedürfnissen der heutigen Generation entspricht, ohne die Mög- 
lichkeiten zukünftiger Generationen zu gefährden, ihre eigenen 
I3edürfnisse zu befriedigen und ihren Lebensstil zu wählen." Hin- 
sichtlich des Umganges mit  der Natur  bedeutet das, noch immer 
recht allgemein, die Berücksichtigung folgender drei Regeln: 

I . Die Abbaurate erneuerbarer Ressourcen soll ihre Regenerati- 
oncrate nicht überschreiten. 

2. Nicht-erneuerbare Ressourcen sollen nur in dem Umfang 
genutzt werden, in dem ein physisch und funktionell gleichwerti- 
ger Ersatz geschaffen wird. 

3. Immissionen in die Umwelt sollen die Belastbarkeit der Na- 
tur nicht überschreiten. 

Diese Grundregein betreffen ökonomische Vorgänge, die kon- 
kret in Raum und Zeit stattfinden. Die zeitliche und die riäunili- 
che Dimension spielen eine wichtige Rolle für die Einhaltung der 
drei Naclihaltigkeitsregel~~. Denn die ökonomische - im wesentli- 
chen an maximaler Kapicalrendite orientierte - Konkurrenz- und 
Expansionslogik hat über den immanenten Zwang zum Besser- 
sein-müssen als die Konkurrenz und zur Produktivitätssteigerung 
eine enorme Beschleunigung der wirtschaftlichen Prozesse bewirkt 
und damit die Grenzen der Zeitrhythmen der Okologie weit über- 
schritten. Uber den Ausbau von Verkehrsinfrastruktur, Telekom- 
munikation und das Absenken von Handelshemmnissen hat sie 
überdies zu einem Zurückdrängen bis hin zum teilweisen Ver- 
schwinden des Raumbezugs bei ökonomischen Entscheidungen 
geführt. Die heutigen stark internationalisierten Aktivitäten fin- 
den daher weitgehend ohne Rücksicht aufdie räumlichen und zeit- 
lichen Konsequenzen und Grenzen ökologischer Prozesse statt. Dies 
gilt sowohl für die Entnahme als auch für die Abgabe von Stoffen. 
Der ökologische Umbau der Wirtschaft fordert demgegenüber eine 
ausdrückliche Berücksichtigung dieser Grenzen, und das bedeutet 
eine Keorientierung an ökologisch verträglichen Zeitrhythmen und 
an räumlichen Gegebenheiten - bei der Produktion ebenso wie 
bei der Nutzung und Entsorgung von Gebrauchs- und Produkti- 
onsgütern. Daher sollten die drei Nachhaltigkeitsregeln durch zwei 
weitere ergänzt (oder konkretisiert ) werden: 

4. Das Zeitmaß menschlicher Eingriffe in die Natur  muß i n  
einem ausgewogenen Verhältnis zum Zeitmaß der für das Reakti- 
ons- und Verarbeirungsvermögen der Umwelt relevanten natürli- 
chen Prozesse stehen. 

5 .  Die Wirksamkeit menschlicher Eingriffe ist räumlich zu be- 
grenzen. 

Viele Produktions-, Konsumtions- und Entsorgungsprozesse der 
modernen Okonomie entspreciien diesen Kegeln nicht: ZeirIich 
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überschreitet ihre Geschwindigkeit die iaiipassungsfähigkeit der 
Natur, urid ihre Langzeitfolgen sind unübersehbar. In Päumliclier 
Hinsicht stellt sich das Problem der vielfach unbekannten Distanz- 
wirkungen urid räumlichen Verkettuiigen von Stoffströmen. Eine 
zeitliche und räuniliclie , ~ ~ ~ ~ ~ . ~ ~ . h i ~ z ~ ? z z ~ ~ ~ ~ ~ ~ ' ~ ,  eine neue Okorioniie 
des konkreten Zeit-Raumes, erscheint uns daher als \vesencliche 
Forderung an einen problemgerechten ökologischen Unibau. 

Zzvritrns: Die Anwendung dieser Uberiegungen auf den Verkehr, 
den wir schon iin MEMORANDUM '34 ins Zentrum unserer 
fjberlegungen zum ökologischen Umbau gestellt hatten ~ verstärkc 
unsere damalige - und nicht von uns allein oder zuerst vertretene 
- These, da8 im Vordergrund einer Strategie zur umweltgerech- 
ten Gestaltung des Verkehrs die Verkehrsvermirideriiiig stehen 
müsse. Sie beginnt bei der Einschränkung unnötiger oder unnöcig 
weiter Fahrten und Transporte, und sie richtet sich langfristig auf 
die Verminderung der räumlichen Trenriung zwischen Arbeits-, 
Wohn- und Erholungsraum und auf die stärkere Regionalisierung 
wirtschaftlicher Vorgänge. Wie das wichtigste Mornenc zum üm-  
bau der Energieversorguns die Energieeinsparung ist, so ist Ver-. 
kehrsverrneidung das wichtigste Moment des umweltverträgliclien 
Umbaus des Sektors, - ohne daß die Menschen auf Mobilität ver- 
zichten mül3ten. Es geht beim ökologischen Umbau nicht um das 
Verbot von Lebensbedürfnissen und Et~tfaltungsmögliclikeiten, 
sonclern u m  Formen ihrer Realisierung, die die Natur  nicht zer- 
stören. 

Diese Orientierung auf Verkehrsverrneidung und stärkere Ke- 
gionalisierung des Wirtschaftens als Qrieiitierungspunkt des öko- 
logischen Umbaus des Verkthrcsekcors scelit im diametralen Ge- 
gensatz zur Politik der Bundesregierung, die i n  erster Linie auf 
technologische Verminderung der PKlI-  und LKW-Emissionen 
bei gleichzeitiger ungebremster Zunahme von P K W  und LKIV 
und auf intensiven Ausbau der Autobahnen setzt. Sie ist aber auch 
in  der fortschrittlicheren Urnweitdiskussion nicht selbstverständ- 
lich iind unumstritten, die sich vor allem auf die an sich sinnvolle 
Verlagerung des Verkehrs auf weniger iiniweltscl-iädliche Verkehrs- 
formen und -niedien wie z. B. die Bahn sowie auf den Ausbau der 
e 11 t s p re c Ii e n de n in  fr as t r uk t u r r i c li t e t . 
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Unsere Vorschläge stehen zu solchen Überlegungen nicht im 
Gegensatz. Wir  sehen sie vielmehr als einen notwendigen Zwi- 
cchenschritt iind auch als dauerhaftes Element eines Umbaus, des- 
sen Hauptorientierung allerdings langfristig auf Verkehrsverniei- 
dung durch stiirkere Re-Regionalisierung des Wirtschaftens zielt. 
Als erster Schritt mid3 allerdings zunächst und vordringlich ein 
weiterer Schub der Beschleunigung und der Enträumlichung ver- 
hindert werden, der durch eine drastische Senkung der  Verkehrs- 
widerstände beim Flug- und beim Autoverkehr bereits begonnen 
hat. 

A d i  ein ökologischer Umbau des Verkehrssystems erfordert 
den ALS- und Neubau von - umweltschonender - Verkehrsinfra- 
struktur (und schafft daher zumindest in dieser Phase neue Ar- 
beitsplätze). Beides sollte aber den Entwicklungszielen "Verkehrs- 
Verlagerung" und "Verltehrsvermeidung" entsprechen. Iiwestitio- 
nen zur Kapazitätserweiterung im Straßen- und Luftverkehr Ieh- 
nen wir daher ab, da durch sie die schädlichsten Verkehrsträger 
gefördert werden. Einen wesentlichen Beirrag zur Verhinderung 
von Umweltzerstörung durch den Flugverkehr würde auch die 
drastische Reduzierung der Miiitärflügt über der Bundesrepublik 
leisten, denn von ihnen entstammen fast 60 VH der durch den 
Luftverkehr erzeugten Luftschadstoffe. 

Wi r  halten es prinzipiell für sinnvoll, das Eisenbahnnetz als öko- 
logisch verträglichere Alternative auszubauen. Auch hierbei ist 
allerdings zu problematisieren, daß dies zur weiteren regionalen 
Agglonieration und Spezialisierung der Produktion und damit zur 
Abnahme der regionalen Vieihlt einerseits und zur Zunahme der 
Verkehrs- und Transportströrne andererseits fiihreti kann. Hier 
bringt der Ausbau der Infrastruktur, selbst wenn sie für sich gese- 
hen zu Verkehrsverlagerungeri auf ökologisch verträglicliere Me- 
dien fuhrt, durch die gleiclizeitige Steigerung der Verkehrsrnenge 
per Saldo möglicherweise mehr Schaden als Nutzen. 

Unter diesern Gesicht-spunlct möglicher Probleme, die durch 
gutgemeinte Iiifrastrukturvorhabeli hervorgerufen oder verschärft. 
werden, sollten iibrigens auch die ,,Transeuropäischen Netze" noch 
eiririial kritisch iiberprüft werden, die von der EU - allerdings 
ohne konkrete Finanzierungszusagen - 1393 beschlossen worden 



sind und deren Aufbau mittlerweile - auch als bescliäftigungspo- 
litisches Programm - teilweise begonnen tiac. Selbst beim Bau 
von Eisenbahnverbindungen ist zu bedenken, daß die bessere und 
schnellere Erreichbarkeit der ökonomischen Zentren in Europa die 
weitere Verdichtung dieser Ballungsräume fördern wird. Das wird 
dort zu zusätzlichen ökologischen Belastungen führen und in den 
Regionen, aus denen die Ressourcen abwandern, eine eigenständi- 
ge produktive Entwicklung erschweren, - ein Mangel, der dann 
wieder einerseits durch besonders niedrige Löhne und andererseits 
mit Mitteln des Kegionalfonds kompensiert werden soll. 

Ein gezielter Aus-, Neu- und Umbau der Infrastruktur ist je- 
doch auch für den öffentlichen Nah- und Regionalverkehr not- 
wendig. Einerseirs besteht gerade hier das gröl3te Verlagerungspo- 
tential vom motorisierten Individualverkehr hin zum öffentlichen 
Personenverkehr. Andererseits erfordern auch regionalisierte Pro- 
duktionsforrnen eine geeignete Infrastruktur für die ökologisch 
günstige Lösung der neu entstehenden kleinräumigeren Transport- 
aufgaben. 

Natürlich kann die Re-Regionalisierung der Wirtschaft nicht 
abrupt erfolgen, das widerspräche schon dem Gebot der zeitlichen 
Entschleunigung. Sie kann sich auch nicht auf ausnahmslos alle 
ökonomischen Prozesse richten. Auch in Zukunft wird es Fern- 
transporte, Außenhandel, Flugverkehr und individuelle PKW- 
Krisen geben, wenn auch in erheblich geringerem Maße und wohl 
auch zti  erheblich höheren Kosten, weil bisher externalisierte La- 
sten bei der Preisbildung nicht berücksiclitigt werden. Daher ist  
es auch e i n u nve r z i c h t barer Anspruch öko logisch ver t r iig I i ch e r 
Verkehrspolitik, die Umweltverträglichkeit der traditionellen Ver- 
kehrsmittel durch technologische Mal3nahmen zu verbessern und 
ihre ökologischen Kosten in den Preisen wiederzugeben. Die in 
der verkelirspolitisci-ien Diskussion immer wieder erhobene For- 
derung nach einer drastischen Anhebung der Mineralölsteuer i n  
zeitlich genau festgelegten Schritten halten wir in diesem Zusam- 
menhang für ein geeignetes Mittel, u m  Druck auf NutzerInnen 
und €-ierstellerIrineri von Autos auszuüben: auf erstere, damit sie 
weniger Auto fahren, auf letztere, damit sie umweltverträglicliere 
A L I ~ O S  herstellen. 

Dyittens: Eine langfristige Orientierung auf eine stärkere Regio- 
nalisierung der Wirtschaft steht natürlich in hartem Gegensatz zu 
den zwanghaften Interiiatiotialisierungstendenzen kapitalistischer 
Okonomien und zii deren theoretischer Legitimation in den domi- 
nierenden Varianten der AulSenharidelstlleorie und -Politik. 

Wir haben diese grenzenlosen Internationalisierungstendenzen 
schon im MEMORANDUM '94 ini Zusammenhang mit  der 
Standortdebatte problematisiert, die von Unternehmern und der 
Bundesregierung mit der Stoßrichtung geführt wird, im Namen 
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehnien 
die Lohn-, Sozial- und Umweltstandards in Deutschland z ~ i  sen- 
ken. Die Orientierung auf Weltmarktüberlegenheit verlangt von 
den Menschen immer neue Opferrunden und Verzichte, ohne ih- 
nen längerfristige wirtschaftliche und soziale Sicherheit geben zu 
können. Die Länder der Dritten Welt werden in dem gnadenlosen 
internationalen Konlcurrenzkampf völlig überrollt. Als Alternati- 
ve zur Weltmarkcorientierung um jeden Preis hatten wir ein Kon- 
zept der Konzentration auf die binnenwirtschaftlictie Entwicklung 
mit ausgeglichenen Außenwirtschaftsbeziehungen vorgeschlagen, 
in dem die Unternehmen nicht mehr versuchen, ihre binnenwitt- 
schaftlich produzierten Nachfrageprobleme nach außen zu verla- 
gern und sich damit auf einen endlosen Kampf einzulassen, in dem 
am Ende keiner gewinnen, aber die Menschen verlieren werden. 

Diese Argumentation soll jetzt durch eine Kritik der Interna- 
tionalisierung als Hauptrichtung gegenwärtiger Unternehnieris- 
und wirtschafrspolitischer Strategien aus ökologischer Sicht erwei- 
tert werden. Das widerspricht allerdings in besonderem Malje dein 
herrschenden Zeitgeist, der - jedenfalls offiziell - heute wie vor 
150 Jahren das Hohelied des Freihandels, der internationalen wirt- 
schaftlichen Arbeitsteilung singt und die segensreichen Wirkun- 
gen von beidem für alle Beteiligten betont. 

Positive Wolilstandswirkutigen durch internationalen Handel 
-und durch internationalen Kapitalvetkelir - werden von uns nicht 
prinzipiell bestritten. Iriternacionaler Austauscl; und Arbeitstei- 
lung haben vermutlich a ~ c h  einen erheblichen -allerdings schwer 
quantifizierbaren - EiriflulS auf die dynamische Entwicklung des 
Kapitalismus seit dem 18. Jahrhundert gehabt. Ähnliche positive 



\X/irkungen internationaler Arbeitsteilung sollen auch Kir die Ge-  
genwart nicht in  Abrede gestellt werden. So wie sich Interriationa- 
lisierung heute entwickelt liat, sind sie jedoch weder die einzigen 
noch die alle anderen überragenden W'irkungen. Vielfach stehen 
ihnen negative Struktur- und Verteilungseffekte, häufig große 
Umweltbelastungen gegenüber, gelegentlich fehlen die posi tiven 
Effelcte ganz. Im  einzelnen sind insbesondere aus ökologischer Siclit 
folgende Einwände gegen eine Uberbetonuiig der Internationali- 
sierungsgewinne zu berücksichtigen: 

1. Der größte Teil - gu t  drei Viertel - des Welthaiidels - und 
mehr als vier Fünftel der Direktinvestitionen - spielen sich nicht 
zwischen Ländern mit  weitgehend unterschiedlicher Faktorausstat- 
tung ab, also etwa zwischen Entwicklungs- und Industrieländern, 
sondern zwischen den entwickelten Industrieliindern der OECD. 
Uttd ein zunehmender Teil dieses Handels - mittlerweile ist es mehr 
als die Hälfte - findet mit  relativ gleichartigen Gütern - Autos, 
hlascliiiien, Elektrogeräten, Chemikalien - stact, ist sog. iiitra-iri- 
diisrrieller Handel. Damit sind jedoch die Effizienzgewinne, die  
nach der traditionellen Außenhandelstlieorie ~iiid ilireii neoklassi- 
sclien Nachfolgeversionen durch die arbeitsteilige Nutzung unter- 
schiedlicher - und im übrigen weitgehend unveränderlicher oder 
inirnobiler - Ausstattung mit  Produktionsfaktoren zustande kom- 
men, hinfällig. Effizienzgewinne im Handel niit gleichartigen 
Giitern zwischen Industrieländern resultieren vielmelir zum einen 
aus sinkenden Stückkosten bei Massenprodukrion und  starken 
hlarkcpositionen. Z u m  anderen n immt  die Prodiiktdifferenzierung 
-- vor allein bei hochwertigen Gebrauchsgütern und in einigen 
Bereichen der Investitionsgüter - zu. Dabei sollte allerdings auch 
be r ii c ks i ch t i g t werden, daß ci ie Bi Id un g i nc l  iv i due I le i Präferenzen 
~ i n d  FJachfragestrukturen auch von unterneiimerischen Konkur- 
renzstrategien, 2.B. Werbekampagnen, mitverursacht und -gelenkt 
wild. Da die internationale Produktionsstruktur nicht mehr i n  
e r s m  Linie durch die natürliche Faktorausstattung bestimmt ist, 
in i rn 111 t d i e i n te rn a t i onale Standort kon k 11 rre nz ZLI , und ihre Wo11 I- 
sraiicis~Yirkurigen sind i n  der Regel höcIisc ungleich verteilt. 

2 .  Beim Handel zwischen Unternehmen aus unterentwickelten 
Kolistoftländern und solchen aus entwickelten Industriestaaten 

kann in der Regel von Gleiclibereclicigung und gegenseitigem 
Nutzen nicht die Rede sein. Die Entwicklung der Preisverhältnis- 
se zwischen Rohstoffen und Industriegüterii hält den Nutzen fiir 
die unterentwickelten Länder sehr gering. Ihre Abhängigkeit vom 
Kapital der Industrieländer treibt sie in die Verschuldung. Die 
Gläubigerländer, der Internationale Währungsfonds und die Welt- 
bank zwingen ihnen eine vorwiegend exportorientierte Encwick- 
lung auf, aus deren Erlösen sie die Schulden zurückzahlen sollen. 
Im Konzept dieser Strategien haben öI~ologische Gesichtspunkte 
bis vor kurzein keine Rolle gespielt. Es kam zu Raubbau an tropi- 
schen Regenwäldern, zu Bodenerosionen iind Monokulturen, die 
das ökologische Gleicligewicht in den betroffenen L< '11 d ern zer- 
störten und niittlerweile iiber Klimawirkungen und die Nahrungs- 
kette auch auf die Industrieländer zurückwirken. 

3. Intra-inciustriel!er Handel zwischen Unternehmen der Indu- 
strieländer ist nicht ausscliließlicli eine Angelegenheit internatio- 
naler Arbeitsteilung, sondern in hohem Maße Ausdruck der un- 
ternehnierischen Absatz- und Scandortkonkurrenz sowie von Pro- 
dLiktdi~fereiizierungen, die ihrerseits vielfach nicht unabhängig von 
Unternehii-iensstrategien sind. Bei diesen geht es nicht u m  wach- 
senden W'ohlstand für alle, sonilern u m  Sieg oder Niederlage der 
jeweils „eigenen" nationalen Unternehmen auf dem Weltmarkt.  
Niederlage bedeutet ökonornischen Abstieg und Verfall, während 
Siege nur zeitweise Bestand haben und permanent neuen Gefahr- 
dungen und Bedrohungen ausgesetzt sind. Da der internationale 
Handel sich n i i l i t  zwischen Staaten oder Regierungen abspielt, 
von Bevölkerungen ganz zu schweigen, sondern darin besteht, daß 
Unternehmen ihre Waren oder ihr Kapital auf ausländischen Märk- 
ten unterbringen wolkn, ist es auch nicht ausgemacht, o b  dabei 
erzielte eirizelwirtscliaicliche Effizienz- und Reritabilitätsgewinrit., 
etwa aus sinkenden Stiickkosten bei Aiassenptoduktion oder aus 
erfolgreichen 1Clarkteroberunb.sstra~egi~n, tarsächlich an die Be- 
völkerung weitergegeben werden, oder nicht vielmehr zur Vorbe- 
reitung neuer Siege oder zur Abwehr neuer Bedrohungen verwen- 
det werden. Ausgemaciit aber ist, daß die Eroberung und Vertei- 
digung beherrschericler Positionen auf dem Weltmarkt immer wie- 
der soziale und iikologische Standards unter Druck setzt. 



4.  Die intensive Internationalisierung und insbesondere das 
Wachstum des interkontinentalen Handels haben zu einer enor- 
men Zunahme der Transporte und Stoffströme mit sehr schädli- 
chen ökologischen Folgen geführt. Erstens haben die Stoffagglo- 
merationen und die daraus resultierenden umweltbelastenden Im- 
missionen in den Industrieländern - dort vor allem in den Zentren 
der Produktion - zugenommen. Zweitens hat die einseitige ex- 
portorientierte Strategie in den Entwicklungsländern ökologische 
Labilität und massive Krisen hervorgerufen. (Für die kleine Zahl 
von Ländern, die sich aus dem Status der Unterentwicklung be- 
freit haben, Iäßt sich demgegenüber nachweisen, daß die Grundla- 
ge ihres Erfolges eine starke Binnenorientierung mi t  Außenschutz 
sowie intensive staatliche Intervention warenj. Drittens ist die In- 
ternationalisierung und insbesondere die Interkontinentalisierung 
mit enormen Transportströmen und entsprechend hohen Belastun- 
gen und Kosten für die TJmwelt verbunden, die sich nicht in den 
Transportkosten niederschlagen und teilweise wegen ihres irrever- 
siblen Charakters überhaupt nicht niederschlagen können. Vier- 
tens finden derartige ökologisch schädliche Transporte auch ver- 
mehrt dadurch statt, daß diePr&ktio?z selbst (und nicht der Wan- 
del mit fertigen Gütern) internatioiialisiert und global vernem 
wird, indem verschiedene Teile eines Enciproduktes in verschiede- 
nen Ländern oder gar Kontinenten produziert, teils mehrmals hin- 
und hergeschickt und dann zentral endmontiert werden. Die Schat- 
tensei te der hohen Flexibilität, mit  der U nternehmen Teiiproduk- 
tionen in Niedriglohnländer verlegen und sie ebenso schnell von 
dort wieder abziehen, wenn andere Kriterien als die Lohnkosten 
fiir sie relevanter werden, besteht in der Zerstörung historisch ent- 
standener sozialer und ökologischer Strukturen, ohne daß sie durch 
da~ierliaft tragfähige Alternativen ersetzt würden. Für die betrof- 
fenen Länder handelt es sich vielfach um kurzfristige Scheinblü- 
ien, längerfristig um Unsicherheiten und extreme Abhängigkei- 
ten von den Strategien transnationaler Konzerne. 

C i  n t er d i ese n k r i t i schen Ges ich t s p un k ten ver 1 i e r t d i e Interna- 
c i CI n al i s i e ru ng LI n d G lo bal i s i e rung der Wi  r t sc 11 a ft CI ocli deu t 1 ich 
an Glanz, gewinnt denigegeriüber die Re-Regionalisierung von 
~~irtscliaftsstrt i l<tureri  und -prozessen deutlich an Attraktivität. 
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Es handelt sich nicht u m  die Verdrängung freier Weltoffenheit 
durch spießige Provinzialität und Nabelschau, sondern um die 
Korrektur von Fehlentwicklungen einer Internationalisierungsstra- 
tegie, deren einzelwirtschaftliche Effizienz- und soziale Wohlstands- 
Wirkung zunehmend unsicher geworden ist und deren gesamtwirt- 
schaftliche, strukturelle, soziale und ökologische Problematik ver- 
stärkt hervortritt. Auch in einer re-regionalisierten Weltwirtschaft 
wird es internationalen Warenhandel, Kapital- und Geldverkehr 
geben. Sie werden aber nicht mehr der Fluchtpunkt und - auf- 
grund ihrer Funktionsunfahigkeit - auch nicht die Rettungsstta- 
tegie privatkapitalistisch organisierter Okonomie sein, sondern 
Austausch auf der Grundlage gleichberechtigter und vor allem 
ausgeglichener Binnenstrukturen. Die Größenordnung des inter- 
natiorialen Handels wird dabei erheblich abnehmen können, ohne 
daß dies mit wesentlichen Wolilstandsminderungen verbunden 
wäre. Die verbleibenden Außenwirtschaf-^tsbeziehungeli erhalten 
dann sehr viel stärker den Charakter internationaler Arbeitstei- 
lung, der in der klassischen Theorie behauptet und gefordert wird, 
in der Realität aber mehr und mehr hinter den Konkurrenz- und 
Dominanzstrategien kapitalistischer Unternehmen zurückgetreten 

Bis dahin ist es ein weiter Weg. Allerdings lassen sich auch heu- 
te schon Schritte angeben, die in die richtige Richtung führen. 
Dazu gehört zum einen die schrittweise Erhöhung des Transport- 
Widerstandes, vor allem durch eine spürbare und mit steigender 
Entfernung progressiv zunehmende Verteuerung der Transporte 
(Transportsteuer, vor allem in Form der Mineralölsteuer). Dazu 
gehören zweitens die Festsetzung und Dutchsetzung sozialer und 
ökologischer Standards bei der Hersrellung der Güter, die interna- 
tional gehandelt werden. Und dazu gehört drittens eine Regional- 
, Industrie- und Strukturpolitik, die die extreme Abhängigkeit 
der Wirtschaft, und insbesondere einzelner Regionen und Bran- 
chen, vom Weltmarkt lockert, indem sie zunehmend regionale 
Kreisläufe organisiert. 

1st. 
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4. Wege zur  Uberwindung der Arbeitslosigkeit 

Da konjunkturelle Belebungen und längerfristiges Wirtscliafrs- 
wachstum von sich aus immer weniger zusätzliche Arbeitsplätze 
schaffen, erscheint die Perspektive bedrückend realistisch, daß für 
den Rest dieses Jahrzehnts und bis weit in das nächste Jahrliun- 
dert hinein in Deutschland über :7 Millionen Arbeitsplätze fehlen 
werden. Ein Sechstel der erwerbsfaliigen Bevölkerung würde auf 
diese Weise gegen ihren Willen vorn gesellsc~iaftlichenieii Arbeits- 
und Produktionsprozeß ausgeschlossen, in eiriselbständiglieit, 
Dequalifizieruiig und vielfiach auch in Armut  gedrängt. Diese Per- 
spektive ist für eine humane Gesellschaft untragbar, insbesondere 
darin, wenn sie ökonomisch zu den leistirrigs~~l-iigsteri der Welt 
gehört. Es niüscen also Wege zur Verminderung der Arbeitslosig- 
keit gefunden und beschritten werden. 

Bei der Suche nach diesen Wegen sollten allerdings drei Kon- 
zepte vermieden werden, die sich in verschiedener Hinsiclit sclinell 
als Irrwege erweisen. 

ErsLem kann die Lösung nicht darin bestehen, htillioneii uriqua-. 
lifizierter, niedrig bezahlrer Jobs in1 Bereich der persönliclhen 
Dienstleistungen zu schaffen: z.B. Brijtclienausträgeririnen, Scliuli- 
putzerInnen, Dienstmädchen. Als arbeitsmarktpolitische Grolllö- 
sung wiirde dies die Perspektive einer weiter polarisierten Gesell- 
schaft ijffnen, in der die Armen nichr nur arm, sondern den Rei- 
chen zu Diensten sein müßten - und dadurch irn übrigen ihrer 
A r m  iit n ich t eri t kom men w Li rde n . 

Zu~eitei.7s ist es nicht siniivoll, die Arbeitslosigkeit durch eine 
massive Beschleunigung des _resamtwirrscliaftlicIien Wachsruins 
uni jeden Preis beseitigen zu wollen. Denn z u m  einen würden die 
zusätzlichen Arbeirsplatzwirkungen jedes neuen Waclistumsschu- 
bes, der ja in erster Linie über immer mehr Rationalisierungen 
erreicht würde, immer dürftiger ausfallen. Z u m  anderen führt for- 
ciertes Wachstum auch zu erhöhtem Energieverbrauch iind zu neueii 
I Jri i \~~t. l tbelastuii~en, ist also von daher nicht unbegrenzt aufn-eclit- 
ziierhiilten und auch nicht wünsclieiisnmr. 

~ ) ~ . I I Z P X S  schliel3lich kann auch der Versuch, die binneiiwirtscliaft- 

lichen Beschäftigilng.sprobleIne durch eine forcierte Internariona- 
lisierungsstrategie z u  Überwinden, weder als wünschenswert noch 
als aussichtsreich angesehen werden. Denn damit wird eine hem- 
miingslose Weltmar1itkoril;urrenz herausgefordert, die im Namen 
der inrernacionaleii \Wettbewert>s~~liigkeit den Menschen immer 
neiie Opfer in Form niedriger Einkomn-ieri und schlechterer Um- 
welrstandards auferlegt, also die gegenwärtige Lebensqualität ver- 
schlechtert, ohne das damit verbundene Versprechen auf ihre spä- 
tere Verbesserring eiriiöseri zii können. 

Demgegenüber sollte sich eine sinnvolle iind gesellschaftlich 
akzeptable Strategie zur Uberwindung der Masseiiarbeitslosigkeit 
auf ~~}~Sr~~ t I?u ie ipN iz iF ; te  stützen. Dabei liegt die Verantwortilng für 
die ersten beiclen in erster Linie bei den 'I'arifparteien, für die drei 
folgenclen bei den politischen Instanzen und für den letzten bei 
einer Kooperation zwischen Politik, Unternehmen und Gewerk- 
sc ha ft e n . 

\Wir sind uns bewiiljt, cM.3 J ie  folgenden Vorschläge weitge- 
hend irn Gegensatz zum lierrscl-ienden neoliberalen Zeitgeist und 
den erklärten Interessen der Unternelinien stehen, die Deregulie- 
rung, Sozialabbau ~ i n d  eine Verringerung der Staatsyuote anstre- 
ben und eine weitere Polarisierung der Gesellschaft bewirken wür- 
den. Wi r  sind jedoch Javon überzeugt, da13 es keine Alternativen 
z u  einer energischen Beschäftigungspolitik in der von uns skiz- 
zierten Richtung gibt,  wenn die Arbeitslosigkeit als soziales Haupt- 
übel unserer Zeir wirksam bekämpft werden soll. Uberdies gehen 
wir davon aus, daß eine Wendung zu einer bescliäftiguilgswirksa- 
nien und ökologisch verträglichen \~~irtschaftspolit ik,  die als öko- 
sozialer „New Deal" bezeichnet werden könnte, prinzipirll mög- 
lich ist. Ihre Durchsetzung erfolgt allerdings weder im Selbstlauf 
noch durch bloße Einsicht in die Vernunft der Vorschläge. Sie er- 
fordert vielmehr intensive Unterstützung von Seiten der sozialen 
Bewegungen Lind Konfliktbereitscliaft gegenüber andersgerichte- 
ten Interessen der Unternehmen iind der Bundesregieriing. 

Eizrtem kann eine S/aih.n,y d e r  jiriikzleiz \~,.i/i-~w-h.n2dzbi,iiSe sehr 
schrie11 zu zusätzliclier Bcscliäfrigung führen, wenn bereits - in 
Form unausgelasreter Produktioiiskapazitäten - vorhandene Ar- 
beirsplätze arifgrund der steigenden Nachfrage besetzt werden. 



Steigende Verbrauchsnachf~age kommt entweder durch höhere 
Löhne und Gehälter oder niedrigere Steuern zustande. Die An- 
stollwirkung ist in beiden Fällen dann besonders groß, wenn sie 
niedrige Einkommensgruppen betrifft (wie das bei den Steuern ab 
1996 durch die Erweiterung der Steuerbefreiung beim Existenz- 
minimum der Fall sein wird). 

Eine Antiebung der Löhne und Gehälter um 6 v H  ini Jahre 1995 
wiirde - bei gleichbleibender Abgabenlast - die Nettolohn- und 
Gehaltssumnie u m  knapp 49  Mrd. D M  steigern. Wenn hiei-von 
12 vH gespart würden, so stünden für zusätzliche Konsuinausga- 
beri rund 43 Mrd. D M  zur Verfügung. Bei einer Wertschöpfung 
von rund 100.000 D M  pro Beschäftigten entspricht dies ca. 
430.000 zusätzlichen und gesicherten Beschäftigten für 1995. Ein 
Effekt in ähnlicher Richtung wird 1996 durch die Freistellung 
des steuerlichen Existenzminimums von 13.000 DM entstehen: 
Hierdurch werden die unteren Einkommetisgruppen 48 Mrd. DM 
mehr Nettoeinkommen erhalten. Wenn die Steuerreforni so ge- 
staltet wird, daß die MaDnahmen, die zu Mehreinnahmen in Höhe 
der Mindereinnahmen führen, bei denen, die sie tragen, nämlich 
bei den einkommensstarken Gruppen, nicht zum Rückgang ihrer 
Konsumausgaben in gleicher Größenordnung führen, dann wird 
sie positive Beschäftigungswirkungen haben. Ihre Höhe würde bei 
einer Nettowirkung in Höhe von 50 vH der Konsumausgaben i n  
der Größenordnung von 240.000 Arbeitsplätzen liegen. Dies ist 
erheblich mehr als nichts, aber angesichrs von mehr als 7 Millio- 
nen fehlenden Arbeitsplätzen und einer registrierten Arbeitslosig- 
keit in Höhe von 3,7 Millionen Personen doch sehr wenig. 

Der wichtigste Weg zur Seigerung der Beschäftigung ist ziiez- 

te tu  nach wie vor - oder mehr denn je - die Vei4iCrzung dw ArbeitJ- 
Zeit pro Beschäftigten ohne eine entsprechende Senkung der ge- 
samtwirtscliaftlichen Nachfrage. Schon die globalen Zahlen ver- 
mitteln eindrucksvolle Anhaltspunkte für die Gröllenordnungen, 
uni die es hier geht. Ihre Verwirklicliung erfordert freilich sehr 
differenzierte Korizepte, die die spezifischen Bedürfnisse der Be- 
schäfrigten und der Unternehmen zu berücksichtigen haben. Bei 
3 I , i  Millionen unselbständig Beschäftigten in Deutschland wür- 
de eine Verlcürzung der Arbeitszeit um 2 0  vH,  auch wenn sie nur 

zur Hälfte durch zusätzliche Neueinstellungeri kompensiert wiir- 
de, immerhin zu 3,14 Millionen neuen Arbeitsplätzen fuhren. Das 
entspricht 85 VH der irnJahre 1994 offiziell in Deutschland regi- 
strierten Arbeitslosen. Eine derartige Perspektive einschneidender 
Arbeitszeitverkürzung erweckt auf den ersten Blick den Eindruck 
unrealistischer Radikalität. Sie ist auch mit Sicherheit in einzel- 
nen Bereichen weder umsetzbar noch wünschenswert (2.B. bei Teil- 
Zeitarbeit). Sie wirft auch die Frage auf, welche Kosten hierdurch 
entstehen und wer sie tragen soll. Denn natürlich ist eine schnelle 
Verkürzung der Arbeitszeit uni ein Fünftel im Durchschnitt der 
Gesamtwirtschaft nicht kostenneutral durchzuführen und auch für 
ArbeitneIimerIniieii nicht zum Nulltarif zu haben. Es ist jedoch 
nicht gerechtfertigt, sich mit dem Hinweis auf untragbare Kosten 
v o m  Moclell grol3er Arbeitszeitverkürzungen zu verabschieden bzw. 
sie mit radikalen Einkommenskürzungeti fur die Beschäftigten Z U  

verbinden. Hiergegen sprechen vier Gründe: 
- Erstem sreheii steigenden Lohnkosten pro Arbeitssrunde auch 

- ohnehin statcfindende - Steigerungen der Arbeitsproduktivität 
gegenüber, so daß die Zunahme der Lolinstückkosten wesentlich 
geringer ausfallt als die der Stundenlöhne. 
- Zujeitens sinken die Stückkosten zusätzlich, wenn infolge der 

Eohnsteigerungen insgesamt die Nachfrage zunimmt. Diese Ko- 
stensenlcung ist um so gröBer, je höher der Fixkostenanreil an der 
Produktion und je geringer die Kapazitätsauslastung der Wirt- 
schaft vor der Arbeitszeitverkürzung waren. 
- Dyittem sollten auch Arbeitszeitverkürzurgsmodelle denkbar 

und verhandelbar sein, bei deneii der Lohnausgleich mit steigen- 
dem Einkommen gesenkt wird, so daß die Kosrenbelasturig der 
Unternehmen insgesamt geringer a.lisf?illt. 
- 14wterzs schließlich ist es sinnvoll, solche Betriebe und Unter- 

nehmen, für die steigende Lohnkosten bzw. Neueinstellurigen tat- 
sächlich existenzgefiihrdende Belastungen darstellen, in kontrol- 
lierter Weise und in zeitlich abnehmendem Umfang mit Lol-inko- 
stenzuscliüssen Z L ~  unterstiitzen und insofern einen Teil der durch 
Arbeits ze i t ve t kü r zu n g e n LI n d Neue i n s t e 1 lu n g e n e n t s r a nd e n e n 
Kosten aus öffentlichen Mitteln zu übernehmen. Ein denkbares 
Instrument ist eine zeitlich befristete und räumlicli begrenzte 

45 



AusdehnLing bekannter Lolinkostenzuschi.~l3progr.arnme der Biin- 
desatistait fiir Arbeit. Diese Notwendigkeit von Lolinkosrerizu- 
scliüssen stellt sich insbesondere für das verarbeitende Gewerbe in 
Osrdeutschland, wenn dort die Arbeitszeit auf das Westniveau 
geseiikt wird. Bei einer Lohnsumme von ungefiihr 40 Mrd. DM 
für das Verarbeitende Gewerbe in Ostdeutschland koster ein zehn- 
prozentiger LohnkosteiizuscliuJ3 etwa 4,0 Mrd. DM. 

11i.itte~1 treten wir nach wie vor fur ein umfangreiches b]$tzl/i~hes 
Besi-h~ilfizgUr2gs~1.ugi.ulllllZ ein, dessen Höhe wir mit je 100 Mrd. DM 
pro Jahr für mindestens fünf Jahre veranschlagen. Dabei sollen die 
rvIittel vor alleni in drei Bereiche Biefien: 
- Zum einen sollen die Mittel für dir öffentliche Eöt-derung des 

\l”ohtztuzgdmLj- erheblich aufgestockt und soll der soziale Wohnungs- 
bau ausgedehnt werden (20 Mrd. DM, 200.000 Arbeitsplätze). 
- Zum anderen soll der ökologische Umbau des V ~ Y ~ ~ ~ ~ K S J - ~ ~ L O T J  

durch eine massive Unterstiitzung des O P N V  sowie der Verbin- 
dung von Eisenbahn und Wasserstral.jen, durch Haferiausbau und 
(;üterverreilzentren unterstützt Lind beschleunigt werden (40 Mrd. 
DM, 400.000 Arbeitsplätze). 

--- Schließlich fordern wir, claß t z e ~ ~ e  At./ieit.sI,lZtze iiii bffintlii-heti 
Sektor auch in den Bereichen geschaffen werden, die gemeinhin als 
konsumtiv oder gar als unproduktiv bezeichnet werden, aber ei- 
nen außerordentlich hohen Stellenwert f¿ir die konkrete Lebens- 
qualitär der Menschen haben. Der Bedarf hiert-ür ist weitgehend 
uristrittig, und der Mangel an qualifizierten Arbeitskräften ist durch 
die Kürzungen in den vergangenen Jahren sehr viel gröljer gewcjr- 
den. Er macht sich in Krankenhäusern, Schulen und Hoclischiilen, 
in Kindergärten und Pflegeheimen, in  Schwimmbäderri, Sport- 
pliiizen und Theatern teilweise dramatisch bemerkbar. Es ist bei- 
spielsweise ein sofort abzustellender Skandal, da13 der vom Buw 
drsverfiissunb.sgericht bestätigte Rechtsanspruch auf einen Kin- 
dergarteiiplatz ab 1776 an der rnangelnden Mitfiiianzierungsbe- 
reicscliaft des B~iiides zu scheitern droht. Es fehlen 600.000 Kin- 
dergartenplätze, für deren Bereitstellung 50.000 zusiitzliche Kin- 
clrrgärtnerInneii und 3 1 Mrd. DM an Baumaßiiahmen erforcler- 
licii sind. Neue Arbeitsplätze im öffentlicheii Sektor schließen auch 
deii Ausbau öffentlich zu finanzierender dezentraler Dienste wie 
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z.ß. ambulanter Pflegedienste mit ein. TJie Grundlage gesellsciiaft- 
licl-ier Versorgung, die nicht iiber den Markt vermittelt wird, son- 
dern weitgghend unabhängig von der Höhe cles Einkommens der 
Menschen erfolgt, ist iii den letzten Jahren erheblich durchlöchert 
worden. Das gefährdet nicht nur den vielgepriesenen sozialen Frie- 
den (der ansonscen so gerne als wichtiger Standortfaktor der deut- 
schen Wirtschaft angeführt wird), sondern verstößt auch gegen 
die grundlegenden Ansprüche einer Gesellschaft, in der es neben 
Markt und Konkurrenz immer noch den Anspruch auf Solidarität 
und Sozialstaatlichkeit gibt. Wi r  schlagen daher vor, das Personal 
i n  den öffentlichen Diensten - vor allem in den sozialen, den Bil- 
dungs- und Gesundheitsbereiclten und insbesondere auf Landes- 
und Kommunalebene - in den nächsten drei Jahren um 10 vH,  
d.h. etwa um 400.000 Personen zu erhöhen, was rund 40 Mrd. 
DM pro Jahr kosten würde. Die entsprechend dem Prinzip der 
Subsidiarität erfolgende scliwerpuiikrrnäljige Ansiedlung dieser 
zusätzlichen Arbeitsplätze auf den unteren Verwaltungsebenen 
erfordert allerdings auch die Bereitstellung entsprechender gesetz- 
1 i c he r F i nan z i e ru n g s in ög I i c Ii ke i c e n d LI rc 11 de 11 Bund . 

Insgesamt könnten also durch ein öffentliches Beschäftigungs- 
Programm in Höhe von 100 Mrd. D M  etwa 1 Million zusätzlicher 
Arbeitsplätze direkt geschaffen werden. Die Konsumausgaben die- 
ser neu Beschäftigen schaffen noch einmal weitere Arbeitsplätze. 
Wenn diese Multiplikatorwirkurgen staatlicher Beschäftigungs- 
Programme über einen gewissen Zeitraum noch einmal die Hälke 
der ersten Anstoßwirkung erreichen, kann die Zahl der neiien Ar- 
beitspliitze sogar aiif 1 ,5  Millionen steigen. 

Da die Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland nach wie vor ini 
Durchschnitt fast doppelr so hoch ist wie im Westen und die in- 
dustrielle Basis nach dem Wiährungsschock noch lange nicht re- 
konstriiiert ist, fordern m7ir tiiertetzs ein he.rch+/trgurzyr- uizd imfamie- 
polit Zdm Som‘qprogu‘r¿z~u iiz Osr~ezit.ri-hlirtiL~, für das d t  r ß u nd w ei - 
tete 20 Mrd. DM (davon 4 Mrd. Dh4 fiir 1.ohnkosterizuscliüsse) 
zur Verfügung srelleri sollte. Ein solches Programm sollte in sei- 
nen sektoralen und regionalen Strukturen irn wesentlichen auf der 
jeweiligen Länderebene konzipiert Lind koordiniert werden, und 
dort zwischen Vertreterliinen der Liinder, der Arbeitgebenrerbän- 
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de und Gewerkschaften sowie der Industrie- und EIandelskarn- 
mern abgestimmt werden. Das Programm sollte auch die über 60 
von der Treuhand-Anstalt hinterlassenen noch nicht privatisierten 
Unteriiehinen umfassen, deren industrie- und regionalpolitische 
Bedeutung nach wie vor sehr groß ist. Schließlich bedarf es der 
finanziellen Absicherung einer Auffanglinie für die überstürzt pri- 
vatisierten Unternehmen, die nicht überleben bzw. ihre Investiti- 
ons- und Arbeitsplatzzusagen nicht einhalten können. Das Ziel 
der Industriepolitik in Ostdeutschland ist eine innovative und 
ökologische Reindustrialisierung, eine weitere Stärkung ostdeut- 
scher Unternehmen auf den regionalen Mirkten, der Wiederauf- 
bau von Marktpositionen in den benachbarten osteuropäischen 
Ländern Polen, Tschechien, Slowakei und Ungarn. Ein stärkerer 
regionaler Verbund dieser Gebiete würde einerseits die geplante 
Einbeziehung Osteuropas in die EU voranbtingen, zweitens der 
aus ökologischen Gründen wünschenswerten stärkeren Regionali- 
sierung der Wirtschaft entsprechein und drittens spezifische Stär- 
ken der QLralifikation in den neuen Bundesländern nutzen und 
weiterentwickeln. Neben den als Ausgleich für Atbeitszeitverkür- 
zungeii bei vollem Lohnausgleich konzipierten Lohnkostenzuscliüs- 
sen sollteri die Instrumente ~ i n d  Mittel der Beschäftigungs- und 
Industtiepolitik in Ostdeutschland insbesondere auf die Stärkung 
der Eigenkapitalbasis, die besondere Förderung von Forschung und 
Entwicklung, von innovativen Betrieben, von Aus- und NeugrCin- 
dungen und auf den industriellen und handwerkliclien h4ittelstand 
gerichtet werden. Hier gibt es bereits eine lieilie von Ansätzen 
und erhebliche Mittel auch von Seiten der EU. 

I;'htqiem schließlich sollte die fii~~eit.eJ2nr'Rtpo~~iZ~ nicht weiter 
demontiert, sondern konsolidiert und ausgebaut werden. Im Jahre 
1992 wäre die Zahl der Arbeitslosen in Deutschland ohne Mal3- 
nalimen der aktiven Arbeitsmarktpolitik uni 8 1 vH (Westde~itscli- 
land 32 v H ,  Ostdeutschland 156 vH)  liölier gewesen. 1994 waren 
d i e e n ts p rec h e nden Zah I en iÜ r d i e E n t las tu ng des Arbe i r s marl; tcs 
a ~ i f  .iC) vH fiir Gesamtdeutschland (Westen 32,7 v H ,  Osten 
11 1,5 vH) zurückgegangen. Wenn das Niveau arbeitsmarktpoli- 
tisclier Mahal inien von 1993 auch 1994 durchgehalten worden 
wäre, hätten dadurch allein 600.000 Menscheii einen - wenn auch 

befristeten - Arbeitsplatz erhalten. Eine Rückkehr zu mindestens 
diesem alten Niveau ist also dringend geboten. Dabei sollte aller- 
dings darauf geachtet werden, daß es sich bei den Mahahmen  
nicht uni kompensierenden und billigeren Ersatz von Stellen han- 
delt, die eigentlich für Regelarbeiten im öffentlichen Dienst erfor- 
derlich sind, aber aus Geldmangel abgebaut wurden. Den für die- 
se Maßnahmen aufzuwendenden Mitteln in Höhe von rund 10 
Mrd. DM stehen zum Teil die Einsparungen an Arbeitslosenun- 
terstützung gegenüber, die andernfalls zu zalilen wären. Soweit 
die Maßnahmen deri Arbeitslosen einen Weg zu einem regulären 
Arbeitsplatz öffnen, führen sie auch zu zusätzlichen Einnahmen 
und Ausgabenentlastungen der Bundesanstalt für Arbeit. Aber auch 
dann, wenn die TeilnehmerInnen an Maßnahmen anschließend 
keinen regulären Arbeitsplatz auf dem ersten Arbeitsmarkt fin- 
den, werden dadurch berufliche Dequalifizierung und gesellschaft- 
liche Isolierung vermieden oder zumindest vermindert. Insofern 
ist die Finanzierung von sinnvoller Arbeit - vielfach in Verbin- 
dung mit regionalen und sozialen Entwicklungsprogrammen -auf 
jeden Fall besser als die Finanzierung von Arbeitslosigkeit, deren 
unproduktiver und zerstörerischer Charakter unübersehbar ist. 

Aucli die Gründung und Arbeit von B e r c h a ~ z g z l ? z ~ s ~ ~ J . e ~ ~ . r i - h a ~ ~ ~ ,  
bei denen es sich uni eine Zwischenform zwischen Arbeitsmarkt- 
Politik und regulärer Beschäftigung im öffentlichen Sektor han- 
delt, sollte verstärkt gefördert werden. Da auch bei zügiger Inan- 
griffnahme und erfolgreicher Durchführung der vorgeschlagenen 
MaRnahrnen i n  mittlerer Frist inimer noch Millionen von Arbeits- 
plätzen fehlen würden, ist es außerordentlich wichtig, den hiervon 
Betroffenen Auffang-, Qualifizierungs-, Beschäftigungs- und Kom- 
munikationsrnögliclikeiten zu schaffen, die sie vor den zunehmend 
irreparabel werdenden Schäden einer länger dauernden Arbeitslo- 
sigkeit bewahren. Derartige Bescliäftigungsgesellschafteii sind Ende 
der achtziger Jahre vereinzelt in Städten und Ländern der alten 
Bundesrepublik eingerichtet worden, gelangten jedoch ab 1991 
vor allem in Ostdeutschland zu einer breiteren Entfaltung und 
Weiterentwicklung. Sie haben dort deri Zusammenbruch des Ar- 
beitsmarktes zwar nicht verhindern und werden auch in Zukunft 
seinen dringend notwendigen Wiederaufbau nicht ersetzen kön- 
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nen, aber doch in zahlreichen Fällen wichtige ökonomische und 
soziale Funktionen erfüllt und die Isolierung der Betroffenen ver- 
hindert. Mittlerweile gibt es in Ostdeutschland ein weitgespann- 
tes Netz sehr verschiedenartiger Beschäftigungs-, Qualifizierungs- 
und Strukturgesellschaften, die als Bindeglied zwischen der regio- 
nalen Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsstrukturpolitik wirken kön- 
nen. Sie werden teilweise durch branchen- oder regionalbezogene 
Trägergesellschaften beraten, koordiniert und finanziell gefördert, 
an denen öffentliche Stellen, Arbeitgeber, Gewerkschaften, Indu- 
strie- und Handelskammern und WissenscIiaftlerInnen beteiligt 
sind. Die Finanzierung erfolgt aus der Bündelung von Mitteln aus 
den unterschiedlichsten Quellen - aus Sozialplan- und weiteren 
Finanzmitteln von Unternehmen, Kommunal- und Landesmitteln 
zur regionalen Wirtschaftsförderung, arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit, Bundeszuschüssen und 
Mitteln des Sozial- und/oder des Regionalfonds der EU. Auch fi i r  
Westdeutschland werden derartige I3escliäftiguiigsgesellschaften 
als mögliche Schaniere zwischen Betrieb und Region eine wach- 
sende Bedeutung erhalten: Sie können von Arbeitsplatzabbau in 
LJnternehmen Betroffenen eine Auffangposition bieten, ihre Wei- 
terqualifikation fördern und zu ihrer sozialen Absicherung beitra- 
gell. 

Die hier vorgeschlagenen bescliäfcigungspoli tischen Mal3nalimen 
kosten proJahr 130 Mrd. DM (Bescliäfrigungsprogran~m: 100 Mrd. 
DM, Sonderprogramm für Ostdeutschland: 2 0  Mrd. DM; Ausbau 
der Arbeitsmarktpolitik: 10 Mrd. DM). Wenn sie erfolgreich sind, 
können durch sie rund 2 Millionen Arbeitsplätze geschaffen wer- 
den, d.h. rund 6 VH mehr Erwerbstätige als 1994 in Deutschland 
beschiiftigt waren. Hierdurch würden die öffentlichen Haushalte 
bcrräclitlich entlastet. Der Zuschuß des Bundes ziir Bundesanstalt 
für Arbeit und die Aufwendungen des Bundes für die Arbeitslo- 
senhilfe könnten um insgesamt ca, 10 Mrd. DM verringert wer- 
ileii, die Einnahmen aus der Lohn- und Einkommensteuer würden 

uni rund 30 Mrd. D M  steigen. Hierdurch würde sich der Finan- 
zierungsbedarf auf 100 M r d .  DM. vermindern. 

Zur E'iiiumiei.mg der vorgeschlagenen Ma finalimen verweisen wir 
auf unsere sclion mehrfach gemachten Vorschläge, die auch heute 
nichts an Sinnhaftigkeit und Praktikabilität eingebüßt liaben. Es 
handelt sich im einzelnen um 
- Uinstrukturierung derSi'?al.razls~'~ben vor allem durch eine wei- 

tere Rückführung des Rüstiingstiaushalts; 
- Abbau von Sabiwztiotrol, die ökonomisch nicht gerechtfertigt 

sind, sowie eine zeitliche Befristung neuer Subventionen und de- 
ren degressive Gestaltung; 
- Verbesserung des Stareiwl2zZiii,j und Bekärnptung der Wlltrcbafi.r- 

kriiuiur/ihi't, insbesondere die Ersetzung des derzeit geltenden Zins- 
steuerabschlags zugunsteri einer Sicherung der vollen Besteuerung 
der Einkünfte aus Geldvermögen durch die Einführung von Kon- 
trollrnitteilungen der Banken an die Finanzämter (Aufhebung des 
5 30 Abgabenordnung); 
- EinfLihrung einerii ibeit i;~2¿3r.~~~z~~~abt'  für Beamte und Selbstän- 

dige sowie fiir Besserverdienende über die bisherige Beitragsbe- 
niessiingsgrerize für Sozialabgaben hinaus; 
- LJmbau des ab dern 1.1.1.99 5 in Kraft getretenen Solidaritäts- 

zuschlags in eiiie E r . ~ ~ ; ~ ~ 2 ~ z ~ ~ ~ ~ ~ ~ b ~ ~ ~ e  auf die Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuerschuld mit  einem von 7 , j  vf-1 auf 1 0  vt1 erhöhten 
Abgabesatz sowie Freigrenzen bei der Einkommensteuer (50.000 
DM/l00.000 DM für LedigeiVerheiratete); 
- Erhebung einer auf fiinf Jahre befristeten I n z ~ e s t i ~ i o i z s ~ ~ ~ ~ b e  der 

gewerblichen Wirtschaft Westdeutschlands zur Finanzierung von 
Maßnahmen zurn A ~ b a ~ i  und zur Sanierung des privatwirtschaft- 
licheii Kapitalstocks in Ostdeutschland mit der Möglichkeit der 
Verrechentnrkeit mi t  enrspreclienden Ausgaben für Sachinvesti- 
tionen Lind Beteiligungen an Investitionsfonds in Ostdeutschland; 
- Auflage einer A d e i h  i i2d Zt'iii3nzliz~i~~i~-b~ für Banken, Bau- 

sparkassen, Investmentfonds und Versicherungen mit einer Mini- 
nialverzinsung in der Höhe der Geldentwertungsrate und der Ver- 
pflichtui~g, nach fiinf Jaliren schrittweise die Tilgung vorzuneh- 
men; 
- Beitrag zurn sozialen Lastenausgleich durch eine auf füiifJa1.i- 
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re verteilte Abgdbeaaf dus Grldue'rmögeiz (bezogen auf einen fixierten 
Stichtag) unter Berücksichtigung von Freigrenzen h r  Besitzer nied- 
riger Geldvermögen; 
- schrittweise Angleichung der Einheits- d n  dze Verkebrszuerte bei 

der Ben-iessung der Steuern auf Grund und Boden unter Berück- 
sichtigung von Freigrenzen für einkommensschwache Hauseigen- 
tümer. 

Die folgende Tabelle weist den einzelnen Instrumenten die vor- 
sichtig geschätzten Finanzwirkungen zu. 

Mrd. 
DM 

I. Minderausgaben durch Siibventionsabbau 10 
Kürzung des Rüstungshaushaltes 5 
Summe Minderausgaben 

11. Mehreinnahmen durch 
Verbesserung des Steuereinzuges 15 
Arbei tsmarktabgabe 10 

Solidaritätszuschlags ab 1995)* 4 

gewerblichen Wirtschaft 15 
Anleihe mi t  Zeichnungspflicht 1 5  

(,,sozialer Lastenausgleich") 10 

Ergänzungsabgabe (Änderung des 

Investi tionshilfeabgabe der 

Abgabe auf das Geldvermögen 

Schrittweise Anpassung der Einheits- 
an die Verkehrswerte von Grund ~ i n d  Boden 
Summe Mehreinnahmen 

20 

I + I1 Minderausgaben und Mehreinnahmen 

15 

89 

104 

'* iicico; Mciircinnahmen gegrriiibrr dem ab 1995 veransiiiiagreii Hcitr,ig aus 
cle 111 So I 1 clar I tärsz iisi I) I ag 

5 2  

Da abzusehen ist, daß sich die Mehreinnahmen nicht auf einen 
Schlag, sondern nur schrittweise realisieren lassen, ist es erfor- 
derlich und sinnvoll, die bis dahin anfallenden Finanzierungs- 
lücken durch öffentliche Nettokreditaufnahme zu finaiizieren. 
Hierdurch würden brachliegende menschliche Produktivkräfte 
und Produktionsmittel aktiviert und ökonomische Aktivitäten 
in Gang gesetzt, aus deren Erträgen dann Bedienung und Rück- 
zahlung der Schulden geleistet werden können. 
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Die Kurzfassung des  MEMORANDUM '95 wurde  bis zum 27.3.1935 
von folgenden Personen unters tützt :  

Abkürzungen:  
BR = Betriebsrat(rätin) 
BRV = Betriebsratsvorsitzende(r) 
GF = Gewerkschaftsfunktionär(in) 
GS = Gewerkschaftssekrretär(in) 

Udo Abelrnann, GS, Düsseldorf 
Udo Achten, Düsseldorf 
Prof. Dr. Eberhard Ackerrnann, 

Prof. Dr. Marek Adarniec, Lodz 
Hans-Henning Adler, Oldenburg 
Andrea Adrian, WA, Bremen 
Michael Ahlmann-Eltze, BR, 

Jutta Ahrweiler, GS, Oberhausen 
Detlef Aliting, GS, Braunschweig 
Jürgen Allerneyer, WA, Hamburg 
Prof. Dr. Elrnar Altvater, Berlin 
Gabriele Ansuhn, GS, Hamburg 
Dr. Werner Anton, WA, 

Lutz Apel, WA, Bremen 
Horst Arenz, WA, Essen 
Hilde Arndt-Burglin, PRV, 

Dr. Helmur Arnold, Frankfurt 
Peter Artzen, GS, Wehrheirn 
Sylvia Artzen, GS, Wehrheim 
Dr. Jupp Asdonk, WA, Bielefeld 

Rostock 

Bremen 

Merseburg 

Gelsenkirchen 

Andreas Bach, Dortmund 
Erich Bach, GS, Frankfurt 
Heino Bade, GS, Harnburg 
Prof. Dr. Kurt Bader, Lüdershagen \ QI. Gerhard Bäcker-Breil, W R ,  
Düsseldorf 
Manfred Balder, GS, Wiesbaden 
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PR = Personalrat(rätin) 
PRV = Personalratsvorsi tzende(r) 
WA = Wissenschaftlicl~e(r) Angestellte(r) 
W R  = Wissenschaftliche(r) Referent(in) 

Rainer Barcikowski, GS, 

Ulrich Bartetzko, GF, Hannover 
Klaus Barthel, MdB, Koche1 
Dr. Walter Baurnann, Bad Vilbel 
Peter Baumeister, PR,  Peine 
Hans Baur, GS, Friedrichshafen 
Herbert Bayer, GS, Frankfurt 
Wolfgang Bayer, WA, Donn 
Andrea Becker, Witten 
Steffcn Uccker, D a r n i s t d t  
Karin Beckrnann, WA, Hannover 
Peter Behr, GS, Mönchengladbach 
Christoph Behrensdorf, GF, 

Petra Beil-Borchers, GS, 

Düsseldorf 

Lehrte 

Hat ti ngen 

Isselburg 
Dr. Tlieodor W. Beine, PKV, 

Hartmut Belitz, GF, Hannover 
Günter Bell, Köln 
Norbert Berentz, BRV, Bonn 
Christian Berger, GF, Dortmund 
Thornas Bergmann, BRV, 

Michael Bergstreser, GS, Hamburg 
Brigitte Bernhard, GS, Liibbecke 
Sabine Beutert, Köln 
Wolfgang Bey, GS, Chernnitz 
Dr. Heinz Bierbaum, GS, 

Langenberg 

Frankfurt 

Frank Uicsingcr, I iecliingen 
Monika Uietz, Nieder-Olm 
Dr. Dctlef Birnboes, Wiesbaden 
Norbert Birkwald, GS, 

Mörfelden- Walldorf 
Prof. Gudrun Bischoff-Kümmel, 

IDr. Rcinliard Bispinck-Hellrnich, 

Heinrich Bleicher-Nagelsmann, GS, 

Dirk Blotevogel, GF, Bonn 
Prof. Dr. Gerhard Bodenstein, 

Alwin Bockhoff, GS, Oldenburg 
Dr. Hermann Bömer, WA, 

Harnburg 

W R ,  Düsseldorf 

Stuttgart 

Duisburg 

Dortmund 
Norbert Börner, BRV, Dortmund 
Prof. I)r. Sicgfried Döniscli, Ixipzig 
Dr. Burchard Bösche, GS, Harnburg 
Manfred Böttcher, GS, Hannover 
Gerd-Uwe Boguslawski, GS, 

NortheirnlHöckelheim 
Manfred Bohle, Düsseldorf 
Ulrike Bohnenkarnp, Langwedel 
Dieter Boigk, GS, Weimar 
Iieike Boller, Saulheim 
Dr. Heinz-J. Bontrup, WA, 

Prof. Dr. Dieter Boris, Marburg 
Manfred Bork, GS, Freiberg 
Prof. Dr. Gerhard Bosch, Dortrnund 
Elke Brachmann, Wiesbaden 
Monika Brandt, GS, Dortmund 
Dr. Lutz Brangsch, Berlin 
Sonja Brauers, Plön 

Isernhagen 

Hiltrud Breyer, MdEP, 
Mandelbachtal 

Prof. Dr. Ulrich Briefs, Paris 
Gerd Brücker, GS, Erfurt 
Stephan Brückl, WA, Augsburg 
Peter Brückner-Bozetti, Bremen 
Dr. Wiebke Buchholz-Will, GS, 

Michael Buchner, Harnburg 
G e o g  Büchner, Frankfurc 
Julika Bürgin, Erfurt 
A ndreas Bürk ie, Hecht hausen 
Martin Buhl, PR, Lüdenscheid 
Dr. Udo Bullmann, WA, Pohlheim 
Harald Burglin, GS, Gelsenkirchen 

Nordhorn 

Dr. Manfred Busch, MdL, Düsseldorf 
Klaus Busch, GS, Bremen 
Prof. Dr. Christoph Butterwegge, 

Urcrnen 

Jörg Cezanne, Walldorf 
Pecer-Martin Cox, GS, fdstein 

Dr. Eberhard Dähne, Frankfurt 
Ilona Dammköhler, GS, Stuttgart 
Adelheid Danielowski, Hannover 
Manfred Degen, GS, Osnabrück 
Gerhard Dehling, 

Sulzbach-Rosenberg 
Dr. Judith Dellheirn, Berlin 
Prof. Dr. Frank Deppe, Marburg 

\ Dr. Regine Deschle, Rostock 
W a h r  Deterding, GF, Hannover 
Dr. Hans Diefenbacher, W R ,  

Andreas Diers, Bremen 
Mannheirn 

Dr. Bernhard Braun, WA, Dortrnund 
Prof. Dr. Karl-Heinz Braun, 

Hans-Erich Brernes, Hamm 

Prof. Dr. Helmut Dietrich, Halle 
Berthold Dietz, Pohlheim 
Frauke Dittrnann, GF, Bad Oldesloe 
Klaus-Peter Dittmar, GS, Wuppertal 

Magdeburg 
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Martina Ditzell, GS, Northeirn 
Bernd Dörfner, GS, Bad Kissingen 
Jens Dörschel, Braunschweig 
Florian Dohrnen, WA, Viersen 
Hans-Peter Dohrnen, Grevenbroich 
Dr. Ulrich Dolata, Bremen 
Heinz-Peter Dornjahn, GS, Thallwitz 
Werner Dreibus, GS, Biebergernünd 
Kurt Drornrnler, GS, Hückelhoven 
Rolf Düber, GS, Erfurt 
Dietrnar Düe, WA, Kassel 
Hubert Dünnerneier, GS, 

Sprockhövel 
Jürgen Dupper, Passau 
Georg Dybe, Berlin 

Angelika Ebeling, GF, Hannover 
Claudia Eberhard, Hannover 
Roman Eberle, GS, Dortrnund 
Rairnund Echterhoff, Wuppertal 
Jutta Ehlers, GS, Wolfenbüttel 
Prof. Dr. Dieter Eißel, Gießen 
Gerhard Endres, Baldharn 
Diecer Engel, GF, Wiesbaden 
Prof. Dr. Gottfried Erb, Hungen 
Harald Esker, GS, Oldenburg 
Prof. Dr. Josef Esser, Frankfurt 
Norbert Ewald, Frankfurt 

Walter Fabian, GF, Hannover 
Reinhold Falta, BR, 

Stadecken-Elsheirn 
Veronika Faust, Dortrnund 
Dr. Peter Fehn, WA, Harnburg 
Wolf-Rüdiger Felsch, GS, Harnburg 
Bärbel Feltrini, GS, Frankfurc 
Dr. Angela Fiedler, WA, Berlin 
Harald Fiedler, GS, Friedrichsdorf 
Josef Filippek, PR,  Lüdenscheid 
Prof. Dr. Dietrich Fischer, Golrn 

Ruch Fischer-Pusch, GS, 
Bad Überkingen 

Helrnut Fleischer-Braclirnann, 
Wiesbaden 

Thornas Forth, Duisburg 
Uwe Foullong, GS, Neuss 
Michael Frank, GS, Hildesheirn 
Günter Frech, GF, Harnburg 
Otfried Frenzel, BRV, Chemnitz 
Dr. Petra Frerichs, Köln 
Dr. Wolfram Friedersdorff, Berlin 
Klaus Friedrich, Würzburg 
Dr. Folker Fröbel, GF, Seesterrnühle 
Peter Fuchs, Harnburg 
Kurt Fussaiigel, Scliwancwcde 

Ullrich Galle, Mainz 
Thornas Gauger, GS, Krefeld 
Elrnar Gayk, Hannover 
Jürgen Gebel, Nieder-Olm 
Andreas Gehrke, GS, Ronnenberg 
Dr. Friedrich-Wilhelrn Geiersbach, 

Swidbert Gerken, GF, Hannover 
Gerhard Gerlach, GS, Düsseldorf 
Dr. Petra Getfert, WA, Bielefeld 
Werner Gierschke, GS, Erfurt 
Herbert Gissel, GS, Frankfurt 
Dr. Jürgen Glaubitz, GS, Düsseldorf 
Prof. Dr. Dieter Görs, Ratingen 
Prof. Dr. Werner Goldschrnidt, 

Arno Gottschalk, WA, Bremen 
Dr. Peter Grabley, Berlin 
Prof. Dr. Hanna Grabley, Berlin 
Prof. Dr. Norbert Greinacher, 

Stefan Gress, Bremen 
Günther Griesel, Quickborn 
Herbert Grirnberg, GS, Harnburg 

Hagen 

Harnburg 

Tübi ngen 

Herbert Grimm, GF, Dortrnund 
Kay-Brita Gröting, Herdecke 
Edith Gross, WA, Bremen 
Edith Großpietsch, GS, Sprockhövel 
Dr. Rainer Grothusen, Harnburg 
Dr. Jürgen Grurnbach, Bielefeld 
Edeltraut Grund, GS, Eltville 
Prof. Dr. Karl-Diether Gussek, Halle 

Klaus Hachenberg, Hannover 
Wolfgang Haferkarnp, Oberhausen 
Dr. Thornas Hagelstange, Düsseldorf 
Helmut Hahne, Hannover 
Renate Hakvoort, Duisburg 
Roland fiamel, Bremen 
Michael Hartwig, Harnburg 
Rosrnarie Hasenkox, GF, Wuppertal 
Wolfgang Haupt, GS, Renningeii 
Riidolf Hausmann, GS, Reutlingen 
Dr. Gert Hautsch, BRV, Frankfurt 
Lothar Havernann, WA, Bremen 
Karl-Heinz Heer, Ludwigshafen 
Micha Heilrnann, GS, Harnburg 
Stefan Heimlich, GS, Utzberg 
Eckhard Hein, WA, Berlin 
Rainer Heinrich, GS, Berlin 
Christoph Heintzrnann, 

Christian Heinz, GF, Mainz 
Horst Heinz, GF, Mainz 
Markus Heißler, Duisburg 
Julius Heller, Tübingen 
Jürgen Hennernann, BRV, Ebern 
Dr. Detlef Hensche, GS, Waiblingen 
Dr. Frank W. Hensley, WA, 

Karl-Heinz Heppner, Bremen 
Thornas Herhing, GS, Madgeburg 
Michael Herrnund, GS, Bochurn 
Dr. Peter Herrrnann, Achirn 

Braunschweig 

Dossenheirn 

Dr. Heiner Heseler, WA, Bremen 
Dr. Horst Hesse, Leipzig 
Herrnann Hibbeler, PRV, Lage . 

1 Prof. Dr. Rudolf Hickel, Bremen 
Frank Hiebert, Saarbrücken 
Sandra Hildebrandt, Berlin 
Antje Hinrichs, BR, Friedrichshafen 
Rolf Hinsche, GF, Husurn 
Nicolaus Hintloglou, GS, Düsseldorf 
Lieselotte Hinz, GS, Düsseldorf 
Olivier Höbel, GS, Braunschweig 
Christian Höhn, BR, München 
Klaus Hoenen, Braunschweig 
Heinz-Rudolf Hönings, Köln 
Martin von Hören, Köln 
Hans-Georg Hötger, GF, Mülheirn 
Prof. Dr. Klaus Hofemann, Köln 
Bernhard Hoffrnann, BRV, 

Joachirn Hoffrnann, GF, Münster 
Reiner Hofmann, Gründau 
Heinz-Gerd Hofschen, WA, Bremen 
Helrnut Holtrnann, Bremen 
Ralf Holzer, BRV, Harnburg 
Rolf Horneyer, BRV, Hannover 
Andreas Hoppe, Dortrnund 
Hella Hoppe, Aachen 
Roland Hornauer, PRV, Erlangen 
Max Huber, GS, Maxhütte-Haidorf 
Ulrich Huber, BR, Heidenheirn 
Prof. Dr. Jörg Huffschrnid, Bremen 
Prof. Dr. Ernst-Ulrich Huster, 

Eppelheirn 

Pohlheirn 

Tarner Ilbuga, Harnburg 
Bodo Irrek, GS, Radebeul 
Christian Iwanowski, Essen 
Prof. Dr. Klaus Jacob, Berlin 
Konrad Jäger, GS, Gießen 
Michael Jäkel, GS, Köln 
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Rainer Jäkel, GS, Düsseldorf 
Johannes Jakob, GS, Lingen 
Christoph Jetter, GS, Darmstadt 
Sabine Jückstock, GS, Reutlingen 
Dr. Uwe Jürgenhake, WA, Dortmund 
Dr. Heiner Jüttner, Langerwehe 
Wolfgang Jüttner, MdL, Hannover 
Horst-Albert Jung, PR, Gevelsberg 
Kalle Jung, PRV, Freiburg 
Robert Jung, GS, München 
Jörg Jungmann, GS, Wiesbaden 

Prof. Dr. Gerhard Kade, Berlin 
Hildegard Kaluza, Bremen 
Ullrich Kaminski, WA, Berlin 
Harald Kampffmeyer, Berlin 
Irmtraud Kannen, Cloppenburg 
Dr. Robert Kappel, WA, Bremen 
Dr. Robert Katzenstein, Berlin 
Manfred Kays, Braunschweig 
Hans-Steffen Kerth, WA, Bonn 
Gisela Kessler, GS, Stuttgart 
Christoph Keussen, Krefeld 
Dr. Thomas Kieselbach, Bremen 
Hans Kirchgässner, BR, 

Ralph Kirsten, GF, Rostock 
Prof. Dr. Klaus Peter Kisker, Berlin 
Peter Kleernann, Löhnberg 
Bernhard Klein, Hamburg 
Wilfried Klein, Bonn 
Prof. Dr. Alfred Kleinknecht, 

Pat Klinis, GF, Heidelberg 
Hans Klinker, GS, Barnberg 
Alfred Klose, GS, Hannover 
Dr. Johannes Klotz, Bremervörde 
Dieter Knauß, GS, Waiblingen 
Werner Kneuer, GS, Passau 
Detlev Knocke, WA, Bonn 

Friedrichshafen 

Amsterdam 
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Prof. Dr. Hans Knop, Schulzendorf 
Stefanie Knoth, WA, Mainz 
Paul Köhler, GS, Münzenberg 
Prof. Dr. Fritz Köhler, Rostock 
Margit Köppen, GS, Köln 
Manfred Körber, Herzogenrath 
Dietmar Köster, Wetter 
Jörg Köcher, Springe 
Nanna Kokumann, Alfdorf 
Harald Kolbe, GS, Hannover 
Prof. Christian Kopetzki, Kassel 
Norbert Koprek, GS, Hameln 
Prof. Dr. Reinhold Kowalski, Berlin 
Ralf Krämer, Dortmund 
Prof. Dr. Karl Kratin, Bielefeld 
Prof. Dr. Günter Krause, Berlin 
Hans-Perer Krebs, Frankfurt 
Petra Kreinecker, Wien 
Jutta Krellmann, GS, Brünnighauscn 
Dr. Uwe Kremer, WA, Dortrnund 
Peter Kremer, WA, Dortrnund 
Hans Jürgen Kröger, W R ,  Bremen 
Ulrike Kröger, GS, Bremen 
Ulrich Kröpke, GS, Bielefeld 
Dr. Stephan Krüger, Berlin 
Heinrich Krüger, Berlin 
Lottiar Krüger, Erfurt 
Werner Krusenbaurn, GS, Müllieim 
Dr. Sabine J. Kryszon, WA, Berlin 
Jürgen Kubig, GF, Lübeck 
Werner Kubitza, GS, Salzgitter 
Michael Kuehn, Münster 
Dr. Wolfgang Kühn, Berlin 
Eike Kühne, GS, Detmold 
Prof. Dr. Peter Kühne, Dortmund 
Marianne Kugler-Wendt, GS, 

Joachim Kuhnke, BR, Düsseldorf 
Peter Kurbjuweit, GS, Hameln 
Wilfried Kurczke, Bremen 

Heilbronn 

Brigitte Kurzer, GS, Sprockhövel 
Michael Kutner, Wiesbaden 

Dr. Eberhard Langer, MdL, Chernnitz 
Jörg Lauenroth-Mago, GS, Rätzlingen 
Richard Lauenstein, GS, Lehrte 
Dr. Steffen Lehndorff, WA, Köln 
Dr. Jürgen Leibiger, Dresden 
Bruno Leidenberger, Harnburg 
Prof. Dr. Gerhard Leithäuser, Bremen 
Rolf Lemrn, GS, Düsseldorf 
Günter Lenz, BR, Wedemark 
Detmar Leo, MdBB, Bremen 
Marion Leontiardt, GS, Utzberg 
Manfred Lesch, Frankfurt 
Hans Liersch, Münster 
Hartmut Limbeck, GS, Essen 
Hartmut Lind, Bad Münster 
Godela Linde, GS, Marburg 
Axel Lindenlaub, GS, Altbach 
Hauke Lippert, Bargteheide 
Gerd Lobodda, GS, Nürnberg 
Sabine Lorenz, Lerngo 
Dr. lngrid Lotz-Ahrens, PR, Essen 
Angelo Lucifero, GS, Erfurt 
Doris Ludwig, GS, Düsseldorf 
Sibylle Lust, GS, München 
Barbara Lux, WA, Braunschweig 

Brigitte Maas, Berlin 
Wolf Mache, GS, Meerbusch 
Johanna Madrasch, Berlin 
Karl Mai, Halle 
Prof. Dr. Friederike Maier, Berlin 
Gerd Mankowski, GS, Flensburg 
Heike Marker-Sträter, GF, 

Recklinghausen 
Peter Marquard, Köln 
Heinz Martens, GS, Marburg 
Markus Marterbauer, WA, Wien 

Gerhard Marx, GS, Braunschweig 
Christel Mathes, Offenbach 

/Prof. Dr. Harald Mattfeldt, Bremen 
Margitta Matthies, WA, Harnburg 
Hartrnut Meine, GS, Hannover 
Dr. Heinz-Rudolf Meißner, WA, 

Ortrun Meißner, Berlin 
Rainer Mempel, Duisburg 
Holger Menze, GS, Hannover 
Helmut Menzel, GS, München 
Ulrike Mertes, W R ,  Düsseldorf 
Rainer Metke, GS, Harsieben 
Thomas Meyer-Fries, Gerrnering 
Jörg Miehe, Göttingen 
Armin Mittelstädt, W R ,  Bremen 
Rainer Moeckel, BR, Harnburg 
Franz-Josef Möllenberg, Rellingen 
Peter Mogga, GS, Stolberg 
Annegret Mohr, Bonn 
Michael Müller, MdB, Düsseldorf 
Prof. Dr. Eva Müller, Taucha 
Prof. Dr. Gerhard Müller, Taucha 
Sigrid Müller-Gessinger, PR, Mainz 
Charles Mündler, GS, Berlin 

Berlin 

I Rolf Münster, WA, Aachen 

\ Prof. Dr. Gerhard Naegele, Köln 
Andrea Nahles, Mainz 
Martin Nees, GS, Radebeul 
Ingrid Neese, Lage 
Hans-Georg Nelles, BRV, Düsseldorf 
Arno Netzbandt, Dortmund 
Bernd Neubacher, BR, Lübeck 
Reinhard Neubauer, Göttingen 
Karl Neubert, Steinheim 
Roland Neuhaus, Kiel 
Dr. Gerd-Erich Neumann, Scralsund 
Prof. Dr. Franz Neumann, Pohlheim 
Felicitas Nick, GS, Göttingen 
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Gerd Nickel, GS, Zirndorf 
Wolfgang Niclas, GS, Erlangen 
Axel Nolte, BR, Alzenau 
Dr. Dirk Nolte, W R ,  Ratingen 
Prof. Dr. Jürgen Nowak, Berlin 

Prof. Dieter Oelschlägel, Dinslaken 
Jürgen Offerrnann, GS, Wuppertal 
Volker Offerrnann, WA, Neuss 
Bernd-Michael Ohms, Bremen 

1 Prof. Dr. Erich O t t ,  Künzell 

Holger Paetow, WA, Harnburg 
Heinz Paul, GS, Nürnberg 
Fritz Peckedrath, Lage 
Prof. Peter Peschel, Essen 
Dr. Gabriele Peter, GF, Harnburg 
Horst Peter, Kassel 
Axel Peters, GS, Harnburg 
Ulrich Petri-Klar, GS, Stuttgart 
Dr. Werner Petschick, GF, Frankfurt 
Guntram Pfahl, Rosrock 
Walter Pfau, Ludwigsau 
Dr. Hermannus Pfeiffer, Harnburg 
Dr. Wolfram Pfeiffer, Raguhn 
Werner Pfennig, GS, Stuttgart 
Dr. Helrnut Pfister, WA, Erlangen 
Klaus Pickert, Gütersloh 
Klaus Pickshaus, GS, Frankfurt 
Matthias Pippert, WA, Oldenburg 
Dieter Plehwe, Marburg 
Achirn Plener, Wuppertal 
Bernhard Pollmeyer, Bremen 
Wolfgang Polt, WA, Wien 
Uschi Prahm, Oldenburg 
Gisa Prentkowski-Freitag, GS, 

Dr. Klaus Priester, Frankfurt 
Martin Prinz, Hagen 
Dr. Helga Purgand, WA, Berlin 

Düsseldorf 
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Erhard Pusch, GS, Bad Überkingen 

Gunter Quaißer, WA, Aachen 

Li10 Rademacher, GS, Friedcichshafen 
Winfried Raderrnacher, GS, Aachen 
Petra Radeschnig, Wien 
Wolfgang Räschke, GS, 

Bodo Ramelow, GF, Erfurt 
Jens Iianneiiberg, Magdcbug 
Prof. Winfried Raske, Dcrlin 
Ralf Redeker, BR, Bielefeld 
Ulla Regenhard, WA, Berlin 
Prof. Dr. Eckart Reidegeld, Hagen 
Andrea Reirnann, WA, Berlin 
Hans-Joachirn Reirnann, GS, Bremen 
Michael Reimann, Berlin 
Jörg Reinbrecht, GS, Hannover 
Dieter Reinken, GS, Bremen 
Jörg Reitzig, Harnburg 
Carmen Rernus, St. Wendel 
Herbert Rensing, Detmold 1 Dr. Norbert Reuter, WA, Aachen 
Dr. Gerhard Richter, Neubiberg 
Ursula Richter, Neubiberg 
Wolfgang Riedernann, Münster 
Anne Rieger, GS, Stuttgart 
Frank Riegler, GS, Erlangen 
Monika Rietze, Hannover 
Dr. Rainer Rilling, WA, Marburg 
Fritz Rische, Düsseldorf 
Dr. Charles Roberts, Dachau 
Bernd Rode, GS, Augsburg 
Ines M. Rodriguez-Döring, Hamburg 
Gregor Rölke, GS, Hattingen 
Hermann Römer, Bad-Nauheim 
Dr. Bärbel Rornpeltien, WA, Essen 
Alrnut Rosien, Hannover 
Peter Rothbart, Seelze 

Coppe n b r ügg e 

Iiolger Rottrnann, GS, Rüthen 
Albert Rozsai, GS, Düsseldorf 
Andrea Ruby, Köln 
Dr. Karsten Rudolph, WA, Wetter 
Hans-Peter Rudolph, GS, Kassel 
Hajo Rübsarn, GS, Homberg 
Dr. Harald Rüßler, Dortmund 
Jochen Rzaza, GS, Düsseldorf 

Dr. Wolfgang Saggau, Bielefeld 
Güiitcr San&, Escliborn 
Dr. Tlwmas Sauer, WA, Müriclieii 
Thornas Sauer, Ahrensburg 
Günther Sauter, Stuttgart 
Dr. Herbert Schaaff, Kernpen 
Günther Schachner, GS, Peiting 
Remo Schardt, GS, Aschaffenburg 
Gerald Scheidler, Altenstadt 
Dr. Klaus-Dieter Schewe, WA, 

Dr. Andreas Schikora, Berlin 
Michael Schlecht, GS, Stuttgart 
Walter Schlottau, WA, Berlin 
Dr. Rolf Schrnachtenberg, Berlin 
Silvia Schrnid, Berlin 
Hans Schmidt, GS, Friedrichshafen 
Ingo Schrnidt, WA, Gleichen 
Nikolaus Schrnidt, GS, Frankfurt 
Norbert Schmidt, BRV, Salzgitter 
Uwe Schrnidt, BR, Biebertal 
Werner Schrnidt, Stuttgart 
Mart i n Schmidt-Zimmermann, 
Braunschweig 
Peter Schmitt, GS, München 
Horst Schrnitthenner, GF, 

Christa Schmitthenner-Hundertrnark, 

Eberhard Schneider, GF, Bruchsal 
Gerhard Schneider, GS, Ellwangen 

Harnburg 

Niedernhausen 

GS, Lirnburg 

Günter Schneider, Unna 
Dr. Wolfgang Schober, Bremen 
Wolfgang Schöll, GS, Steinenbronn 
Wilhelm Schönfeld, Oldenburg 
Wilfried Schollenberger, Heidelberg 
Dieter Schorrnann, GS, Troisdorf 
Dr. Ursula Schröter, WA, Berlin 
Bernd Schüngel, WA, Berlin 
Dr. Bernd Schütt, WA, Friedrichsdorf 
Klernens Schütcers, GS, Wiesbaden 
I iubcrc Schütz, GS, München 
Prof. Dr. I-Ierbert Schui, Buchholz 
Dr. Karsten Schuldc, WA, Teltow 
Dr. Michael Schuler, WA, 

Hans-Peter Schuh,  GF, Wuppertal 
Prof. Dr. Ursula Schurnrn-Garling, 

Prof. Dr. Susanne Schunter-Kleernann, 

Christel Schwab, Karlsruhe 
Helrnuth W. Schwarz, Willich 
Marcus Schwarzbach, BR, Kassel 
Helga Schwitzer, GS, Hannover 
Reinhard Schwitzer, GS, Hannover 
Reinhard Seiler, GS, Lemgo 
Dagmar S e h e r ,  BR, Bochurn 
Peter Seßner, BRV, Wiesbaden 
Petra Sibum, Herne 
Detlev Siedersleben, WA, Berlin 
Reinhold A. Siegers, BRV, 

Carsten Sieling, WA, Bremen 
Fritz Simon, GS, Bielefeld 
Jutta Sirnon, Bielefeld 
Ralf Sitte, W R ,  Köln 
Gert Söhnlein, GS, Kist 
Dr. Angelina Sörgel, W R ,  Bremen 
Mathias Sornrnerfeld, GS, München 
Prof. Dr. Richard Sorg, Harnburg 

Tecklenburg 

Fran kfurt 

Bremen 

Mönchengladbach 
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Siegfried Soth, Essen / Dr. Axel Troost, Bremen 
Hans-Peter Speiser, WA, Bremen 
Dr. Reinhold Spieker, WA, Eyendorf 
Heiko Spieker, Neustadt 
Herrnann Spieker, GS, Groß Trebbow 
Peter Spiekerrnann, GS, Melle 
Frank Spieth, GS, Erfurt 
Jürgen Stamm, GS, Stuttgart 
Sybille Stamm, GS, Stuttgart I Johannes Steffen, W R ,  Bremen 
Dr. Thornas Steg, Adenbüttel 
Prof. Dr. Klaus Steinitz, Berlin 
Brigitte Stolz-Willig, W R ,  Düsseldorf 
Dr. Detlev Sträter, WA, München 
Manfred Sträter, GS, Recklinghausen 
Andreas Strauch, WA, Hannover 
Dr. Gerlinde Strauss-Wieczorek, GS, 

Dr. Peter Strutynski, WA, Kassel 
Klaus Scürmann, BRV, Harnburg 
Peter Stutz, GS, Oldenburg 
Alexander Sühlo, WA, Berlin 
Ortwin Swiderski, GS, Dülmen 
Prof. Dr. György Szeli, Osnabrück 

Rüsselsheim 

Frank Teichrnüller, GS, Hamburg 
Prof. Dr. Joachirn Tescli, Leipzig 
Karlheinz Tews, Harnburg 
Erika Thiel, BRV, Stuhr 
Helrnut Thiel, Lüdenscheid 
Prof. Dr. Karl-Heinz Thieleke, 

Jürgen Thiern, GF, Arnberg 
Michael Tiernens, Eppstein 
Prof. Dr. Wiili Timrnerrnann, 

Genia Tirnrn-Krausz, Hamburg 
Dr. Lothar Tippach, WA, Leipzig 
Klaus Trautwein, Wetzlar 
Prof. Dr. Wolfram Triller, Gröbzig 

Leipzig 

Neukirchen 
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Dr. Annegret Tügel, WA, Berlin 

Manfred Ullrich, GS, Dortmund 
Detlef Umbach, Hamburg 
Hans-Jürgen Urban, GS, Frankfurt 

Kurt Vittinghoff, MdEP, 

Dr. Alexander Voegele, Berlin 
Alfred Voges, BR, Steinfurt 
Milli Vogt, GS, Bielefeld 
Dr. Rainer Volkrnann, WA, Hamburg 
Ludger Volmer, MdB, Bonn 
Günter Volz, GF, Schwäbisch Hall 
Dr. Günter Vornholz, Hannover 
Andreas de Vries, BR, Hannover 
Hans de Vries, Seelze 
Jan de Vries, GS, Hannover 
Reinhard van Vugt, Siegbach 

Bad Kreuznach 

Anno Wagner, BRV, Köln 
Dr. Alexandra Wagner, W R ,  

Prof. Dr. Roderich Wahsner, Bremen 
Dr. Dieter W a h r ,  WA, Strausberg 
Rolf Waltlier, GS, Drüsscl 
Hans-Dieter Warda, GS, Bergkamen 
Dr. Bert Warich, WA, Berlin 
Wilhelm Warner, WA, Hannover 
Dr. Hans Watzek, Berlin 
Dr. Roberta Weber, Idstein 
Dr. Ulrich Weber, Lünen 
Herbert Weber, GS, Dresden 
Gabi Weberbauer, GS, Zentern 
Marianne Weg, Wiesbaden 
Doris Wege, GS, Frankfurt 
Ralf Weggenmann, Frankfurt 
Dr. Bettina Wegner-Reimers, Berlin 

I Düsseldorf 

Manfred Weiß, GF, 
Sulzbach-Rosen berg 

Dr. Marianne Welteke, Hungen 
Michael Wendl, GS, München 
Klaus Wendt, Heilbronn 
Uwe Westerheide, BR, Gaiberg 
Christian Wetekam, Gießen 
Karl-Peter Wettstein, MdL, 

Plankstadt 
Jörg Wiebking, Bad Nenndorf 
Hans-Joachim Wiedorn, Lingen 
Roland Wiegmann, Hamburg 
Angelika Wiese, GS, Düsseldorf 
Franziska Wiethold, GS, Rntingen 
Frank Wilhelmy, Bad Münster 
Gerd Will, GS, Nordhorn 
Prof. Dr. Tilmann Winter, Wiesbaden 
Georg Wißmeier, Hamburg 
Uwe Witt, GS, Lübeck 
Klaus und Marion Wittkowski, 

Herbert Wöhrl, BR, Abensberg 
Dr. Frieder Otto Wolf, MdEP, Berlin 

Gelsenkirchen 

Hans-Otto Wolf, BR. Dortmund 
Jürgen Wolf, Magdeburg 
Rüdiger Wolff, GS, Düsseldorf 
Michael Wüst-Greim, Wiesbaden 
Volker Wulf, WA, Bonn 
Dr. Beatrix Wupperrnan, WR,Bremen 

Prof. Dr. Ulrich Zachert, Apensen 
Jut ta  Zartnec, Lage 
Burkhard Zastrow, Berlin 
Margrit Zauner, Berlin 
Waldemar Zech, GF, Ludwigshafen 
Prof. Dr. Axel Zerdick, Berlin 
Philip Zeschmann, Trier 
Helga Ziegert, GS, Bremen 
Ahne Zieher, GS, Harnburg 
Wolfgang Ziller, GS, Rülzheim 
Prof. Dr. Jochen Zimmer, Duisburg 
Jörg Zimmermann, GS, Erfurt 
Prof. Dr. Kar1 Georg Zinn, Aachen 
Gunnar Zirkler, BR, Garbsen 
Johannes Zöller, Köln 
Dietmar Zoll, Schwerin 
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1 11. Langfassung des Memorandum 



1 . Steigende Sockelarbeirslosigkei t in1 Auf- 
scliwirng: Zur sozialen Lage in Deutschland 

1.1 Arbeitsplatzliicke von iiber 7 Millionen 

Das Jahr 1994 hat zu einem neuen Rekord bei der Zahl der .Ar- 
beitslosen geführt. Im Jahresdurchschnitt gab es einen Bestand 
von 3,7 Millionen registrierten Arbeitslosen, 280.000 mehr als 
noch einJahr zuvor. Die beginnende konjunkturelle Belebung hat 
noch zu keiner Verbesserung auf dein Arbeitsmarkt geführt. Im 
Gegenteil, bisher steigen die Arbeitslosenzahlen inimer noch an. 

Die von der Bundesregierung und der Bundesanstalt für Arbeit 
(BA) i n  jüngster Zeit oft beschworenen Entspannungstendenz~ii 
a m  Arbeitsmarkt lassen sich nur an mittelbaren Daten iind relati- 
ven Werten ablesen. Die Zahl der Arbeitslosen wächst etwas lang- 
samer. Die einzig wirklich erfreuliche Nachrichr vom Arbeitsniarkt 
ist der kräfrige R.ückgang der Zahl der Kurzarbeiter um 576.000 
auf 372.000. Dagegen Mlt die Zunahme des Bestandes an offenen 
Stellen um Ca. 5.000 (auf 283.000) mehr  als besclieiden aus und 
spricht fiir eine stagnierende Nachfrage nach Arbeic. 

registrierte Arbeitslose Quote 
( in  v l l  dcr nbii LI\' 

Erivrrbgpersoncn) 

Gesamt West Ost  West Ost 

Die Entwicklungstendenz des vorigen Jahres Iiielt auch ini Ja- 
nuar 1995 weicer an.  Mit .?,E35 h,lilliotien waren noch einmal 
2C)O.OOO mehr hileiisclien als im Dezember 1994 auf der Siiclie 
nach Arbeit. In den alten Ländern erreichte die Arbeitslosigkeit 
mit 2,7 5 hrfillionen Betroffenen sogar einen neueii Rekordwert 
i n  der N achk r i eg s g es c h i c h I: e . 

In noch größerem Umfang, als die Zahl der registrierten Ar- 
beitslosen im Jalir~sdurchsciinitt von 1993 auf 1794 zugenom- 
men hat, ist die Beschäftigung zurtickgegangen. Die Zahl der so- 
zialversicheruiigsp~lichtig bescliiiftigten ArbeitnehmerInnen ging 
um 344.000 auf 28,3 Millionen zurück. Offensichtlich kornrnen 
hier die Produktivi tätseffekce wachsender Kapazitätsauslasturigen 
zur Geltung. Allerdings ist der Beschäftigungsabbau nur ein West- 
liches Phänomen (- 1,6 \713), während die Zahl der Arbeitsplätze 
im Osten annähernd gleich geblieben ist ( +  0 , j  vH). 

Der im Vergleich zur  Arbeitslosigkeit überproportionale ßescl-iäf- 
tigungsabbau verweist auf die dramatische Lage jenseits der offizi- 
ellen Arbeirsloseiisratistik: Es wurden 1994 wieder mehr Men- 
schen in die „Srille Reserve" (Arbeitslose, die nicht beim Arbeits- 
amt regiscriert sind) gedrängt. Tabelle 2 bietet einen Uberblick 
iiber die cacsächlich fehlenden Arbeitsplätze: insgesamt fast 7,6 
Millionen. Außerdem sind die Entlastungs.Lvirkurigen der wich- 
tigsten arbeirsmarktpolitisI-hen Instrumenre z u  erkennen: Uber 
900.000 ArbeitnehmerInnen befinden sich in Arbeitsbeschaffungs- 
m a l h h n i e n ,  Fortbildung oder Umschulung. 

Bei de r  Entlastung durch M a h a h m e n  entfielen 570.000 Perso- 
nen auf Fortbildung und LJniscliuiung, über ein Fiinftel weniger 
als 1993. Dabei änderte die FuU-Kampagne zum Herbst 1994 
nicht viel an dem Trend, da13 die BA (vor allem in Umsetzung der 
10. AFG-Novellierung und des Gesetzes zur Un-iset-zung des Spar-, 
Konsolidierungs- iincl Wachstumspi-ogramnis, SKWPGI ihre Aus- 
gaben für berufliche Weiterbildiing, das erklärte „Kernstück akti- 
ver Arbeitsmarkcpolicik", erheblich reduziert hat - I 994 gegen- 
über 1992 um 20 Prozent. Die Zahl der FuU-TriinelimerIiinen 
ging seit 1992 bundesweit ~irn mehr als ein Drirtel zurücli. Seit 
Januar 1394 ist die Gewährung von Unterhaitsgeld (Uhg) gene- 
rell eine Kanii-Leiscung, die im Ermessen der Arbeitsämter liegt. 
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Gesamt West Ost 

so z i alve rs i c he ru ng s p fl i c ht ig 
B es c 11% ft i g t e I 
registrierte Arbeitslose 
Entlastung durch aktive 
Arbeitsmarktpolicik' 
s t a c i s t i s che E n t 1 as t u ng j 
geschätzte „Stille Reserve"' 
gesamte Arbeitsplatzlücke 
offene Stellen 
Arbeitssucheride pro offener 
Stelle 

28.25 1 
3.698 

905 
666 

2.300 
7.569 

285 

27 

22.751 
2.556 

366 
142 

2.000 
5 .O64 

234 

32  

5 .5 00 
1 .142  

5 19 
5 24 
300 

2.505 
5 1  

41) 

1 Ende Juni  1994. 
2 ßeschäfcigre i n  allgemeinen Maßnahmen z u r  Arbeit-sbeschaffung urid Teil- 
nehmerlnnen an  beruflicher Forcbildung, Umschulung und Einarbeicung. 
3 EmpfaiigerInnen von Altcrsühergangsgeld ~ii id Arbeitslose nach 5 105c  AFG, 
die srarisciscli nichc als Arbeitslose gezählc werden. 
4 Scliärzurig cles IAB.  

Wird Uhg  gewährt, dann nur noch in Höhe cles Arbeitslosengel- 
des. Vor Eintritt in eine FuU hat die Dauer der Arbeitslosigkeit 
deutlich zugenommen. Uber die Hälfte der arbeitslosen Teilneh- 
merInnen waren 1993 vor Beginn einer FulJ mehr als ein halbes 
Jahr ohne Arbeit. 

Seit einigen Jahren ist eine tiefgehende Spaltung des Arbeits- 
marktes zu beobachten. Dieser Prozeß setzt sich in der derzeicigen 
Konjunkcurphase fort und verstärkt sich sogar noch. Er  erfaßt da- 
bei die alten und die neuen Bundesländer. Auf der einen Seite gibt 
es einen Arbeitsmarkt, bei dem Arbeitslosigkeic nur ein relativ 
kurzfristiges Suchproblern ist. Es gibt weitaus mehr Merischen, 
die im Laufe des Jahres 1994 arbeitslos wurden (6,i Millionen), 
weitaus mehr angebotene offene Stellen (3,l  Millionen) und weit- 
aus mehr erfolgreiche Arbeitsvermittlungen ( 2 , 5  Millionen), als es 
die Bestandsgrößen vermuten lassen. 

Auf der anderen Seite gibt es immer mehr Menschen, die auf 
dem Arbeitsmarkt weitgehend chancenlos sind. Das drückt sich 
in den geradezu dramatischen Zahlen der Langzeitarbeitslosigkeit 
aus: 1,13 Millionen Menschen sind im Jahresdurchschnitt 1934 
schon länger als ein Jahr vergeblich auf der Suche nach einem Ar- 
beitsplatz, ein Drittel mehr als noch 1993. Dabei spiegelt die offi- 
zielle Statistik die tatsächliche Situation nur unvollständig wider, 
denn langzeitarbeitslos ist in der formalen Definition der BA (seit 
1985) nur derjenige, der ununterbrochen länger als ein Jahr ar- 
beitslos gemeldet ist. Bei einer länger als sechs Wochen dauernden 
Unterbrechung durch eine Stellenaufnahme, Maßnahme oder auch 
durch Erkrankung wird der Betroffene wieder als ,,neuer" Arbeits- 
loser gezählt. 

Derzeit ist eine weirere Polarisierung festzustellen. Der dyna- 
mische Teil des Arbeitsmarktes reagiert bereits auf das schwache 
Wirtschafiswachstum. Der Zugang an Arbeitslosen wächst nur noch 
geringfügig, aber die Zugänge an offenen Stellen und die Arbeits- 
vermittlungen steigen bereits spürbar. Dagegen sind diejenigen, 
die für die olympiareifen Belegschaften tatsächlich oder nach Mei- 
nung der Unternehmen nicht geeignet sind, von der wirtschaftli- 
chen Erholung bisher vollständig abgekoppelt. Iin Gegenteil, ini- 
mer mehr Menschen sind ohne wirkliche Chance auf einen Ar- 
beitsplatz. 

Neben der Spaltung des Arbeitsmarktes in einen mehr oder 
weniger funktionierenden und einen abgekoppelten Teil gibt es 
eine sehr starke regionale Differenzierung. Dabei ist es keineswegs 
nur die Spaltung zwischen Ost  und West, sondern auch innerhalb 
dieser Regionen zeigen sich riesige Unterschiede. Auf der Ebene 
der Arbeitsanitsbezirke reicht die Spannweite (November 1994) 
in den alten Ländern von einer Arbeitslosenquote von 4 , i  vE-1 in 
Freising bis zu 15,2 vH in Duisburg. In den neuen Ländern sieht 
die Situation in Potsdam mit 10,s v H  am besten und in Dessau 
mit 18,7 vI-I am schlechresten aus. Allerdings ist die Arbeitsplatz- 
lücke in Ostdeutschland im Durchschnitt höher als in den am stärk- 
sten von der Krise betroffenen westdeutschen Regionen. 
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1)ie Zalil der sozialversiclierurigsp~licliti~ Beschäftigten ist 1994 
in den alten Bundesländern ~ i n i  i ,6 vH auf 2 2 , s  hifillioiieii zu- 
riickgegangen. Der Beschäftigungsabbau betrifft mi t  Ausnahrne 
der Energiewirtschaft nahezu alle Bereiche des Produzierenden 
Gewerbes, aber auch Handel und Verkehr. Insbesondere in der 
G tu n ds t o ffi ii dus t r i e u nd i ni  Iiives t i t i on sg ü t e r be r eich wurden Ar- 
beitsplätze vernichtet. In  der westdeutschen Investitionsgüterin- 
dustrie waren im ersten Halbjahr 1994 über ü v H  weniger Arbeit- 
nehmer beschäftigt als ein Jahr zuvor, in der Grundstoff- und Pro- 
duktionsgüterindustrie iiber 7 v H  und in der Verbrauclisgücerin- 
clustrie über 6 v H  weniger. Auch das Baugewerbe ist von diesem 
Cclirumpfiingsproze~~ betroffen. Das relativ hohe Beschäftigungs- 
wachsturn irn westdeutschen Dienstleistungssekror reicht nicli t aus, 
deii Beschäft igungsrückgang im Verarbei tenden Gewerbe zu kom- 
penisieren, zumal ein Teil des Dienstleistungswachstums die Folge 
eitirr Auslagerung von Diensten aus clerii produzierenden Bereich 
darstellt, und somit rein statistisclier Natur  ist. 

Die Zahl der registrierten Arbeitslosen ist in den alten Buiidec- 
Iändern im Jahresdurchschnitt 1994 weiter kräftig gewachsen. Sie 
liegt j e n t  mit  2,56 Millionen u m  385.000 oder 13 vEi l idier als 
1993. Die Arbeitslosenquote, bezogen auf d ie  abliängigen zivilen 
Erwerbspersonen, liegt bei 9,3 v H .  Damit hat sie iliren traurigen 
I3öcliststand aus dem Jahre 1985 wieder erreiche. Die Sicuatiori der 
Frauein liat sich relativ verbessert. War ihre Arbeitslosenquoie iii den 
letztenJahren immer deutlich höher als die der Mänuer ( 2 .  13. 19C)O 
iiocli S , 4  vH zu 6,3 vH), so liegt sie diesmal für beide gleich liocli. 

Die Struktut?lerscliieb7urig bei den Beschäftigten zugunsten des 
L~ienstliiistungssektors mit  einem tiolien Frauenanteil niaclir sich 
i r i i  veränderten Arbeitslosigkeitsrisiko bemerkbar. Doch es ist eine 
A npissung auf höherem Niveau: Cowolil für Frauen als auch für 
R;1iinner liegt die Quote liI94 liöiier als noch 1993, die Zahl der 
arbeiislosen Frauen stieg uni I0 ~ € 1  auf 1, l  hfillioneii, die der 
Miiniier um I4 vH auf 1 ,5 Millionen. Aul3erdem werden Frauen 
aufgnind des unterscliiedliciien Eriverbsverhaltcns wesentlich liäu- 
figer in die „Stille Reservc-" abgedrängt. 

Deutlich härter als die deutschen .,4rbritrietinierlnnen trifft das 
Arbeitslosigkeitsrisiko die ausländischen MirbürgerInnen. Ihre 
Arbeitslosenquote liegt bei 16J v H .  410.000 AusländerInnen sind 
im Jahresdurchschnitt 1994 arbeitslos, 19 v H  mehr als noch im 
Jahr zuvor. 

Genau so eindeutig ist aber auch die weitere Verfestigung von 
Arbeitslosigkeit. Ein Teil der zu beobachtenden Dynamik des Ar- 
beitsmarktgeschehetis liegt einfach an der Verdrängung von vie- 
len Arbeicnehmerlnnen in prekäre Beschäftigungsverhältnisse. 
Knapp ein Drittel aller Arbeitsvermittlungen erfolgt nur in Be- 
scliäftigungen bis zu 7 Tagen Dauer. Erschreckend gewachsen ist 
auch das Heer derjenigen, die Gefahr laufen, ganz durch die Netze 
der Erwerbsgesellschaft zu fallen. Der Anteil der Langzeitarbeits- 
losen an allen Arbeitslosen hat sich im Jahresdurchschnitt von 
35 v H  a u f 3 0  vH erhöht. 

Die Entlastung des Arbeitsmarktes durch aktive arbeitsniarkt- 
politische Instrumente (eincchlielSlich Ubergangsgeld und 0 1 0Sc 
AFG) lag 1994 mit 0 , 5  Millionen Personen weiterhin auf völlig 
ungenügendem Niveau. Sie ist gegenüber dem Vorjahr sogar um 
100.000 zurückgegangen. Da diese Verminderung aber ausschließ- 
lich auf die geringere Zahl der Kurzarbeiter zurückzuführen ist ,  
liat der Rückgang der gesamten Beschäftigung nicht seine Ursa- 
che in der Arbeitsmarktpolitik. irn Gegenteil, da die Zahl der ABM- 
Besclisftigten leicht gestiegen ist (ini Jahresdurchschnitt von 
5 1 .OOO auf 5.7.000) konnte der Abbau regulärer ßeschäftigungs- 
Verhältnisse sogar geringfügig konipensiert werden. Dagegen ging 
die Zahl der Fortbildungen, die keine Bes~häftigungsverhältiiisse 
darstellen, merklich zurück. Die Gesamtzahl der Personen in be- 
ruflicher Weiterbildung schrumpfte von 348.000 auf 308.000. 

Wie schon i n  den letzten Jahren sind Frauen die Hauptleidtragen- 
den der Arbeitslosigkeit i n  deii neuen Ländern. Die Arbeitslosen- 
quote für Frauen betrug 1994 2 1,5 vH,  bei den Mäiinern waren es 
,,iiur" ic),i) vH.  Zwei Drittel der registrierten Arbeitslosen sind 
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Frauen. Gegenüber 1990 (54 vH) hat sich dieser Anteil stetig er- 
liöht (zum Vergleich: In den alten Bundeslänclern liegc der Frau- 
enanteil bei 43 vH). Die Förderung von Frauen durch arbeitsmarkt- 
politische Maßnahmen erfolgt nach wie vor nicht entsprechend 
ihrem hohen Anteil an der Arbeitslosigkeit. So beträgt ini Osten 
der Frauenanteil an der Förderung nach $ 249h AFG nur ein Drit- 
tel. Nur  40 v H  der von der BA vermittelten Arbeitsplätze giiig.cn 
in den neuen Bundesländern an Frauen. Die Ausgrenzung von Frau- 
en aus dem Erwerbsleben, wie sie sich in relativ kurzer Zeit voll- 
zog und vollzieht, ist beispiellos. Waren 1989 noch rund 4,2 Mil- 
lionen Frauen erwerbstätig, so reduzierre sich ihre Zahl bis 1993 
auf nur noch 2,8 Millionen. Nach den Daten des Soziooekonomi- 
d i e n  Panels (SOEP) waren 1994 nur noch 40 v H  der Frauen irn 
Alter von 16 bis 65 Jahren vollzeitbeschäftigt -gegenüber 55 vH 
im Jahre 1990 (das Westniveau liegt bei 32 vH). 

Durch die drastisch gesunkene Frauenerwerbsquote hat sich die 
Erwerbsstruktur der Haushalte weiter dem westdeutschen Muster 
angepaßt. Nach Angaben des „Sozialreporcs 1994" betrug der 
Anteil der Partner-Haushalte, in denen Frauen und Männer er- 
werbstätig sind, 1993 im Osten nur noch 59 vH und hat sich deni 
westdeutschen Niveau ( 5 2  vHj  stark angenähert. Mittlerweile wird 
auch der Familien-Haushalt (mit Kindern) immer mehr von der 
Erwerbstätigkeit und dem Erwerbseinkomrnen des Mannes ge-  
prägt. 32 vH der Frauen in diesen Haushalten sind bis 199 j aus 
dem Erwerbsleben ausgeschieden und Hausfrauen geworden ( 1990 
waren es 18 vHj. Trotz dieser prekären Situation ist ein freiwilli- 
ger Rückzug der Frauen vorn Arbeitsmarkt noch nicht zu erken- 
nen, denn der Wunsch nach Berufstätigkeit ist mit 95 v H  ini Prin- 
zip unverändert. 

Die Zahl der sozialversiclierungspfliclitig beschäftigten Arbeit- 
neiimerInrien hat sich 1994 gegenüber dem Vorjahr mit 5 , 5  Mil- 
lionen ( + 0 , 5  vH)  erstmals stabilisiert. Große Einbriiche gab es in  
der Landwirtschaft (-10 vH) und im Bergbau (-33 vH). Das Vcr- 
arbeitende Gewerbe hielt fast das BescliäftigungsniveaLl von 1993 
(-1 ~ € 3 ) .  N e ~ i e  Arbeitsplätze werden per Saldo nur im Dienstlei- 
srungssektor geschaffen. Die Zahl der Erwerbspersonen hat sich 
geringfiigig uni 30.000 au f7 , j  Millionen erhöht. Wesentlich mehr 

Menschen werden in die ,,Stille Reserve" abgedrängt, ihre Zahl 
hat sich gegenüber 1993 verdoppelt. Sie liegt aber noch deutlich 
unter dem westlichen Niveau. Der PendlerInnensaldo wird unver- 
ändert auf 300.000 Personen geschätzt. 

Ebenso wie 1993 isc auch 1994 der jahresdurclischnittliche Be- 
stand an Arbeitslosen leicht zurückgegangen (um -0,b v t I  auf 1, l  
Millionen). Die Arbeitslosenquote hat allerdings mit 16 v H  einen 
neuen Rekordwett erreicht. Im Gegensatz zum Westen ist die Ar- 
beitslosenyuote bei Ausländerhnen mit 7,3  v H  deutlich günsti- 
ger, wobei die absolute Zahl mit 11.800 (Tendenz weiter fallend) 
sehr gering ist. 

Vor dem Hintergrund der im Vergleich zum Westen etwas gün- 
stigeren Entwicklung der Arbeitslosenzahletl (bei weiterhin viel 
höherem Niveau der Massenarbeitslosigkeit) sind auch die ßewe- 
gungen zu betrachten. Der Zugang an offenen Stellen (+  18,7 v1-I) 
und die Zahl der Arbeitsvermittlungen (+  1 j ,  1 vH)  sind kräftig 
gewachsen. I>ocli auch der Zugang an Arbeitslosen ist immer noch 
ungebreiiist (+4,3 ~ € 4 ) .  Außerst bedenklich ist die enorme Steige- 
rungsrate (i-46,i vH) bei den Vermittlungen in Beschäftigungen 
bis 7 Tagen Dauer. Der Anteil an alltii Vrrmictlurigeii ist aber mit 
9 vH im Vergleich zu den alceri Ländern noch recht klein. Hier 
scheinen sich die Verhälrnissr allmählicii anzugleichen. 

Was sich bei den prekären Beschäftigungsverliältnissen noch 
v o I 1 z i e 1-1 t , ist bei ci e r Lang ze i t ar be i t s lo s i g k e i t I ä n g s t abg esch 1 o s - 
sen. Zwar fiel die Sceigerung des Anteils der Langzeitarbeitslose11 
an allen Arbeitslosen von 29 v H  199.3 auf 32 v€I 1994 etwas nio- 
derater aus als im Westen, aber die Anteile sind höher. Berück- 
sichtigt nian zuderii nocli, daß sich diese Anteile von einem viel 
höheren Niveau der Arbeitslosigkeit berechnen, wird erst die gari- 
ze Ueschäftigungsrnisere deutlich. Wird die Zahl der Langzeitar- 
beitslosen als Anteil an den zivilen abhiirigigen Erwerbspersonen 
gemessen, so liegt dieser Werc ini Osten bei schätzungsweise 5 vH, 
während er im Westen 2,s v H  ausmacht. 

Die g esam t e n E 11 t I a s  t u ng s w i rltu n ge n der Arbeits ma r k tpo 1 i t i k 
sind auch 1994 mit knapp 1,1 Millionen Personen (mehr als regi- 
strierte Arbeicslose) fiir clen gesamten Arbeitsmarkt prägend und 
liegen weit über dem Niveau des Westens. Ohne diese kriäftiy 

7 3  



Stützung würden die -4rbeitslosenzalilen explodieren. Die Enrla- 
stungswirkungen sind allerdings im Vergleich zum Vorjahr (1,5 
rvlilliotien) deutlich geringer ausgefallen. Den größten Teil ani 
Rückgang der Förderungen machen die verschiedenen Formen der 
Vorruliestandsregelungen aus. Im  Jahresdurchschnitt waren hier- 
von nur noch 646.000 Personen (gegenüber 849.000 im Jahre 
1993) betroffen. Leicht zugenommen hat dagegen die Beschäfti- 
gung in ABM (von 260.000 280.000), was auch die Entwick- 
lung der  sozialversicherungspflichtig Beschäftigten insgesamt ge- 
stützt hat. Von 381.000 auf 259.OOO ist die Zahl der Teilnehme- 
rInnen in Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung gesunkrn. 

Geriaiiere Aufschlüsse über Persoriengruppen, die am Arbeitsmarkt 
benachteiligt werden, liefert die Strukturberichterstattutig der RA. 
Zwar liegen detaillierte Daten bisher iiur für Westcieutscliland vor, 
docli mir tvaclisender Angleichung der Arbeitsmärkte sind die 
Ergebnisse auch immer mehr auf die neuen Länder übertragbar. 

Nach der letzten zur Zeit zugänglichen Erhebung (Septen-iber 
1993) haben jüngere (unter 25  Jahren) und ältere Arbeitnehme- 
rlnneri (übet 45 Jahren) besondere Probleme auf dem Arbeitsmarkt. 
Jiingere ArbeitnelimerInnen unterliegen einem hohen Risiko, ar- 
beitslos zu werden. Die Erhhrung vor, Arbeitslosigkeit wird im- 
mer mehr normaler Bestandteil des Erwerbslebens. Doch Jüngere 
beenden ihre Arbeitslosigkeit auch wieder in recht kurzer Zeit- 
spaiine, Verfestigungscenderizen greifen noch nicht. Offen Iäßt die 
Statistik allerdings, inwieweit das günstige Bild durch die Auf- 
nahme prekärer Bescliäftigungsverfiältriisse entsteht. In  Zalilen 
ausgedrückt: 28  v H  der Zugänge in Arbeitslosigkeit, aber n u r  
16 vH der Beschäftigten und 14 VH des Bestandes an Arbeirslo- 
sen sind unter 25 Jahre alt. 

Fiir iilrere Arbeitslose sieht die Situation gariz anders aus. Sie 
werden nur sehr selten arbeitslos, dann allerdings ausgesprochen 
lange. 30 vEI der Zugänge, aber 30 vH der Bescliäfcigten und 
58 vi-i cler Arbeitslosen sind ältere Menschen. Fast die Hiilf-te der 

. .  

älteren Arbeitslosen (42  vH)  sind bereits länger als ein J a h r  ohne 
Bescliäftigurig. Mit zunelimendem Alter steigt auch die durch- 
schnittliclie Dauer der Arbeitslosigkeit. 

Arbeitslos zu werden ist - neben allen anderen Problemen - 
schon deshalb eine soziale Katastrophe h r  die Betroffenen, weil es 
oft den endgültigen A U S S C ~ ~ L ~ ~  aus der Erwerbsgesellschaft bedeii- 
tet. Mehr als die Hälfte aller Arbeitslosen beendet ihre Arbeitslo- 
sigkeit mi t  der Rente, mit  Eintritt i n  eine arbeitsmarktpolitische 
Maßnahme oder resigniert und geht in die „Stille Reserve". Nur  
42 v€I  können ein reguläres Arbeitsverhältnis aufnehmen. Bei den 
älteren Arbeitslosen beträgt die ~~iederbescliäftigungsquote sogar 
nur  noch 27  vH. Ist der Arbeitslose nicht nur älrer als 45 Jahre, 
sondern auch noch gesundheirlicli beeinträchtigt und ohne abge- 
schlossene Berufsausbildung, ist seine Lage hoffnungslos: I n  die- 
sem Fall beträgt seine durclisclinitrliclie Wiederbeschäftigungs- 
quote nur noch bedeuturigslose j , 2  vH. Die derzeitige Arbeits- 
marktpolitik versagt bei den älteren Arbeitslosen. Trotz der gro- 
l kn  Probleme sind sie i n  allen Mal3nahmen weit unterdurclischnirt- 
licli vertreten. 

Doch selbst wer keine besonderen Kisikofaktoren (Alter, Ge- 
sundheit, Qualifikarion) aufxveist, wird vom Arbeitsmarkt arisge- 
grenzt, wenn er erst einmal langzeitarbeitslos geworden ist. Mehr 
als jeder zehnte Arbeitslose ist dies bereits länger als zwei Jahre. 
Die grolje Anzahl von Menschen, die schon sehr lange vergeblich 
auf der Suche nach Arbeit sind, macht die Brisanz der Bonner 
Kürzuiigspläne cleuclicl-i. Wenn es der Bundesregierung gelingt, 
die zeitliche Befristung der Atbeitsloseiihilfe auf 2 Jahre durchzu- 
setzen, dann trifft dies mehr als nur Einzelschicksale. Wobei ne- 
ben der Verarmung cler Betroffenen, dis in die Sozialhilfe gedrängt 
werden, noch die finanziellen Belastungen fiir die Kommunen hin- 
zukommen, die dies dann ZLI finanzieren haben. 

Die Art der Qualifikation spielt übrigens keine sonderlich gro- 
i3e Rolle bei dem R-isiko, sehr lange arbeitslos zu bleiben. Die Streu- 
ung liegt nur i r n  Bereich weniger Prozentpunkte. Dagegen ist das 
Alter ein entscheidender Eintluljfakcor. Vor allem bei den iiber 5 0 -  
Jährigen steigen die Anteile der schon Iiingei als 2 Jahre Arbeitslo- 
sen rapide ari. Dabei greifen gerade bei den iilteren massiv die sta- 



tistisclien Entlastungswirkungen durch die Regelung des 105c 
AFG. Ältere Arbeitnehnierlnnen, die bereits länger als ein Jahr ar- 
beitslos sind, weisen statistisch die größten Risikofaktoren auf. 

Welche soziostrukturellen und erwerbsbiographiscllen Struktu- 
ren verbergen sich hinter den persönlichen Schicksalen? Eine Stu- 
die des IAB bringt dazu interessante Aufschlüsse: Es sind keine 
Randgruppen, sondern ganz „normale" Beschäftigte. Für zwei 
Drittel der untersuchten Personen ist es die erste Arbeitslosigkeit 
in ihrem Leben. Doch die dauert mittlerweile schon länger als 4 
Jahre. Dabei blicken diese Menschen auf 27 Jahre Erwerbstätig- 
keit zurück. Ihr Arbeitsleben war durch eine hohe Stabilität ge- 
kennzeichnet, irn Durchschnitt haben sie nur 3,4 mal ihre Ar- 
beitsstelle gewechselt. Das restliche Drittel hat zwar ein etwas be- 
wegteres Erwerbsleben hinter sich, aber keineswegs am Rande der 
Gesellschaft. Diese Personengruppe hat immerhin noch 25 Jahre 
gearbeitet, 5,6 mal die Beschäftigung gewechselt und war 3 mal 
arbeitslos (kumulierte Dauer: 7,7 Jahre). 

Das Arbeitslosigkeitsrisiko in der Untersuchungsgruppe war 
größer bei Kündigung durch den Betrieb, mehreren Phasen der 
Arbeitslosigkeit irn bisherigen Erwerbsleberi (bei Mänriern) oder 
einer langen Unterbrechung der Erwerbstätigkeit (bei Frauen). 
Verringert wurde das Risiko durch häufige berufliche Wechsel, 
einen beruflichen Aufstieg oder eine Tätigkeit im Dienstleistungs- 
Sektor. Was die übrigen, sog. „vermittlutigsliemmenden Merk- 
male" angehr, war die Zusammeiisetzung der Gruppe sehr homo- 
gen. 60 VH wiesen gesundheitliche Beeinträchtigungen auf (30 vH 
hatten eine anerkannte Erwerbsminderung), und die beruflichen 
Qualifikationen waren iiberwiegend gut .  

Von i tiren persönlichen Präferenzen waren fast die Hälfte auf 
den iirbeitsmarkt orientiert. Das bedeutet, sie wollten auf jeden 
Fall wieder in Arbeit kommen und bemühten sich aktiv uni eine 
Stelle. Allerdings waren dies die noch relativ jungen Lind noch 
riichr so lange Arbeitslosen. Mit zunehrnendern Alter und zuneh- 
i-riericier Dauer der Arbei tslosigkeit weiclien die persiiriliclien Pr3- 
fe rc nzc I 1 der Res i g n a t io n LI ii  d der E n tw i ckl urig p rag m at i sche r Lö- 
si.ingen. Das bedeutet fiir ältere Lailg-zeicarbeitslose den Abgang 
aus  clei- Arbeitslosigkeit i n  die Rente. 

1.2 Einkommen und Vermögen: Alte und neue Un- 
gleichheiten 

Das Jahr i993 war in IVestii~7itsc~lnIld vor allem durch die scharfe 
ökonomische Krise charakterisiert, während in O~t~deutschlamd zwar 
hohe Wachstumsraten zu verteichnen waren, die jedoch auf trans- 
formationsbedingt niedrigem Niveau aufbauteLi. Dieser ökonomi- 
sche Kontext reflektiert sich auch i n  der Entwicklung der Ein- 
koninien iinci Vermögen in Deutschland. 

Betrachtet man das Aggregat ,,Einkommen aus Unternehmer- 
täcigkeit und Vermögen", so hat dieses 199.3 in Westdeutschland 
brutto wie netto um knapp vier Prozent abgenommen. Die Profit- 
quote isr: demgemäO von 34,l v H  (1772) auf 32,7 v H  (1971) ge- 
sunken. Daraus Iäßt sich aber nicht auf eine globale Existenzbe- 
droliung der westdeutschen Wirtschaft schließen, denn zum einen 
liegen die Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
immer noch deutlich über dem Niveau, das vor der deutschen Ver- 
einigung erreicht wurde, zum anderen waren es vor allein die Pro- 
dukrionsuncernelimen, die von der Rezession betroffen wurden, 
und schliefllich sind auch die Auswirkungen des niedrigen Zins- 
niveaus auf die Verrnögenseinl<omnieri zu berücksichtigen (s.u.). 
Analysiert inan die Gewinnsituation nur der Unternehmen mit 
eigener Rechtspersötilichkeit, so zeigt sich, da13 diese auch in 1993 
einen Bruttogewinnanscieg von 4,s v H  verbuchen konnten. Durch 
die historisch niedrige Belastung der Unternehmen mit  direkten 
Steuern von nur noch iS,3 VH (1992: 17,7 vH, 17S0: j3,6 vH) 
stiegen die Nettogewinne sogar um 6 VH an. Die in der öffentli- 
chen Diskussion verbreitete rinnahn-ie einer umfassenden, substanz- 
bedrohenden Krise der westdeutschen Unternehmen läßt sich so- 
mit empirisch nicht verifizieren. 

Gänzlich anders stellen sich die Verhältnisse hinsichtlich der 
Entwicklung der Einkommen der abhängig Beschgftigten dar. Zwar 
stieg die Briirtoloh~iquote von 70,7 vI4 in 1992 auf 72 , l  vH in 
1993 bzw. die bereinigte Lohnquote von 65,9 v H  auf 67,3 vH, 
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dacli ist dieser Anstieg lediglicli Reflex der krisenbediiigt redii- 
zierten Profi te . Hi ns i c h cl i ch der E n t w i ckl ung der Arbe i tse i 11 l;oiii - 
nien i s t  nämlich festzustellen, daJ3 die niedrigen 'Iarifabsclilüsse d t s  
Jahres 1933, bei unvermindert l-ioher Belastung der Einkommen 
mit Steuern und Sozialabgaben (33,4 vH), zu weiteren Nettoreal- 
eiiikornmensverlusteii führten. Seit 1980 war 1993 das zieunre]ahr 
o 11 11 e R ealei nkom me nsve rbesse r urig fü r d i e Arbe i t n e h in e r l  II i i  e 11. 

Ir1 Ostdeutschland sind gesamtu~irtschaftlicli betracliret : d 1  

1993 keine Gewinne angefallen, uiici die Einkommen aus Vermö- 
gen waren nur von untergeordneter Bedeutung, so daß die Erirste- 
hungsseite des .Volkseinkommens nur Arbeitseirikornriieri aufweist. 
Die Berechnung von Lohn- und Profitquote ist damit  weitgeiieiici 
sinnlos. Bemerkenswert ist allerdings, dail die gesaxntwirtschaftli- 
clien Arbeitseinkommen in 179-3 erstmals seit der Vereinigung 
netto-real kaum noch zugenommen liaben (+  1 , s  VH). Bei sta- 
gnierenden Westeinkommen ist der AngleichungsprozeR zwischen 
alten und neuen Ländern damit Fact zum Erliegen gekommen. 

Für ~~~.~.rtileutrchl~?~zd hat das DIW jüngst eine Neuberechnurig der 
E i iikom nie ns sc 11 ich t ung  nach so z i al e n H ai.1~ hal t sg rupper i vo rg e- 
legt. Ilaiiach betrug das verfügbare Einkommen aller Haushalte 
im Jalire 1992 im Ihrchscli i i i t t  4.766 DM monatlich. Die Eiri- 
koriiinensverhältnisse der verschiedeneii sozialen Gruppen weichen 
aiifgrund der bekannten Verteilungsdisparitäteil jedoch mehr oder 
weniger deutlich von diesem Mittelwert ab. Spitzenreiter siiiJ die 
€ laushalte von Selbständigen aiillerlialb der Landwirtschaft mit  
ciineni verfügbaren Monatseinkonimen von 13.783 Dhl. Auf den 
Plätzen folgen die Haushalte von Landwirten (5.992 Dhf), Beam- 
ten (5.910 DM), Angestellten (5.165 DM) und Pensionären (5.034 
DM). Bereits deutlich vom Mittelwert entfernt sind die Arbeite- 
rliii-i~nliarislialte mit  einem I~i i rchschr i i t t se inkon~in~~i  von 4.  t iC) 
DM je Monat. Die Schlußlichter in  der Verteilurigsliier~chie stel- 
len die llauslialte von Rentneriniien Lind Sozialliilfeernp~äiiigerIri- 
t i m  (hier zusamrnengefaBt) mit 3.3 13 ßPvI und die der Arbeitslo- 

sen mit  2.903 DM dar. Hirisichclicii der Arbeitslosenhaiishalte fällt 
dabei auf, daß - bei Fehlen weiterer EinkoinmensbezieherIrinen - 
50 Prozent von ihnen über Iiöchstens 2.000 DM im Monat verfü- 
gen. Ein nicht unerheblicher Teil der Arbeitslosen behid  sich da- 
mit ,  noch bevor die mi t  dem 1. S K W P G  (Gesetz zur Umsetzung 
des Spar-, Konsolidierungs- und Waciistumsprogramms) besclilos- 
sene Kürzung der Uiiterstiitzurigssätze wirksam wurde, in einer 
sozialliilfenahen Eiiikornrneiisposition. Zukünftig ist mit  einem 
wachsenden Anteil von Arbeitsloserigeld-/-hilfebeziel~erInnen zu 
rechnen, der aufstockende Sozialhilfe beantragen muß.  

In  Ost~~z~ts¿~l'~ndsirid die monatlich verfügbaren Einkommen je 
Einwohner im Jalire 1994 im Vergleich zu 1993 von 1.390 D M  
auf 1.480 DPII gestiegen. Dieser Zuwachs von 6,5 Prozent wurde 
nicht voll kautkraftwirksani, mehr als die Hälfte ging durch Preis- 
Steigerungen verloren. Bei einer wiederum fast zweistelligen Zu- 
wachsrate der voll<swirtschaftliclien Arbeitsproduktivität im Jah- 
re 1994 in den neuen Buiidesländern verläuft der Anpassungspro- 
zeß an westdeutsche Einkommensverliältnisse schleppend. 1994 
wurden nur noch 2,4 Prozentpunkte des relativen Einkoininens- 
rückstands aufgeholt. Ebenso ist bei einem Vergleich der Einkom- 
mensverliäl tiiisse die Entwicklung der Lebenshaltungskosten z u  
berücksichcigen, sie sind nacli den offiziellen Angaben des Stati- 
stischeii Bundesamts Wiesbaden von 199 1 bis 1993 um 2 1 Pro- 
zent gestiegen. Die im Vergleich z ~ i  den Vorjahren niedrige Preis- 
steigerungsrate des Jahres 1974 von nur  3,4 Prozent wird sich 
1975 vermutlich nicht weiter fortsetzen. Die bereits angekündig- 
ten Mietsteigerungen und andere Tarifanliebungen werden die 1994 
errungenen Realeinkomrnenssteigerungen abwerten. Bei einem 
Vergleich der Einkonimriiseiitwicklung darf dieses Faktum nicht 
unterschlagen werden. 

Durch die sozialen Veränderungen haben sich neiie gravierende 
Unterschiede in der Einkommensverteiluiig im Osten Deutsch- 
lands herausgebildet. Verbesserte Lebensverhältnisse werden in 
erster Linie dadurch entschieden, ob jemand erwerbstätig ist. Nach 
den jetzt vorliegenden Ergebnissen des Mikrozensus der Jalire 199 1 
und 199.3 ist die Zahl der in Privathaushalten mir Erwerbstätigen 
lebeinden Personeii von 1 1,3 Millionen Personen auf 9,s Millionen 

~ 

75 7 9  



Zeirrauni  Verän cieru n g  N iveau 
gegenüber  gegenüber  
dem Vorjahr früherem 

B Lin tiesg e hier 

D M  in v w  in v H  

1. Halbjahr 1991 860 40,6 
1. Halbjahr 1992 1.220 &,4 55,8 
1. Halbjahr 1993 1.390 13,4 62, l  
I .  Halbjahr 1994 1.480 6,5 64,5 

Q ~ i e  I I e: S t a t  i s t i sc hes B LI n desa m t 

Personen zurückgegangen. Nur  noch 62,8 Prozent aller Einwoh- 
ner in den neuen Bundesländern leben 1993 in einem solchen 
Haushalt, zwei Jahre zuvor waren es noch 7 1,3 Prozent. Umge- 
kehrt erhöhte sich die Zahl der Personen, die in Haushalten von 
Erwerbslosen und von Nichterwerbspersonen einschliel~lich Rent- 
nern leben. In Erwerbslosenhaushalten lebten 1993 nach diesen 
Angaben 1,5 Millionen Personen, das sind 45,3 Prozent mehr als 
199 1; in Haushalten von Nichterwerbspersonen 2,9 Millionen Per- 
sonen, hier beträgt die „Wachstumsrate" innerhalb von zwei Jah- 
ren 22,6 Prozent. 

Noch unterschiedlich ist die Einkommensbeteiligung der Haus- 
Iialtsrnitglieder in beiden Teilen Deutschlands. In allen sozialen 
Gruppen - mit  Ausnahme der Selbständigen-Haushalte - leben 
i n  den Haushalten der neuen Bundesländer im Durchschnitt mehr 
Einkommensbezieher als in den vergleichbaren westdeutschen 
IHausl-ialten. Der Anteil der Einkon-imensbezieher an der Gesamt- 
zahl der iin Haushalt lebenden Personen betrug in Ostdeutsch- 
land 72 v H  iin Jahre 1993, in Westdeutschland waren es demge- 
genüber nur 67 vH.  Hier spiegelt sich die noch höhere Erwerbs- 
beteiligung der Frauen wider, aber auch die Tatsache, da13 Frauen 



durch ihre frühere Arbeit in der D ß R  eigene L4nsprücl-ie auf Loliii- 
ersatzleistungen haben und so zum Haushaltseinkonin~en beitra- 
gen können. 

Die gleiche Besonderheit trifft auch für die Rentnerhaushalte ii-i 
den neuen Bundesländern im Vergleich zuin friihereri Bundesge- 
biet zu. Durch die höhere Erwerbsbeteiligung der Frauen in der 
friilieren DDR trägt fast jede im Rentnerliaushalt lebende Person 
zum Einkommen des Haushalts bei. Bei einem innerdeutschen 
Vergleich von Reiitnereinkommen ist ferner zu beriicksichtigen, 
da13 in den neuen Ländern die Rentnerhaushalte ihre Einkonimen 
Fast ausschließlich aus sozialen Leistungen beziehen, während die 
wescdeutschen Rentnerhaushalte ini t Vermögenseinkommen und 
Betriebsrenten über eine weitere Einkommenscpelle verkigen. 

Signifikant ist für Ostdeutschland die Zunahme der Einkoin- 
meiisilrigleichheit: Trotz steigender Löhne, Gehälter, Renten nimmt 
die Einkonimensarmut in Ostdeutschland im Verlauf des 'Trans- 
formationsprozesses sterig zu. Nach den Untersuchungen des IIIW 
ergab eine nach EU-Normen durchgeführre Armlirsberechnllnq, 
daß bereits jeder siebte Einwohner die Schwelle zum Niedrib .' v i n -  
koniinen überschritten hat. 1990 war es nur jeder Zwölfte, der 
über so geringe materielle, kulturelle und soziale Mittel verfügte, 
da13 eds ie  von einer Lebensweise ausgeschlossen war, die als hlini- 
muiii angesehen werden kann. Innerhalb von nur vier Jahren isr 
der Anteil der Arnien in Ostdeutschland um zwei Drirtel gesrie- 
gen. 

Im Jahre 1993 ist der Geldvermogeilsbes(dild deurscher Privat- 
hauslialte um 237 Mrd D M  auf insgesamt 3,9 Billionen DM 
angewdisen  Dabei entfielen 3,7 Billionen DM auf West -  und 
2 2 3  Mid DM auf Ostdeutschland Das bedeutet, im Durchschnitt 
je Einwohner besaßeii Ostdeutschr lediglich e111 Viertel des GelJ- 
verniogens der Burger in Westdeutschlaiid 

Ini rcclinerisihen Durchrchnitt besitzt jeder Haushalt i n  \Y+it- 
Lliiiiliih/rliiJ damit ein Gcldverrnogeil von 127 000  DM (1992 

120.000 DM) Die hochgradig kouentrierte Verteilung dieses 
VermOgensbestandes erschließt sich indirekt uber die Verteilung 
der Vermogenseinkunfte. Wjhrend die obersten zwei Prozent der 
Haushalte 32 Prozent aller Zinsen und Dividenden bezogen, ent- 
fiel auf zwei Drittel der Hauslialte mir jeweils recht bescheidenen 
Zinseinkunften nur ein Sechstel der gesamten Verrnogenseinkom- 
men. Wegen des niedrigen Zinsniveaus in 1993 sind die Vermo- 
genseinkommen aller Haushaltstypen ini Vergleich zu 1992 ruck- 
Iaufig gewesen. Sie streuten bei einem Durchschnittswert von 6 256 
DM zwischen 1.364 D M  (Arbeitslose) und 20.301 D h l  (Selbstan- 
dige). 

Die Vrrmogensd 1 fferen Zen z w 1 schen West - und 0 rtdmtsi bland 
nahmen 1993 nicht wesentlich ab Auf die Ost-Haushalte enrfiel, 
bei allerdings erheblich getingerer IionLentration, ein Durch- 
schnittsgeldverniogen von 3 j 000 DM (1992. 30 000 DM) Iris- 
besondere wegen einer gestiegenen Sparquote, die die westdeut- 
sche sogar ubertraf, konnten die Haushalte in den neuen Landern 
ihre Verrnogenseinkornrnenspositiof~ leicht verbessern. I m  Durch- 
schnitt betrug das bezogene Vermogenseinkommen 1 399 DM, 
wobei es zwischen 474 D M  (Arbeitslose) und 2 979 D M  (Selb- 
scandige) streute Tendenziell haben sich damit die alten, die West- 

deutschen Verteilungsveriialti~~sse bestimmenden Ungleichheirs- 
Strukturen auch in  Ostdeutschland durchgesetzt. Dennoch ist die 
Verteilungshererogenirat in Ostcleutsctiland bei weitem nicht so 
stark ausgepragt wie in den alten Laiidern Dies liegt Lum einen 
daran, da13 der Selbsrandigenliauslialt wesrdeutschen Typs sich in 
den neuen Landern noch nicht umfassend etabliert hat. Zum ande- 
ren schlagt sich hier die Tatsxhe nieder, daß kaum ein ostdeut- 
scher Haushalt &er Produktivvermogen verfugt Die sich eher 
In od e rat e n t w i c ke In de ii , ,a 1 r e n ' ' U ng 1 e i c h 1i e i t sve r halt 11 iss e wes r - 
deutscher Prdgung werden so von einer „neuen" Ungleichheit 
uberlagert, die sich quer z u  allen Bevolkeriingsgruppen zwischen 
West- und Ostdeutschland lierausgebildet hat Insgesamt flossen 
namlich niclit eiiinial funf Prozent der gesamten Vermogensein- 
kommen den Haushalten in  den neurn Landern zu Diese sind 
damit uneinholbar von der allgemeinen buiidesrepublikariischeri 
~~ern iogensenrw iclilung abgekoppelt Eiiie IJmkehr dieses Trends 



ist bestenfalls nur partiell möglich, da der 40jährige Vorsprung 
Westdeutschlands selbst bei unvermindert hohen Sparquoten kaum 
aufgeholt werden kann. Sollen zumindest die Disparitäten nicht 
weiter anwachsen, so ist eine Stärkung der Sparfahigkeit breiter 
Bevölkerungsmehrheiten dafür Grundvoraussetzung. Diese liängt 
ihrerseits von einer Vielzahl an Parametern ab: u.a. Preisgestal- 
tung, Steuer- und Zinspolitik, Möglichkeiten der Vermögensbil- 
dung, Lohnentwicklung und vor allem einer aktiven Arbeitsmarkt- 
Politik, die unmittelbar der Entdifferenzierung der Einkommen 
und der Zunahme prekärer Einkomnnensverhältnisse infolge von 
Arbeitslosigkeit entgegenwirkt und dadurch mirtelbar auch die 
Rahmenbedi ngungen hir eine erfolgreiche Tari fpoli t ik stärkt. 

1.3 Mehr Sozialhilfeempfängerlnr-ien 

Nachdem im Jahre 199 1 die Zahl der SozialliilfeempfängerIr7rien 
im fiziheisn Buiidej-gebiet erstmals seit 198 1 leicht rückläufig war, 
brachte das Jahr 1992 (letztverfügbare Daten) einen um so deutli- 
cheren Anstieg bei den BezieherInnen jener Leistungen, die das 
unterste soziale Sicherungsnetz in der Bundesrepublik darstellen. 
Insgesamt stieg ihre Anzahl uni 294.800 von 3,738 Millionen auf 
J l U l i  4,033 Millionen in1 Jahresverlauf an. Mit  diesem Zunrachs 
 LI^ 8 Prozent hat die Zahl der Sozialhilfeenlp~dllgerInrien erstmals 
die Viermillionen-Grenze überschritten. Erste, vorläufige Ergeb- 
nisse deuten darauf hin, daß sich dieser Anstieg seither fortgesetzt 
hat. Von der Gesamtzahl der in1 Verlaufe des Jahres 1992 aufSozi- 
alhilfe angewiesenen Personen im alten Bundesgebiet bezogen 3,15 
Millionen (+ 10,3 vH) Sozialhilfe als laufende Hilfe zum Lebens- 
unterhalt (HLU) und 1,63 Millionen ( i -  5 , 5  vH)  als Hilfe in be- 
sonderen Lebenslagen (HbL). Hinsichtlich der HLU ist insbeson- 
dere der erneute überproportionale Anstieg der Kinder unter sie- 
ben Jahren an den HilfeempfaingetIntiein auffallig, so daß nunmehr 
jeder sechste deursche HLU-Bezieher W S  dieser Altersgruppe 
stammt. Ursachen für diese Entwicklung sind vor allem in der 

Zunahme der Zahl der Alleinerziehenden sowie in der zunehmen- 
den Unmöglichkeit zu sehen, da13 große Familien ihren Lebensuri- 
cerlialt aus eigener Kraft bestreiten können. 

Der ~Terweilkoeffizient, der den Anteil der I-IilfebezielnerInnen, 
die arn Jahresende noch irn Sozialhilfebestand sind, auf die Ge- 
samtzahl der LeistutngsempfGngerInnen während eines Jahres be- 
zieht, gibt indirekt AufschluO über die Entwicklung der durch- 
schnittlicheri Leistungsdauer. Irn Jahre 1992 ist er für alle Emp- 
fangerInnengruppen, wie bereits in den Vorjahren, nachhaltig ge- 
stiegen. 

Betrachtet man die HLU-Bezieherlnnen außerhalb von Einrich- 
tungen hinsichtlich des Hauptgriindes, der zum Bezug von Sozi- 
alhilfe geführt hat, so dominiert weiterhin Arbeitslosigkeit als zen- 
trale Urcaclne der Inanspruchnahme: 28,8 vH der betroffenen Haus- 
halte bezogen Sozialhilfe aus diesem Grunde; zwei Drittel von ih- 
nen erhielten weder Arbeitslosengeld noch Arbeitslosenhilfe. Als 
weitere, auf im wesentliclien einen Faktor zurückfuhrbare Ursa- 
chen sind insbesondere hervorzuheben: unzureicliende Versiche- 
rungs- und Versorgungsansprüche (10,O vH), der AusFall des Er- 
nährers (9,4 vH), unzureichende Erwerbseinkomrnen (6,5 vH) so- 
wie Krankheit ( 5 , 2  ~ € 3 ) .  

Bei der HbL dominieren seit langem die Krankenhilfe und die 
Hilfe zur Pflege. HbL als Hilfe zur Pflege bezogen 1992 etwa 
528.000 Menschen. Inwieweit die seit April 1995 bzw. ab Juli 
1996 eingreifende Pflegeversicheriing aufgrund ihres begrenzten 
Leistungsniveaus in der Lage sein wird, in diesem Bereich Abhilfe 
zu schaffen, läßt sich heute noch nicht genauer quantifizieren. Es 
ist allerdings davon auszugehen, da13 deutliche Entlastungswir- 
kungen sowohl bei den Fallzahlen als auch bei den Firianzaufwen- 
duingen der Sozialhilfeträger eintreten werden. 

Für die nezie72 Ldi2de~ z m l  Ost-Berlin zeichnet sich das Jahr 1992 
ebenfalls durch einen deutlichen Anstieg der HilfeenipfärigerIrn- 
nen aus. Mit 68 5.000 SozialhilfebezielnerInnen warein hier beinahe 
200.000 Menschen mehr als noch im Jahre 1991 (+  40 17E3) auf 
Leistungen der Sozialhilfe angewiesen. HLU bezogen 1992 insge- 
samt 488.100 Menschen (+  34,2 vH), HbL 240.000 (+  43,4 vltl). 

Die Hauptursache des I-1LU-Bezuges war fiir 54,4 VH der Haus- 
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verlauf wiederholt f u i -  Lurzere Dauer auf sie angewie\eii sind  ALK^ 
tragt das unterste soiiale Nerz in einer Reihe von Fallen sehr wohl 
zur Konsolidierurig  LW Stabilisierung personlicher Lebensverhalt- 
nisse bei Offen bleibt allerdings auch bei der dynamischen Ar- 
mutsforschung bislang, wie sich die Lebenslage der Betroffenen 
im AnschlLiß an den Sotialhilfebezug darstellt Einiges deutet dar- 
auf hin, ciaß die erreichte Unabharigigkelt vom SozialhilfebeLug 
haufig nicht uber den ari-nutsiiahen Bereich hinausgeht 

Einige Projektergebnibse dynainischer Armutsforschung erfreuen 
sich einer erliohten Aufmerksamkeit und scheinen geeignet, die 
notwendige Tkiematisierurig steigender Armut bei gleichzeitig 
wachsendem Reichtum als „Dramatisierung" zuruckzuweisen Dies 
geben die Untersuclilingen bislang jedoch nicht her Ungeachtet 
des zu berucksichtigenden Anteils von KurzzeitbezieherInnen ei- 
nes Beantragungslahres wachst der Antell von Langzeitbeziehe- 
rInnen im Bestand kontinuierlicli Viel bedeutsamer ist denn auch 
die Bttonung des Aspekts der ,,sozialer1 Entgrenzung" von Ar- 
mut Nach Auswertungen des SoLio-Oekoiiomisclien Panels (SOEP) 
unterschritt im Zeitraum 1984 bis 1972 ein knappes Dritcel der 
westdeutschen Bevolkerung mindesteiis einmal die Armutsgrenze 
von 50 Prozent des durclisclinittlichen Einkommens der jeweili- 
gen Haushaltsgruppe. Einko;rimensarmuc ist somit ein latentes 
soziales Risiko, das bis in mittlere Gesellschaftsschichten hineiii- 
reicht und langst nicht mehr auf tradirrionelle Randgruppen be- 
grenzt ist Ursachen hierfcir sind sowohl im sozialen Wandel allge- 
mein (z B Auflosung von Farriilieiistrukturen, Zunahme der Al- 
Ieirier~ielie~iden) als auch insbesondere i n  der zunehmenden Dete- 
gulierung der Aibeitsiiiarkte zu sehen, die d , ~  Aibeitslosigkeitsri- 
siko bestaridig verallgemeinert Diese generell wirksamen Fakto- 
ren fuhren zu einer Nivellierung des klasstschen Verteilungsmu- 
Sters von Armut  Zwar 1st sie heute iniiner noch in hoheni Maße 
mit niedrigen oder fehlenden Uildun~sabsclilussen korreliei t ,  aber 
auch AbituiientInnen oder 1 Ioclisc1iulabsolventIrint.n sind tuneh- 
meiid von insbesondere kurrzeitigeii Arinutsphasen bedroht 

halte außerhalb von Einrichtungen (199 1: 63,6 vE-I) Arbrirslosig- 
keit, wobei rund die Hälfte dieser Haushalte keine Lohnersatzlei- 
stuiigen der Bundesanstalt fiir Arbeit bezog. Bei den weiteren 
LJrsachen spielt vor allem unzureichendes Erwerbseinkornrnen eine 
wichtige Rolle (6,9 vH). Die übrigen Einzelursachen sind als sta- 
tistisch ausgewiesene Kategorien vernachlässigbar gering. Der 
Verweilkoeffizient ist in allen EmpFangerInnengruppen deutlich 
zurtickgegangen und unterscheidet sich kaum mehr signifikant 
'von dein Westdeutschlands. Auffallend allerdings ist, dal3 der Anteil 
der Haushalte ohne weitere, auf die Sozialhilfe anrechenbare Ein- 
künfte, der ohnehin deutlich über dem Westniveau liegt, degtlich 
zunimmt. Bei der HbL war, wie auch 1991, die Hilfe zur Pflege, 
die 6 1,2 v H  der HbL-EmpfangerInnen bezogen, die wichtigste 
Einzel li i I fe . 

Insgesamt nahmen nach den Angaben der Sozialliilfestatistik 
1992 etwa sechs Prozent der deutschen Bevölkerung Leistungen 
der Sozialhilfe in Anspruch (sogenannte „bekämpfte Armut"). Der 
Kreis der Leistungsberechtigten ist aufgrund der Dunkelziffer von 
ca. 5 0  Prozent jedoch deutlich größer (,,verdeckte Armut"). 

Die Daten der amtlichen Sozialliilfestatistik liefern nur ein  in- 

vollständiges Bild der Eiiikommensarmut bzw. der Lebenslage der 
Betroffenen. Es ist Ziel der „dynarnisclien Armutsforschung", hier 
weiterfülirende Erkenntnisse zutage zu fördern. Sie ergänzt damic 
die Querschnictsbetrachtung der kalenderjährlichen Soziaihilfesta- 
tistik durch eine Längsschnittanalyse des Weges der Bedürftigen 
i n  die, dui-cli die urid aus der Armut heraus. Der eingangs erwälin- 
te Venveilkoeffizient erlaubt nämlich nur sehr bedingt Rückschlüsse 
auf Entwicklung und Dauer des Sozialhilfebezuges. Sein Siiiken 
beispielsweise iänt InterpretatiorisspieIraLi~ offen, ob dies auf den 
Anstieg von RurzzeitbezieIierItirieri, auf das Ausscheiden von Lang- 
zeitbezieherlnnen Ltndloder auf-eine generell sinkende Verweildauer 
irn Leistiingsbezug zurückzuführen ist. 

Auch Sozialhilfrbedürftigkeit ist statistisch gesehen kein „Zu- 
stand",  sondern ein ,,Vorgang". Keineswegs alle Zugänge eines 
Kale iicle r j ali res ver b le i ben c1au e r lia ft in A r ni  U t ; ei n durchaus in e n- 
iie'ris\verter Anteil eiitf;dllt auf Kurzzeitbezieherlnnen, die die So- 
zi~illiilfc (endgültig) wieder verlassen oder möglicherweise im Zeir- 
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I .4 Teilzeitarbeit: Ein Weg mit Hindernissen 

Uni das Bescliäftigungsniveai1 zu  erhöhen und die Arbeitslosig- 
keit zu verringern, sind Arbeitszeitverkürzungen erforderlich, die 
nicht auf einzelne in der Krise befindliche Branchen oder Unter- 
nehmen beschränkt sind, sondern darüber hinaus zusätzliche Ar- 
beitsplätze entstehen lassen. Hierin liegt eine Chance, die noch 
tiefere Spaltung der Geseilscliaft in einen Teil, der Arbeit und Er- 
werbseinkommen hat, und einen anderen Teil, der auf Leistungen 
aus dem Sozialversicherungssystem angewiesen ist, abzuwenden. 
Somit muß eine generelle Arbeitszeitverkürzung auch in Unter- 
nehmen mit  ausgelasteten Kapazitäten und guter Beschäftigungs- 
lage greifen. In diesem Zusammenhang ist die Einführung der 30- 
Stunden-Woche anzustreben. Eine der zukünftigen Hauptaufga- 
ben besteht darin, Alternativen bei der Umsetzung der Arbeits- 
zeitverkürzung zu benennen. Der hierfür vorzusehende Zeithori- 
zont und Vorschläge fiir unterschiedliche Lohnausgleichsmodelle 
sollten dabei im Mittelpunkt stehen. Ideen für die konkrete Ge- 
stalrung der Arbeitszeitverkürzung werden im MEMORANDUM 
'96 eine wesentliche Rolle spielen. 

Ir1 der gegenwärtigen Diskussion über Arbeitszeitmodelle f;n- 
dec jedoch eine ganz andere Variante der Arbeitszeit\lerl;ürzung 
besondere Beachtung. Dies ist die Teilzeitarbeit. Gegenüber der 
generellen Arbeitszei tverkürzung ist Teilzeitarbeit ini/ivirhd/e Ar- 
beitszeit\rerkürzuiig ohne Lohnausgleich. Das heißt, daß die je- 
weilige Arbeitszeit von der betrieblichen Nornialarbeitszeir ab- 
weicht. Teilzeit stellt somit eine von der bestehenden - koilekriv 
vereinbarten - Vollzeit abgeleitete Größe dar. 

Im MEMORANDUM '94 werden die Arbeitsumverteilung und 
Aufliebuiig der starren Grenzen des Normalarbeicsverhältriisses 
sowie die Vielzahl neuer Arbeitszeitangebote gefordert. Diese 
Uinverteilung von Arbeit erfordert viel Phantasie und auch orga- 
nisatorischen Aufwand. Die derzeit in der Diskussion befindliche 
Ausweitung der Teilzeitarbeit hingegen verfesrigt die starre Auf- 
ti-ilung von Arbeitsverl-tältnissen in Vollzeit- und Teilzeitarbeits- 
verliältnisse, ohne die geforderte Durchiässigl<eit und Selbstbestirn- 
iiiring der Beschäftigten in Arbeitszeitfragen zu gewährleiscen. 

Zwischen 1991 und 1393 stieg der Anteil der in Teilzeit sozialver- 
sicherungspflichtig beschäftigten ArbeitnehrnerInnen an den ge- 
samten Beschäftigten in den alten Bundesländern von 10,9 vH 
auf 12,O vH. Die Verteilung der Teilzeitarbeitsplätze auf Männer 
(8 vH) und Frauen (92 vH) blieb im selben Zeitraum nahezu kon- 
stant. Auch in Ostdeutschland spielt das Teilzeit-arbeitsverhältnis 
bei den Mäniiern nur eine zu vernachlässigende Rolle. Der Anteil 
der teilzeiterwerbstätigen Frauen ist nicht einmal halb so hoch wie 
in Westdeutschland. 

Beachtlich ist der Zuwachs der Teilzeitarbeitsverhältnisse uni 
223.000 zwischen 1971 und 1793 gegenüber der Verringerung 
der gesamten sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhält- 
nisse (um 50.000) irn seiben Zeitraum. Allein der zwischen 1991 
und 1992 in Westdeutschland erfolgte Zuwachs an Beschäftigungs- 
verhältnissen u m  ca. 357.000 basierte zu 39 v H  auf (zusätzlichen) 
Teilzeitbeschäftigungen. 

Bei der Verteilung der Teilzeitbeschäftigren auf die einzelnen 
Wirtscliaftszweige fanden kaum Veränderungen statt. Analog zum 
hohen Frauenanteil an den Beschäftigten bestanden 1993 die höch- 
sten Teilzeitquoten im Handel (18,l vH) und in den Dienstlt-i- 
stungsbereichen Gesundheitswesen (2 1,4 vH) Lind Reinigung bzw. 
Körperpflege (26,4 vH). Als Bereiche, in denen der  hohe Anteil 
von Teilzeitbeschäftigung (29,7 vH) sowohl Männer als auch Frauen 
betrifft, sind Wissenschaft, Bildung, Kunst und Publizistik zu nen- 
nen. 

Die mit Abstand geringsten Teilzeitquoten existieren ini Verar- 
beitenden Gewerbe (4,4 vH) und im Baugewerbe (2,s vH). Wäh- 
rend im Verarbeitenden Gewerbe Angestellte und ArbeiterInnen 
zu etwa gleichen Teilen von TeilZeitarbeit betroffen sind, macht 
der Anteil der angestellten Teilzeitbeschäftigten im Baugewerbe 
fast 80 v H  aus. Ganz anders sieht es im Bereich Reinigung bzw. 
Körperpflege aus: Hier sind 7 3  v H  der Teilzeitbeschäftigten Ar- 
bei ter Innen . 



betroffene hlanner und Frauen am Arbeitsplatz konfrontiert wer- 
den Der Dziki i ~ ~ ~ ~ ~ u e i ~ n ' t a g  am AT beztrpfatt durch Kolleglnnen und 
Vorgeseute von 'Teilzeitbeschaftigten kann durch eine Ausdehnung 
der in Rede stehenden Arbeitsverhalttiisse nicht angemessen be- 
gegnet werden Damit das Teilzeitarbeitsverhaltnis auch als ,,Nor- 
rnal-Arbeitsverhaltnis" Anerkennung finciec, durfen bei Beforde- 
rungen keine Ndchteile fur Teil~eitbeschaf-tige entstehen, und bei 
der Organisation von Arbeitsablaufeii mussen Diskriminierungen 
vermieden werden 

Ein weiteres Risiko i m  Zusammenhang mit der Teilzeitarbeit 
entsteht duch die mzngtlhufie sozta!e AbJzihi urig. Das Sozialversi- 
cherungssystem i S t  clarauf ausgerichtet, die Vollbeschartigten ab- 
zusichern Es orientiert sicli in erster Linie an einer ,,lebenslangen ' 
(45 jalirigeii) vollzeitigen Erwerbstatigkeit, die dem Mann zuge- 
schrieben wird Die Frau wird durch den hfann ,,mitversorgt" und 
„mitversichert' , eine eigenstandige ExistenLsicherung ist daher 
,,nicht iiotig' Daraus folgt, daB Teilzeitbescliaftigte aucli nur teil- 
weise abgesicliert sind 

Die Rentenformel beinhaltet das monatliche individuelle Ein- 
kommein und die Dauer der Erwerbstatigkeit Sie 1st fur alle Ren- 
tenarten inallgebend Alle Monate mit  Teilzeitarbeit gehen mir 
dem entsprechend geminderten Einkonimeri in  die Berechnung 
ein Wenn auch beitragsgemincierte Zeiten einer differenzierten 
Hoherbewertung unterzogen werden, so  loch nur bis zu maximal 
7 5  v H  des Durchschnitts aller Erwerbseinkommeii 

In der Arbeitslosenversicherung bestehen die großten Defizite 
Berechiiurigsgruiidlage fur Leistungen dei Bundesanstalt fur Arbeit 
ist das uni die gewohnlic lien AbLuge verminderte Bruttoarbeitsent- 
gelt (Nettoprinzip), die Zaliiiingsdauer richtet sich nach der Dauer 
der beitrngspflichtigeii Brschaftigung Teilzeitarbelt fuhrt zu ent- 
sprechend niedi igeren Leistungen clurcli die Buiidesaiistalt fLir Ar- 
beit Die eiiuige gesrtzgebeiische Aktivirat zur starkereii sozialen 
Absiciierung des liilzcitarbeits\ierli~ltiiisses ist der neu eingefugte 
Absatz 41 im $ 113 AFG, woiiacli fur nach deni 31 7 1994 einge- 
gangene Teilzeitarb~icsverlialtiiisse unter bestimmten Ilmstandeii 
ei i i  vorherig es Voll ~ e i  t e i i i  ko ni nie i i  als B mies  sung sgr u n  d lag e fU r 
Lcistutigeii cler Bundecanstcilt fur Arbeit herangezogen %erden kann 

In cler gegenwärtigen Diskussion über die Ausweitung der Xi l -  
Zeitarbeit wird das Interesse der Frauen an einer Reduzierung der 
Arbeitszeit besonders hervorgehoben. Dabei wird dieser Wunsch 
als Wunsch nach Teilzeitarbeit in der Form der individuellen Ar- 
txitszeitverkürzung iiirerpretierc. In  diesem Zusainmeiihang wird 
eine aiidere Beurteilung der geschlechtsspezifischen Präferenzstruk- 
tur  außer acht gelassen, wonach Frauen nicht nur ei rie Präferenz 
für Teilzeitarbeit mit  all ihren Nachteilen haben, sondern generell 
kiirzere und flexiblere Arbeitszeiten präferieren. Da sie ihre Ar- 
beitszeitwünsche nicht anders realisieren können, nehmen sie i n  
iioheni hfaße die Nachteile der Teilzeitarbeit in Kauf. 

Die Forderung der Bundesregierung, dafj durch Teilzeicarbeit 
saisonale Nachfrage- und Beschäfrigungsscliwankuligen aufgehn- 
gen werden sollen und paßgenaue Teilzeitrnodeile in Verhindung 
mi t  einer Erhöhung der Betriebszeiten zu  entwickeln sind, zeigt, 
c1al.i die derzeitige Teilzeit-Euphorie die Gefahr einer deut-I i c h  
l 'ctiri-hlechter~~?~~ du A ,.beit.rbe~z?~sutza.¿.ir in sich birgt und daO die 
Gleichsetzung von umfangreicher 'Gilzeitarbeit in den Betrieben 
mi t  einer Zunahme von selbstbestimrnr-er Arbeitszeitregelung i l -  
lusionär ist. Die Beschäftigungseffekte durch eine Ausweitung der 
Teilzeitarbeit werden selbst voii deren Befürwortern als eher gc- 
ring eingeschätzt. Die nachgewiesenen Eroduktivitätssceigeruii- 
geil durch Teilzeitbeschäftigung und die verstärkte Orientierung 
an saisonalen Schwankungen werden Neueinstellungen in eiitspre- 
cliendern Umfang- verhindern. Hierbei sind Ausnahmen - wie ini 
Wissensciiaftsberereich - zu beachten. 

Darüber hinaus ist zu befürchten, da13 vor allem in den Berei- 
chen, in  denen derzeit bereits ein Angebot an Teilzeitarbei tsplät- 
zen besteht, eine Ausdehizu~rg ~ 0 1 2  nicht exis-tenzsichenl~e?z A vbeiisuw- 
hii'ftizi.r.ren erfolgt und die kapazitätsorientierte variable Arbeitszeit 
Kapovaz)  unter dem Decknamen TeilZeitarbeit in hohem T\ilaße 
Eiiiziig hält. 

Einem weiteren Bereich wird bei der Bewertung von Teilzeitar- 
beic momentan wenig Bedeutung beigemessen: Erfahrungen voii 
Teilzeitbescliäftigten machen cieuclich, mit welchen Problemen 
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Das Nettoprinzip fuhrt zusätzlich dazu, da13 die teilzeitbeschäf- 
tigre und damit geringerverdienende verheiratete Frau durch die 
Einordnung in die Steuerklasse V ein durch höhere Steuern z ~ i -  

sätzlich gemindertes Einkommen hat, auf dessen Basis die Lei- 
scungen berechnet werden. Das AFG beinhaltet damit eine Reihe 
von Benachteiligungen fur Teilzeitbeschäftigte, insbesondere für 
Frauen, die in wesentlich höherem Maße teilzeitbeschäftigt sind. 

Die Teilzeitbeschäftigung stellt derzeit oftmals die einzige Mög- 
lichkeit für Frauen dar, überhaupt einer Erwerbstätigkeit nachge- 
hen zu können. Fehlende Betreuungseinrichtungen für die Kinder 
und die zusätzlichen Belastungen durch Hausarbeit zwingen gera- 
dezu zur individuellen Verkürzung der Arbeitszeit. Eine Ausdeh- 
nung der Teilzeitarbeitsverhältnisse („Teilzeitoffensive") und vor 
allem die vermehrte Teilzeitarbeit von Männern soll dazu beitra- 
gen, Hausarbeit und Kinderbetreuung neu organisieren zu können. 

Befragungsergebnisse zum Thema Arbeitszeitpräferenz lassen 
allerdings Zweifel an der f;ri/2zlzeii~olzt~.r~.b~~~ Buleutzmg des Vorha- 
bens aufkommen: Die Arbeitszeitwünsche differieren in Abliän- 
gigkeit von Alter und häuslicher Situation. Während bei den Män- 
nerri vor allem die jüngeren und älteren ihre Erwerbsarbeit erlieb- 
lich reduzieren möchten, sind es bei den Frauen gerade die 30- bis 
39jährigen. Männliche Singles bzw. geschiedene Männer neigen eher 
als verheiratete dazu, ihre Arbeitszeit erheblich zu verkürzen. Vor 
diesem Hincergrund wird deutlich, daß eine gleichberechtigcere 
Verteilung von Haus- und Erziehungsarbeir durch die Ausweitung 
von Teiizeitarbeitsvertiältnissen nicht zu erzielen isc. Ini Gegenteil: 
Kfenn die Verknüpfung von Beruf und Familie in erster Linie bei 
Frauen eine Rolle spielt, wird gerade die Schaffung zusätzlicher Teil- 
zeitarbeitsplätze einen Beitrag zur Zemetitierung bestehender Un- 
gleiclibehandlung von hfännern und Frauen leisten. 

Somit ist aus familienpolitischer Sicht keine positive Entwick- 
lung durch eine Ausweitung der Teilzeitarbeit zu erwarten. Die 
Situation der Frauen würde sich im Gegenteil eher noch dadurch 
verschlechtern, claß - in weit grölkrem Ausmaß als bisher - zu der 
alleinigen Zuständigkeit fiir Haushalt und Kinder auch noch die 
verstärkte berufliche Diskriminierung durch Teilzeitarbeitsverhält- 
iiisse hinzukäme. 

Faztt 

Solange die „Teilzeitoffensive" schlicht eine Ausdehnurig der Teil- 
Zeitarbeit zu den gegenwärtigen Bedingungen vorsieht, dient sie 
eher der politischen Profilierung als der Problemlösung. Die von 
der Verbreitung der Teilzeitarbeit ausgehenden beschäftigungs- 
politischen Effekte werden gegenüber dem rein rechnerisch Mög- 
lichen eher gering sein. Der Preis, der dafür zu zahlen ist, ist hin- 
gegen hoch: Auch zukünftig wird das Teilzeitarbeitsverhältnis nur 
in Ausnahmefillen existenzsichernd sein. Die Folgen der hiermit 
verbundenen fehlenden sozialen Absicherung sind von den einzel- 
nen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu tragen. 

Sratt eine Abwälzung von Risiken auf die Individuen ZU för- 
dern, ist an dern Hauptziel, eine rigorose Arbeitszeitverkürzung 
für alle Beschäftigten zu bewirken, festzuhalten. Darüber hinaus 
gilt es sehr wohl, weitere Möglichkeiten der Arbeitsumverteilung 
zu schaffen und zu nutzen, wobei die soziale und arbeitsrechtliche 
Absicherung sowie die Freiwilligkeit in den Vordergrurid gestellt 
werden sollten und die Ausdehnung bestehender benachceiligter 
Arbeitsve1:hältriisse abzulehnen ist. 

Ohne die Befreiung der Teilzeitarbeic aus ihrer Zweitklassig- 
keit sind fainilien- und bescliäfrigungspolitischeii Zielsetzungen 
enge Grenzen gesetzt. Uni die Akzeptanz bestehender bzw. zu- 
künftiger freiwilliger Teilzeitarbeits.irerhälcnisse zu erhöhen, ist die 
Einführung folgender Mindeststadards norwendig: 
- Die soziale Absicherung irn Falle von Arbeitslosigkeit und Ren- 
tenbezug ist - zumindest bei temporärer Teilzeitarbeit - grund- 
sätzlich der von Volizeiti3escliäftigteii gleichzustellen. Gerade der 
eigenständige Anspruch an die Rentenversicherung würde Auf- 
wendungen der Sozialversicherung für die Hinterbliebenenfür- 
sorge reduzieren Lind somit zu geringen tliianziellen Melirbela- 
stungen führen; 
- uni der 1) i s k r i m i nie ru ng von Te i 1 ze i t bes cliä ft i g t e n an Arbe i t s - 
p 1 atz z LI begegne 11, s ij 1 1 t e n Te i 1 zc i t beau ft rag t e kf aß n ;iIi m e n z u  r 
GI e i c h bell and 1 LI ng vo 11 Vo 1 I - b zw. Te i I z r  i t bes c liä ft i g t e n i ni B e- 
trieb forcieren bzw. initiieren; 
- die Miiglichkeit, von einem - befristeten - Teilzeitarbeitsver- 



liiiltnis wieder in ein Vollzeitarbeitsverhältilis zurückzukehren, 
niulj  gewährleistet sein; 
- teilweise Lohnersarzzahlungen aus Steuermittelri beim Wech- 
sel vom Vollzeit- i n  ein Teilzeitarbeitsverfältnis bei niedrigen 
Lohngruppen; 
-- dauerhafte s t eu er I i c he Ve rg ü 13s t i g u n g e n von Te i 1 zei t bes ch ii f- 
t igten durch Einführung eines niedrigeren Steuertarifs. 

1.5 ,.Ii;ranIcenversicherung 2000": Sozialabbau im 
Gesundheitswesen 

Bereits Anfang 1993, also unmitrelbar nach Irikrafrtreten des Ge- 
sundh~itsstrukturgesetzes,  liat- Gesundheirsmiriister Seehofer den 
Sachverständigenrat für die Konzertierte Aktion ini Gesundheits- 
wesen (SVR/KAiG) beauftragt, ein Gutachten zur \70rbereitung 
einer dritten Stufe der  Gesundheitrreform (Krankenversicl-ierun~ 
2000) zu erarbeiten. Darin sollten vor allem folgende Probleme 
untersucht werden: 
- die Konsequenzen der demographischen Enta~icklung,  der Ver- 
iiriderurigen ini Krankheitsspektrum und des medizinisch-tech- 
nischen Fortschritts auf die Ausgaben für Gesuridfieitsleistun- 
gei-1, 
- die htöglichkeiten einer Herausnahme bestirnrntcr rnedizini- 
scher Leistungen aus de r  Finanzierung über die  gesetzliche 
(Pfliclit-)Kratikenversicllerutig-, 

Optionen zur Veränderurigen des Beitragssysrems. 
Griiride dafür, bere i s  wenige Jahre nach Inkrafttreten zweier 

2.T.  tiefgreifender Reformen, des Bliimschen Gesundheitsreforrn- 
gesetzes von t9S9 (GRG) und des Seehoferscheii Gesundheitsstruk- 
rurgeseezes von 1993 (GSG), eine neue Jalirhundertreforrr~ der 
Gesetzlichen Kranktriversicherung einzuleiten, finden sich zahl- 
rei CII . 

Wie an der Kosten( =13eitragssatz-)entwickli~ng abzulesen ist, 
war das Ausgabenwachstum der Gesetzlichen Krankenversiche- 
rung (GKV) seit jeher kaum zu bremsen, und zwar aufgrutid zahl- 
reicher struktureller Defizite dieses Sektors. Hierbei spielen insbe- 
sondere Intransparenz und Marktmacht aufallen Gesundheitsmärk- 
ten, die Dominanz der Ärzte und anderer Aribieter, die Schwäche 
der in Konsument, Finanzier und Disponent aufgespaltenen Nach- 
frageseite sowie die hohe Priorität des Gutes Gesundheit eine ent- 
scheidende Rolle als Ursachenfaktoren. Die politische Brisanz wach- 
sender Beicragssätze ergibt sich in erster Linie aus ihrer Bedeutung 
als Lohnnebenkosten, aber auch aus den immer scärker drückenden 
finanziellen Belastungen, die breite Teile der Bevölkerung zusätz- 
lich zu den Steuer- und Gebührensteigerungen infolge zunehmen- 
der Arbeitslosigkeit und fortbestehender wirtschaftlicher Probleme 
im Osten tragen müssen. Zahlreiche Kostendämpfungsmal3nahrnen 
seit den siebziger Jahren, meist jeweils am Ende von Rezessioriszy- 

. klen, haben nicht verhindern können, daß die Beitragssätze von 
S,2 vH (1970) aufüber 17 VH (1993) sriehen (alte Bundesländerj. 

Auch GRG und GSG konnten bzw. können den Kostenrrend 
nicht nachhaltig brechen. Zwar fiel der durchschriictliche Beitrags- 
Satz der G K V  infolge des G R G  um 0,7 1 Prozentpunkte innerhalb 
von zwei Jahreri, schnellte dann aber bis 1993 wieder um 1,21 
Punkte hinauf. Insbesondere die Ausgaben für Arzneimittel, die 
man durch das „Herzstück" des G R G ,  die Festbecragsregelung, 
wirksam begrenzt zu haben glaubte, und die Kosten für Zahner- 
satz, die durch erheblich ausgeweitete Selbstbeteiligung gedämpft 
werden sollt-en, waren für  diese Entwicklung verantwortlich. 

Die im GSG von 1773 für die lange Sicht geplanten Maßnah- 
men wie 
- Schaffung der  Walilfi-eiheit z\irisclien den Kissen zur  Förde- 
I-U ng ei nes mög 1 i c Iie rwe i s e e ffi zi e n zs t e ig e r ncle n Wettbewerbs u rn 
d i e Vers i c her t e n , fl an k i er t d u rc h e i ne 11 kas se nar t e n ü b erg reifen- 
den Risikostrukturausgleich, 
- B nd ge t i er u ng von K r3 n ke n häus e r 11 U n d t e i 1 R' e i s e Ve rg ii t u ng 
nach Fallpauschalen als Anreiz zur Kostensenkung anstatt  de r  
bisherigen Selbstkostenüberwälzunh mithilfe tagesgleicher Pile- 
gesätze, 
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- Lockerung der Trennung zwischen ambulanter und stationärcr 
Bchandlung, 
- Vereinbarung von indikacionsbezogenen RichtgröBen fiir Arz- 
~ i e i  ni i t t el , 
- e rwe i t e r te Le i s tu  ng sau ss c h 1 ü s se (Pos i t iv 1 i s t e , e r w e i t e r t e Neg a- 
civliste bei Arzneimitteln, Ausscliluß komplizierten Zalinersat- 
E S )  

sind weitgehend noch nicht umgesetzt und haben daher ihre 
Wirkung bislang noch gar nicht entfalten können. Die zunächst 
eingetretene Entlastung der Beitragssätze ist vielmehr auf eine 
Reihe zusätzlicher massiver Notbremsmaßnalimen wie die Bucl- 
getierung mehrerer Leistungsbereiche sowie Preisstopp- und 
-absenkungsvorschriften v.a. für Arzneimittel zurückzuführen. 
Ob nach Auslaufen dieser nur temporären Regelungen die c-i- 
gentlichen Reforrnmaßnahrnen des GSG überhaupt umgesetzt 
werden, wirksam zur Kostendämpfung beitragen und dabei auch 
noch sozialverträglich sind, scheint eher fraglich. 

Uberdies wurde das GSG angesichts der dramatisch steigenden 
Ausgaben „mi t  heil3er Nadel genäht", wurde als ,,Lahmteiner 
Kompromiß" zwischen Kegierungskoalition und der wegen ihrer 
Bundesratsmehrheit beteiligten SPD ausgehandelt und ist clalier 
im Ergebnis ein dringend überarbeitungsbedürftiges Sammelsuri- 
um sich überschneidender und widersprüchlicher Einzelmaßnali- 
men. 

Als Hauptgrund für die Notwendigkeit einer dritten Stufe der 
Gesundheitsreform werden allerdings die künfrig drolieriden Ko- 
stensteigerungen angegeben, die v.a. 
- von demographischen Veränderungen (Altersstruktur), 
- Veränderungen des Krankheitsspektrurns, 
- cfeni medizinischen Fortschritt in Verbindung mit  
- der Uber-Inanspruchnalime von Gesundheitsleistungeil durch 
die Versicherten infolge \7on deren sog. „Nullkostenrrien talität" 
erwartet werden. 

Der SVR/KAiG legte Mitte 1994 einen Zsvisclienbericlit vor, 
i n  dem er sich im wesentiichen auf die 1Iarstt.llurig von vier Op- 
tionen für die Neubestimmurig des Lristungsumfanges der GKV 
besc 13 rä n k te : 

- Opt ion  1 sieht die Ausgrenzung von solchen Leistungen vor, 
die e n c w e d e r ver s i c h e r u ng s u n t y p i s c h ( S c 11 w a n g e rs c hafte n ) , i n - 
dividuell vermeidbar (Sporcunfalle) oder so preiselastisch sind, 
daß Patienten selbst zwischen Leistung und Preis abwägen kön- 
nen. 
- Option 2 zufolge ist ein Kern von für alle Versicherten solida- 
risch finanzierten Kernleistungen zu definieren, der durch Zu- 
Wahl-Leistungen ergänzt werden kann. 
- Option 3 soll die freiwillige Abwahl grundsätzlich solidarisch 
finanzierter Leistungen mit  dem Ziel individueller Beitragssatz- 
reduzierung ermöglichen. 
- Nach Option 4 werden die gesundheitspolitischen Aufgaben 
zwischen dem Staat (gesundheitsrelevante Rahmenbedingungen), 
G K V  (Grundversorgung) und privater Versicherung (Zusatz- oder 
Wahlversorgung) aufgeteilt. 

Ergänzend werden Optionen fiir die Finanzierung der Kranken- 
versiclierung erörtert, wobei v.a. solche Modelle neu ins Spiel ge- 
bracht werden, in denen die Beteiligung der Arbeitgeber verrin- 
gert oder abgeschafft wird. Und schließlich finden sich dort einige 
allgemeine Anmerkungen zur Steuerung des Gesundheitssystems 
durch Staat, Verbände und Wettbewerb. 

Der Zwischenbericht, als Startschuß für einen Ideenwettbewerb 
gedacht, löste eine lebhafte und kontroverse Diskussion zwischen 
Verbänden der Leistungserbringer (Arzte, Krankenhäuser Pharma- 
Unternehmen), Parteien und Verbänden der Krankenkassen um 
einen oft als JYeudefinition des Solidarprinzips" beschönigten 
Leistungsabbau in der Gesetzlichen Krankenversicherung aus, aber 
auch um die Schaffung zusätzlicher Einnahmequellen für die Ge- 
setzliche Krankenversicherung. Die „Anregungen" aus dieser Dis- 
kussion mündeten Anfang 1995 in einem umfassenden Fragenka- 
talog des Gesundheitsininisteriums, in dem über die eben genann- 
ten Themen hinaus zahlreiche weitere Gestaltutigsprinzipien der 
Gesetzlichen Krankenversicherung zur Disposition gestellt bzw. 
durch neue Prinzipien ergänzt werden, so 2.B. 
-. Staffelung der Beiträge oder Leistungsausschlüsse je nach per- 
sönlichem Risikoverhalten (Drachenflieger, Raucher etc.), 
- Ersetzen des Sachleistungsprinzips durch die Kostenerstacturig 
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(statt direkter Abrechnung mit den Kassen Vorfinanzierung durch 
Pat ienten), 
- Einbeziehen von Vermögen und nichtselbständigern Einkom- 
men bei der Beitragsbemessung und bei der Patienten-Zuzah- 
lung 
aber auch 
- Anreize zur Prävention, 
- Absicherung der Patientenrechte durch die Aufnahme entspre- 
chender Regelungen in das SGB V, 
- Einführung qualitätssichernder MaDnahmen. 

In1 Kern laufen jedoch sowohl die Außerungen des Bundesge- 
sundheitsministers als auch die Ausführungen des SVRiKAiG 
und das Gros der Diskussionsbeiträge v.a. seitens der  Leistungs- 
erbringer und der Regierungsparteien darauf hinaus, mit der drit- 
ten Stufe der Gesundheitsreform den Leistungskatalog der GKV 
auf einen Kernbestand zu reduzieren und die Finanzierung der 
übrigen Leistung der Eigenvorsorge, der Selbstzahlung durch 
Patienten oder den privaten Versicherungen zu überlassen, so- 
fern die Versicherten nicht vollends darauf verzichten wollen oder 
m ü sse ri . 

Das Ganze wird verbrämt mit Begriffen aus den1 marktiadika- 
len Vokabular wie „Förderung der Selbstbestimmung der Patien- 
ten", „Subsidiarität", „Stärkung der Eigenverantwortung", , ,Ent- 
lastung der Solidargemeinschaft" durch Reduktion der solidarisch 
zu finanzierenden Gesundheitsleistuiigel? auf das ,,wirklich Not- 
wendige"; Formulierungen, die schon aus der Diskussion um die 
Sozialhilfe, die nur den ,,wirklich Bediirftigen" zukommen dürfe, 
sattsam bekannt sind. 

Dabei untersagt das Gesetz der Gesetzlichen Krankenversiche- 
rung und allen Beteiligten (Leistungserbririgern u.nd Patienren) 
schon jetzt, Leistungen zu erbringen oder zu bezahlen, die das Mal3 
des Notwendigen überschreiten. Unnötige Leistungen sind zwar 
- nicht zuletzt wegen des Einkommensinttress~s der Anbierer 

medizinischer Leistungen -- allgegenwärtig und sollten wirksam 
zurückgedrängt werden. Eine Beschneidung des Leistungskataiogs 
der GKV jedoch ist dafür weder notwendig noch hilfreich. Viel- 
mehr ist zu befürchten, daJ3 künftig nicht mehr das zum Erhalt 
und zur Wiederherstellung der Gesundheit medizinisch Notwen- 
dige, sondern nur noch die existentiellen Risiken durch GKV-Lei- 
stiingen abgedeckt werden. 

Es ist zweifelhaft, ob die als Ursachen für eine künftig drohende 
weitere Kostenexplosion irn Gesundheitswesen angeführten Ent- 
wicklungen wirklich eintreten. 
- Die demographische Entwicklung wird auch nach Aussage des 
SVR/KAiG weit weniger dramatisch verlaufen als oft dargestellt. 
Eine „Uberaiterung" der Bevölkerung ist frühestens ab  201 5 zu 
erwarten, und das auch nur, wenn sie nicht z . B .  durch Migrati- 
onsbewegungen kompensiert wird. 
- Der mediziiiische Fortschrirt miiß nicht zwangsläufig kosten- 
treibend sein, wenn er zum einen einer kritischeren Bedarfs- 
p rü fu n g u n t e rzog e n LI nd d LI rc ii kost e ns p a re n de Rat  i o na 1 i s i e- 
rungfortsctiritte ergänzt wird (2.B. minimalinvasive Chirurgie, 
Abbau unnijtig langer Verweildauern im Krankenhaus, Abbau 
von Doppeldiagnose und Uberweisungskarusselis, Rückführung 
von Ubermedikalisierung erc.). Ein erheblicher Anteil der Mehr- 
kosten durch den verstärkten Einsatz moderner Medizintecli- 
nik durch niedergelassene Ärzte ist nicht durch medizinische 
Erfordernisse begründet, sondern durch die ökonomische Not- 
wendigkeit, beschaffte Geräte durch hohe Auslastung schnell 
zu amortisieren. Es hat sich zudem gezeigt, daß die heute mög- 
liche aufwendige Diagnosetechtiik nicht zu weniger Fehldia- 
gnosen führt. 
- Der Anteil der gesamten Gesundheitsausgaben am BSP ist üb- 
rigens in Deutschland seit den siebziger Jahren in etwa konstant 
geblieben und unterscheidet sich auch nicht wesentlich von dem 
anderer westlicher Industrie- und Dienstleistungsnationen (ALE- 
n ahme : Das fi b c ru7 i eg e nd privat w i rt sc ha ft 1 i c h o rg an i s i e rt e Ge - 
sundheitssystern der USA beansprucht einen deutlicli höheren 
Anteil a1n BSP). Geändert hat sich aber der Anteil der Gesund- 
heitskosten, der von der GKV getragen wird. Es gab also bislang 



lediglich eine Explosion der Beitragssätze der GKV, nicht aber 
der Gesundheitskosten. 
- A U C ~  der Sachverständigentat erwartet letztlich nicht, daß das 
Wachstum der Krankheitskosten das der Lohneinkommen und 
damit des Beitragsvolumens überschreiten wird. 

Die geplante dritte Stufe der Gesundheitsreform würde also nicht 
zu Einsparungen führen, sondern lediglich zu anderen Finantie- 
rungswegen für die Krankheitskosten, und zwar an der G K V  vor- 
bei. Damit sollen vielmehr die folgenden Ziele erreicht werden: 
- Abkehr von einer solidarischen Finanzierung nach Leistungs- 
fähigkeit mi t  den darin angelegten vielfältigen Umverteilungs- 
meclianisrnen von Gesunden an Kranke, Junge an Alte, Bezieher 
höherer Einkommen an Einkommenschwächere und insbeson- 
dere mit der Beteiligung der Arbeitgeber zugunsten einer Fi- 
nanzierung nach individuellem Risiko und finanziellem Spiel- 
raum wie in der privaten Versicherung und mi t  reduziertem Ar- 
beitgeberanteil. 
- Das bedeutet letztlich eine Senkung der Lohnnebenkosten bei 
gleichzeitig unangetasteten Erlösspielräumen der Aribiecer von 
Gesundheitsleistungen. 
-- Abbau der mit  dem Saclileistungsprinzip verbundenen wenig- 
stens rudimentären Preis- und Qualitätskontrollmöglichkeiten 
der Kassen gegenüber den Leistungsanbietern zugunsten eines 
freien Aushandelns von medizinischen Leistungen zwischen z.B. 
den Zahnärzten und den ,,mündigen Patiencen". 
- Schaffung neuer Märkte fiir die privaten Versicherungen. 

Am Ende könnte herauskommen, was beispielsweise in den USA 
annähernd der Fall ist: eine insgesamt überteuerte Zwei-KIassen- 
Medizin mit einer Hochleistungsvetsorgurig Kir eine finanzkräfti- 
ge und umfassend versicherte Oberschicht und einer auf die Be- 
handlung existentieller Risiken reduzierten Grundversorgung fiir 
breite Teile der Bevölkerung, die zusätzliche medizinische Leistun- 
gen nach eigenem Ermessen und Einkommen auf einem bunten, 
unkoritrolliercen Markt diverser Pillenhersteller und Gesundbeter 
einkaufen. Welche Rolle in diesem Marktgeschehen die privaten 
und die gesetzlichen Versicherungen spielen werden, in welcliein 
Maße sie mit populären, aber medizinisch iibertlüssigen GeGIlig- 

l<eitsleistungen oder aber mit beitragssenkenden, aber möglicher- 
weise kurzsichtigen freiwilligen Leiscuiigsbegrenzungen werben 
werden, ist noch gar nicht abzusehen. 

Es wird auch in absehbarer Zukunft noch möglich sein, im Rah- 
men der G K V  eine vollwertige medizinische Versorgung nach dem 
allgemein anerkannten Standard der Wissenschaft unter Einbezie- 
hung des medizinischen Fortschritts aufrechtzuerlialten und zu fi- 
nanzieren, zumal ein mäßiger Anstieg der Beitragssätze vertret- 
bar scheint, wenn dies tatsächlich mi t  einer Verbesserung der 
medizinischen Versorgung verbunden ist. Eine Abkehr von der 
solidarischen Finanzierung ist weder erforderlich noch sozial ver- 
tretbar. Dies gilt auch und insbesondere für eine Verringerung 
des Arbeitgeberanteils an den Krankheitskosten, nichr zuletzt, 
weil die Bedingungen der Arbeitswelt wesentliche Ursachenfak- 
toren für das Entstehen von Krankheiten darstellen. Es ist viel- 
mehr eine Erweiterung der solidarischen Krankheicskostenfinan- 
zierung zu fordern z . B .  durch Anhebung oder Aufhebung der 
Beitragsbemessungs-iPflichtversicherungsgrenze, wodurch Bes- 
serverdienende einen größeren Beitrag zur Finanzierung der GKV 
leisten würden. Zusätziich sollren auch die Beamten in die GKV 
einbezogen werden. 

Abzulehnen ist die Ausweitung von Patienten-Selbstbeteiligun- 
gen jeder Art, da diese erwiesenermaßen nur zu unsozialen Uni- 
Verteilungen der Krankheitskosten, aber nicht zu sinnvollen Ver- 
änderungen des Inanspruchnahme-Verlialtens führen. Ähnliches 
gilt für das Ersetzen des Sachleistungsprinzips durch Koctener- 
statturigsregelungen, v.a. wenn dies dazu führt, die ohneliin schwa- 
chen Preis- und Leistungskontrollmöglichkeiten der Kassen aus- 
zuhebeln. 

Die prinzipielle Finanzierbarkeic einer Gesundheitsversorguig 
auf hohem Niveau bedeurer jedoch andererseits nicht, daj3 auf eine 
konsequente Dämpfung nicht nur der Beitragssätze, sondern der 



1.6 Ansätze zur Reform der Wohniingspolitik 

tatsächlichen Gesundheirskosten zu verzichten ist. Als Maßnah- 
men sind v.a. zu nennen: 
- Die forcierte AusschöpfUng bestehender Wirtscliaftlichkeits- 
spielräumen 2.B. durch 

konsequente Umsetzung und Anwendung der schon besce- 
lienden Instrumente der Preis- und Wirtschaftlichkeitskon- 
trolle bei medizinischen Leistungen, 
Ei n r i ch t e n ei ner 1 eist ung s fäh i g en externen Wi rt s c ha ft I i c h- 
keitskontrolle für Krankenhäuser, 
Abbau medizinisch nicht vertretbarer Uberversorgung, ins- 
besondere Verzicht auf umstrittene und kontraproduktive Me- 
dikamente v.a. in Fällen, in denen Umstellung der Lebens- 
weise oder psychosomatische Therapieansätze wirkungsvol- 
ler sind, 
Vermeidung von Uberweisungskreisläufen und Melirfachdia- 
gnostik durch Stärkung der Rolle des Hausarztes, 
bessere Abstimmung ambulanter und starionärer Versorgung, 
Förderung effizienter Praxisgenieinscliaften und Am bulato- 
r i e n (Po I i kl i n i ke n) ; 

- Verbesserung der regionalen Bedarfsplanung bei der Einrich- 
tung von Krankenhäusern, der Beschaffung von Großgeräten und 
der Zulassung von Arztpraxen z.B. irn Kahmen regionaler Ge- 
sundheitskonferenzen; 
- Stärkung der gemeinsamen Verliandliingsmacht der Kassen s m t  
Aufsplitterung der Kassenarten in Wettbewerb mit differenzier- 
t en Leis tu  ng s kat alog e n u nd E i n ze ive rt räg e n m i t Leist 11 ng San b i e- 
tern; 
- Verbesserung der Abstimmung zwischen medizinischen, pBe- 
gerischen und rehabilitativen Einrichtungen; 
- Ausbau von Maßnahmen zur Qualitätssichening; 
- Förderimg von Prävention und Selbsthilfe-,4risätzen, 2.B. För- 
derung der Umweltmedizin, Mal3nalimen zur Schaffung gesun- 
der Wolinurnfelder und zur Verbesserung des Gesundheitsschut- 
zes an  Arbeitsplätzen. 

Solange diese Reformschritte nicht wenigstens ansarzweise rea- 
lisiert sind, sollte weiterhin das Instrument der Bi.idgetierung ein- 
gesetzt, dabei aber so flexibel gehandhabt werden, da8 mit dem 

Zurückdrängen überzogener Eitikommerisansprüclie der Gesund- 
heits-Anbieter nicht zugleich medizinisch bedenkliche Leistungs- 
ausschlüsse auftreten. 

In Deutschland herrscht akute Wohnungsnot. insgesamt fehlen 
ca. 2,5 Millionen Wohnungen: i n  Westdeutschland vor allem zur 
Erweiterung des Bestandes in den Ballungsräumen und für junge 
Familien, in Ostdeutschland besonders zum Ersatz verschlissener 
Baiisubstanz und zur Versorgung älterer Ein- und Zweipersonen- 
haushalte; hier kommt ein außerordentliclier Bedarf an Moderni- 
sierung und Sanierung hinzu. 

Steigende Wohnkosten stellen eine wachsende Belastung fur viele 
einkommensschwache private Haushalte dar: In den alt-en Bun- 
desländern haben sie in  den letzten Jahren die Ausgaben für Nah- 
rungs- und Genu lh i t t e l  vom ersten Platz verdrängt; in  den neuen 
Bundesländern droht mit dem Ubergang zum Vergleicfismieten- 
verfahren 19c)5/96 das gleiche einzutreten. Das Wohngeld ist in  
den alt-en Bundesländern seit Beginn der 9Oer Jahre nicht mehr 
den veränderten Bedingungen angepal3t worden. N u r  jeder vierte 
Anspruclisberechtigte gelangt zu einer Sozialwohnung. Die Zahl 
der Obdachlosen wächst weiter. Städtische Räume lösen sich ren- 
den z i e I 1 auf, urban e Sozi als t r uk t u ren ze r fd 1 e n .  

Der Markt -sich selbst überlassen - löst die sozialen Wohnungs- 
probleme nicht, wie insbesondere auch die 80er Jahre in West- 
deutschland schon vor der groBen Zuwanderungswelle gezeigt 
haben. Seine Meclianismen führen im Zusammenspiel von Woh- 
nungsnLitzungsmärkteii (Mietpreisen), Bestandsmärkten (Inimo- 
bilienpreisen) und Neubaumärkten (Baiipreisen) zum Uberange- 
bot an luxuriösen, teciren und zum Mangel an kosrengünstigen 
Wohnungen. Dieser Prozeß verläuft zyklisch; periodisch auftre- 
tender Leerscand an teiiren Wohnungen veranlaflt die Investoren 
in der Regel, den ~~oliniirigsiieuba1i überhaupr drastisch einzu- 
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schränken. Die Erfahrung zeigt, daß eine - von BefÜmorterInnen 
einer Deregulierung der Wolinungspolitik für diesen Fall posru- 
Iierte - substantielle Mietzinssenkung niclir eintritt. 

Die Gewährleistung des Menschenrechts auf Wohnen erfordert 
des 11 a I b s t aa t 1 ich e i n  t e rve n t i o n e n auf den Wohn Li  n g s m är k t e n . 
Dagegen hatte sich die Regierungskoalition in den SOer Jahren 
weitgehend aus der sozialen Wohnungsbauförderung zurückgezo- 
gen. Vielmehr verschärfte sie mit  ilirer Politik der Eigentumsbil- 
dung und der Modernisierungsförderung irn Wohnungsbestand 
den Mangel an preisgiinstigen Wohnungen; die Mieten für einfa- 
che Wohnungen und die Mietbelastung f i r  einkommensschwache 
Haushalte stiegen überproportional an. 

Soziale Wohnungspolitik ist wesentlich mehr als sozialer Woh- 
nungsbau für »arme Leute«. Sie ist in1 weireren Sinne vor allem 
soziale Gestaltung des Lebens in der Stadt. In der aktuellen ALE- 
e i iiand e rse t zu ng s i nd fo Ige nde Haupt  p 11 n k t e beso nde rs w ich t ig . 
Soziale Wohiiungspolitik muß in erster Linie das Wohnen zu r  
Miere als sozial, ökologisch und städtebaulich unbedingt erhal- 
tenswerte Wohnform verteidigen. Aus ähnlichen Gründen ist auf 
genossenschaftliche und andere gruppenorientierte Formen, iiis- 
besondere auch auf das Leben in Anlagen für altersgerechres und 
altersgemischtes Wohnen sowie für Wohnen mit Kindern und 
mit Behinderten zu orientieren. 

Das Wohnen in Mehrfamilienhäusern mi t  attraktivem Um- 
feld hat neben seiner sozialen Einbindung gegenüber dem Woll- 
nen irn freistehenden Ein- und  Zweifamilienhaus in städtischen 
Regionen weitere wichtige Vorzüge: Wohnungen in Mehrfami- 
lientiäusern lassen sich ressourcensparender und kostengünstiger 
errichten; je Wohnung ist der  Aufwand für Bau und Ersclilie- 
I h n g  geringer. Sie sind in der Nutzung umweltfreuridlicher,~cidlicher, denn 
sie nehmen weniger Land in Anspruch, verbrauchen geringere 
E iie rg i e mengen und s i nd dem ö ffe n r I i c he n Na hve r keh r lei ch ter 
zugängig. 

Deshalb ist der vordergründigen vermögenspolitischen Bevor- 
zugung des individuellen Wohneigentums durch die Bonner Ke- 
gierungskoalition öffentlich stärkerer Widerstand entgegenzuset- 
zen, desgleichen der fortwährenden Umwandlung von Miet- in 
Eigentumswohnungen und - speziell ini Osten - der Zwangspri- 
vatisierung von kommunalen und genossenschaftlichen Wohnun- 
gen. Dem weiteren Absinken des Anteils von Mietwohnungen (zum 
Stand siehe Tabelle 5 )  ist entgegenzuwirken, da die verstärkte Bil- 
dung von individuellem Wohneigentum wohnungspolitisch kon- 
traproduktiv ist; sie „frißt" Wohnflächen, und gut  verdienende 
Mittelschichten werden zu Lasten der am wenigsten Verdienen- 
den iibermäßig subventioniert. Darüber hinaus wird angesichts 
des zunehmenden volkswirtschaftlichen Strukturwandels wiin- 
schenswerte Mobilität der Erwerbspersonen durch das Wohnen zur 
Miete befördert, durch Eigentumsbildung aber eher gehemmt. SO 
entspricht die Verstärkung des Mietwohnungsbaus auch der im 
Sommer 1994 auscitücklich erhobenen Forderung der Baumini- 
sterInnen der Europäischen Union. 

Ost* West 

selbstgenutzres Eigentum 42 43 

- genoscriiscl-ia~tlicli 16 4 

davon : 
_- privat 26 39 

vermietetes Eigenturn 55-61 57 
davon: 
- privat 24-27 5 2  
- öffentlich 3 1-34 5 

dar. Konlmunalbesitz I 73-27  3 
7 

:@ N a c h  f<cstirutioii an Alreigentiirner. 
Quelle: Grunddatca  riacli Experterii;onimissiori des B M H ~ L I  
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Ilie Beseitigung des Defizits von Ca. 2,5 Millionen Wohnungen 
erfordert in Deutschland 10 Jahre lang den Neubau von ca. 5 5 0 -  
600.000 Wohnungen für Ersatz und Erweiterung; dazu sind jiilir- 
lich rund 200 Mrd. D M  Investitionsmittel z u  mobilisieren; liin- 
zu kommen besonders in Ostdeutschland immense hfittel für 
A!fodernisierung und Sanierung. Uber die sozialpolitischen Ef- 
fekte hinaus bedeutet ein solch umfiangreicher Wohnungsbau - 
besonders wenn er kontinuierlich gestaltet wird - volkswirtschaft- 
lich ein wichtiges Beschäftigungsprogramm, das zum Abbau von 
Arbeitslosigkeit beitragen kann. Das notwendige Wohnungsbau- 
volumen wurde nach jahrelanger Flaute erstmalig 1994 niit rund 
530.000 Wohnungen hast erreicht und droht jetzt schoin wieder 
abzukippen. 

Aus diesen Uberlegungen folgt als erstes Ziel, vorrangig den 
Miet- und genossenschaftlichen ‘X/ohnungsbau zu fGrdern und dazu 
möglichst dauerhafte Rahmenbedingungen für den Bau von jälir- 
lich etwa 400.000 solcher Wohnungen zu schaffen. Daz~i sind 
weiterhin die entsprechenden Förclerinstrumente zu nutzen; ge- 
genteilige Vorschläge der Steuerreform-Komrnission werden des- 
halb zurückgewiesen: Bei Investitionen für diesen Zweck sind (wei- 
terhin) zuiiiindest die gleichen Steuenmteile zu gewähren, wie sie 
bisher für gewerbliche Immobilien bereitgestellt wurden; aller- 
dings sind Mißbrauchsmöglic~ikei ten bei den Absclireibungsre- 
gelungen einzuschränken (insbesondere bei Wiederverkaufen). Des 
weiteren ist für Wohnungsunternehmen das steuerliche Prinzip 
der Gemeinnützigkeit wieder zu ermöglichen. Kommunale ‘lVoh- 
nungsunternehmen sind zu erhalten; das gilt insbesondere für die 
neuen Bisndesländer. Ihnen sollten zusätzliche Mittel bereitgestellt 
werden, um die notwendigen Ersatz- und Modernisierungsinve- 
stitionen ohne unzuniutbare Mietsprünge finanzieren zu können. 
Auch eine vollständige Cibernahme der Altschulden wäre ange- 
bracht. Dagegen sollten die Steuererleichterungen, Investitions- 
zulagen und Conderabschreibungen für den nicht für den Eigen- 
bedarf projektierten gewerblichen Bürobau sofort gestoppt wer- 
den, da i n  diesem Segment eine massive Uberproditkrion zutage 
tr i tc .  Mitglieder von Genossenschaften mit geriieinschaftlichem 
1Xigctituni an von ihnen bewohnten K’ohnungen müssen steuer- 

lich den Baulierreri bzw. Erwerbern von selbstgenutztem indivi- 
duellen Wohneigentum gleichgestellt werden. Der Vorschlag, die 
Grundsteuer aufkonimensneutral auf eine bloße Bodenwertsteuer 
umzustellen, ist zu unterstützen, da  dadurch mehrgeschossige 
Wohngebäude steuerlich entlastet und zugleich die Bereitstellung 
von Bauland gefördert werden. Bei der zu erwartenden Festlegung 
wirklictikeitsnäherer, höherer steuerlicher Einheitswerte sollte ge- 
prüft werden, inwieweit Grundstücke mit Mehrfamilienwol-inhäu- 
sern von der Grundsteuer befreit werden sollten. Durch das bishe- 
rige Fördersystem, bei dem ErwerberInnen von individuellem 
selbstgenutzten Wohneigentum Schuldzinsen vom zu versteuern- 
den Einkommen abziehen können, werden BezieherInne1-i hoher 
Einkommen bevorzugt. Wir  schlagen vor, dieses Instrument durch 
eine nach sozialen Gesichtspunkten gestaffelte Investitionszulage 
(z.B. Baukindergeld) abzulösen. 

Die verstärkte Orientierung auf den Mietwohnungsbau erfor- 
dert zugleich die weitere, verbindliche Ausgestaltung des Miet- 
erhöliuiigsverfahrens, uni eine sozial verträgliche Entwicklung der 
Mieten zu gewährleisreii. t i m  den Schutz der MieterInnen vor 
willkürlichen Mieterliöliungen zu verstärken, sollte die Aufstel- 
lung und Anwendung von Mietspiegeln im Zusammenhang mit 
Bezugszei träumen, Kappungsgtenzen und Einbeziehung von Neu- 
verniietungen zwingender geregelt werden. Damit könnte auch 
der politische EinAuB der Kommunen auf eine kontrollierte hlie- 
tenentwicklung erhöht werden. 

Ein ausreicliendes, differenziertes Angebot von Mietwohnun- 
gen ist bereits eine wesentliche Voraussetzung für die Wohnungs- 
Versorgung einkomri-iensschwaclier Schichten, da es ihre Verclrän- 
gung durch zalilungskräftige Naclifrager auf diesem Teilmarkt 
vermindert. 

Zweitens sind die sozial Benachteiligten gezielt zu fördern. In  die- 
ser Hirisicht ist clas Wotinurigsbauförderungsgesetz von 1994 sehr 
zwiespältig zu Liewerten: Die Anhebung der Einkoiiiinei-isgrenzen 
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für den Anspruch auf eine Sozialwohnung ist eigentlich positiv, 
aber da nicht gleichzeitig das Angebot an Sozialwohnungen ver- 
g r ö k r t  wird, sondern mehr Sozialwohnungen aus dem Bestand 
ausscheiden als neu Iiinzukominen, wird die Kluft zwischen der 
Zahl der Anspruchsberechtigten und dem Angebot größer, so daß 
die sozial Benachteiligten es zukünftig noch schwerer haben, an 
eine solche Wohnung zu gelangen. Die eingeführte einkommeiis- 
abhängige Zusatzförderung verbilligt zwar die Sozialmiete in neu 
gebauten Wohnungen, schafft aber - abgesehen von den Beden- 
ken in bezug auf den Datenschutz für die Mieterlnnen - erhebli- 
che Lingerechtigkeiten, da sehr viele Familien mit vergleichbaren 
Einkommens- und Wohnverliältnissen nicht in den Genul3 der Zu- 
satzförderung gelangen. An die Mietenverzerrurig (große Diffe- 
renzen, die nicht aus unterschiedlichen objektiven Gebrauchsei- 
genscliaften, sondern lediglich aus verschiedenen Finanzierungs- 
verfahren und Finanzierungszeicpuiikten resultieren) und die Fehl- 
belegung im Bestand an mietpreisgebundenen Wol-inungen wur- 
de mit dem Gesetz von 1994 noch gar nichr herangegangen. 

Zur Verbilligung des Wohnungsangebotes ist vorrangig kosten- 
günscigeres Bauen anzuregen; jegliche direkte objektbezogene 
Förderung ciürfre nicht mehr anreilig von der Kostenhöhe abhiin- 
gig sein, sondern sollte als Fest- oder Höchstbetrag je Wohnung 
unter Berücksichtigung vorteilhafter Grundrisse, Raumnutzun- 
gen und Baukonstruktionen gewährt werden. Objektbezogene 
Förderung e n könne 11 auch Vorreiter fu n k t i o ne n für v i e I fül  t i ge 
Wolinfornien und Wohnanlagen iibernehmen. Auf die Bedeutung 
preisgiinstigen Baulandes für einen kostengünstigen Wohiiungs- 
I ~ a u  sei hier nur hingewiesen und an das MEMORANDUM '81 
erinnert. Günstige Kreditbedingungen Iiaben dagegen auf die Höhe 
der Kosten für die Errichtung der Wohngebäude kaum direkten 
Einfluil, dafür u m  so mehr auf die Mierliöhe (im Extremfall könn- 
ten bei Wegfall der Zinsen für Wo1inungsbaudarle.Iieii die Grund- 
mieten bis auf ein Viertel gesenkt werden). 

Als spezifische Instrumente der sozialen Wohiiungspolitik sind 
weiterliin sowolil der soziale Wohnungsbau (Objektförderung) als 
aucli das tVolingeld (Subjektförderung) zu nurzen und auczuge- 
stalten. Wie aus den 'Tabellen 6 und 7 ersiclitlicli ist, spielen beide 

Instrumente in den östlichen und westlichen Bundesländern eine 
unterschiedliche Rolle. Im Osten bezieht rund ein Drittel der 
Haushalte Wohngeld; dagegen gibt es hier im traditionellen bun- 
desdeutschen Verständnis faktisch weder alte noch neue Sozial- 
wohnungen, statt dessen aber einen grol3en Bestand von Wohnun- 
gen im Kommunalbesitz. 

Jahr Alte Bundesländer Neue Bundesländer** 
gesamt darunter gesamt darunter 

3. Förderweg'v 3. Förderweg" 

1991 90 7 5  4 3 
1992 87 2 8  21  1 2  
1993 11s 56 39 3 0 

* 
* * Ei nsc ti I i e R 1 ich Os c berl i 11. 

Quelle: nach Bewi l l igungs tar i s t ik  

Vereinbarte  Förderung m i t  mds. 12 Jahren B i n d u n g  

Jahr Zahl der Enip tangt r I i i i i en  IIotie der  moiiacli<Iieii 
insgesamt in 1 000 Z,ih lu  n g  

(Tdbellenwolingeld in DII4) 

NBL ABI, NBL -. ABL 

1991 1.757 1.715 138 117 
1973 1.847 2.003 130 122  

QLW 1 le : iiach Woli n g c i CIS c a c i s c i k 

Unter sozialen Gesichtspunkten sollen alle Ein- und Mehrperso- 
nenhaushalte i n  die Lage versetzt werden, angemesselien Wohn- 
raum zu nutzen und zu bezahlen. Diese Möglichkeit mul3 in ver- 
scliiedensten Stadtlagen gegeben sein (im Interesse kurzer Ar- 
bei t s weg e ,  a 1 t e n - U nd be I i  i nd e rt e n g e rec h t e n Wo11 ne ns us w. ); 
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Ghettobildungen iin Sinne von »Armenvierteln« sollen ausge- 
schlossen werden. Für die weitere Ausgestaltung der sozialen Woh- 
nungspolitik gibt es im wesentlichen zwei Instruiiientenbündel: 
einerseits die Fortsetzung und Weiterentwicklung des sozialen 
Wohnungsbaus, andererseits die Reform des Wohngeldes. 

Der Umfang des traditionellen sozialen Wohnungsbaus mit sub- 
ventionierten Mieten, die der Zahlungsfähigkeit einkomrnens- 
schwacher Haushalte entsprechen, ist trotz der Mängel dieses Sy- 
stems deutlich auszuweiten. Eine Verringerung der dafür vorgese- 
henen I~laushaltsmittel käme einem Wohnungs- und sozialpoliti- 
schen Armutszeugnis gleich. Die Anzahl ist mindestens auf etwa 
200.000 Wohnungen jährlich auszuweiten. Auf diesem Wege 
könnten die dringendsten »Fälle((, vor allem kinderreiche Famili- 
en, Frauen mit Kind, Behinderte sowie - besonders im Osten - 
alleinstehende RentnerInnen und Sozial hilfeempfängerInnen, end- 
lich versorgt werden und liel3e sich häufig drohende Obdachlosig- 
keit abwenden. Den sog. „driteen Förderweg" lehnen wir ab, da 
hierdurch eine dauerhaft wirksame Entlastung bei kostengünsti- 
gen Wohnungen nicht eintritt. Zwar kann mit diesem Instrument 
eine gröl3ere Anzahl von \X'ohnungsneubauten gefördert werden, 
aufgrund deutlich höherer Mieten und in der Regel nur kurzfristi- 
ger Miet- und Belegungsbindungen ( C a .  zehn s ta t t  wie beim ,,er- 
sten Förderweg" 30-40 Jahre) geht diese Förderung aber ani Be- 
darf von Haushalten mit niedrigem Einkommen vorbei. 

In der öffentlichen Diskussion u m  den Sozialwohnungsbau spielt 
clas Problem der Fehlbelegung eine besondere Rolle. \Während es 
auf der einen Seite durch Einkornmenssteib.erungen und demogra- 
phische Prozesse ( A L I S Z U ~  der Kinder, Scheidungen, Tod des Part- 
ners ~1 .2 . )  sukzessive zu Fehl- und Unterbelegungen der Sozial- 
\vohnungen kommt und dadurch einkommensstärkere Haushalte 
1.1 n d LI n ainge niess en g ro l3e r K'o h n rau m s ubven t i o n i e r t werden , 
wachsen auf der anderen Seite die Warteschlangen von neuen Nacli- 
fragerIiinen nach Sozialwohnungen, deren Chancen immer gerin- 

ger werden, solange die Zahl der Neubauten hinter dem Bedarf 
zurückbleibt. 

Um nicht im Laufe dti- Jahre autdiese Weise ständig neue sozia- 
le Ungerechtigkeiten entstehen zu lassen, wäre konsequent eine 
Fehlbelegungsabgabe als Differenz zur Marktmiete durchzusetzen. 
Die immanenten Mängel der bisher betriebenen Politik des sozia- 
len Wohnungsbaus, 2.73. das Problem der Fehlbelegurig oder die je 
nach Finanzierungsatt und -Zeit sehr unterschiedlichen Mietzinse 
für Wohnungen mit ähnlichem Gebrauchswert -sind aber, soweit 
sie nicht durch angemessene Maßnahmen eingeschränkt werden 
können, in Kauf zu nehmen, da die Liquidierung des Sozialwoh- 
nungsbaus zu extremen Mietpreissteigerungen für die unteren Ein- 
kommensschichten führen würde. 

Die für den Neubau von Sozialwohnungen aufzuwendenden 
Mittel sollten auf keinen Fall als Manövriermasse der Finanzpoli- 
tik mißbraucht werden. Die Verwendung ausreichender Mittel fiir 
die Deckung des Bedarfs an preiswerten Wohnungen muß für 
mehrere Jahre konjunkturunabliängig sichergestellt werden. Im 
Rahmen des von uns für die Dauer von mindestens fünf Jahren 
vorgeschlagenen öffentlichen Bescliäftigungsprogrammes veran- 
schlagen wir jährlich 20 Mrd. DM für den Neubau und die Sanie- 
rung von Sozialwohriiingen bzw. genossenschaftlichen und kom- 
munalen Wohnungen. Ein Teil dieser Mittel sollte speziell für die 
Förderung und Erprobung neuarriger und ökoeffizienter Wohn- 
formen reserviert werden. 

Auch eine deutliche Verstärkung des Sozialwohnungsbaus macht 
das Instrument Wohngeld nicht überflüssig. Die Bezahlbarkeit 
der ortsiiblichen (Vergleichs-)Mete bzw. der Nutzungsentgelte für 
kostengünstige Wohnungen mu13 für einkommensschwache Haus- 
halre iiber ein reformiertes Wohngeld gewährleistet werden. Das 
bisherige Wohngeld mül3te dazu i n  den Einkommenshöhen ange- 
paik und dynamisiert werden. Das Be~illigurigsverfahren ist ZU 

entbürokratisieren, und derzeit bestehende I~iskrimiiiierungen, vor 

1 1 0  1 1  1 



allem für gemischtgescl~lechtliche Wohngemeinschaften, Stiidie- 
reiide und Auszubildende sind zu beseitigen. 

Die Forderung des Deutschen Mieterbundes nach einer generel- 
len Anfiebung des Wohngeldes zum Beginn des Jahres 1796 wird 
ausdrücklich unterstützt. Es bewirkt fiir die Haushalte mit den 
niedrigsten Einkommen die stärksten Vergünstigungen. 

- Auf das Wohngeld besteht seitens der EmpfängerInnen ein 
gesetzlich verankerter Anspruch, mit dem haushaltspolitisch nicht 
nach Belieben manövriert werden kann. 
- Die einkommensbedingte Nachfrage nach Wohnungen mit So- 
zialmiete wird verringert; zugleich wird die Wahlfreiheit der Mie- 
terInnen bei der Wohriungssuche erhöht. 

VerfahrensmäUig wären für den Bürgeridie Bürgerin die Unter- 
schiede zwischen einem - konsequent praktizierten - regelmäßi- 
gen Nachweis der Anspruchsberechtigung auf ei ne Sozialwohnung 
und der jährlichen Antiagstellung f i r  Wohngeld unerheblich, wenn 
die Bewilligungspraxis vereinfacht und von Diskriminierungen 
befreit würde. 

Für die Erhöhung des Wohngeldes stehen an Urnvertei lungs- 
niögiichkeiten innerhalb der gegenwärtigen Wohnungs bausubven- 
tionen realistisch gesehen etwa 5-6 Mrd. DM aus der Abschaffung 
von Steuerprivilegien für selbstgenutztes Wohneigenturn ( 5  10e 
EStG) und anderen geringeren Teilpositionen zur Verfügung. 

Die von der Bundesregierung eingesetzte Expertenkommission 
Wohnungspolitik schlägt auf allen Feldern der h,fietpreisbildung, 
des Kündigungsschutzes, der Ob jektftitderung usw. massive Dere- 
gulierungsstrategieri vor. Gleichzeitig wird zwar für eine Anpas- 
sung des seit 1770 festliegenden Wohngeldes sowie f;ir ein weiteres 
Sonderwohngeld für die neuen Bundeslärider plädiert. Es werden 
jedoch keine Schätzungen vorgelegt, um wieviei Prozent die Mie- 
ten in weichen Zeiträumen durch diese Politik steigen würden. 
Folglich wird auch nicht der zusätzliche Vlrohngeldbedarfgeschätzt. 
Eine Subjektförderung, die die Zahlungsfahigkeir: der MieterInneti 
erhöht, ohne daR gleichzeitig wirksame hlechanismen zur Begren- 
zung der Mietpreissteigerutitgri-i festgelegt werden, niuß jedoch wie 
eine Einladung zu kontinuierlicher Mieterhöhung wirken. 

Weitere Vorreile des Wohngelds: 

Mit der im WoBauFördG 94 eingeführten einkommensabhängi- 
gen Zusatzförderung und den Beschlüssen der ostdeutschen Bau- 
minister zum Ubergarig auf das System der Vergleichsmiete 1995 
hat die Bonner Regierungskoalition mit grundsätzlicher Duldung 
durch die SPD-Führung ihren Weg zur Novellierung der woh- 
nungswirtschaftlichen Gesetze in der laufenden Legislaturperiode 
bestimmt. Dem damit von neokonservativen Kräften auch im 
Wohnungswesen angestrebten Sozialabbau setzen wir entgegen: 
- Die Neufassung des Wolinungsbauförderungsgesetzes enthält 
klare Prioritäten zugunsten des Mietwohnungsbaus. Darin ein- 
geschlossen ist die Förderung des sozialen Wohnungsbaus mit 
objektgebundenen staatlichen Zuschüssen (auch weiterhin mit 
Bundesbeteiligung) als Grundlage für den Erwerb von ldngfristi- 
gerz kommunalen Belegungsrechten. Damit  sind zugleich Bedin- 
gungen für eine regelgebiindene, nicht diskretionäre Wohnungs- 
baupolitik zu schaffen, uni den Wohnungsbau entsprechend den 
Erfahrungen in der Krise 1993194 weiterhin vom allgemeinen 
Konjunkturzyklus abzukoppeln. Das erfordert insbesondere eine 
Stabilisierung der Nachfrage und der Zinskoriditionen für Woh- 
iiungsbaudarlehen. 
- Mit der Neufassung des Mietliöhegesetzes sind die Regelun- 
gen für das Vergleichsmietenverfahren so auszugestalten, daß sie 
mit  größerer Transparenz und stärkerer Verbindlichkeit die Mie- 
terlnnen im Wohnungsbestand vor ungerechtfertigten Mieter- 
höhungen schützen. Insbesondere sollte die Aufstellung und An- 
wendung von Mietspiegeln in einem Bundesgesetz zwingend 
geregelt werden. 
- Das Wotingeldgesetz ist zu reformieren, indem die Einkoni- 
niensgrenzen auf das aktuelle Anspruchsniveau für Sozialwoli- 
nungen angehoben und zukünftig dynamisiert werden. Zugleich 
sind das Antragsverfahren Z L ~  vereinfachen und Diskriminierungs- 
tatbestäride zu beseitigen. Die laut Wohnungsbauförderungsge- 
setz 1794 eingeführte einkommensabhängige Zusatzförderung 
i s t  in das reformierte Wohngeld einzubeziehen (inhaltlich und 
ve riah rensm äßig ). 
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- In Ostdeutschland ist der Ubergang in das Vergleichsniieteri-. 
systein nur schrittweise möglich und setzt entsprechend den Eiri- 
koinmensunterschieden zu Westdeutschland unabdingbar eine 
weitere Sonderregelung für das Wohngeld voraus. 
-- Schließlich sind bei der Novellierung der wohnungswirtschaft- 
lichen Gesetzgebung die Rechte und Kompetenzen der Korn- 
iiiunen zu stärken. Das schließt auch durchgreifende Verbesse- 
rungen iiii vertikalen Finanzausgleich ein. Auf dieser Basis läßt 
sich der Aktionsraum für die demokratische Mitwirkung und 
die Selbsthilfe bei der qualitativen Gestaltung der Wohnverhälr- 
nisse (einschließlich der Verhinderung von Obdachlosigkeit und 
der Entwicklung neuer Wohnformen) auf lokaler Ebene wesent- 
lich erweitern. 

' 2. Nach der Standortdebatte die Sozialstaats- 
kritik: Abbau im Namen von Umbau * 

Der Sozialsraat ist mal wieder in der Diskussion. - Nicht wegen 
der sechs bis sieben Millionen fehlenden Arbeitsplätze, der ekla- 
tanten Wohnungsnot oder der stetig steigenden Arrnutspopulati- 
On. Es ist das „überbordende Sozialsystem" (BDA), das die wirt- 
schaftliche Entwicklung behindere und damit seine eigene finan- 
zielle Basis gefahrde. Wie schon gegen Ende der sozialliberalen 
Koalition erleben wir gegenwiirtig, daß die parlamentarische und 
auBerparlameritariscIie „Opposition gegen den Sozialstaat" ihre 
Bataillone formiert. Das Schüren von Vorurteilen etwa durch den 
Vorwurf des ,,Mißbrauchs" und der ,,ungerechtfertigten Inari- 
spruchnalitne" von Sozialleistungen stand i n  Zeiten finanzpoliti- 
scher Ratlosigkeit schon immer hoch ini Kurs. Nach f-ast dem glei- 
chen Muster wie zu Beginn der 80erJahre wird so das gesellschaft- 
liche Klima fur die nächste Demontage-Runde vorbereitet. 

Hinter dem Codewort vom ,,Umbau des Sozialstaats" verstek- 
ken sich gleichermaßen ordoliberale Wissenschaftler und rnarkt- 
radikale Arbeitgeber wie auch Politiker inzwischen fast aller Par- 
teien. Als gäbe es ein ungeschriebenes Dechiffrierverbot, als wolle 
die Belecage deni Souterrain der Gesellschaft die Wahrheit wenig- 
stens begrifflich vorenthalten, ist die Tarnvokabel vom „Umbau" 
mittlerweile in aller Munde. 

Die Sozialpolitik befindet sich seit Jahren in einer tiefgreifen- 
den Krise. Einzelne Sozialversiclierungszweige geraten immer wie- 
der in erhebliclie Finanzierungsschwierigkeiteii. Kennzeichen dieser 
Finanzieruiigsprobleme ist die Scherenentwicklung zwischen ho- 
hen Zuwachsraten bei den Ausgaben einerseits und einer im I e r -  
gleich dazu geringeren Einnahniesteigerulig andererseits. Zur  Lö- 
sung dieses Di lemnias wurden Sozialleistungeri gekürzt undioder 
Beiträge erhöht. Ein löchriges Netz sozialer Sicherung mit einer 
g lei c I i  ze i L i g i m h ist o ri s d ien Verg le i cli bis 1 ang unübertroffen r n 
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Beitragsbelastung der Versicherten üben zusammengenommen - 
und vor dem Hintergrund von Reallolineinbuf3en der Arbeitiieh- 
rnerInnen - einen ungeheueren Legitimationsdruck auf die ,4us- 
gtstaltung der Sozial(versicherungs)politik aus. Als gelte es, die 
Nettolöhne gegen die Sozialeinkommen zu verteidigen (sowie 
umgekehrt), geraten so die Profite in den sozialpolitischen Vertei- 
lungsauseinandersetzungen aus dem Blickfeld handlungsrelevan- 
eer Politikstrategien auf fast sämtlichen Ebenen. Die Angriffe auf 
die Sozialpolitik beschränken sich dabei nicht: etwa auf Randberei- 
che, sondern zielen auf den sozialstaatlicheri Kern; zur Disposition 
steht nicht mehr und nicht weniger als der bundesdeutsche Sozial- 
sraatskompromiß der Nachkriegszeit. 

Die Sparpolitik" der vergangenen Jahre hat keinen nennens- 
werten Bereich der Sozialpolitik unberührt gelassen; Ziel- und 
Wirkungsrichtung der verschiedenen Neuregelungen sind dabei 
durchaus ambivalent. Im Bereich der Krankenversicherung folgte 
nach der Selbstbeteiligungsorgie der Blüm-Reform (Gesundheits- 
refornigesetz '89) unter Seehofer, und mit  Zustimmung der SPD- 
Opposition (KomproniiB von Lahnstein), das Gesundheitsstruk- 
turgesetz '93. Neben weiteren Seibstbeteiligungselemententen wur- 
den über Instrumente wie Ausgaben-Budgetierung oder Grund- 
lohnkoppelung der Vergütungsentwicklung erstmals auch auf Sei- 
ten der Anbieter und Leistungserbringer im Krankenversicherungs- 
bereich Einschnitte vorgenommen. Nach wie vor aber konzentrie- 
ren sich sämtliche „Reformüberlegungen" auf die ,,Gesundung" 
der Finanzen und nicht auf die der Kranken. Das Rentenreformge- 
setz '92, ebenfalls von einer großen informellen parlamentarischen 
Koalicion verabschiedet, versuchte den demograpliischen Heraus- 
forderungen bis zum Jahre 2010 durch einen - in Teilen aller- 
dings faulen - Belastuiigskompromiß zwischen Beicragszalilern, 
Rentnern und Bund zu begegnen. Das letzte gemeinsame Werk 
einer grofjen sozialpolitischen Koalition, die Pflegeversicherung, 
ist auf der Finanzierungsseite schon ganz ein Kind der Umbau- 
Debacte: Die paritätische Mittelaufbringuiig ist nur noch Fassade, 
die Versicherten haben die Belastungen der fünften Säule der deut- 
schen Sozialversicherung alleine zu tragen. 

Daneben konzentriert sich der sozialstaatliche Abbau in der jüng- 
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scen Vergangenheit auf die arbeitsmarktnahen Politikbereiche; iin 
Zentrum des Sozialabbaus stehen Arbeitsförderungs- (AFG) und 
Bundessozialhilfegesetz (BSHG). Realisiert wurden die wesentli- 
chen Schritte über die 10. AFG-Novelle (1993), das Gesetz zur 
Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms (FKPG, 
1993), das erste und zweice Gesetz zur Umsetzung des Spar-, Kon- 
solidierungs- und Wachstumsprogramms (1. und 2. SKWPG,  
1994) sowie das sogenannte Beschäftigungsförderungsgesetz 
(BeschfG 94) voni vergangenen Sommer. Spätestens entlang die- 
ser Deregulierungs-Phalanx wird deutlich, daß sich die wirtschafts- 
und sozialpolitischen Auseinandersetzungen nicht lediglich auf 
harte, aber vermeintlich unumgängliche Maßnahmen zur Etatdek- 
kung und Finanzkonsolidierung beziehen. Es geht vielmehr auch 
und gerade um die Instrumentalisierung von Massenarbeicslosig- 
keit für eine Neujustierung weiter Bereiche der Erwerbsarbeit und 
des sozialen Sicherungssystenis. 

Bei alledem geht es nun nicht etwa um die völlige Abschaffung 
von Sozialpolitik. Es gibt heute kaum noch Staaten oder Gesellscliaf- 
ten, deren Okononiien ohne regulierende soziale Standards auskom- 
men können - und seien diese Standards aus mitteleuropäischer Sicht 
vom Niveau und vom gesellschaftlichen „Durclidringungsgrad" her 
auch noch so karg ausgestaltet. Dennoch ist Sozialpolitik nicht nur 
Ausdruck funktionell-ökonomisclier Erfordernisse, sondern immer 
auch zugleich Ergebnis sozialer Auseinandersetzungen. 

Ganz unabhängig von den Detailkontroversen in den verschie- 
denen Bereichen sozialer Sicherung ist es in der gegenwärtig ver- 
schärften tagespolitischen Auseinandersetzung u m  den Sozialstaat 
unerläBlich, einige selbstverständliche Zusammenhänge von Sozi- 
alpolitik wieder ins Blickfeld zu rücken. Dies auch deshalb, weil 
der Abbau des Sozialstaats im Kopf beginnt und weil mehr und 
mehr eine nur noch fingierte soziale Wirklichkeit zur Grundlage 
des gesellschaftlichen Umbaus avanciert - ein Ensemble virtueller 
Realitäten aus den neokonservativen Ideologie-Fabriken, denen 
auch weite Teile der gesellschaftlichen Opposition zunehmend zum 
Opfer fallen. So gesehen sind konzepcionell-analytische Defizite 
fiir die Sicherung und den Ausbau des Cozialstaats sehr viel folgen- 
reicher als dessen allseits beklagte FinarizierungsdeGzite. 
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Sozialpolitische Kegulation erfolgt auf verschiedenen Ebenen und 
mit unterscliiedlicher Zielrichtung. Mit Blick auf ihren historischen 
Ausgangspunkt in Deutschland (,,Preußisches Regulativ über die 
Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in Fabriken" von 1839) be- 
deutet Sozialpolitik zum einen - und prioritär - Intervention in 
den Produktionsprozeß mit dem Ziel der Einschränkung einer un- 
begrenzten (Ver-)Nutzung der Arbeitkraft. i n  diesem Sinne ist So- 
zialpolitik (Lohii-)iii.beit~~0lifik, die in Gestalt von Arbeits- und 
Arbeitszeitschutz dem Umstand geschuldet ist, daß der kapitali- 
stische Produktionsprozeß als solcher soziale Risiken erzeugt; auf 
dieser Ebene findet der präventive Aspekt von Sozialstaatspolitik 
seine Verankerung. Neben der Intervention in den Produktions- 
prozelj zielt Sozialpolitik zum anderen auf die Veränderung und 
nachträgliche Korrektur der Marktverteilung. Der Aspekt der Vev- 
&zdet.uily der Marktverteilung meint dabei hauptsächlich die Ebene 
der P~i/i2'i't.zJer.tei~z/~~ zwischen Kapital und Arbeit ini Rahmen von 
Koalitionsfreiheit und Arbeitskampfrecht. Auf der Ebene der Se- 
k . i c i i r ~ ~ z i n . t a ( ~ z ~  zielt Sozialpolitik auf die Korrektur der Marktver- 
teilung über das Abgabensysteni, die Sozial\iersicherung und son- 
stige scaitliche Fonds, -ein Aspekt, der gemeinhin im Vordergrund 
der öffentlichen Wahrnehmung und Auseinandersetzung von und 
um Sozialstaatspolitik steht. i n  dieser 'Triade bezweckt Sozialpoli- 
tik g1eicliermaßenPrui~e~ztioiz und Koiqtwutioil sozialer Risiken und, 
darüber vermittelt, die Einschränkung des Warencliarakterc der 
Arbeitskraft. Damit ist der Sozialstaat in allen drei Dimensionen 
immer auch zugleich Subjekt wie Objekt, instrunienc und Gegen- 
stand bzw. Austragungsort des Interessenkon~likts zwischen Kapi- 
tal und Arbeit. Soziale Sicherungspolitik als wolil~~hrtsscaatliche 
Zivilisierung des Kapitalismus entzieht wesentliche Teile der indi- 
viduellen Keproduktionsbedingurlgen den rein konkurrenzwirt- 
schaftlichen, liberalistischen Ver\llrertungsbedingung:rri und Orga- 
nisationsformen, - Sozialpolitik ist Gegetzpitzztp zur Verwertungs- 
logik des Kapitals. Deshalb sind Umfang und Ausgestaltung so- 
zialer Sicherung immer auch (vielfach gebrochenes) liiscorisches Zwi- 
schenergebnis der Klassenkonflikte zwisclien Kapital und Arbeit. 

Auf  cle t I;iizntzzieiu,zt~ ist Sozialpolitik angewiesen auf die 
Abtretung von Anteilen aus der WertschGpfLing der jeweils lau- 

fenden Periode (Umlagefinanzierung). Damit ist und bleibt sie 
ökonomisch abhängig von der Dynamik kapitalistischer Akku- 
mulation; eine Abhängigkeir, die zwar kräftepolitisch gelockert, 
niemals jedoch überwunden werden kann. Da die Sicherung der 
Sozialfinanzen nur über die Austragung konkurrierender Vercei- 
lungsansprüche zu erreichen ist, steht Sozialpolitik gegen Kapi- 
talinteressen. Sozialpolieik, die sich an diesem Konflikt vorbeimo- 
gelt, endet als ,,Sozialismus innerhalb der Klasse", - sie verzichtet 
darauf, die Verteilungsfrage zu stellen, beantwortet sie aber gerade 
deswegen um so eindeutiger. Auch auf Seiten der Mitteliievii1eizdr~'lz~ 
ist und bleibt Sozialpolitik mit den Verteilungsansprüchen priva- 
ter Kapitalverwertung konfrontierc (etwa: marktkonforme versus 
solidarische Ausgestaltung). 

Spätestens hier kommt auch der Doppelcharakter von Sozialpo- 
litik zum Vorschein. Während es der ArbeiterInnen- und Gewerk- 
schaftsbewegung im Kampf um die Sozialpolitik u m  eine Mittel- 
Verwendung in1 Sinne des solidarischen Ausgleichs sowie der Le- 
berislagesicherung und damit um eine Lockerung des Lohnarbeits- 
Zwangs geht, hebt konservativ-liberale Politik auf das genaue Ge- 
genteil, auf die Unterordnung und lnstrumentalisierung des Sozi- 
alstaats unter die Kapitalökonornie ab. Dieser Doppelcharakter ist 
es, der in kräftepolitisch widrigen Zeiten Sozialpolitik zum öko- 
nomischen und Herrschaftsinsttument des Kapitals mutieren läßt. 
Die Sozialpolitik der 80er Jahre ist augenscheinlicher Beleg für 
diese These: Die Soz,ial-, Arbeits- und Arbeitsinarkcpolitik der 
Regierung Kohl begann als fiskalische Reaktion auf Wirtscliafts- 
krise und Masseriarbeitslosigkeit. Von Anfang an diente sie aber 
auch als Instrument zum Umbau der Gesellschaft nzittelJ Sozialpo- 
litik: Der Abbau von Elementen des Solidarausgleichs, die Stär- 
kung des reinen Äquivalenzprinzips von Beicrag und Leistung so- 
wie die Privatisierung im Sinne von Individualisierung wie auch 
in1 Sinne von Vermarktung sozialer Risiken und ihrer Kosten - 
und damit der Schaffung neuer Kapitalanlagefelder und Pi-ofit- 
quellen - kcnnzeiclinen die vergangenen anderthalb Jahrzehnte 
Sozialpolitik. Erreicht wurden mehr Marktkonformität innerhalb 
der sozialen Sicherungssysteme und mehr Konformität im hliarkt 
durch vetstärkte Aiisliefetung des sozial- riiid arbeitsmarktpoliti- 
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schen Klientels unter die Zwänge des Marktes. So gesehen wird 
Sozialpolitik in diesem Zusammenhang selbst noch zum Garan- 
ten sozialer Ungleichheit. Der Sozialstaat steht folglich nicht über 
den Dingen, im Gegenteil: Die Verteilungsauseinandersetzun- 
gen finden in ihm und über ihn ihre Fortsetzung - nicht dagegen 
ihre Ersetzung. Wer in Zeiten der Massenarbeitslosigkeit auf Ap- 
pelle an die sozialstaatliche Verantwortung setzt und dabei mehr 
als einen die ,,wirklich Bedürftigen" niit Almosen speisenden - 
und dadurch noch diskriminierenden - ideellen Gesamt-Patriar- 
chen vor Augen hat, muß daher auch regelmäßig bitter enttäuscht 
werden. 

Wo einzelwirtschaftliche Rationalität zum hegemonialen Kri- 
terium für gesellschaftspolitische Vernuft wird, entzieht sie der 
Forderung nach Reproduktionssicherung und Lebenslageorieritie- 
rung von Sozialpolitik die argumentative, weil sozialökonomische 
Basis; irn durchökonomisierten Blickwinkel kann Sozialstaatspo- 
litik nichts anderes sein als LUXUS oder Almosen. Wo Massenar- 
beitslosigkeic die Akquisitionsbedingungen des Kapitals auf den 
Arbeitsmärkten dei; vielköpfigen Austausclibarkeit wegen enorm 
vergünstigt, da erscheint Sozialpolitik in ihrer eingangs angerisse- 
nen Dreidimensionalität als ausschließlicher Kostenfaktor. Ein 
Umstand, der im übrigen auch verdeutlichtl warum aus einzelka- 
pitaiistischer Sicht keinerlei Öko/zomzdeJ .  Interesse an Vollbeschäf- 
tigung bestehen kann: „Vollversorgurig" niit Erwerbsarbeit führt 
dieser einzelwirtschaftlichen Logik zufolge niimlich zu ,,Anspruchs- 
denken" auf Seiten der Lohnabhängigen - Lind umgekehrt. In letzter 
Zeit wird auffällig häufig auf den Standortfaktor ,,sozialer Friede" 
verwiesen, um damit die Zweckrationalität des Sozialstaats auch 
im wohlverstandenen Eigeninteresse des Gesamtkapitals zu uncer- 
streichen und zu begründen. Eine illusionäre Hoffnung, die völlig 
ignoriert, daß sozialer Friede unter den Bedingungen von Masstn- 
arbeitslosigkeit fürs Kapital einfach billiger zu haben ist, daß so- 
zialer Friede bei jederzeitiget Austauschbarkeit der Ware Arbeits- 
kraft durch Sozialabbau jedenfalls Ö k o w i k h  nicht in Gefahr gerät ~ 

sondern irn Gegenteil materiell erpresst werden kann. Ob er poli- 
tisch in Gefahr gerät, vermag wiederum weder die Sozialpolitik 
noch die Okonomie endgültig zu sagen. Hier verhält es sich ähn- 

lich wie mit der Frage nach dem Vollbeschäftigung garantieren- 
den Gleichgewichtslohn, dessen genaue Verortung ganzen Heer- 
scharen von Angebotstheoretikern nicht gelingen will. 

Sozialpolitik ist Gegenprinzip zur E=apitalverwertun6slogik. 
Verliert sie diesen Bezugsrahinen aus den Augen, so verliert sie 
auch ihre Daseinsberechtigung; wird sie zum funktionalen Be- 
standteil von Kapitalverwertung und Marktverteilung umge- 
formt, so kann sie ihren Zweck nicht mehr  erfüllen. Vielmehr 
wird sie noch zum Garanten jener Verhältnisse und Strukturen, 
denen sie ihre Entstehung verdankt und  zu deren Korrektur sie 
angetreten ist. Denn der Verstoß gegen Marktgesetze ist nicht 
etwa ein der Heilung zu unterziehendes Defizit, sondern explizi- 
tes Ziel von Sozialpolitik. Wo kapitalistischer Produktionspro- 
zeß und dessen unregulierte Distributionsergebnisse Ursache so- 
zialer Risiken sind, da  kann die Ausrichtung des Sozialstaats nach 
einzelwirtsctiaftlichen Kriterien nicht gleichzeitig zur Risiko- 
minimierung beitragen. Dessen ungeachtet preist die herrsclien- 
de Wirtschaftspolitik Verhältnisse, Meclianismen und Struktu- 
ren permanent als Teil der Lösung an, die doch so offensiclitlich 
Teil des Problems sind. 

Dieser „Umbau des Sozialstaats" wird vorbereitet und flankiert 
durch eine vehemente Agitation gegen die momentane Ausgestal- 
tung der Sozialpolitik. In  den Medien, in politischen Verlautba- 
rungen und in der herrschenden Theorie- und Ideologiebildung 
liar- sich die Sozialstaatskritik in ihren vielfältigen Eirizelelernen- 
ten und Zielrichtungen deuclich verschärft. Vor allem die im fol- 
genden betrachteten seclis Argumentationsmuster spielen in der 
ideologisierten Sozialstaatsdiskussion eine Rolle. 

Der FDP-Vorsitzende spürte zu Jahresbeginn instinktiv, ,>daj? L L ~ Z  

zinsttwa Sozin!.rjv tem et u m  fati! irt. du&? zLir darm eiirlii-ktn i i ~ t t d m "  

(Kinkelj. Glaubt man d e m  neuen BDI-Präsidenten, dann hängen 
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die Soziallasten inzwischen„zLie eiiz &i2hhtezz .um uizsmiz IJdr'' (Hen- 
kel). Gemeint ist damit vor allem die lholie und perspektivisch 
weiter steigende Belastung mit Sozialversicherungsbeiträgen. BDA- 
Chef Murmann gab vor diesem Hintergrund als politische Vorga- 
be die Zielgröße aus: Stabilisierung des Beitragssatzes in der Ren- 
tenversicherung auf maximal 20 vI-I, in der Krankeiiversicherung 
auf maximal 12  v H  und in der Arbeitslosenversicherung auf rund 
3 vH.  Eine Forderung, die breiter Zustimmung gewiß sein kann, 
denn niemand zahlt gerne Abgaben. Die mit dem Einfrieren oder 
gar Absenken der Beitragssätze verbundene Demontage sozialer 
Sicherung in mehrstelliger Milliardenhöhe geht dabei allzu schnell 
aus den Augen verloren. 

Der Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz (Kranken-, Renten-, 
Arbeitslosen- und Pflegeversicherung) betrug zu Beginn des Jah- 
res 1995 39,3 v H  des Bruttoarbeitsentgelts; hiervon entfallen je 
19,65 VH auf ArbeitgeberInnen und ArbeitnehmerInnen, wobei 
der hälftige Pflegeversiciierungsbeitrag die ArbeitgeberInnen in- 
folge der Kompensation (Streichung eines Feiertages bzw., wo dies 
nicht erfolgt, alleinige Beitragspflicht der ArbeitnehmerInnen) 
bekanntlich nicht belastet. Der Gesamtbeitrag lag damit um 3,5 
(6,9) Prozentpunkte höher als 1990 (1980). Davon entfialleti allei- 
ne 2,2 (3,5) Prozentpunkte auf den drastisch erhöhten Beitrags- 
Satz zur Bundesanstalt für Arbeit (BA). Der Beitragssau zur Ren- 
tenversicherung ist mit  minus 0 , l  (plus 0 , G )  Prozentpunkten ver- 

1980 1990 1995 
Ge s ani t s o z i a lve rs i c h e ru ng s bei t rag i2,4 15,8 39,3 

Krankeiiversicherung' 11,4 12,s 13,i 
Arbei tslose[~vrrsi~lierung 3,O 4, i  6,5 
Pflegeversicherung - - 1,o 

davon: 
Ren tenversicheruiig 18,O 18,7 18,6 

i Alre  Biiiiciesläiider. 
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gleichsweise stabil geblieben. Der Krankenversiclierungsbeitrag 
stieg dagegen seit 1990 (19S0) u m  0,4 (1,4) Prozentpunkte. 

Diese Entwicklung ist alles in allem erstaunlich verhalten, wenn 
man bedenkt, daß die BeitragszahlerInnen zur Sozialversicherung 
bislang den grölhen Teil der nicht kreditfinanzierten Einheits- 
kosten zu tragen hatten, In den Jahren 1992 und 1973 betrug 
der Ausgabenüberhang der Arbeiterrenten- und Angestellten- 
versicherung in den iieuen Bundesländern 4,6 Mrd. DM bzw. 
7,9 Mrd.  Dhl ;  die Bundesregierung geht davon aus, daß dieser 
Betrag von 10,5 Mrd. D M  (1994) aufüber  15  Mrd. D M  in 1998 
steigen wird. Dies entspräche rund einem Beitragssatzpunkt. 

Die Einiialimelücke der Bundesanstalt fÜr Arbeit (BA) in den 
neuen Ländern beliefsich in denJahren 1991 bis 1993 aufzusam- 
men iiber 90 h k d .  DM; rund zwei Drittel dieses regionalen Defi- 
zits wurden von den westdeutschen BeitragszahlerInnen aufge- 
bracht. Ini vergangenen Hauslialtsjahr sahen die Relationen ähn- 
lich aus. Damit sind knapp drei Prozentpunkte des Beitragssatzes 
zur Arbeieslosenversicherunb. den Verwerfungen des Einigungs- 
prozesces geschuldet. - Der Anstieg des Gesamtsozialversichenings- 
beitragssatzes in den 90er Jahren ist somit ursächlich nicht etwa 
auf einen ,,überbordenden" Sozialstaat zurückzuführen, soiidern 
Ergebnis der Art der Finanzierung der deutschen Einheit. 

A~icli unter Berücksichtigung der Auswirkungen der demogra- 
phischen .Veränderungen auf die Beitragssatztiöhe ist vor Katastro- 
pheriszenarien zu warnen; dies unterstreicht das jüngste, im Auf- 
trag des Verbandes Deutscher Reritenversiclierungsträger erstellte 
PROGNOS-Gutachten. Eine Verdoppelung des Beitragssatzes iin 

der Rentenversicherung, wie sie in ausschließlich auf die demo- 
graphische Entwicklung beschränkten Rechnungen gemeinhin 
propagiert wird, wurde dort erneut widerlegt. Im günstigsten (un- 
güristigsten) Falle wird der Beitragssatz von heute 18,6 vH bis 
zum Jahre 2040 auf 26,1 VH (28,7 vH) steigen. Die Nettoquote 
des A4rbeitsentgelts wird diesen Berechnungen zufolge allerdings 
sehr viel weniger abtielinirn, als es der Anstieg der Rentenversi- 
clierLirigsbeitragssätze erwarten 1äBt: Die durchschnittlichen Net- 
toentgelte der Arbei tnehmerInnen werden hiernach im Vergleich 
zu heute preisbereinigt bis 2040 auf etwa das Doppelte ansteigein 
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(untere Variante: u m  reichlich zwei Drittel). Selbst ini pessimisti- 
schen Szenario führt die künftige Abgabenbelastung (direkte Steu- 
ern und Beiträge zusammen) daher keineswegs z ~ i  Einbußen bei 
den Nettoredleinkommen. 

Ein weiterer Verursachurigsfaktor für die hohen Sozialbeiträge 
ist dem Umstand geschuldet, da8 vor allem Renten- und Arbeits- 
losenversicherung eine Reihe von Aufgaben erfüllen (müssen), die 
von der sozial- und arbeitsmarktpolitischen Zielsetzung her nicht 
so seht der Gemeinschaft der BeitragszahlerInnen, sondern viel 
eher der Gesamtgesellschaft, also den SteuerzahlerInnen, obliegen. 
Die Rede ist in diesem Zusammenhang gemeinhin von versiche- 
rungsfremden Leistungen, wobei unter „versicherungsfremd" 
grundsätzlich all das rubriziert wird, was außerlialb der reinen 
Aquivalenz von Beitrag und Leistung steht. In großen Teilen sind 
diese LeistungedAusgaben deckungsgleich mit den bereits erwähn- 
ten West-Ost-Transfers der Sozialversiclierung. Das Institut der 
deutschen Wirtschaft beziffert den Betrag dieser sogenannten ver- 
sicherungsfreniden Leistungen auf jährlich über 170 Mrd. DM; 
der Bund beteilige sich hieran zu leciiglich 7 0  Mrd. DM, so daß 
etwa 1 00 M rd. D M  an jährlichen Sozialversicherungsausgaben un- 
gerechtfertigterweise über Beiträge der ArbeitnelimerInnen und 
ArbeitgeberInnen finanziert würden. Würde der Betrag hingegen 
aus Steuermitteln gedeckt, so könnten die Sozialbeiträge dieser 
Rechnung zufolge um insgesamt rund acht Prozentpunkte gesenkt 
werden. 

Einmal abgesehen von den fragwürdigen Abgrenzungskri terien 
zwischen sogenannten versicherungstypischen und versicherungs- 
fren-iden Leistungen, mit denen so getan wird, als müsse die Sozi- 
alversicherung exakc genau so ausgestaltet sein wie eine Privatver- 
sicherimg, ist und bleibt selbstverständlicti die Beitragsfinanzie- 
rung gesamtgesellschaftlicher Aufgaben aus mehreren Gründen 
problematisch: 
- Zwischen Beitrags- und SteuerzahlerInnen besteht keine per- 
sonelle Identität. Vielmehr unterliegen mal3gebliche Einkom- 
mensteile zwar der Steuer, nicht aber unbedingt auch der Bei- 
tragspfliclit - so etwa bei BeanitIiinen oder bei Selbständigen. 
Des weiteren ist Einkommen oberhalb der Beitragsbernessuiigs- 
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grenzen beitrags-, nicht aber steuerfrei. Und  schließlich be- 
schränkt sich die Beitragserhebung, von ganz wenigen Ausnah- 
me n a bg ese lie n , auf E r w e r bs e i n ko m In e n ; s t eue rp fl ich t i g s i rid 
demgegenüber aber auch beispielsweise Vermögenserträge. 
- Die Belastungsverläufe von (Einkommen-)Steuersystem und 
Beitragsfinanzierung sind sehr unterschiedlich. Sozialversiche- 
rungsbeiträge werden nach Sätzen erhoben, die für alle Versi- 
cherungspflichtigen gleich hoch sind, - die Belastung ist mit-  
hin proportional bis zur jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze. 
Bei höheren Erwerbseinkommen verläuft die Belastung des Ge- 
samt e i n ko m m e ns sogar deg re s s iv. Der E i n ko rn m e ns t e ue r ta r i f 
sieht hingegen eine mit  zunehmendem Einkommen progressi- 
ve Belastung vor; der  Grenzsteuersatz steigt von 19 vH auf 
53 v H .  

Die Beitragsfinanzierung begünstigt folglich hohe Einkommen, 
auf die bei einer Finanzierung über direkte Steuern höhere Bela- 
stungen zukämen. Doppelt begünstigt sind durch die gegeiiwär- 
tige Finanzierung scliliel3lich Einkommen, die gar nicht oder nur 
zu Teilen der Beitragspflicht unterliegen. 

Ein gängiges Argument lautet: Würde  die Sozialversicherung 
von den gesamtgesellschaftliclieii Aufgaben entlastet, so ließen sich 
auch die Lohnnebenkosten merklich reduzieren und damit ließe 
sich im Gegenzug die Konkurrenzfahigkeit der Wirtschaft auf der 
Kostenseite erhöhen. Ais ginge es bei dieser Debatte lediglich um 
die einfache finanzierungstechnische Option „Beitrag" oder ,,Steu- 
er", wird von fast unterschiedslos allen Seiten (zumindest der Ein- 
stieg in) die Steuerfinanzierung der genannten Aufgaben gefor- 
dert. Hierbei ist aber u.a. folgendes zu bedenken: 
- Die vordergründige Programmideiitität in dieser Frage etwa 
zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern hinsichtlich der Neu- 
abgrenzung der Finantverantwortung in der Arbeitslosenversi- 
cherung täuscht über einen grundsätzlichen Dissens hinweg: Die 
Arbeitgeber lehnen jede Steigerung der Steuerbelastung ab. Das 
aber h e i h  nichts anderes, als daß die Mehrausgaben des Bundes 
durch Kürzungen ~ i n d  Umschichtungen an anderer Stelle des So- 
zialetats zu komperisieren wären. I hn i t  wird deutlich, warum 
d i e ,,ganze We I t '' e i ne Steuer fi n anz i e rung der Arbeitsmarkt po 1 i - 
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tik liefürwortet, aber niemand auf den so naheliegenden Gedan- 
ken koniint, sie einfach auf dem Verordnungswege zu realisie- 
ren. 1)enri die Möglichkeit der Steuerfinanzierung arbeitsmarkt- 
politisclier Maßnahmen ist älter als das AFG - nämlich über 
den Bundeszuschul3. Man senke den Beitragssatz auf das für die 
Deckung der reinen Versicherurigsleisruiigen notweiidige Ni -  
veau und lasse den Bund das dann entstehende Defizit tragen. 
Wie „bereitwillig" er darauf eingehen wird, haben die Haus-  
haltsplanverfahren der BA in der jüngsten Vergangenheit be- 
legt, 
- Auch eine Steuerfinanzierung ohne das Tabu der Belastungs- 
neutralität wirft die Frage danach auf, wer die Belastungen in 
einem solchen Falle zu tragen hätte. 
a) Die ArbeitgeberZnnen - dies ist wohl die einzig eindeurig zu 
ziehende SchluDfolgerung - würden den obigen Zahlen zufolge 
um rund 50 Mrd. D M  oder ca. vier Beitragssatzpunkte entlastet. 
I 1i re i m Gegenzug fal I i g e n Steuer m e h r b e la s t u n g e n s t ü n de n h i e r- 
zu vermutlich in keinem Verhältnis. 
b) Welche Steuern wären zu erhöhen - der Einkommeiisteuerta- 
rifoder Umsatz- bzw. Verbrauchsteuern? Die Belastungswirkun- 
geri sind sehr Linterscliiedlich. Bei einer rv.lehrwertsteuererliöliuiig 
beispielsweise würde die Belastung der Arbeitnehmerlnnen ins- 
gesamt vermutlich höher ausfallen als unter Beibehaltung der 
heutigen paritätischen Beitragsfinanzierung gesamtgesellsciiaft- 
licher Aufgaben. Eine Verbrauclisteuerfinaiizierung liefe Gefahr, 
die Belastung der Arbeitnehmerlnnen über ihren derzeitigen 
Anteil hinaus zu erhöhen. 

Wenn es bei dem Disput „Beitrag oder Steuer" niclir nur um 
den vordergründigen weiteren Leistungsabbau geht, dann „lan- 
det" auch die Steuerfinanzierurig des Sozialstaats a ~ n  Ende wieder 
bei den Unternehmen. Nehmen wir zum Beispiel den steuerfinan- 
zierten dänischen Sozialstaat, der eine Beitragsfinarizierung ent- 
sprechend dein bundesdeutschen Modell nicht kennt. Dort finden 
wir iicben entsprechend höheren Steuersätzen eben auch entspre- 
chend liöhere Bruttolöhne. N u r  für den Fall, daß die Gewerkschaf- 
teil nicht in der Lage sind, auf der Prirnärverteilungsebrne ihren 
Anspruch auf entsprechende Anteile an der \Wertschöpfung kräf- 

tepolitisch durchzusetzen, folgt daraus eine Kostenentlastung des 
Kapitals. Wem sich also beispielsweise die BDA von der Steuerfi- 
nanzierung größerer Teile der Sozialversicherungsausgaben eine 
Koxenetitlastung ihres Klienteis verspricht, so setzt dies die Er- 
wartung voraus, daß die Steuermehrbelastung vorwiegend von den 
Arbeitnehmerlnnen getragen wird und nicht mittelfristig über die 
gewerkschaftliche Durchsetzung entsprechend höherer Bruttolöhne 
ausgeglichen wird. 

Der Vorwurf der mißbräuchlichen Inanspruchnahme von Sozial- 
leistungen zieht sich wie ein roter Faden durch die unterschiedli- 
chen Facetten der Sozialstaatskritik. N u n  kann es keinen Zweifel 
daran geben, da8 in der sozialen Wirklichkeit sozialpolitische Lei- 
stungen - wie alle anderen Leistungen oder Vergünstigungen des 
Staates auch (!) - mil3bräuchlich genutzt werden können und ge- 
nutzt werden. Anlaß zur Skepsis geben sollte allerdings der Um- 
stand, daß Mißbrauchsdebatten immer dann politisch auf großer 
Flamme gekocht werden, wenn angesichts hoher und stabiler Ar- 
beitslosenzahlen Ratlosigkeit u m  sich greift und Politik ihre be- 
schäftigungspolitische Tatenlosigkeit kaschieren will. 

Wie schon ihre zahlreichen Vorgängerinneri so krankt auch die 
gegenwärtige Debatte vor allem daran, daß ihr jegliche harten 
Zahlen fehlen. Dieser &lange1 wird durch die wiederholte Schilde- 
rung krasser Einzelfalle oder gar krimineller Machenschaften um- 
gangen; so wird der Eindruck suggeriert, ein Millionenheer ge- 
schickter SozialbetrügerInnen bereichere sich auf Kosten der ehr- 
lichen Beitrags- und SteuerzahlerInnen. Dieses Vorgehen setzt be- 
wußt auf Vorurteile, Unkenntnis und Emotionen in der Offent- 
liclikeit, um das politische Klima der Diskriminierung und Stig- 
matisierung anzuheizen und zugleich eine Fülle von sich überbie- 
tenden Vorschlägen Kir weitere Leistungskürzungen zu provozie- 
ren. Die politisch-ideoiogisclie Funktion der Mir3brauchsdiskussi- 

126 127  



on ist offensichtlich: Nicht die Eingrenzung tatsächlicher MiB- 
brauchsfälle steht im Mittelpunkt, - abgezielt wird vielmehr auf 
den ,,normalen Gebrauch" des sozialpolitischen Leistungsangebots, 
für dessen angestrebten Abbau nach wie vor ein legitimatorisches 
Vehikel notwendig ist. Tatsächliche Sachverhalte scheinen bei der 
Debatte nicht mehr zu interessieren. 

Der Behauptung vom übermäßigen „Krankfeiern" etwa steht 
eine über Jahrzehnte auffällige Stabilität des Verlaufs des Kran- 
kenstandes entgegen. In ihrem jüngsten Drehbuch zum Abbau 
des Sozialstaats schreibt die BDA: ,,Die Gkicbbeuertung zlon Arbeit 
und arbeitq5.eier Lebeizsfiihwzg bei A rbeitsun fäbigkeit durch die 1 OOpi-o- 
zeutige Entgeltfortzahlung vzuJ Mitnuhiueq@ite und AnSpruchdenken 
bei den Arbeitnehmern auJ-lösen. '' - Hartnäckig und stereotyp behaup- 
ten die sozialkonservativen KrarikenstandskritikerInnen, daß das 
Niveau der Entgeltfortzahlung ursächlich zu einem höheren Kran- 
kenstandsniveau führe, da es den Mißbrauch geradezu herausforde- 
re. Am Krankheitsverhalten der ArbeitnehmerInnen haben aber 
weder das Gesetz zur Verbesserung der wirtschaftlichen Stellung 
der ArbeiterInnen im Krankheitsfall(1757) noch die Verbesserun- 
gen ab August 1761 und auch nicht die Einführung der Lohnfort- 
zahlung für ArbeiterInnen 1970 etwas Grundsätzliches geändert. 
Der augenfällige Niveausprung Ende der 50er Jahre war zurück- 
zuführen auf die mit dem Wegiall von Karenztagen verbundene 
erweiterte statistische Erfassung der Arbeitsunfähigkeitstage. 

Seit langem ist bekannt, daß der Krankenstand mit  der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung schwankt; seinen Tiefststand erreich- 
te er 1783 mit  4,4 vH beim bis dato höchsten Stand der Arbeitslo- 
sigkeit. Die ArbeitgeberInnen deuten diese Konjunkturabhängig- 
keit, die sich in den alten Ländern auch über die beiden vergange- 
nen Jahre andeutet, als Bestätigung ihrer Mißbrauchsthese. Ne-  
ben vielen anderen Faktoren, die zu einem Anstieg des Kranken- 
standes in wirtschaftlich günstigeren Zeiten flihren, ist sein Rück- 
gang bei steigender Arbeitslosigkeit vorrangig den Wirkungen 
der industriellen Reservearmee geschuldet. Umgekehrt wird also 
ein Schuh draus: Die Abhängigkeitsverhältnisse im Produktions- 
prozeß führen unter Krisenbedingungen zu einem Mißbrauch ge- 
sundheitlich angeschlagener Arbeitskraft. 

Tabelle 9: KrunkenJtund akr t>flt&tmztglzeder der GKV zn Prozend 
der Pflzr htiuztgliedei.' 

Alte Bundesländer Neue Bundesländer 

1955 4,6 
1960 6 70 
1965 5,6 
1970 5,6 
1975 S,3 
1980 5,7 
1985 4,7 
1990 5,2 
1971 5 72 4 ,0 
1992 5,1 4,2 
1973 4,8 4 5  
1994 ( 4 3 )  (4,5) 

1 Vor 1970 I n  VH der Pfliclicmirglirder m i r  soforcigem Anspruch Auf Enc- 
gel t for tdi i i ing 

Der Behauptung vom Ausnutzen der Arbeitslosenunterstützung 
- ein weiterer Bereich, der sich öffentlicher Mißbrauchsvorwürfe 
sicher sein kann - steht entgegen, daß in den alten (neuen) Län- 
dern 1994 lediglich 44 (54 )  Prozent der registrierten Arbeitslo- 
sen überhaupt Arbeitslosengeld und  nur 23  (27) Prozent die von 
einer Bedürftigkeitsprüfung abhängige Arbeitslosenhilfe erhiel- 
ten. 3 1 (18) Prozent der registrierten Arbeitslosen erhielten über- 
haupt keine Lohnersatzleistungen der Arbeitsämter. Die Höhe 
der Leistungen ist zudem geringer als die gesetzlich ausgewiese- 
nen Sätze vermuten lassen, da eine Reihe vormaliger Entgeltbe- 
standteile nicht zur Bemessung der  Unterstützung herangezo- 
gen werden. 

Systematisch ausgeblendet wird vor allem, daß Arbeitslosigkeit 
kein individuell verursachtes oder gar angestrebtes Schicksal ist, 
sondern Ergebnis einer gesamtwirtschaftlichen Krise, in deren 
Verlauf sich das Verhältnis von Arbeitsplätzen zu Arbeitssuchen- 
den dramatisch verschlechtert. 
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Arbeitslose unterliegen der Zumutbarkeitsregelung des Arbeits- 
förderungsgesetzes (AFG); wer als Empfangerin von Arbeitslosen- 
geld oder -hilfe eine ihm vom Arbeitsamt angebotene zumutbare 
Arbeit ablehnt, erhält eine Sperrzeit von 12 Wochen, während derer 
die Zahlung von Lohnersatzleistungen eingestellt wird. Im Wie- 
derholungsfalle geht der Leistungsanspruch gegenüber der BA 
völlig verloren. Grundsätzlich zumutbar sind von vornherein Ar- 
beiten, die u.a. nicht der bisherigen beruflichen Tätigkeit des Ar- 
beitslosen entsprechen, deren Beschäftigungsort bei Vollzeitarbeit 
bis zu insgesamt 2,5 Stunden Pendelzeit täglich erfordert oder deren 
Arbeitsbedingungen ungünstiger sind als bei der bisherigen Be- 
schäftigung, - dies gilt vor allem auch hinsichtlich Dauer, Lage 
und Verteilung der Arbeitszeit. Selbst Beschäftigungen, die u'eut- 
lich ungünstiger als die bisherige Tätigkeit sind, können vom Ar- 
beitslosen dann verlangt werden, wenn sie vorübergehend sind und 
nicht länger als 180 Kalendertage dauern. 

Je länger die Arbeitslosigkeit im Einzelfall dauerr, uni so mehr 
werden auch deutlich ungünstigere (Dauer-)Beschäftigungen als 
zumutbar angesehen. So sind nach jeweils 4-monatiger Arbeitslo- 
sigkeit Vermittlungen auf die nächst niedrigere von insgesamt 5 
Qualifiltationsstufen möglich. Ein Facharbeiter etwa kann nach 
viermonatiger Arbeitslosigkeit auf eine ,4nlernstelle und nach 
weiteren vier Monaten auf alle übrigen Beschäftigungen verwie- 
sen werden. Die einzige ordnungspolitisch wirksame Grenze nach 
unten bildet die Vorschrift, da8 die Arbeitsämter Arbeitslose bis- 
lang nur zu tariflichen A1-beitsbedingui2ge~~ vermitteln diirfen. 

Trotz dieser rigorosen Zumutbarkeitsbedingungeii, die den Iän- 
gere Zeit Arbeitslosen keinen Berufs- oder Statusschutz mehr ge- 
währleisten, ist der Umfang der von den Arbeitsämtern verhäng- 
ten Sperrzeiten wegen Ablehnung einer zuniutbaren Arbeit über- 
raschend gering. ImJahr  1994 waren dies in den alten Bundeslän- 
dern monatlich nu r0 , I  Pr0.01izIlle bezogen auf die Zahl der Leistungs- 
empfidngerInnen. 

Welche Schieflage die pauschale MiUbrauclisdebatce liervor- 
bringt, zeigt im übrigen auch die Erfiahrung mit den verschärften 
Meldekontrollen des Jahres 1993. Zwischen Ende Februar und Ende 
August ergingen rund 6,s Mio. Meldeaufforderungen durch dir 

Arbeitsämter; das ursprünglich angestrebte Ergebnis von zusätz- 
lich 1 Mrd. D M  an Einsparungen der BA wurde mit  302 Mio. DM 
weit unterschritten. ,, IVeit graz~ierender", so kommentiert die stell- 
vertretende DGB -Vo rs i t zende , ,? siizd die Verstoße der U Izternehmen iirz 
Bereish illegaler Be..rr-h~i$igung. I 99 1 ~ i i w d e n  ir2 Westdeztschland bei 
53.000 Außeni,ru!jhgen in drei Viertel der Fälle Verstbße fislgestellt. 
1 0.000 A rbeits/)lätze, dze durch illegule Beschapigung verloren gehen, 

fiihren zu Ausfällen an Steuern und Soziali,ersicherun~sbeiträgen von 240 
Mio. DA!. \Vitt schätzen die Zahl der illegal Beschapigten in Deutsch- 
land auf e t i i u  1 Mio. Danach ei.f0lgen Ausfälle an Steuern und Sozial- 
versicherc~izg.rbeiträge~~ im Juhr von 24 M t d  DM. (' 

Vöilig ausgeblendet bei der Mißbrauchsdiskussion bleibt schliel3- 
lich die Nichtinanspruchnahme von Sozialleistungen, so etwa im 
Bereich der Sozialhilfe oder auch beirn Wohngeld. Bei der Sozial- 
hilfe beispielsweise beträgt die Dunkelziffer rund 50 v H  der An- 
spruchsberechtigten; d.h. im Schatten eines jeden Empfangers lau- 
fender Hilfe zum Lebensunterhalt steht eine weitere Person, die 
ihren Rechtsanspruch aus Scham, Unkenntnis oder Angst vor dem 
Rückgriff der Amter auf tatsächlich oder vermeintlich Unterhalcs- 
verpflichtete nicht geltend macht. 

,, Etn uberbordendes Sozzulgljteiiz behzndert die tuzrt-trchafilzLhe Entwick- 
lung undgt$ahrdet damit seine ezgene finanzielle BUJZS", lautet die Dia- 
gnose etwa der Arbeitgeberverbände. Ausgestaltung und Wirkung 
von Sozialpolitik, so der suggestive Schluß, sind zugleich Ursache 
ihrer Probleme; die Rede ist vom ,< \VilcZiiw~hs bez den Sozzullezstzm- 
gen6' (Kohl), von der,,Ex-unJzon dej Sozralstaats" (BDA). Unweiger- 
liches Ergebnis eines vermeintlich ausufernden und uberversor- 
genden Staates sind hiernach „Anspruchsinflation" und ,,Vollkas- 
komentalitat" seiner BurgrrInnen. Abhilfe versprechen da Pro- 
grammsatze wie etwa. ,, W7eg iwii ungererhteiz Gzeßkaiz)2e,zt>rrnzzp~ weg 
LWZ der to tu len  Betieuung von der Wzege bzs zur Bahre dunh den Staal" 
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(Kinkei). Noch in der Formulierung der Therapie kommt ein Zerr- 
bild der Wirklichkeit zum Vorschein. 

Vom „überversorgenden" Sozialstaat kann weniger denn je die 
Rede sein: 
- Mit dem Rentenreformgesetz '92 wurde das Nettorentenni- 
veau auf rd. 70 v H  eingefroren; u m  diese Durchschnittsgröße 
pendelt seither der tatsächliche Wert .  Erreicht werden kann die- 
ses Niveau allerdings nur von denjenigen, die 45 (!) Versiche- 
rungsjahre vorweisen können. Zwischen Standard- und Durch- 
schnittsrenten liegen deshalb Welten - vor allem bei den Versi- 
chertenrenten an Frauen und  Arbeiter in den alten Ländern. 
- Bei den Sachleistungen der Krankenversicherung greifen in- 
zwischen fast durchgängig Selbstbeteilungsregelungen. 
- In der Arbeitslosenversicherung müssen bei Risikoeintritt im 
Schnitt tatsächliche Netto-Einkommenseinbußen von zwischen 
40 v H  und über 50 vH inkauf genommen werden; auch hier kann 
keine Rede sein von Vollkasko-Sicherung. 

Die SozialstaatskritikerInnen schrecken selbst bei der Diagnose 
nicht vor falschen Darstellungen und Behauptungen zurück. Die 
gesamten Ausgaben bzw. Vergünstigungen des Jahres 1993, die 
auch nur irgendwie mit  dem Attribut ,,sozial" versehen werden 
können (Sozialbudget), betrugen zusammen über eine Billion D M  
- oder rund 13.000 D M  pro Kopf der Bevölkerung. Die gesamt- 
deutsche Sozialleistungsquote, also der Anteil des Sozialbudgets 
am Bruttosozialprodukt, belief sich 1993 auf 34,O vH,  - das war 
der höchste Wert seit 1975 (33,9 vH). Die BDA spricht in diesem 
Zusammenhang von einer ,,Expansion des Sozialstaates", obwohl 
die Entwicklung des Wertes eher ein Beleg für das Versagen der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik irn Zuge der deutschen Einheit 
ist.  

In den alten Bundesländern ist die Sozialleistungsquote in den 
80er Jahren im Trend kontinuierlich gesunken - von 1982 bis 
1990 um vier Prozentpunkte. 1991 erreichte die Quote mit 28,9 vH 
den niedrigsten Stand seit 197.3, dem letzten Jahr annähernder Voll- 
beschäfrigung. In Werten von 1993 entspricht der Quotenrück- 
gang seit 1982 einem Betrag von über 100 Mrd. DM,  uni den das 
Sozialbudget bei Quoten-Konstanz höher ausgefallen wäre. 

Tabelle 1 0 :  Sozialleistungen in vH des Brut tosuz ia~r0~~~kt . r  (Soz id -  
leistungsquote) 

Gesamt- Alte Neue 
Bundesländer Bundesländer deutsch 

1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 
1989 
1990 
1991 
1992 
1993 

33,3 
32,3 
31,s 
31,5 
31,5 
31,9 
31,5 
30,4 
29,3 
28,9 66,2 31,4 
29,5 73, l  33,o 
30,3 70,O 34,O 

In den neuen Bundesländern besteht das Sozialprodukt zu 70 vH 
aus Sozialleistungen im Sinne des Sozialbudgets. Zu einem knap- 
pen Viertel setzte sich das ostdeutsche Sozialbudget aus West-Ost- 
Transfers zusammen. Einzig der Sozialpolitik ist es zu verdanken, 
daß der ostdeutsche Transformationsprozeß jedenfalls bislang ohne 
massive gesellschaftliche Konflikte vonstatten ging, daß das Ver- 
sagen der Wirtschafts-, Struktur- und Finanzpolitik nicht mit 
ungebremscer Wucht auf die Betroffenen durchgeschlagen ist. Fest- 
mhalten bleibt mithin: Trotz der ,,Jahrhundertaufgabe deutsche 
Einheit" liegt die gesamtdeutsche Sozialleistungsquote mit 34,O vH 
in 1993 nur geringfügig über ihrem bisherigen Höchstwert von 
Mit te  der 70er Jahre. 

Die Sozialstaatskritik argumentiert gerne nach dem Muster: Je 
höher die Soziaileistungsquote, um so ,,ausufernder" der Sozial- 
staat. So wenig ein Sinken der QL1oteJf.l. JA 'zlleize Auskunft dar- 
über gibt, ob der Sozialstaat abgebaut wird, so wenig ist eine stei- 
gende Quote Ausdruck dafür, daß der Sozialstaat „sozialer" ge- 
worden ist oder gar überhand nimmt: 
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- Steigt das BSP stärker als das Sozialbudget, so cerikt dies die 
Quote - und umgekehrt. 
- Eine quantitative Zunahme sozialer Risiken, wie etwa steigen- 
de Arbeitslosenzahlen oder zunehmende E~erbsunfäliigkeitsfälle, 
läßt die Sozialleistuiigsquote c.p. steigen; zunehmende soziale 
Risiken aber sind weder Indikator einer besonders ,,sozialen" Ent- 
wicklung noch eines ,,überbordenden" Sozialsystems. 
- Ein überproportionaler Kostenanstieg bei sozialen Sach- oder 
Dienstleistungen sagt noch nichts über deren Qualität; vielmehr 
kann er Ergebnis einer überproportionalen Einkommens-/Ge- 
winnsteigerung auf Seiten der (privaten) AnbieterInnen sein wie 
auch Folge einer bei personalintensiveti Dienstleistungen zwangs- 
weise geringeren Produktivitätsentwicklung im Vergleich zum 
Durchschnitt der Wirtschaft. 

Und selbstverständlich schlagen sich auch Veränderungen ini 
Leistungsrecht quotenmäßig nieder. Sozialbudget und Soziallei- 
stungsquote geben Auskunft über den finanziellen Stellenwert 
bfenentlicheu. Aufwendungen bzw. Vergünstigungen im Sozial bereich. 
Beide Größen liefern Anhaltspunkte dafür, was der Sozialstaat ko- 
stet; die Werte geben keine Auskunft darüber, n7as der Sozialstaat 
leistet. Wenn allerdings die Sozialleistungsquote über einen Zeit- 
raum - wie in den alten Ländern von 1982 bis 1993 -, in dein die 
Zahl der Renten um knapp 20 vH,  die der Arbeitslosen um knapp 
25 VH und die der SozialhilfeeinpfiiingerInnen u m  fast 7 5  \7H ge- 
stiegen ist und während dessen die (öffendichen) Ausgaben (KO- 
sten) im Gesundheitswesen trotz merklich erhöhter Selbscbeteili- 
gung der Versicherten weiter gestiegen sind, dennoch um 3 Pro- 
zentpunkte sinkt, dann dokumentiert eine solche Entwicklung 
unzweideutig eine Verschlechterung des Leistungsrechts (Sozial- 
abbau). 

Sozialpolitische Interventionen und Leistungen siiid Reaktio- 
nen auf die sozialen Risiken und Gefährdungen, die durch Pro- 
duktionsverhältnisse hervorgerufen bzw. verschiirft werden, deren 
ungezügeltes Wirken gerade seitens der Sozi3lst3atskritikerInnen 
unermüdlich eingefordert wird. Die Inanspruchnahme von ver- 
brieften Rechten, denen im Rahmen des Solidarausgleichs Bei- 
trags- und Steuerverpfliclitungen gegenüberstehen, isc angestteb- 

tes Ziel von Sozialpolitik. Bedenkt man die schichtenspezifischen 
Versorgungsdefizite im Gesundheitswesen oder die Nicht-Inan- 
spruchnahme der Sozialhilfe sowie sonstiger Transfers außerhalb 
der Sozialversicherung, so ist dieses Ziel noch längst nicht erreicht. 
Die Kampagne gegen vermeintliche „Anspruciisinflation" und 
,, Vollkaskomentalität" wird die Barrieren vor der Einforderung 
geschriebener Rechte eher erhöhen als senken. 

Auch die kostenfreie Bereitstellung sozialer Dienste, Leistun- 
gen oder Einrichtungen ist nicht etwa Kennzeichen einer Sozial- 
politik im Uberfluß; über den marktwirtschaftlichen Zuweisungs- 
und Selektionsmechanismus ,,Preis" würden - und werden in- 
zwischen -- gerade Einkommensschwachen Zugänge erschwert 
oder völlig verbaut. Wenn FreiberuflerInnen oder Mittelstands- 
vertreterrnnen i m  Gesundheitswesen besonders vehement und 
aggressiv gegen Uberversorgung polemisieren und  für Selbstbe- 
teiligung votieren, treibt dies die Demagogie auf die Spitze: Sind 
es doch gerade die privaten LeistungsanbieterInnen im Gesund- 
heitswesen, die bislang ihre Einkommens- und Profitansprüche 
auf Kosten des angefeindeten Sozialstaates haben durchsetzen 
können. 

Im  Rahmen konservativer Sozialstaatskritik taucht immer wieder 
das Bild des bürokratisierten Staates auf, der ineffektiv, verschwen- 
derisch, eigennützig, verkrustet usw. sei und nur selbstbeharrend 
an sein Eigeninteresse denke. Die völlig überbürokratisierte Sozi- 
alleistungsmaschinerie sei schließlich insgesamt auch noch unwirk- 
sam, weil Begünstigte und ZahlerInnen weitgehend identisch 
wären. 

Kein Zweifel: Kritik an staatlicher Bürokratie und Aufgabener- 
füllung ist notwendig, weil unzweifelhaft vielfältige Probleme im 
täglichen Verwaltungsliandeln auftreten und viele BürgerInnen 
damit bereits illre (negativen) Erfahrungen gemacht haben. Bür- 
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gerferne und Verapparatung sozialstaatlicher Einrichtungen, Un- 
iibersichtlichkeit von Leistungen und Zuständigkeiten, fehlende 
Ganzheitlichkeit bei der Behandlung/Behebung sozialer Risiken 
und ihrer Folgen -ja, der Steuer- und Beitragszahler als Bittsteller 
sind nur einige Beispiele. Die Sozialstaatskritik, die ansetzt an diesen 
verbreiteten Erfahrungen mit bürokratischen Strukturen, an von 
Laien kaum mehr durchschaubaren Anspruchsvoraussetzungen und 
Verteilungswirkungen von Sozialpolitik sowie an den nicht be- 
streitbaren Defiziten und Sicherungslücken für die ,,wirklich Be- 
dürftigen", ist aus dem Munde ihrer konservativen und liberalen 
ProtagonistInnen jedoch nichts anderes als emanzipatorisch ver- 
brämte Rechtfertigung für rigorosen Sozialabbau und weitere 
Umverteilung von unten nach oben. Mängel des Sozialstaars wer- 
den hier ja nicht etwa zum Anlaß genommen, um staatliche Ver- 
waltung zu demokratisieren, um größere Klientennähe oder auch 
Ganzheitlichkeit gesundheitlicher Betreuung zu erreichen und So- 
zialpolitik insgesamt zu effektivieren; die rechte Kritik strebt den 
Abbau des Sozialstaats an - nach der vordergründigen Gleichung: 
Je weniger Sozialstaat, u m  so weniger Bürokratie und u m  so mehr 
(ökonomische) Effizienz. Und schließlich streben auch die Hin- 
weise auf die Ineffizienz sozialstaatlicher Umverteilung, auf den 
„Griff in die eigene Tasche", keine Effektivierung im Sinne von 
Verbesserungen an; Ziel ist auch hier die Diskreditierung des Sy- 
stems sozialer Sicherung als eine der Voraussetzungen für dessen 
weitere Demontage. 

Jüngstes Beispiel für den begriffsideologischen Transport einer 
solchen Politik: das Bürgergeld. I m  Programm der FDP zu den 
Buridestagswahlen 1994 hieß es dazu: „Da.r heutige System hoher 
Struerii eiizerseits und eirier Vielzahl steueijiizunziet.ter Sozialleirtu~geiz 
rrrzderetseits ist sozial ungerecht, zn koiirfiliziert um! undurchsichtig. Die 
?7ielzuhl ziiiter.rchie~~iirher ZustiiiidigReite?z f.,- die Sozicrlleinungen i.3 7 
A d u n  fitellen füs 1 5 2 verschieilriie Hi@mteiz) übelfordert durch bf&- 
kratisierte und koinpliziet.te RegeluiLge?i vor allem die sozial Schu!ächsten 
imserer Ge.rell~-chufi U 7 2 d  chteyt deiz A'lißbrauI-h vo?~ Soziiclleistui2geii. 
(. . . ) Die FDP fodert eirie Steuer- uiiil i>am$t-ordizuizg crus eiizeiii GuP: 
LI'LZ.~ Biirgefgeldqstem.. Ii Einheitliches Biirgergeld (oder auch „Nega- 
tivsteuer") statt vieler verschiedener staatlicher Sozialtransfers so- 

wie Integration von Steuer- und Transfersystem zu einer Ordnung 
aus einem Guß  - so lautet das Rezept zur vermeintlichen Lösung 
gleich einer ganzen Reihe von Problemen. 

Die verschiedenen Sozialtransfers wie Kindergeld, Erziehungs- 
geld, BAföG-Leistungen, Wohngeld, Arbeitslosenhilfe und Sozi- 
alhilfe haben ganz unterschiedliche Lebenslagen und Lebensum- 
stände sowie Lebensphasen im Auge. Sie richten sich mithin auch 
nach unterschiedlichen Bedarfskriterien und Einkommensgrenzen. 
Sie beziehen sich auf Individuen, auf Haushalte oder auf Bedarfs- 
gemeinschaften. Unterhaltsverpflichtungen spielen entweder gar 
keine Rolle, oder sie sind sehr verschieden ausgestaltet. Ebenso 
verhält es sich mit der gegenseitigen Anrechnung der genannten 
Transfers; Erziehungsgeld beispielsweise ist von der Anrechnung 
auf die Sozialhilfe freigestellt, während Kindergeld in voller Höhe 
bedarfsmindernd berücksichtigt wird. Die unterschiedlichen So- 
zialtransfers zielen auf die Behebung oder Verringerung ganz spe- 
zieller sozialer Risiken oder Belastungen. Wer diese Transfers in 
einen Topf wirft und damit von den Anspruchsvoraussetzungen 
wie auch vom Betrag her vereinheitlicht, der läuft Gefahr, die Ziel- 
genauigkeit von Sozialpolitik gleich mit  über Bord zu werfen. Ver- 
einfachung und höhere Transparenz gehen im Konzept von Bür- 
gergeld/Negativsteuer nun einmal zu Lasten der Zielgenauigkeit. 
Neue und vermutlich größere Ungerechtigkeiten würden etabliert, 
eben weil ein pauschalierendes Verfahren die Lebenslage- und Be- 
darfsunterschiede auf individueller wie auch auf Haushalrsebene 
nur unzureichend berücksichtigen kann. Damit aber fände die von 
den Bürgergeld-VertreterInnen geforderte Konzentration sozialer 
Leistungen auf die ,,wirklich Bedürftigen" gerade nicht statt. Zu- 
dem wäre ein Bürgergeldsystem, das sich arn heutigen Bedarfsni- 
veau der Sozialhilfe orientiert, nicht finanzierbar; das D I W  veran- 
schlagt die Mehrkosten eines solchen Bürgergeldes auf Beträge 
zwischen 65 und 170 Mrd. DM jährlich. Von der Kostenseite aus 
tragfähig würde das Konzept erst durch eine drastische Reduktion 
des Existenzminimums. Damit aber würden auch hier wiederum 
die Armen und nicht etwa die Armut  bekämpft. 
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Einer der zentralen Kritikpunkte am bestehenden System sozialer 
Sicherung wird darin gesehen, daß der Ausbau kollektiver Siche- 
rungssysteme die Bereitschaft der Eigenvorsorge schmälere. Statt 
selbst Rücklagen für mögliche Einkommensausfalle bzw. Ausga- 
bensreigerungen (2.B. bedingt durch Krankheit) zu bilden, würden 
sich die Menschen auf den Staat bzw. die Sozialsysteme verlassen. 
Hierdurch aber werde die private Vorsorgefahigkeit behindert und 
damit bereits irn Vorfeld dafür gesorgt, daß das Subsidiaritätsprin- 
zip - also die Abdeckung sozialer Risiken durch den einzelnen bzw. 
die Familie, bevor die Solidargemeinschaft herangezogen wird - 
nicht greifen kann. Dies bedeute - folgt man der Terminologie der 
KritikerInnen - eine Entmündigung der BürgerInnen. Zudem sei- 
en breite Bevölkerungsschichten durch das erreichte Wohlstands- 
niveau weniger als früher von kollektiv finanzierter Hilfe abhängig. 
Die IJmbau-Strategen haben sich somit die Stärkung des Subsidia- 
ritätsprinzips und den Ausbau der Eigenvorsorge auf die Fahnen 
geschrieben. In dieser Lesart konvertiert „Subsidiarität" zum Kampf- 
begriff des ökonomischen Ordoliberalismus. Nicht mehr Hilfe zur 
Selbsthilfe auf der Basis solidarischer Sicherungssysteme ist gemeint, 
sondern Hilfe dwch Selbsthilfe, vor deren Hintergrund kollektive 
Sicherung dann als Barriere individueller Freiheit erscheinen muß. 

Diesbezügliche Veränderungen zielen in Richtung Reduktion 
des Sozialsystems auf eine Basis- oder Grundsicherung durch die 
Gemeinschaft, - der Rest kann und soll durch private Vorsorge 
entsprechend den individuellen Wünschen und Anforderungen 
aufgestockt werden. Im  Zentrum der einschlägigen marktradika- 
len ,,Alternativen" steht die Rentenversicherung. 

Nun ist das mit  der Eigenvorsorge so eine Sache. Zwar ist der 
private Geldvermögensbestand von gegenwärtig rund 4 Billionen 
Mark beachtlich, - ebenso beeindruckend aber ist seine Vertei- 
lung: Auf die ärmere Hälfte entfallen zwischen fünf und sechs Pro- 
zent, während die reichsten zehn Prozent der Bevölkerung fast die 
Hälfte des Geldverniögens ihr eigen nennen. So scheitert das ,,AI- 
ternat iv-Modell" häufig schon an der mangelnden Vui*.rorgq%bzg- 

keit. Aber selbst unterstellt, die wäre durchweg gegeben, und auch 
einmal abgesehen von all den über die vergangenen Jahre reichlich 
dargelegten Problemen, die mit einer solchen System-Umstellung 
verbunden wären: Dann könnte tatsächlich jede Generation wäh- 
rend ihrer produktiven Phase fiirs spätere Rentnerdasein ansparen. 
Dieser Vorgang nun wiederum wird kaum im Wege des Hottens 
und Anhäufens von Wäsche, Dosenbier oder Tageszeitungen und 
dergleichen mehr - also von Konsumgütern - erfolgen können, 
sondern nur durch Geldanlage. Und da dies über die Jahre ein 
erkleckliches Sümmchen ergibt, dürfte Omas Sparstrumpf alleine 
schon aus Platzgtünden mega-out sein; letztendlich übrig bleiben 
daher nur Versicherungen und Banken des „persönlichen Vertrau- 
ens". Aber auch die sammeln und verschließen das Geld nicht im 
Tresor, bis der Einzahler es nach vollbrachtem Lebenswerk wieder 
zurückfordert. Alkine für die jetzigen Rentenansprüche und die 
bereits erworbenen Rentenanwartschaften wäre ein Deckungska- 
pital von schätzungsweise 10 Billionen D M  nötig. 

Folglich werden die Spargroschen wieder in der Wirtschaft an- 
gelegt, also investiert - in langlebige Gebrauchsgüter wie etwa 
Immobilien und natürlich in Produktionsmittel. Die Kapitaldek- 
kung des Angesparten besteht also nicht aus trocken und brandsi- 
cher gestapelten Geldbündeln, sondern aus den der Unbill des 
Wirtschaftslebens ausgesetzten Investitions- und langlebigen Ge- 
brauchsgütern. Damit aber stellt sich für die EinzahlerInnen-Ge- 
neration nach erreichtem Ruliestandsalter das Problem des ,,Ent- 
sparens", denn sie kann entgegen manch landläufiger Vorstellung 
auch im Alter nicht von Kapital-, sondern muß von Konsumgü- 
tern leben. Wie aber läßt sich das einmal in Bauten und Maschi- 
nen investierte Kapital wieder entsparen? Dieser Prozeß des n e -  
Investierens erfolgt im Wege der Abnutzung durch Gebrauch und 
zu guter Letzt - wenn auch der nicht mehr möglich ist - durch 
den Gang alles Irdischen. Je nach der zuvor gewähiten Anlageart 
reduziert sich ani Ende also alles auf Schutt oder Schrott, - jeden- 
falls auf einen Haufen, der sich zum Konsum nicht eignet. 

So kommen schlielllich auch die Akquisiteure der Lebensversi- 
cherungsunternehmen und ihre politischen Lobbyisten nicht an der 
ökonomischen Tatsache vorbei, daß die jeweils produktive Gene- 
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ration wohl in der Lage sein mag, allein durch eigene Leistung Er- 
sparnisse zu bilden, am Ende aber den umgekehrten Prozeß des Ent- 
sparens nicht ohne fremde Hilfe bewerkstelligen kann. Hierzu ist 
sie vielmehr auf die Mitwirkung (Sparen/Konsumverzicht) der dann 
produktiven jüngeren Generation angewiesen. Infolge dieses widri- 
gen ökonomischen Umstandes landen somit auch die Propagandi- 
stInnen der privaten Vorsorge zum Schluß wieder bei dem alten 
Mackenroth'schen Lehrsatz, daß aller Sozialaufwand immer nur aus 
dem laufenden Bruttosozialprodukt erwirtschaftet werden kann. 

Wie man es auch dreht und wendet: Die Alterssicherung - in 
welcher Form auch immer - ist und bleibt eine Verteilungsfrage 
zwischen produktiver und nicht-produktiver Generation. Das aber 
heil3t: Private Vorsorge ist nicht nur nicht besser geeignet, die de- 
mographischen Herausforderungen ökonomisch zu bewältigen; sie 
hat in1 Gegenteil u.a. wegen des ihr fremden Sol idarausgleichs den 
nicht zu übersehenden Nachteil sozial verheerender Verteilungs- 
Wirkungen auf personeller Ebene. 

Was von den „Alternativkonzepten" privater Altersvorsorge am 
Ende bleibt, ist die radikale Privatisierung des Einkommensrisi- 
kos bei Invalidität und im Alter sowie - womit der Kreis zur Ta- 
gespolitik wieder geschlossen wäre - die massive Entlastung der 
ArbeitgeberInnen von Sozialbeiträgen auf Kosten der Versicher- 
ten und RentnerInnen. Erweitert würden schließlich auch die Ge- 
schäftsfeider der Privarversicherungsunternehmen. 

6. ,, Lähimng der Leistz~lrzgsbeveitscha~ dzivch fehlenden Arbeilsanreiz" 

In der Geschichte der deutschen Sozialpolitik ist der Vorwurf der 
leistungshemmenden Wirkung sozialpolitischer Standards und 
Regulation nicht neu. Hinter der These von den schädlichen Wir- 
kungen der Sozialpolitik verbirgt sich ein Menschenbild, in dem 
nur noch ökonomische Kategorien vertreten sind. Unterstellt wird 
nicht mehr und nicht weniger, als da13 Leistungsbereitschaft u m  SO 

stärker ausgeprägt sei, je größer soziale Unsicherheit und Risikosi- 

140 

tuationen sind. Oder umgekehrt: Die Existenz von Lohnfortzah- 
lung und Krankenversicherung erhöht den Krankenstand, weil kein 
Zwang mehr zu gesundheitsgerechtem Verhalten bestehe bzw. zum 
,,Krankfeiern" eingeladen werde. Durch die Existenz der Arbeits- 
losenversicherung werde die Arbeitslosigkeit, wenn nicht verur- 
sacht, so doch deutlich erhöht, da kein Anreiz zur Arbeitsaufnahme 
bestehe usw. 

Richtig ist andererseits: Wenn die Folgen sozialer Risiken - 
nämlich Existenzunsicherheit oder gar Existenzvernichtung - bei 
Arbeitslosigkeit, Krankheit oder Erwerbsunfähigkeit sozialstaat- 
lich gemildert und  abgefangen werden, dann  g ib t  es keinen 
Grund mehr, sich den herrschenden Arbeitsbedingungen ohne 
weiteres zu unterwerfen. Das nun bedeutet in der Tat die Unter- 
grabung einer Wirtschaft und Gesellschaft, deren ,,Zusammen- 
halt" und „Ordnung" alleine auf der  Existenzangst der arbei- 
tenden Bevölkerung beruhen. Genau eine solche „Untergrabung" 
aber ist - wie oben gezeigt - seit jeher ein zentrule.r Ziel von 
Sozialpolitik. 

Nun zielen der Sozialabbau der jüngsten Vergangenheit wie auch 
die anhaltende Sozialstaatskritik in eben diese Richtung einer 
„rnarkt-adäquateren" Ausgestaltung sozialer Standards und Syste- 
me, auf claß Arbeitskräfte nicht nur billiger, sondern auch williger 
werden. Das Bundesfinanzministerium etwa formulierte Mitte 
1993 ganz ungeniert, da13 durch die Absenkung der Arbeitslosen- 
unterstützung ein Anreiz gegeben werde, ,,sich nz@lzcbst schnell z m  
einen neuen A dwitsplatz zu beinühen". 

Unter der Losung ,,Abstand halten!" geht es bei der gegenwär- 
tigen Arbeitsanreiz-Debatte um die scärkere Konturierung (er- 
werbs-)einkornmensmäßiger Differenzierung zwischen „regulärer" 
Arbeit, öffentlich geförderter Beschäftigung, Lohnersatzleistungen 
und Sozialhilfe. Die nach marktwirtschaftlichen Selektionskriteri- 
en jeweils niedrigere Stufe darf hiernach vom Einkommen her nicht 
gleich oder gar besser gestellt sein als die nächsthöhere Stufe. Uber 
einen „angemessenen" Abstand sei vielmehr Sorge dafür Z U  tra- 
gen, da13 der Wille (Zwang) zum Erklimmen der nächsten Stufe 
nicht erlahme. Dieser Gedanke beflügelt seit geraumer Zeit die 
Bonner Arbeits- und Sozialpolitik: 
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- Im Bereich von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen wie auch bei 
der sogenannten „produktiven Arbeitsförderung" stellen die Kon- 
ditionen des AFG inzwischen bundesweit auf die Einhaltung ei- 
nes 1Oprozentigen Entgeltabstands zu „ungeförderter" Beschäf- 
tigung ab. Offentlich geförderte Beschäftigung ist damit inzwi- 
schen auch entgeltmäljig schlechter gestellt als vergleichbare ,,re- 
guläre" Arbeit. 
- Die Lohnersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit liegen deutlich 
unterhalb des Nettoarbeitsentgelts. Die nominalen Sätze belau- 
fen sich beim Arbeitslosengeld auf 6 7  vH/6O v H  (mit/ohne Kin- 
der) und bei der Arbeitslosenhilfe auf 57 vH/53  vH.  Die tatsäch- 
liche Unterstützungshöhe ist aber in vielen Fällen noch niedri- 
ger; Grundlage ihrer Bemessung ist nämlich das letzte Net to-  
entgelt ohne Mehrarbeitszuschläge, Urlaubs- oder Weihnachts- 
geld. Obwohl  hiervon Beiträge zur Arbeitslosenversicherung 
entrichtet werden müssen, entspricht dem im Risikofall keine 
Gegenleistung. 
- Die Entwicklung der Soziaihilfe-Regelsätze ist seit Mitte 1993 
deutlich unterhalb der Preissteigerungsrate gedeckelt, und das 
gesetzliche Lohnabstandsgebot des Bundessozialliiltegesetzes 
(BSHG) wurde deutlich verschärft. Erst nachdem die gesetzli- 
chen Verschlechterungen über die parlamentarischen Hürden 
gebracht waren, wurden die Ergebnisse eines im Auftrag des Fa- 
rnilienministeriums erstellten Gutachtens bekanntgegeben, wo- 
nach das Abstandsgebot des BSHG unzweifelhaft eingehalten 
wird. Bei der Gegenüberstellung von Sozialhilfeniveau Lind Ar- 
beitseinkommen ergaben sich für die alten Bundesländer im 
Juli 1992 je nach Haushaltstyp und  den zum Vergleich heran- 
gezogenen unteren Lohn- und Gehaltsgruppen Abstände zwi- 
schen 1.482 DM und 360 DM monatlich. Die Ursache dafür, 
daß sich der Abstand mi t  steigender Haushaltsgröße verringert, 
liegt eindeutig nicht in einem zu hohen Regelsatzniveau. Ver- 
antwortlich sind vielmehr ein verteilungspolitisch desolater Fa- 
rnilierilastenausgleich sowie die viel zu geringen Wolmgeldlei- 
s t urigen fii r E r we t bs tä  t i ge  n- Hau s hal t e i m u n te r t  n E i n koni - 
mensbereich. 

Läßt sich also die Verletzung des gesetzlich vorgeschriebenen 
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Abstands der Sozialhilfe zum Lohn empirisch nicht belegen, so 
sind seit geraumer Zeit vermehrte ideologische Anstrengungen ZLI 

vernehmen, die für ein sogenanntes Luhnersatzabstandsgebot plä- 
dieren. Hiernach müßten die Leistungen der Sozialhilfe nicht nur 
gegenüber unteren Löhnen, sondern auch gegenüber Lohnersatz- 
leistungen wie Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe deutlich 
niedriger ausfallen; vor allem das Bundesfinanzministerium ver- 
sucht sich in dieser Richtung zu profilieren. So hieß es etwa im 
seinerzeitigen Föderalen Konsolidierungsprogramm: „Ein angemes- 
m z e r  A htmd ziuischeiz Lohi2ersatzleistun~e?~ und Sozialhive ist zu ge- 
iuährleiJteiz. '' Und Theo Waigel meinte zur vergangenen Jahtes- 
wende: ,,Es ist doch ein Witz, u'uß ein Empfänger von Sozialhiue durch- 
aus mehr in der Tctszhe hubeiz k a m  als etwa ein Bezieher v o u  Arbeitslosen- 
hive." - Zuletzt waren knapp 40 v H  der Haushalte von atbeitslo- 
Sen Sozialhiifeempfangern wegen zu geringer Lohnersatzleistun- 
gen der BA auf Hilfe angewiesen; die zwischenzeitlich umgesetz- 
ten Kürzungen der TJnterstützungssätze werden diesen Anteil si- 
cherlich nicht verringern. .Weil vor allem die Arbeitslosenhilfe in 
immer mehr Fällen nicht in der Lage ist, den existenzminimalen 
Bedarf der Arbeitslosen abzudecken, muß die Sozialhilfe vermehrt 
einspringen. Ein L~ohnersatzabstandsgebot würde vor diesem Hin- 
tergrund dazu führen, daß selbst die rein physische Existenz durch 
die Sozialhilfe nicht mehr gewährleistet werden könnte. 

Nun  bewirkt allerdings die stärkere Differenzierung sozialer Si- 
cherung entsprechend dem Grad der Arbeitsrnarktferne der sozi- 
alstaatlich „subventionierten" Erwerbsfähigen fUr sich alleine noch 
keineswegs die angestrebte Rückführung des Klientels in Lohnar- 
beit. Die über ökonomischen Druck erhöhte ,,Leistungsbereitschaft" 
kann nämlich wegen fehleiider Arbeitsplätze nur unzureichend 
(inter Beweis gestellt werden. Daher will Bonn mit einem Mix aus 
,,Zuckerbrot und Peitsche" vor allem alleinstehende Arbeitslosen- 
hiife- und arbeitslose SozialhilfeenipfängerInnetl verstärkt auf Bil- 
liglohn-Arbeitsplätzen unterbringen - unter Umgehung des Ta- 
rifrechts Lind noch geltender ZumutbarkeitsregeiLingen des AFG. 

Durch eine großzügigere Freibetragsregelung soll die,.Sazia~st~~a~.r- 
Falle;,, wonach sich die Aufnalinie gering entlolinter Tätigkeiten für 
Arbeitslosen- und SoziaihilfeempfängerInnen wegen zu rigider 
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Anrechnung zusätzlich erzielten Erwerbseinkommens auf die staat- 
liche Unterstützung angeblich nicht lohne, überwunden und die 
Reintegration in Erwerbsarbeit erleichtert werden; als Absetzbe- 
trag genannt wird häufig der Satz von 50 vH.  Ein Vorhaben, dem 
bei näherer Betrachtung allerdings relativ enge Grenzen gesetzt sind: 
- Jede Erhöhung des anrechnungsfreizn Hinzuverdienstes vet- 
größert automatisch den sozialhilfeberechtigten Personenkreis. 
So hat etwa eine fünfköpfige Familie im Durchschnitt der alten 
Länder einen laufenden Sozialhilfebedarf von 2.894 DM. Würde  
Erwerbseinkommen zu 50 VH von der Anrechnung auf die Sozi- 
alhilfe freigestellt, so hätte dieser Haushalt noch bei Nettoer- 
werbseinkommen von fast 5.800 D M  Anspruch auf- wenn auch 
niedrige - ergänzende Sozialhilfe. Bei größeren Hauslialtsgemein- 
schaften fiele damit  die Mehrheit der Arbeitnehmerschaft in die 
Sozialhilfebedürftigkeit. Ein Ergebnis, das von den Protagoni- 
sten einer ,,Arbeitsanreizstärkung" weder sozial- noch otdnungs- 
politisch gewollt ist und das auch unter Finanzierungsaspekten 
völlig utopisch wäre. 
- Von der Anrechnung auf die Arbeitslosenhilfe sind heute be- 
reits rund 50 v H  zusätzlich erzielten Erwerbseinkommens frei- 
gestellt. Von einer „Sozialstaats-Falle" kann hier noch weniger 
als bei der Sozialhilfe die Rede sein. 

Vor diesem Hintergrund sind ,,Arbei tsanreizstärkungen" haupt- 
sächlich auf andere Weise zu erwarten. Seit rund zwei Jahren kann 
von erwerbsfähigen SozialhilfeempfängerInnen die Beschaffung des 
Lebensunterhalts nicht mehr nur durch Arbeit, sondern auch durch 
sog. Arbeitsgelegenheiten (Pflichtarbeiten/Gemeinschaftsarbeiten) 
verlangt werden. Die Koalitionsvereinbarungen machen unmiß- 
verständlich klar: Künftig nzu,/3 die Sozialhilfe spiirbar gekürzt 
werden, wenn (Pflicht-)Arbeiten abgelehnt werden. Nachdem 
Grnleinscliaftsarbeiten seit 1993/94 fester Bestandteil der Sozial- 
hilfe sind, wurden sie letzten August ins Arbeitsförderungsgesetz 
eingeführt - zunächst auf ,,freiwilliger" Basis für EmpfangerInnen 
von Arbeitslosenhilfe. Die Koa1itiorisvereinbarLingt.n legen auch 
hier weiter zu: ,,Zur Erhzltutzg ihsev Arbeitsfähigkeit s o l k i z  jii)zgerztz 
Beziehei-rz L W I ~  A rbeitsloseiihiLji verirtai-kt A 1"6eit.r~e.l~~e)ih~ite~i q y b o t e t z  
zceideIyii - lieil3c es dort. Wäre erst einmal die Bereitschaft zur  Ab- 
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leistung von Gemeinschaftsarbeiten als gesetzliche Voraussetzung 
für die Gewährung von Arbeitslosenhilfe etabliert, dann könnte 
die linterscützung ohne Rücksicht auf Zurnutbarkeitsregelungen, 
wie etwa tarifliche Arbeitsbedingungen, im Weigerungsfalle so- 
fort entzogen werden. 

Die von den Regierungsparteien darüber hinaus geplante Ver- 
mittlung von Arbeitslosenhilfe-EmpfangerInnen in niedrig ent- 
lohnte Beschäftigung (beispielsweise Saisonarbeiten) scheitert zur 
Zeit häufig an den AFG-Zumutbarkeitsregelungen. So ist etwa 
eine Beschäftigung dann nicht zumutbar, wenn das erzielbare Net- 
toentgelt die Höhe der Arbeitslosenhilfe unterschreitet. Daher will 
Bonn die Arbeitslosenhilfe künftig in pauschalierter Form und 
befristet für die Zeit solcher Beschäftigungen weirergewähren, - 
eir, Vorhaben, das der Offentlichkeit bereits im vergangenen Jahr 
unter dem Stichwort ,,Ernteeinsätze" bekannt wurde. Uber die 
pauschalierte Arbeitslosenhilfe (seinerzeit waren 25 D M  täglich 
vorgesehen) könnten Niedrigstlohntätigkeiten von der entgeltli- 
chen Seite her in die Zumutbarkeit hineingehoben werden. Für 
die saisonunabliängige Nachfrage nach „Billig-Butlern" will die 
Koalition schließlich durch die steuerliche Anerkennung des Pri- 
vathaushalts als Arbeitgeber Sorge tragen. 

,,Sozialbi~c Uehiizdert Lohnd~~relzziel.tlizg", - rni t dieser Schlagzeile 
brachte die BDA die Zielrichtung der Debatte auf den Punkt. Die 
Verstärkung des nackten ökonomischen Arbeitszwangs mittels Kür- 
zung von Unterstützungsleistungen wurde und wird ergänzt durch 
den Ausbau administrativ-disziplinarischer Sanktionsinstrumenre. 
Auf seiten des Arbeitskräfte-Angebots werden so die rechtlichen und 
materiellen Voraussetzungen geschaffen, auf denen sich die von Po- 
litik und Wirtschaft ersehnte Niedriglohn-Okonomie entfalten soll 
- oline Berufs- und Stacusschucz für die betroffenen Arbeitslosen. 
Vor diesem Hintergrund droht zum einen die Forderung nach ei- 
nem Recht auf Arbeit („Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanzieren") 
in ihr zynisches Gegenteil zu münden: die Pflichtarbeit. Zum ande- 
ren wird die ,,MelJlatte" für die geforderten und umgesetzten Ein- 
kommensdifferenzierungen, nämlich tarifierte Normalarbeit, selbst 
zur Dispositionsmasse - zunächst im unteren Bereich, dann aber 
grundsätzlich. -Wer die Sozialhilfe ktirzt, hat die Löhne im Visier. 
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3. Westdeutschland: Die Tücken des Auf- 
schwungs 

Ubereinstimmend stellen die Konjunkturbeobacliter hierzulande 
und im Ausland seit ungefähr Mitte 1994 eine sich auf breiter 
Front entfaltende und unerwartet starke Konjunkturerholung fest. 
O b  es sich um den Sachverständigenrat, die Forschungsinstitute, 
die Bundesbank oder die OECD handelt, übereinstimmend wer- 
den in ihren jüngsten Berichten und Gutachten die Belebung, der 
Aufschwung und die robuste Erholung beschrieben. 

Die Euphorie unter den Konjunkturexperten hat Gründe: Ver- 
glichen mit dem im Jahre 1773 vorhergesagten Wachstum, das 
zwischen 0 , O  v H  (SVR) und + 1 ,O v H  (Mehrzahl der Forschungs- 
institute) lag, ist das Ergebnis fbr 1994 von 2,3 vI-1 in der Tendenz 
eindeutig. Bei allen Unsicherheiten, die eine noch vorläufige Schiit- 
zung auf der Grundlage unvollständiger Statistiken in sich birgt, 
ist die konjunkturelle Wende vollzogen, zumindest was das Wirt- 
schaftswachstum betrifft. Die Frage, die sich in bezug auf das 
Wachstum stellt, ist, ob sich der Aufschwung als dauerhaft und 
vor allem arbeitsmartktpolitisch wirksarn erweisen wird. Am Ar- 
beitsmarkt im Westen äußert sich diese Wende hauptsächlich dar- 
in, daß die Arbeitslosenzahl nicht mehr zunimmt (auch gegen Jah- 
resende verharrt die saisonbereinigte Arbeitslosenquote (nur amt- 
lich registrierte Arbeitslose) auf 8,2 vH, ganze 0,l  Prozentpunkte 
weniger als der Hochstand im zweiten Vierteljahr 1974). A L K ~  
andere Indikatoren der Wfohlstandsverbreitung weisen darauf hin, 
da13 der als robust beschriebene Aufschwung an breiten Bevölke- 
rungsschichten wieder einmal ziemlich spurlos vorübergeht. So 
nahm zum Beispiel das verfügbare Einkommen der privaten Haus- 
halte insgesamt um weniger als die Inflationsrate ZLI. Die wesc- 
deutschen Haushalte erlitten in ihrer Gesamtheit reale Einkom- 
menseinbußen. Und nichts spricht dafür, daß diese Verluste vor- 
wiegend die besser gestellten Haushalte getroffen hatten, hat doch 
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das Eirikonimein aus Uiiterneliniertätigkeit und Vermögen - ganz 
ini Gegensatz zum Arbeitseinkommen und den Ubertragungen - 
stark zugenommen. Da13 der private Verbrauch wenigstens etwas 
zunahm, lag daran, daß die Sparquote in Westdeutschland auf ein 
seit Ende der 6Oer Jahre nicht mehr dagewesenes Niveau absank. 
Die unzureichende Nachfrage der privaten Haushalte nach Kon- 
sumgütern wirkt im Westen wie eine Wachstumsbremse: Die 
Wachstumsrate des privaten Verbrauchs lag im früheren Bundes- 
gebiet um die Hälfte niedriger als die des BIP. Im letzten Quartal 
1774 stagnierte schließlich der private Verbrauch. 

Die Konjunkturforscher sind einmütig der Auffassung, daß das 
auslösende Moment fiir den Aufschwung aus dem Ausland kam. 
Die Wachstumsraten der inländischen Nachfrageaggregate lagen 
im Westen deutlich niedriger als das Wachstum des BIP (bis auf 
die Ehhihr ,  die aber kreislaufanalyrisch einen Abzug vom inlän- 
dischen W'achstum darstellt). 

Wie bereits angemerkt wurde, hat der Aufschwung den Arbeits- 
markt nicht erreicht. Der SVR vermerkt sehr zutreffend, daß „der 
deutsche Arbeitsmarkt nach wie vor ein besorgniserregendes Bild" 
biete; obwohl der Beschäftigungsabhau 1794 zum Stillstand ge- 
kommen sei, gebe es immer noch allein in Westdeutschland rund 
3 Millionen registrierte und verdecl.;te Arbeitslose. Die Massenar- 
beitslosigkeit steigt übet diesen Aufschwung gegenüber den vor- 
angegangenen Zyklen an. 

Mit dem Hinweis auf die 1,4 Millionen neugeschaffenen Arbeits- 
plätze, die zwischen 1783 und 1787 entstanden seien, iiberantwor- 
ten die Sachverstiindigen dir  Arbeitsmarktpolitik im wesentlichen 
dem Wachstum (Ziff. 370). Dabei lehnen sie eine Arbeitszeitver- 
kürzung als ,,kontraproduktiv" ab. Zwar stieg die Zahl der abhän- 
gig Bescliäftigten im genannten Zeitraum um 1,4 Millionen, was 
angesichts der Arbeitsmarktlage nach der Rezession Anfang der 80er 
Jahre aus Arbeitnehmersicht höchst begrüI3enswert ist. Doch eine 
nähere Untersuchung der Struktur der Beschäftigung und der Hiri- 
rergründe des Anstiegs in der Bescliäftigtenzahl hätte ausgereicht, 
auch die SVR-Weisen darauf ZLI bringen, daß diese Zunahme na- 
mentlich in der Privatwirtschaft neben der konjunkturell gestiege- 
nen KaI'azitätsauslastung in hohem Maße auf die Arbeitszeitver- 
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kürzung zurückzufiihren war. Sofern neue Arbeitsplätze in den SOer 
Jahren tatsächlich entstanden, waren sie im vom SVR wenig ge- 
schätzten zweiten Arbeitsmarkt zu finden. Die Blindheit des SVR 
gegenüber dem - arbeitsmarktpolitisch äußerst wichtigen - Unter- 
schied zwischen der Schaffung rieuer und der Besetzung vorhande- 
ner Arbeitsplätze, zeugt von einer sträflichen Unbekümrnertheit. 
Die Erfahrungen der 80er Jahre sprechen eine deutliche Sprache, 
und zwar für die Arbeitszeitverkürzung als wichtigstes arbeitsmarkt- 
politisches Instrument und gegen die einseitige Ausrichtung auf 
das Wachstum als arbeitsmarktpolitisches Allheilmittel. 

Wie Bernhard Jagoda, Präsident der Bundesanstalt fhr Arbeit, 
die Misere auf dem Arbeitsmarkt zu heilen gedenkt, hat er Ende 
Januar '95 in einer Pressemitteilung deutlich gemacht. Er räumt 
zwar ein, daß im Jahresdurchschnitt 199 5 allenfalls 200.000 Ar- 
beitslose weniger erwartet werden dürften. Dafür sollen „in den 
kommenden Jahren" eine Million neue Jobs entstehen, und zwar 
etwa 300.000 in der ambulanten Pflege und 700.000 in privaten 
Haushalten. Gegen die Beschäftigung iin Pflegebereicli ist nichts 
einzuwenden (vorausgesetzt freilich, daß Arbeitsbedingungen und 
Bezahlung stimmen). Eine alternde Bevölkerung wird mehr Pfle- 
gepersonal brauchen. Die Zunahme der Beschäftigung bei privaten 
Haushalten stellt hingegen einen eindeutigen sozialen Rückschritt 
dar. Haushaitsbedienstete waren einsc - noch ist es gar nicht so 
lange her - nahezu ausgestorben. Jagodas Gedankengang ist nur 
allzu logisch: Verteilt man Einkommen zugunsten der Reichen um, 
so i s t  es nur folgerichtig, wenn mehr Luxuswohnungen, Ferienhäu- 
ser, Segelboote, Sportflugzeuge, Prestigeschiitten und I . .  I-lausbe- 
dienstete zur Verfügung stehen. Sozialpolitisch ist es jedoch eine 
Bankrotterklärung. Keine Rede ist mehr davon, hochqualifizierte, 
international wettbewerbsfahige Arbeitsplätze schaffen zu wollen. 
Ctatt dessen geht es nur noch um einen rückschrittlichen Weg zur 
Lösung des Beschäftigungsproblems. Die verkündete Absicht der 
Koalitionspolitiker, einen Teil der Kosten von Hauspersonal in den 
E3aushalten der Besserverdienenden auf alle Steuerzahler umzule- 
gen, indem solche Ausgaben auch noch als ein Abzug vom zu ver- 
steuernden Einkommnien zugelassen werden, ist dann nur noch das 
i-Tüpfelchen auf diesem sozialpolitischen Skandal. 

1 -'I 8 

Wir  haben es mit einem Aufschwung zu tun, der sich in wichti- 
gen Punkten vom klassischen Muster unterscheidet. Nicht allein, 
daß er den Arbeitsmarkt bisher kaum entscheidend entlastet hat. 
Er hat sich bisher auch kaum in den unternehmerischen Anlagein- 
vestitionen außerhalb des Wohnungsbaus niedergeschlagen. Die 
zur Zeit verfügbaren, freilich unvollständigen statistischen Infor- 
mationen deuten darauf hin, daß die privatzuirtscbaldftlichen Investi- 
tionen in Ausrüstungen und in Betriebsbauten (ohne Wohnraum) 
im Jahre 1994 in Westdeutschland nicht zugenommen haben. Auch 
die Veränderungsraten für Anlageinvestitionen sind für West- 
deutschland noch immer dürftig (der SVR schätzt sie für 1994 auf 
+ 1,9 vH). Daß sich überhaupt eine positive Wachstumsrate er- 
gibt, erklärt sich in erster Linie aus den Investitionen in Wohn- 
bauten (+ 9 vH im Jahr 1994). Die unternehmerischen Investitio- 
nen in Ausrüstungen liegen nach Angaben des SVR im Jahr 1994 
hingegen immer noch um 0,5 Prozentpunkte unterhalb der Vor- 
jahreswerte. Die Aniageinvestitionen hätten überhaupt nicht ZU- 

genommen, hätte es die außerordentlich hohe Zuwachsrate bei 
Wohnbauten nicht gegeben. Gerade im Hinblick auf den Arbeits- 
markt insistieren wir auf die Unterscheidung zwischen Anlagein- 
vestitionen mit und ohne Wohnbauten. Denn es sind die Ausrü- 
stungsinvestitionen und die dazu gehörigen Betriebsbauten, die 
dauerhafte Arbeitsplätze entstehen lassen, während der Wohnungs- 
bau über die unmittelbar am Bau Beschäftigten hinaus kaum dau- 
erhafte Arbeitsplätze schafft. 

Die Investitionstätigkeit in Ausrüstungen ist also für den An- 
fang einer konjunkturellen Erholung insgesamt relativ zurückhal- 
tend. Gemessen an den arbeitsmarktpolitischen Erfordernissen fal- 
len die unternehmerischen Anlageinvestitionen noch zu schwach 
aus. Diese Schwäche rührt auf keinen Fall von Finanzierungseng- 
Pässen her: Die Eigenfinanzierungsmittel expandierten sehr stark 
(siehe unten). Eine wesentliche Ursache für die Schwäche und die 
Verzerrtheit der deutschen Kapitaibildung ist in der noch niedri- 
gen Auslastung der vorhandenen Produktioriskapazitäten in der 
Industrie zu sehen. Zwar konstatiert das Ifo-Institut seit Ende 1993 
eine verhaltene Verbesserung. Doch das Niveau bleibt weit unter 
einem als normal empfundenen Auslastungsgrad. Und solange die 
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Unternehmen keine normale Auslastung ihrer Produktionsanla- 
gen erwarten, werden sie erfahrungsgemäß keine Veranlassung 
haben, Anlageinvestitionen zur Kapazitätsenveiterung bzw. ent- 
sprechend Arbeitsplätze zu schaffen. 

Die marktoptimistischen Konjunkturbeobachter führen meh- 
rere Gründe an, weshalb der derzeitige Aufschwung als gesichert 
gelten kann: 

1. Die Auftragseingänge sowohl aus dem Ausland als auch aus 
dem Inland zeigen seit Anfang 1774 auch volumenmäßig in allen 
Hauptbereichen der Wirtschaft eine steigende Tendenz. Dagegen 
spricht die Tatsache, daß die Nachfrageausdehnung bei den inlän- 
dischen Bestellungen für Verbrauchsgüter an1 schwächsten ausge- 
prägt ist. 

2. Zu beobachten sind auch die seit Mitte 1773 abnehmenden 
Arbeitskosten je Produkteinheit. Hauptsächlich infolge der star- 
ken Ausdehnung der Produktion lagen die Arbeitskosten je Pro- 
dukteinheit (sog. Lohnstückkosten) irn 3. Quartal 1994 um volle 
7,5 vH unter dem Niveau des Vorjahrs. Eine solche ins Gewicht 
fallende Senkung der Arbeitskosten pro Stück m ü h e  den theoreti- 
schen Vorstellungen des SVR zufolge eine günstige und deutliche 
Auswirkung auf die Arbeitsmarktlage haben. Aber wie schon deut- 
lich wurde, hat die Ausdehnung der Produktion trotz eines nahezu 
stagnierenden Lohnniveaus und eines starken Rückgangs der Lohn- 
stückkosten kaum neue Einstellungen nach sich gezogen. Eine kla- 
rere empirische Widerlegung der SVR-Vorstellungen gibt es nicht. 

Wenn die Lohnkostenentlastung auch keine Wende auf dem 
Arbeitsmarkt gebracht hat, so hat sie zusammen mit steigender 
Produktion Lind steigendem Absatz dennoch eine recht günstige 
Wirkung auf die Gewinnentwicklung entfaltet. Der SVR-Schät- 
zung der Gewinn-Erlös-Relation zufolge stiegen die unternehme- 
rischen Gewinne 1794 um rund 25 vEI. Dagegen war der Arbeit- 
riehmeranteil am Volkseinkommen 1794 erneut stark rückläufig. 

Wohl vor allem aus diesem Grunde haben sich die unternehme- 
rischen Erwartungen seit Ende 1793 so giinstig entwickelt. Das 
sog. Geschäftsklima des Ifo-Instituts, das die Befindlichkeiten der 
Entscheidungsträger der Wirtschaft widerspiegeln soll, klettert seit 
einem Jahr ununterbrochen nach oben, wenngleich es noch keine 
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boomartigen Höhen erreicht hat. Auch hier sind die unternehme- 
rischen Urteile im Konsumgüterbereich vergleichsweise verhal- 
ten. 
3. Wohl das stärkste Argument, das f i r  die Fortsetzung des 

Aufschwungs in Deutschland spricht, ist die Gleichgerichtetheit 
der konjunkturellen Entwicklung in fast allen maßgeblichen In- 
dustrieländern. Nach einer kräftigen Wachstumsbeschleunigung 
in den maßgeblichen Industrieländern erwartet nun die OECD 
für die G-7-Länder insgesamt im Vorjahresvergleich ein unverän- 
dertes Wachstum im Jahre 1995. Für alle 25 Mitgliedsländer gibt 
es nach den OECD-Schätzungen im Vorjahresvergleich ein gering- 
fügig höheres Wachstum. Es ist indessen durch und durch unge- 
wöhnlich - und bedenklich --> daß das Wachstum gleich am An- 
fang der Erholungsphase so stark abflacht. 

Das Korijurikturbild ist Iänderspezifisch unterschiedlich. Wie- 
sen die USA 1994 mit Kanada die höchste Rate unter den G-7- 
Ländern auf, so gehen die OECD-Okonomen nun von einer deut- 
lichen Abschwächung der amerikanischen Konjunktur aus. Der 
Aufschwung ist hier schon im dritten Jahr. Die Wirtschaft hat 
eine vergleichsweise hohe Kapazitätsauslastung erreicht. Die No- 
tenbank hat seit Februar 1974 wachstumsbremsend die Leitzins- 
sätze wegen drohender Inflationsgefahr bis März 1995 ciebenmal 
erhöht. Falls die dortigen wirtschaftspolitischen Instanzen weiter- 
hin der Inflationsbekämpfung und der Verteidigung des US-$- 
Kurses k70rrang geben, wird die US-amerikanische Wirtschaft - 
wie so oft in der Vergangenheit -erneut eine ernste Gefahr für die 
weltweite Konjunktur darstellen. 

Eine Reihe von Faktoren läfh eine Fortsetzung des Aufschwungs 
in Westdeutschland als möglich erscheinen. Gleichzeitig sind die 
Risiken jedoch unübersehbar. Z u  den Risiken, die aus dem Aus- 
land kommen, gesellen sich inländische Risikofaktoren. Aus unse- 
rer Sicht sind die wichtigsten: 

1. Die fiir 1775 vorhergesagte Entwicklung des privaten Ver- 
brauchs stellt einen großen [Jnsicherheitsfaktor dar. Der SVR geht 
von einer preisbereinigten Zunahme von 1,3 v H  aus; die Institute 
und die OECD prognostizieren eine schlechtere Entwicklung. Da 
der Konsum der privaten Haushalte rund 57 v H  der Verwendung 
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cles BIP ausmacht, ist hier eine Stärkung erforderlich. So müssen 
die anderen Nachfrageaggregate recht kräftig steigen, soll das vom 
SVR vorhergesagte gesamtwirtschaftliche Wachstum von 2,5 v H  
erreicht werden. Gönnt man - wie der SVR - den privaten Haus- 
halten nur kaum über die Inflationsrate hinausgehende Einkom- 
mensteigerungen, so ist es schwierig, genügend private Nachfrage 
herzuzaubern, die die Konjunktur stützt. Die OECD und die wirt- 
schaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute, von recht ähnlichen 
Vorstellungen bezüglich der Einkommenserwartungen ausgehend, 
kommen zu sehr viel verhalteneren Schätzungen des privaten Ver- 
brauchs und somit des Wirtschaftswachstums insgesamt. 

2. Der entscheidende Aspekt des SVR-Szenarios ist: Die von 
ihm vorausgesagte Wachstumsrate von 2,5 v H  in Westdeutsch- 
land fur 1995 impliziert eine Wachstumsverstetigung irn Verlau- 
fe des Jahres 1995. Nach vier Quartalen stetigen Wachstums im 
Verlaufe des Jahres 1994 geht die westdeutsche Volkswirtschaft in 
das Jahr 1975 mit den Wachstumsraten hinein, die sie am Ende 
des 4.  Quartals 1994 erreicht hat. Eine solche Verstetigung nach 
einer nur einjährigen konjunkturellen Erholungsphase ist für den 
Beginn eines Aufschwungs zumindest ungewöhnlich. Sie steht 
keineswegs im Einklang mit der allenthalben propagierten Vor- 
stellung einer robusten, weiterhin prosperierenden und sich verfe- 
stigenden konjunkturellen Wachstumsentwicklung. Sie ist gleich- 
zeitig ein Grund dafür, weshalb sich der Aufschwung auf dem 
Arbeitsmarkt kaum bemerkbar machen wird. 

Die vorausgesagte Entwicklung am Arbeitsmarkt bildet wolil 
den kritischsten Teil des SVR-Szenarios. Zwar scheinen die Sach- 
verständigen zu begreifen, da13 Wirtschaftswachstum mittlerweile 
sehr wenig zur Entlastung des Arbeitsmarktes beiträgt, aber da 
der Arbeitszeitverkürzung kaum ein Stellenwert eingeräumt wird, 
hat der SVR in1 Grunde keine Antwort auf die arbeitsmarktpoliti- 
sche Herausforderung der Massenarbeitslosigkeit. Auch aus der 
Erkenntnis heraus, daß Wachstum unter den gegebenen Akku- 
muiationsbedingungen die Massenarbeitslosigkeit nicht beseiti- 
gen kann, sehen wir in einet Arbeitszeitverkürzung das haupt- 
sächliche arbeitsmarktpolitische Instrument. Doch aus der richti- 
gen Erkenntnis, selbst ein starkes wirtschaftlici-ies Wachstum löse 
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die Arbeitsmarktprobleme nicht, darf nicht der Umkehrschluß 
gezogen werden, daß auf Wachstum gänzlich verzichtet werden 
könne. Wir  haben immer wieder darauf hingewiesen, daß sich eine 
Strategie der wirtschaftlichen Entwicklung unter den notwendi- 
gen Erfordernissen eines ökologischen Umbaus vollziehen muß. 
Fällt auf der anderen Seite'das Wachstum schwächer aus als erwar- 
tet oder bleibt es gar vollständig aus, so muß wegen der dennoch 
ZU erwartenden Produktivitätssteigerungen mit  einer noch schlim- 
meren Arbeitsmarktentwicklung gerechnet werden. Wenn wir also 
Vorschläge zur Stärkung der Konjunktur im laufenden Jahre for- 
mulieren, so nicht, weil wir darin eine Alternative zur Arbeitszeit- 
Verkürzung sähen, sondern als einen möglichen Beitrag zur Stabi- 
lisierung der Wirtschaft gegen die Risiken, die der gegenwärtigen 
konjunkturellen Entwicklung anhaften. 

Der Blick auf eine Reihe von wirtschaftspolitischen Einflußfak- 
toren (Nachfragtbelebung, unternehmerische Erwartungen, kon- 
junkturelle Entwicklung in wichtigen Partnerländern) deutet auf 
die Möglichkeit hin, durch entsprechend geeignete wirtschaftspo- 
litische Maßnahmen die konjunkturelle Entwicklung so zu gestal- 
ten, daß sie langanhaltend wird und sich auch auf dem Arbeits- 
markt bemerkbar macht. Die Risiken und Unabwägbarkeiten der 
Entwicklung (insbesondere die relative Schwäche der unterneh- 
merischen Anlageinvestitionen außerhaib des Wohnungsbaus, die 
schwache Entwicklung des Haushaltseinkornmens und die damit 
auferlegte Zurückhaltung in den Konsumausgaben, die auch in 
den optimistischeren Prognosen implizierte konjunkturelle Ver- 
langsamung des Wachstums im Verlauf des Jahres 1995) lassen 
Maßnahmen zur bewußten Gestaltung der konjunkturellen Ent- 
wicklung als erforderlich erscheinen. 

Ubersicht 1 faßt die Schätzungen des SVR für 1394 und dessen 
Prognosen für 1995 zusammen. Dieses Szenario wird nicht als die 
wahrscheinlichste und schon gar nicht als eine wünschenswerte 
Entwicklung präsentiert, vielmehr als ein Szenario, das es gerade 
wegen seiner Impiikatiorien für den Arbeitsmarkt zu verbessern 
gilt. Dabei ist es unter den Prognosen der maßgeblichen Kon- 
junkturinstanzen (Institute, OECD) die mit dem höchsten BIP- 
Wachs tu m . 
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Das SVR-Szenario kann vor allem i m  Hinblick auf die Arbeits- 
marktentwicklung nicht befriedigen. Danach wird für West- 
deutschland ein Riichpizg der Beschäftigtenzahl u m  40.000 vor- 
ausgesagt. 

Wie bereits ausgefiihrt, bildet der private Verbrauch zweifels- 
ohne die Achillesferse der gesamren Prognose. Andere Verwen- 
dungsaggregate scheinen entweder die Möglichkeiten nach oben 
auszureizen (weder die Institute noch die OECD sehen z.B. so hohe 
Wachstumsraten für die Anlageinvestitionen voraus) oder entzie- 
hen sich kurzfristig einer wirtschaftspolitischen Beeinflussung (bei- 
spielsweise die Exporte). Auch hat man der derzeitigen politischen 
Konstellation Rechnung zu tragen: Was nutzt die beste wirtschafts- 
politische oder sozialpolitische Konzeption, wenn sie nicht ver- 
wirklicht wird? Dafür stehen die Zeichen derzeit schlecht. 

In bezug auf das für den privaten Verbrauch maßgebliche Mas- 
seneinkommen sind für 1995 dem Prognostiker die Hände teil- 
weise gebunden: Die Ubertragungen - im wesentlichen die Al- 
tersrenten - sind ja fürs laufende Jahr bereits gesetzlich geregelt. 
Was die weitaus wichtigere Komponente des Masseneinkommens, 
die Löhne und Gehälter, betrifft, so binden sich die Prognostiker 
mit ihrer Niedriglolinpl-iiiosophie selber die Hände. Wenn sie für 
rund 70 vH des verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte, 
real betrachtet, Stagnation verordnen, dürfen sie sich nichr wun- 
dern, wenn das gesamtwirtschaftliche Wachstum mangels kon- 
surntiver Impulse niedrig ausfallt. 

Zweifelt man an der Robustheit des Aufschwungs, vor allem an 
seiner Auswirkung auf den Arbeitsmarkt, so drängt sich die Auf- 
gabe auf, einen Weg zu seiner Stärkung und Umgestaltung ZU 

suchen. Wenn nun die privaten Haushalte mehr Einkommen hät- 
ten ... ? Wenn nun die vom SVR und anderen verordnete 3,Opro- 
zentige Steigerung der Bruttolöhne und -gehälter nicht in Stein 
gemeißelt wäre . . . ? 

Wir  haben ein anderes Szenario modellhaft durchgerechnet, in 
welchem eine 4,6prozentige Arihebung des Bruttoarbeitseinkom- 
mens angenommen wird. Dies impliziert gesamtwirtschaftliche 
Lohnabschliisse von insgesamt 6 Prozent. Wenn wir ferner anneh- 
men, daß der Staat die Einkommensbezieher kleiner und mittlerer 
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Einkommen um den Betrag der dadurch hervorgerufenen staatli- 
chen Mehreinnahmen bei der Lohn- und Einkommensteuer entla- 
stet, so erhalten wir für Westdeutschland insgesamt einen Anstieg 
des verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte in Höhe von 
4,9 vH (statt 3,6 vH). Wenn wir nun weiterhin annehmen, daß 
die Sparquote 1995 auf ihrem sehr niedrigen Niveau verharrt, so 
erhalten wir eine Zunahme des privatenverbrauchs um 2,6 v H  (statt 
1 , j  vH irn SVR-Szenario). Die rechte Spalte der Ubersicht resü- 
miert die Ergebnisse. 

Es liegen zwar keine Welten zwischen unserem Szenario und 
dem des SVR. Die Auswirkungen des höheren Wachstums auf den 
Arbeitsmarkt sind fast nur kosmetisch zu nennen. Das unterstreicht 
die Erkenntnis, daß unter den derzeitigen Akkumulationsbedin- 
gungen die Beschäftigungsprobleme selbst mit dem zur Zeit opti- 
mistisch erreichbaren Wachstum nicht gelöst werden können. Aber 
das Wachstum des Szenarios derilileitsgr-igpe Alteiniztive Wirts&ftJ- 
politik ist gefestigter, abgesicherter, politisch gestaltet und insbe- 
sondere an den Notwendigkeiten eines ökologischen Umbaus aus- 
gerichtet. Die Richtung, auch die arbeitsmarktpolitische, stimmt. 
Diese Verbesserung ist hauptsächlich durch die Initiative der Ar- 
beitnehmer und ihrer Organisationen direkt erreichbar, d.h. unter 
Umgehung einer noch konservativen Bundesregierung. 

Mit Ausnahme der Lohn- und Gehaltserhöhungen und det Kor- 
rektur der steuerlichen Belastungen des Arbeitseinkommens sind 
alle Setzungen der SVR-Prognose übernommen worden. Durch 
das höhere Wachstum ergeben sich geringfügig höhere Bescliäf- 
cigtenzahlen, die sich auf die Lohn- und Gehalcssumine, und zwar 
brutto wie netto, positiv auswirken. Bei der Berechnung des ge- 
samtwirtschaftlichen Wachstums unterstellen wir eine Heraufset- 
zung der Anlageinvestitionen nicht, obgleich höhere unternehme- 
rische Investivausgaben infolge des höheren Wachstums sehr wohl 
denkbar, vertretbar, erwünscht und auch finanzierbar wären. An- 
gesichts der noch sehr niedrigen Kapazitätsauslastung, auch ange- 
sichts dessen, daß die hier anheimgestellten Lohn- und Gehaltser- 
höhungen keineswegs den durch Produktivitätssteigerung und 
Preisauftrieb gesteckten Raum ausfüllen, sehen wir nicht die Ge- 
fahr, da8 sie den mittlerweile sehr moderat gewordenen Preisauf- 
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trieb beschleunigen müßten. Desgleichen steht es keineswegs fest, 
daß dadurch der Profitboom beeinträchtigt würde. Den etwas hö- 
heren Arbeitskosten steht eine deutlich höhere, die Arbeitskosten 
per Produktionseinheit senkende Kapazitätsauslastung gegenüber. 

Könnte man von politischen Mehrheiten ausgehen, denen ein 
echter Wille zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu unterstellen 
wäre, so ließen sich andere und weitergehende Forderungen for- 
mulieren, welche die Wirksamkeit der Wirtschaftspolitik erhöhen 
könnten. Hohe Priorität käme dabei einer Reform der Besteue- 
rung der Kapitalgesellschaften zu, die es auf eine Verhaltensmodi- 
fizierung namentlich iin Hinblick auf das unternehmerische Inve- 
stitionsverhalten und die Gewinnverwendung absehen müßte. 
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4. Ostdeutschland: Die Muhen der Transfor- 
mation 

Global und oberflächlich betrachtet, zeichnet die ostdeutsche Wirt- 
schaft inzwischen ein kräftiges Wachstum aus. Die Bundesregie- 
rung betont stolz, daß die neuen Bundesländer mit  jährlichen Zu- 
wachsraten beim Bruttoinlandsprodukt von fast 7 VH und beim 
Verarbeitenden Gewerbe von etwa 20 v H  (1994) inzwischen zur 
Region in Europa mit  dem liöchsten Wachstum mutiert seien. 
Diese Wachstumsentwicklung, die nicht als konjunktureller Auf- 
schwung bezeichnet werden kann, ist jedoch mehrfach zu relati- 
vieren: Erstens berechnen sich die Wachstumsraten auf der Grund- 
lage eines sehr niedrigen Ausgangsniveaus und fallen daher so hoch 
aus (Basiseffekt). Zweitens ist zu berücksichtigen, daß die wirt- 
schaftliche Dynamik Ostdeutschlands zu großen Teilen über west- 
deutsche Transfers finanziert wird und daher nicht selbsttrugend ist. 
Der Vollständigkeit halber sei an dieser Stelle vermerkt, daß etwa 
40 v H  dieser Transfers in Form von Nachfrageimpulsen nach West- 
deutschland zurückfließen. Drittens zeigt ein Vergleich, daß die 
ostdeutsche Wirtschaft noch lange nicht die Produktivität cler west- 
deutschen Wirtschaft erreicht hat. 

Die grundlegende Bedingung dafür, daß sich diese derzeit größ- 
te geschlossene Krisenregion innerhalb der EU zu einer dauer- 
haft leistungsfahigen und sich weitgehend selbst finanzierenden 
Kfirtschaftsregion entwickelt, ist und bleibt ein starkes Verar- 
beitendes Gewerbe und hier vor allem die überwiegend auf über- 
regionale A bsa t zm är k t e o rien t i e r t e I nd us t r i e e i n sc h 1 i eB I ich e i - 
nes schlagkräftigen Forschungs- und  Entwicklungspoten tials. 
Diese Voraussetzungen sind jedoch - wie noch zu  zeigen sein 
wird - nicht gegeben: Die neuen Bundesländer sind aufgrund 
der Wirtschafts- und Währungsunion mi t  ihren schockartigen 
Folgen fiir die ostdeutschen Unternehmen und nicht zuletzt auf- 
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grund cler Politik der Treuhandanstalt inzwischen sehr stark de- 
industrialisiert. 

4.1 Dependenzökonomie mit hohem Transfer- 
bedarf 

Der wirtschaftliche Verlauf des Jahres 1994 bestätigt, da8 der Trans- 
formationsprozelj der ostdeutschen Wirtschaft eines langen Zeit- 
raumes bedarf und nicht in wenigen Jahren bewältigt werden kann. 
A U C ~  die von der Treuhandanstalt fast abgeschlossene, vorrangig 
und schnell betriebene Privatisierung bis zum Jahresausgang 1994 
führte nicht dazu, die ostdeutsche Wirtschaft als eine stabile Regi- 
on in den Wirtscliaftskr~islauf des früheren Bundesgebietes zu in- 
tegrieren. Viereinhalb Jahre nach dem Start der Wirtschafts- und 
Währungsunion hat sich der Osten Deutschlands weitgehend ZU 

einem transferalliängigen Anhängsel der westdeutschen Wirtschaft 
entwickelt, ohne aber - mit der Einführung niarktwirtschaftlicher 
Regulierungsmechanismen - ein spiegelbildliches, nur kleineres 
Abbild der westdeutschen Wirtschaft etablieren zu können: 

Bei knapp einem Fünftel der Wohnbevölkerung der Bundesre- 
publik Deutschland leben in den neuen Bundesländern mehr als 
zwei Fünftel aller Arbeitslosen, dagegen stammen nur etwas mehr 
als ein Fünfzigste1 aller deutschen Ausfuhren des Bergbaus und 
des Verarbeitenden Gewerbes aus dieser Region. Mit der präsen- 
cierten Ubersicht i n  Tabelle 11 werden zugleich die Erfolgsmel- 
dungen über die Investitionen insgesamt und speziell über die 
Bauinvestitionen in den neuen Bundesländern relativiert. Ange- 
sichts der jahrelangen Vernachlässigung der Infrastruktur in der 
früheren DDR sind im Vergleich zur Wohnbevölkerung und der 
Landesfläche die für 1994 ausgewiesenen Anteile von knapp ei- 
nem Viertel der gesamtdeutschen Investitionen nicht überwälti- 
gend. U m  aufholen zu können, m ü h e  die Investitionsquote fiir 
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Tabelle 1 1 : Gewicht der neiden Bundesländer an ausgewählten Wirt- 
rchafis- und Sozialindzkatoren, I 994 

Deutschland = 100 

Arbeitslose (registriert und verdeckt) 
Fläche 
Bauinves t i tionen 
Anlageinvestitionen 
Ausrüstungsinvestitionen 
Bev6lkerung * 
Erwerbstätige” * 
Selbständige* * 
Privater Verbrauch 
Rruttoinlandsprodukt 
Umsatz Bergbau und 
Verarbeitendes Gewerbe** 
Gebaute Wohnungen 1991 
bis 1 .  Halbjahr 1794 
Ausiandsumsatz Bergbau und 
Verarbeitendes Gewerbe* * 

43,2 
30,3 
24,4 
22,8  
20,2 
19,2 
17,9 
13,4 
12,3 

8 76 

5 ,G 

4,7 

2.3 

* 1993. 

Quelle:  SVR, JG 1994195, Statistisches Bundesamt 
1 .  Halbjahr 1994. 

Jahrzehnte deutlich über derjenigen Westdeutschlands liegen. Dies 
gilt nicht zuletzt für den Wohnungsbau: Gemessen an den zwi- 
schen 1991 und Mitte 1994 in Deutschland neu errichteten Woh- 
nungen entfielen noch nicht einmal 5 v H  auf Ostdeutschland. 

Das für das Jahr 1994 ausgewiesene Wirtschaftswachstum er- 
weckt zunächst den Eindruck, daß die ostdeutsche Wirtschaft auf 
einen länger anhaltenden Wachstumspfad eingeschwenkt ist und 
damit der lang ersehnte “sich selbst tragende Aufschwung” Keali- 
tät geworden ist. Werden die Ursachen und Bedingungen der Ent- 
wicklung des Jahres 1994 geiiauer betrachtet, bleibt von dieser 
Interpretation allerdings nicht mehr viel übrig: 
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- Wie in den Vorjahren sind die Brutto-Transferleistungen (die 
in etwa dem “ Au Ben be i t rag ” Ostdeutsch lan ds entsprechen ; bei 
diesem statistischen Konstrukt werden Ost- und Westdeutsch- 
land jeweils als “Ausland” betrachtet) aus dem früheren Bundes- 
gebiet in die neuen Bundesländer weiter angestiegen. Der im- 
mer noch hohe, sogar leicht ansteigende Außenbeitrag ist letzt- 
lich Beleg fiir eine noch nicht selbsttragende Wirtschaftsentwick- 
lung in Ostdeutschland. Die nach der Volkswirtschaftlichen Ge- 
saintrechnung ermittelten “Ausfuhren” von Ost- nach West- 
deutschland erhöhten sich 1994 zwar gegenüber dem Vorjahr 
~ i m  11,4 Mrd. DM, im gleichen Zeitraum war der Zuwachs ost- 
deutscher ,,Einfuhren“ aus Westdeutschland mit  23,2 Mrd. DM 
aber doppelt so hoch. 
- Die ostdeutschen Ausfuhren in die Länder der EU sind volks- 
wirtschaftlich marginal. I m  ersten Halbjahr 1.994 betrugen sie 
beispielsweise 1,275 kfrd. DM, was - gemessen an den Ausfuh- 
ren Westdeutschlands - lediglich 0,8 v H  sind. Diese Exportbei- 
träge sind viel zu gering, um einen dauerhaften Impuls für Ost- 
deutschland zu initiieren. 
- In1 Zeitraum von vier Jahren hat sich der ostdeutsche Anteil 
arn gesamtdeutschen Bruttoinlandsprodukt trotz der hohen Trans- 
ferleistungen nur auf 8,6 vH erhöht; und das bei einem Bevölke- 
rungsanteil von knapp 20 vH.  

Es wird also immer deutlicher: Alle Träume von der schnellen 
Aufholjagd Ostdeutschlands sind bisher an den Realitäten Zer.- 
schellt. Die gegenwärtigen Wachstumsraten in Ostdeutschland 
müßten schon mehr als zehn Jahre durchgehalten werden, um 
schließlich beim ßruttoinlandsprodukt je Einwohner das westdeut- 
sche Durchschnittsniveau zu erreichen. Seriöse Prognosen zur wirt- 
schaftlichen Entwicklung Ostdeutschlands gehen aber davon aus, 
daß sich die 1994 erreichten Zuwachsraten nicht dauerhaft fort- 
setzen werden, sondern daß mit einer Abflachung des Wachstums 
Z L ~  rechnen ist. 
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Die wichtigsten Standortentscheidungen der industrieunterneh- 
men sind weitgehend abgeschlossen. Neuarisiedlungen großer 
Unternehmen bzw. Betriebe aus Westdeutschland und dem Aus- 
land sind mit  hoher Wahrscheinlichkeit nicht mehr zu erwarten. 
Auch die wesentlichen Entscheidungen über die Fortführung der 
industriellen Kernsektoren (Werften, Stahlindustrie, Chemieindu- 
strie, Maschinenbau und Elektroindustrie) auf radikal reduziertem 
Beschäftigungsniveau sind mittlerweile fixiert. 

Die Wachstumsraten der Industrie für 1994 fallen auf den ersten 
Blick außerordentlich hoch aus, zudem konnten fast alle Branchen 
des Verarbeitenden Gewerbes auf positive Zuwachsraten verwei- 
sen, Aufgrund der massiven Produktivitätssteigerungen gegeniiber 
1993 hat sich dabei jedoch die Beschäftigtenzahl irn Verarbeiten- 
den Gewerbe nicht erhöht, im Gegenteil, sie reduzierte sich noch 
einmal um etwa 11 vW. 

Aus den formell hohen Wachstumsraten ziehen viele Politiker 
aber auch Ökonomen falsche Schlüsse hinsichtlich der weiteren 
Gestaltung von Fördermaßnahinen fiir die neuen Bundesländer. 
Sie ignorieren häufig die nach wie vor kritische Situation der ost- 
deutschen Industrie. Ein Vergieicb de.r Niveazu der ostdeutschen mit 
der westdeutschen industrieproduktion macht dies deutlich. Die 
ausgewiesenen Rückstände sind noch immer derart groß, daß tea- 
listischerweise Jahrzehnte für ihre Beseitigung notwendig sein 
werden. 

Einerseits beziehen sich die relativen Wachstumsraten sowie die 
absoluten Zuwächse nach dem Produktionszusamrnenbruch auf ein 
niedriges Ausgangsniveaii (Rasiseffekt), andererseits wird - von 
wenigen Ausnahmen abgeseheti -das Wachstum des Verarbeiten- 
den Gewerbes von solchen Wirtschaftszweigen bestimmt, die vor- 
rangig lokale blärkte bedienen (so z.B. SteineiErden, Stahl- und 
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Verg 1 ei chs ke n n z i ffern Verarbeitendes Gewerbe 
Ostdeutschlands in vH 
(Westdeutschland = 100) 

Produktivität (BIP je Beschäftigten) 51,s 
Umsatz je Beschäftigten 57,2 

5 ,s Umsatz des Verarbeitenden Gewerbes 
22,9 Außen hande 1s um sat z j e B esc häft ig  teil 

Außenhandelsumsatz des 

Verarbeitenden Gewerbes 2,3 
Kapitalintensität je Beschäftigten 7 5  

Produktionsunternehmen (1993) * 218 

Kreditbelastung der 
Sachanlagen ostdeutscher 

Nach Berechnungen der Deutschen Bundesbank. 
Quelle: SOSTRA 

Leichtmetallbau, Ernährungsgewerbe). 1994 ist diese Differenzie- 
rung noch ausgeprägter als bereits in den vorhergehenden Jahren 
ausgefallen. Damit bleibt die regionale “Exportkraft” der neuen 
Bundesländer extrem schwach, und es bestehen somit auch kaum 
Möglichkeiten, den extrem hohen negativen “Außenbeitrag” zu 
reduzieren. Schließlich zeigen die Kennziffern in der Tabelle, da13 
die Wettbewerbsfahigkeit der ostdeutschen Unternehmen aufgrund 
der fehlenden Absatzmärkte und der dadurch bedingten niedrigen 
Produktivität noch extrem gefährdet ist. Ohne weitere oder fort- 
geführte Förderprogramme sind daher zahlreiche Firmenzusam- 
menbrüche in Ostdeutschland zu erwarten. 

Auch der Blick auf den arbeitstäglichen Nettoproduktionsin- 
dex verdeutlicht die Talfahrt der ostdeutschen Industrie in den 
vergangenen Jahren und die Dimension des notwendigen Aufhol- 
proresses: Erst wenn der (mit Bezug auf das 2. Halbjahr 1990 aus- 
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Tabelle 14: ArbeitstLiglicher Netto~roi~z~k.tiotisincx inz 3. Quurtul 
1994” (2. Halbjahr 1990 = 100) 

Gewinnung und Verarbeitung 
von Steinen und Erden 
Stahl- und  Leich tmedlbau ,  
Schienen fahrzeugbau 
Bauhauptgewerbe 
Druckerei und Vervielfältigung 
Mineralölverarbei tung 
Eisen-, Blech- und Metallwaren 
Ernährungsgewerbe 
Straßenfahrzeugbau 
Prodazierendes Geuierbe inrgesamt 
Elektrizitäts- und Gasversorgung 
Chemische Industrie 
Elektrotechnik 
Maschinen bau 

242 , l  

200,3 
200,l 
147,3 
144,O 
141 , l  
120,2 
102  ,s 
102,G 
98,7 
65,9 
62,8 
3 1 2  

* Da sich das Produktionsvolumen der DDR irn 1.  Halbjahr 1990 etwa hal- 
bierte, sind erst bei Werten von ca. 200  die Produkcionsvolumeri zum Jahres- 
wechsel 1989190 wieder erreicht. 
Quelle: Statistisches Bundesamt,  eigene Berechnungen 

gewiesene) Nettoproduktionsindex auf den Wert 200 klettert, ist 
d a  industrielle Produktionsniveau der ehemaligen D D R  zum Jah- 
reswechsel 1989/90 erreicht. Bekanntermaßen setzte bereits im 
Frühjahr 1990 die rasche Talfahrt der DDR-Industrie ein und fiihrte 
im Ergebnis dazu, daß im 2. Halbjahr 1990 - dem Bezugszeit- 
raum der aktuellen Statistiken - nur noch die Hälfte des ,,norma- 
len“ Produktionsvolumens der ehemaligen DDR erzielt wurde. Von 
der Erreichung dieses ,,normalen“ Produktionsvolumens sind die 
meisten Bereiche des Produzierenden Gewerbes aber weit entfernt. 

Die höchsten Nettoproduktionswerce erzielten vor allem dieje- 
nigen Branchen, die überwiegend lokale und regionale Märkte 
bedienen. Allerdings herrscht auch auf diesen Märkten oft eine 
große Konkurrenz westlicher Anbieter, so da13 selbst solche typi- 
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d i e n  Märkte des bodenständigen Gewerbes bei weitem nicht aus- 
schließlich von “einheimischen” ostdeutschen Unternehmen be- 
dient werden. 

Das als “Konjunkturlokornotive” gefeierte Baugeuwbe in Ost- 
deutschland verfügte zunächst über günstige Rahmenbedingun- 
gen. Ein jahrelang aufgestauter Bedarf schien Sorgen um Absatz 
imd Marktanteile zu vertreiben. Die Privatisierung vollzog sich 
schneller als in anderen Bereichen des Produzierenden Gewerbes, 
und nicht zuletzt wurde der verschlissene Kapiralstock rasch er- 
neuert. Außerdem gehörte das Baugewerbe zu den wenigen Wirt- 
schaftsbereichen Ostdeutschlands, in denen kein abrupter und ra- 
dikaler Beschäftigungsabbau erfolgte wie etwa in der Industrie oder 
in der Landwirtschaft. Einen ben-ächtlicheri Teil der i n  den neuen 
Bundesländern realisierten Bauleisturigeri haben ungeachtet des- 
sen Unternehmen aus dem früheren Bundesgebiet übernommen. 
Westdeutsche Bauunternehmen können über ihre Betriebsgröße, 
iimfiassende Verkaufsstrategieri, günstigere Kreditbescliaffungs- 
möglichkeiten und den Einsatz ausländischer Bauarbeiter Kosten- 
vorteile einsetzen. Mit ihren strukturellen und damit strategischen 
Marktvorteilen werden ostdeutsche ,,Newcomer“ und kleine und 
mittlere Baufirnien mit nur unzureichender Kapitalausstattung 
bei der hlarkterschließung behindert. So werden nur 70 v H  des in 
den neuen Bundesländern vorhandenen Bauvolumens auch durch 
einheimische Baubetriebe realisiert. Im Gegensatz zLi allen west- 
deutschen Flächenstaaten besteht in allen neuen Bundesländern 
ein bedeutender und zudem noch anwachsender innerdeutscher 
“Importüberschuß” an Bauleistungen. ALIS fehlenden Baukapazi- 
täten in Ostdeutschland ist dieser Leistungstransfer nicht erklär- 
bar. Die Zahl der ostdeutschen Arbeitslosen in  den Bauberufen hat 
sich seit 1992 bei etwa 50.000 eingepegelt, der Auftragsbestand 
je Beschäftigten betrug im September 1994 in den Baubetrieben 
des friiheren Bundesgebiets 80.000 DM, in den neuen Bundesläm 
dern waren es dagegen nur 52.800 DM. Ein grol3er Teil des Bau- 
booiiis speist sich schlieDlich aus der explosiv gestiegenen und häu-- 
fig sehr spekulativen Errichtung von al>schreibungsbegünstigten 
Biirobauten und Geschäftszentren. Nach dem Ende i 396 auslau- 
fenden Fördergebietsgesetz für dieses derzeit sehr bedeutsame 
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Marktsegment wird der Geschäftszentren- und Bürobau wahr- 
scheinlich erst einmal kollabieren. 

Die Na hruizgj-- uizd Grrmj!!viit trliridustrie, eben falls eine starke 
Komponente des bodenständigen Gewerbes, hat sich in Ostdeutsch- 
land noch nicht ausreichend gegenüber den marktbeherrschenden 
westdeutschen Unternehmen behauptet. Im  früheren Bundesge- 
biet arbeiten je 1 .000 Einwohner durchschnittlich 7 Beschäftigte 
im Nahrungs- und GenuBmittelgewerbe. Dabei ist es überraschend, 
wie relativ gleichmäßig dieses Gewerbe in den einzelnen Bundes- 
ländern des früheren Bundesgebietes besetzt ist: Die Einzelwerte 
bewegen sich zwischen 5 ,3  in Hessen und 9,3 in Niedersachsen. 
Demgegenüber liegt der Durchschnitt der neuen Bundesländer 
bei nur 4,s Beschäftigten im Nahrungs- und Genußmittelgewer- 
be je 1 .000 Einwohner; hier wird also noch nicht einmal der Mini- 
malwert von Hessen erreicht. Bei einem Bevölkerungsanteil von 
knapp 20 v H  werden in den neuen Bundesländern bei einem etwa 
annähernd gleich hohen Pro-Kopf-Verbrauch an Erzeugnissen des 
Nahrungs- und Genußniittelgewerbes nur 8 v H  der gesamtdeut- 
schen Produktion erzeugt. 

Mit  Ausnahme der im wesentlichen baurelevanten Bereiche 
(Geuintiung und Verilrbeitzmg m z  Sreiiien und Erden, Bauhauptgeu~erbe, 
Stahl- utzd Leic-htmetallbau) blieben alle anderen Wirtschaftszweige, 
darunter auch solche niit einer hohen Wertschöpfung wie die Che- 
mische IzdiiJtt-ie, der M‘zsl;ljiizrribitu sowie die Elektrotechnik, mit ih- 
ren Leistungen auch 1994 noch erheblich unter dem arbeitstägli- 
chen Niveau des 2. Halbjahres 1990. Offensichtlich wird damit: 
Die in Ostdeutschland im Verlauf der beiden ZurückliegendenJahre 
gestiegenen Ausriistungsinvestitionen geben wie die wieder stei- 
genden gesamtdeutschen Außenhandelsumsätze keine oder nur 
geringfiigige Impulse für die ostdeutsche Investitionsgüterindu- 
strie. Im Gegenteil, der Maschinenbau erreichte in1 ersten Viertel- 
jahr 1394 den tiefsten Stand seiner arbeitstäglichen Nettoproduk- 
tion seit 1990. Das niedrige Produktionsniveau des Maschinen- 
baus und der Elektrotechnik ist somit Indiz dafür, daß die Ver- 
flechtungsstrukturen der Industrie in den neuen Bundesländern 
weitgehend und - so ist zu befürchten - auch endgültig zerschla- 
gen sind. 

167 



Strukturelle Defizite in vielen Bereichen 

Regiotzak Differetzzieruiig der lndustriedicbte bei izsgesattzt iziedrigett2 
Niveaz~ 

1794 arbeiteten von 1 .OOO Einwohnern Ostdeutschlands nur noch 
4 3  in Unternehmen des Bergbaus und des Verarbeitenden Gewer- 
bes, drei Jahre zuvor waren es noch 130. Im früheren Bundesge- 
biet lag die Industriedichte im gleichen Jahr dagegen bei 97 Be- 
schäftigten je 1.000 Einwohner und war damit mehr als doppelt 
so hoch wie in den neuen Bundesländern. 

Die gegenwärtig “hochindustrialisierten” Regionen in den neu- 
en Bundesländern erreichen gerade die Industriedichte einer der 
strukturschwächsten Regionen des früheren Bundesgebietes, des 
Regierungsbezirkes Lüneburg mit 68 Industriearbeitsplätzen je 
1.000 Einwohner: Der Arbeitsamtsbezirk Merseburg hat eine dies- 
bezügliche Quote von 68 je 1.000 Einwohner, es folgen Jena mit 
65, D ~ S S ~ L ~  mit  61, Chemnitt mi t  59 und Plauen mit  58. Die 
niedrigsten ostdeutschen Werte werden in Stralsund ( 2 2 ) ,  Stendal 
( 2 3 ) ,  Neubranderiburg ( 2 4 ) ,  Potsdam (25) und Berlin-Ost (28) 
erreicht. Außerdem haben die regionalen Disparitäten innerhalb 
Ostdeutschlands - wie bereits die angeführten Zahlen zeigen - 
weiter zugenommen: Die ländlichen Regionen in Mecklenburg- 
Vorpommern und Brandenburg fallen gegenüber Sachsen und 
‘I’hüritigen in der Industriedichte weit zurück. 

Begünsttyuizg kapitalintenszver Brarzcben --falsch rtruktuvievte lnvotz- 
ttonen 

Aus den bereits genannten Gründen muß aber nicht nur die Inve- 
stitionsförderung weiter fortgesetzt werden, gleichzeitig steht ein 
gründlicher Umbau, eine Neuordnung der bisherigen Förderpro- 
gramme und -instrumente auf der Tagesordnung. Die außerordent- 
lich g r o h g i g e n  Subventionen an überwiegend westliche Inve- 
storen - welche, wie es die Förderphilosophie der Bundesregie- 
rung vorsah, Kapital in Ostdeutschland anlegen sollten - hatten 
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nicht nur positive Effekte für die Struktur der ostdeutschen Indu- 
strie. Zwar stieg die Kapitalintensität je Beschäftigten 1794 auf 
rund 75 v H  des westdeutschen Niveaus, mit den Investitionszu- 
Schüssen und -zulagen wurden jedoch vor ulletii Anldgen ziz (vorwie- 
getzif Mämer. bescbiifiigendenj ka~~itc7liiztensi~Jen Branchen gef0i.det.rt. 
Weitaus weniger Investitionen wurden dagegen in arbeits-, wert- 
schöpfungs-, innovations- und nicht zuletzt exportintensiven Wirt- 
schaftszweigen realisiert, von denen wesentlich höhere Beiträge 
zur Milderung der ostdeutschen Arbeitslosigkeit und der Trans- 
ferabhängigkeit zu erwarten sind. 

Von den gesamten Inziestitioizerz in dus o.rdeutscbe Veravbeitencfe Ge- 
ziievbe entfielen i m  Zeitraum von 1991 bis 1794 h s t  60 VH auf 
kapitalintensive Zweige, die überwiegend mit bereits marktein- 
geführten oder aber auf lokale Märkte orientierten Produkten west- 
liches Kapital für einen schnellen und gewinnträchtigen Umschlag 
anzogen. Dazu zählten die Nahrungs- und GenuBmittelherstel- 
liing, die allein rund 18 VH der Investitionssumme absorbierte, 
die Chemieindustrie (1 2,4 vH), die Mineralölverarbeitung (7 VH), 
die Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden (10 vH) 
sowie die Eisen- und Stahlindustrie (1,9 vH). Demgegenüber flos- 
sen ini gleichen Zeitraum in den export- und innovationsintensi- 
ven Maschineiibau nur 8 ,2  v H  aller Investitionen und in die Eiek- 
trotechnik nur 6,4 vH. In einigen Branchen kam es zwar zur Rea- 
lisierung von Großprojekten westlicher Konzerne - wie beispiels- 
weise im Straßen~~lirzeugbau ( 5 , j  v H  aller Investitionen) und im 
Schiffbau (1,6 vH),  - die erhofften großen Eiitlastungswirkungeri 
für die Arbeitsmärkte der Investitionsstandorte blieben jedoch aus: 
dies vor allem deshalb, weil es sich bei den dortigen Ansiedlungen 
um hochrationalisierte und arbeitsparencie Produktionsstätten han- 
delt, die überwiegend in die - a u h h a l b  Ostdeutschlands befind- 
lichen - Zuliefernetze und Kooy_ierationbezisliungen sowie For- 
schungs- und En twicklungspotentiale der westlichen Investoren 
eingebunden sind. 

Das Volumen, aber auch die Struktur der seit Beginn der Wirt- 
schafts- und Währungsunion in Ostdeiutschland durchgeführten 
Investitionen haben das Dilemma des fortschreitenden Abbaus von 
Arbeitsplätzen bisher nicht durchgreifend lösen können: 
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-Obwohl die jährlichen Wachstumsraten der beiden letztenJahre 
beachtlich sind, reichten sie noch nirhc aus, die seit dem 2. Halb- 
jahr 1970 entstandene Lücke bei der Investitionsintensität je 
Einwohner zu schlie8en: In den zurückliegenden viereinhalb Jah- 
ren zusammengenommen wurden in den neuen Bundesländern 
je Einwohner 95 v H  des westdeutschen Niveaus investiert, bei 
den Ausrüstungsinvestitionen waren es sogar nur 80 vH.  
- Besonders negativ für die Schaffung von langfristig konkur- 
renzfähigen Arbeitsplätzen ist der stetig sinkende Anteil von Aus- 
riistungsinvestitionen. Er ist von 45,4 v H  in 1791 auf 30,9 v H  
i n  1994 zurückgegangen, mehr als in Westdeutschland mi t  Wer- 
ten von 46,7 v H  bzw. 37 , l  vH.  Da13 diese Entwicklung nicht 
auf die unterschiedliche Wirtschaftszweigstruktur der Investiti- 
onstätigkeit zurückzuführen ist, beweist auch der West-Ost-Ver- 
gleich der Investitionen im Verarbeitenden Gewerbe: Während 
im früheren Bundesgebiet nur 17 , l  v H  aller Anlageinvestitio- 
nen dieses Wirtschaftsbereiclies 1993 Bauinvestitionen waren, 
betrug dieser Anteil im gleichen Wircschaftsbereich der neuen 
Bundesländer immerhin 30,2 Prozent. 
- Von den Investitionen in den gesamten Unternehmenssektor 
ohne den Bereich der  Wohnungsvermietung ( I  99 1 : 64,4 Mrd. 
DM; 1772: 82,7 Mrd.  DM; 1991: 74,5 Mrd. DM) entfielen niir 
geringe Teile auf das - für volkswirtschaftliche Multipiikator- 
und Akzeleratoreffekte besonders wichtige - Verarbeitende Ge- 
werbe: 20,2 Mrd. D M  in 1971,L 5,2 Mrd. DM in 1992 und 27,3 
Mrd. DM in 1993.  Dem stand 2993 allein im Sektor Handel 
und Ve rke h r/Nach ri ch t e n ü be r m it  t 1 u ng e i n I nves t i t ion svo I ume n 
von 3 5 ,.3 Mrd. gegenüber. 

1-10 

Gegenwärtig verfügt Ostdeutschland nur noch über 2 ,5  vH des 
deutschen Industrieforschungspotentials. Dieser Indikator der In- 
novationskraft einer Region bleibt damit noch weit hinter dem 
ohnehin geringen Anteil Ostdeutschlands an der gesamtdeut- 
schen Industrieproduktion von 5-6 v H  zurück. In einem Zeit- 
raum von nur  vier Jahren ist die Zahl der Forscher und Entwick- 
ler in der Industrie von 8 j ,700 auf gegenwärtig nur noch 16.000 
geschrumpft. Z u m  Vergleich: Allein der Siemens-Konzern ver- 
fügt in Westdeutschland über ein größeres Forschungs- und Ent- 
wicklungspotential als die gesamte Industrie der neuen Bundes- 
länder. Auch wenn die Treuhandanstalt bei der Privatisierung 
der Unternehrnen versucht hat, industrielle FuE-Kapazitäten in 
- öffentlich geförderte Forschungs G m b H  zu überführen, hat 
sie doch nur selten ernsthafte Anstrengungen unternommen, in 
den von ihr verwalteten Unternehmen irinovationsrelevante Ar- 
beitsplätze zu erhalten. Dies muß - neben anderen - als ein grund- 
legender Mangel ihrer Privatisierungspoli tik bezeichnet werden, 
der die ostdeutsche Industrie nachhaltig geschwächt hat. Inzwi- 
schen konzentrieren sich die Forschungsaktivitäcen in Ostdeutsch- 
land - nicht zuletzt in Ermangelung vorhandener Großunter- 
nehmen mit mehr als 1 .000 Beschäftigten -auf Klein- und Mit- 
telbetriebe, die zudem hochgradig von staatlichen Innovations- 
förderprogrammen abhängig sind. In den alten Bundesländern 
ist dagegen eine völlig andere Struktur zugunsteti großbetriebli- 
cher FuE-Kapazitäten und weitgehend privat finanzierter Inno- 
vationsaktivitäten zu verzeichnen. 

Die in allen Bereichen der ostdeutschen WTirtschaft ansteigende 
Leistungskraft hat aufgrund des sehr niedrigen Ausgangsniveaus 
und des raschen Produktivitätswachstums die Probleme des Ar- 
beitsmarktes bislang nicht mildern können. Vom Sachversrändi- 
genrat zur Begutachtung der gesam twirtschaftlichen Entwicklung 
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wurden im letzten Jahresgutachten 1 9 9 4 9 5  die immensen Un- 
gleichgewichte auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt beklagt. Er 
blieb allerdings sprachlos, wenn es urn Vorschläge zur Beseitigung 
der Massenarbeitslosigkeit im Osten Deutschlands ging. Lapidar 
vor allem die Aussage: "Vor allem ist schwer absehbar, in welchen 
Bereichen hinreichend viele Arbeitsplätze geschaffen werden könn- 
ten". Dies hält den Sachverständigenrat aber nicht vom gebets- 
mühlenhaften Beklagen der angeblich zu hohen Löhne in den neu- 
en Bundesländern ab. 

Das wahre Ausmaß des Rückgangs der Beschäftigung erhält man 
durch eine Langzeituntersuchung der Beschäftigung von Männern 
und Frauen im Alter von 16 bis 65 Jahren (Sozio-ökonomisches 
Panel des DIW).  Waren 1990 noch 84,5 v H  aller Männer und 
55 ,2  v H  aller Frauen dieser Altersgruppe in Ostdeutschland voll- 
zeitbeschäftigt, so waren es vier Jahre später nur noch 61,7 vH 
aller Männer und 40,3 vH aller Frauen. Im 2. Halbjahr 1991 - 
dem Zeitraum ihrer erstmaligen Ermittlung - wurden in den 
neuen Bundesländern noch 6,3 Millionen sozialversiclierungs- 
pflichtig Beschäftigte ermittelt, deren Zahl bis zum I .  Halbjahr 
1994 kontinuierlich auf 5 ,4  Millionen sank. Zwar ist die Zahl 
der Beitragspflichtigen im September 1.994 erstmals - im Ver- 
gleich zum Vorjahreszeitraum - leicht angestiegen, eine deutli- 
che Zunahme für 1995 wagt jedoch kein Forschungsinstitut zu 
prognostizieren. 

Tfäger des geringen Beschäftigungsmraclistums war die Bau~uiit- 
J-cbuji, der es gelang, im Verlaufe des Jahres 1994 einen Zuwachs 
an Arbeitsplätzen von etwa 6 VH zu erzielen. Die zu den eigencli- 
chen Hoffnungsträgern hochstilisierten Bereiche des tertiä+wi Sek- 
t o ~ i  haben im Verlauf des Jahres 1994 dagegen keine zusätzlichen 
Arbeitsplätze geschaffen. So stagnierten auch 1994 die ßeschäf- 
tigttnzalilen im Groß- und Einzelhandel sowie irn Gastgewerbe 
oder sind sogar rückläufig. Die Zahl der Arbeitsplätze in1 Keeiaeibei- 
2enihr Geueeihe verringerte sich 1994 insgesamt um weitere 11 vH.  
Allerdirigs waren von diesem Riickgang nicht mehr - wie in den 
Vorjahren - ausnahmslos alle Wirtschaftsbereiche des Verarbei- 
tenden Gewerbes betroffen. Erstmalig gab es einzelne Industrie- 
branclirn mit  steigenden Beschäf~igtenzahleii, und zwar die Berei- 
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che Herstellung von Kunststoffwaren, Gewinnung und Verarbei- 
tung von Steinen und Erden, Papier- und Pappeverarbeitung, 
Holzbearbeitung sowie der Bereich Druckerei und Vervielfaltigung. 
Die genannten Bereiche konnten zusammen einen bescheidenen 
Zuwachs von 8.500 Arbeitsplätzen ausweisen. Demgegenüber setz- 
te sich der Abbau von Arbeitsplätzen in den Industriebereichen 
mit einer traditionell hohen Wertschöpfung, wie z.B. im Maschi- 
nenbau und in der Chemischen Industrie, auch im Jahre 1994 weiter 
fort: Allein diese beiden Branchen verloren 1994 weitere 40.000 
Beschäftigte. 

Insgesamt liegt die Arbeitsplatzlücke in den neuen Bundeslän- 
dern bei etwa 2 , j  Millionen und betrifft somit knapp ein Drittel 
aller Erwerbspersonen. Dabei lag 1994 die registrierte jahresdurch- 
schnittliche Arbeitslosenquote der Frauen mit 2 1,5 v H  etwa dop- 
pelt so hoch wie die der Männer mit 10,9 vH.  

Die ökonomische und finanzielle Abhängigkeit Ostdeutschlands 
vorn früheren Bundesgebiet wird auf Jahrzehnte erhalten blei- 
ben. 1994 lag die Lücke zwischen dem Bruttosozialprodukt und 
der inländischen Endnachfrage nach wie vor bei etwa 38 vH. In 
gleicher Höhe besteht ein Importüberschuß gegenüber West- 
deutschland. Beides wird weitgehend durch die  öffentlichen 
Transfers finanziert, die auch für die nächsten 15-20 Jahre un- 
verzichtbar sein dürften. 

Ostdeutschland ist entsprechend den Eigentunisverhältnissen 
die größte EU-Region mit weitgehend externer Steuerung. Gleich- 
zeitig ist die Betriebsgrößenstruktur völlig atypisch für eine hoch- 
entwickelte Volkswirtschaft, da in der Industrie keine Großbetrie- 
be mit mehr als 5.000 Beschäftigten existieren und  nur noch we- 
nige Unternehmen mehr als 1.000 Beschäftigte aufweisen. Gerade 
diese beiden Betriebsgrößengruppen aber sind es, die in West- 
deutschland etwa 80 v H  des industriellen Forschungs- und Ent- 
wicklungspersonals auf sich vereinigen. 
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Ein weiteres typisches Merkmal für die Uependenzökonomie 
Ostdeutschlands sind die nach wie vor sehr hohen Auspendler- 
quoten einerseits und Abwanderungsquoten andererseits. Nicht 
zuletzt bildet der extrem hohe Geburtenrüclcgaiig auf nicht ein- 
mal die Hälfte des Ausgangsniveaus Ende der 8Oer Jahre in Kom- 
bination mit der hohen Abwanderungsquote ein Gefährdungspo- 
tentiül fur die zukünftige Entwicklung Ostdeutschlands: Die Uber- 
alterung wird drastisch zunehmen, die dtwogr~phi.rcbe Delle wird 
gritJer .rrin uls izczch den beiduz Weltkrtepz. Dies führt tendenziell ZLI 

einem weiteren Abbau wichtiger Infrastruktureinrichtungen (Kin- 
dertagesstätten, Schulen usw.) und damit zu weiterem Personalab- 
bau, inbesondere in den ländlichen Regionen der neuen Bundes- 
länder. 

4.2 
licl-ien Entwicklung Osrdeutsct-ilands 

MaRnahmen zur Gestaltung der wirtscliaft- 

Die Analyse der wirtschafts-, industrie- und beschäftigungspoliti- 
schen Situation Ostdeutschlands hat gezeigt, daß die Gestaltungs- 
spielräume einer gezielten Aufbaupolitik äußerst eng sind und 
durch wirtschaftspolitische Fehler der Bundesregierung in den letz- 
ten vier Jahren weiter beschnitten wurden: 
- Erstens sind eine rigide Privatisierungspolitik und  hohe Inve- 
stitionen offenbar keine hinreichenden Bedingungen für den Er- 
halt vorhandener und die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze, 
schon gar nicht für eine an ökologischen Erfordernissen ausge- 
richtete Wirtschaftsweise. 

Die ökologiepolitischen Fehler Westdeutschlands werden beim 
Neuaufbau der neuen Bundesländer häufig wiederholt, Infrastruk- 
tur-, Städtebau- und Industrieinvestitionen nur  selten an ökolo- 
g i s chen Zi e 1 e n ausgerichtet . So w i r d bei s p i e I s we i se d i e i ne ffi z i - 
e n t e und k 1 i m az e r s t ö r e n d e E n e rg i e v e r s o rg u n g s s t r u k t u r 0 s t - 
deutschlands mit Großkraftwerken auf Braunkohlenbasis mit In- 
vestitionskosten von etwa 30 Mrd. D M  von den westdeurschen 
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Energiekonzernen komplett erneuert und teilweise sogar erwei- 
tert,  obwohl viel effizientere und umweltfreundlichere Struktu- 
ren mi t  grol3en positiven Beschäftigungseffekten entwickelt wer- 
den könnten. 
- Zweitens kann das Wirtschaftswachstum kaum weiter beschleu- 
nigt werden; im übrigen besteht aufgrund der dann weiter stei- 
genden Produktivitätsgewinne die Gefahr eines “jobless growth”, 
eines beschäftigungslosen Wirtschaftswachstums. 
- Drittens bedarf es enormer Anstrengungen, um in Ostdeutsch- 
land auf eine mittlere Frist von 10-15 Jahren deutlich höhere 
Wachstumsraten als in Westdeutschland zu sichern. 

Gleichwohl oder gerade deshalb bleibt es zumindest Kir die näch- 
sten zehn Jahre eine vordringliche Aufgabe der Wirtschaftspoli- 
tik, Investitionen in die ostdeutsche Industrie zu begünstigen, 
um damit ein Mehr an Produktion, an Export, an Einkommen 
und an Arbeitsplätzen ZLI schaffen. Die bisherigen Erfahrungen 
lehren aber, daß Investitionsförderung allein zur Erreichung die- 
ser Ziele nicht ausreichend ist, vielmehr gilt es, das gesamte För- 
dervolumen und das bisherige Förderinstrumentarium zu seiner 
Verteilung zu überprüfen und neu zu ordnen. Mit  der politi- 
schen Zielstellung, die ostdeutsche Industrie auf das westdeut- 
sche Leistungs- und Beschäftigungsniveau zu heben, muß aber 
verbunden sein, daß die deutschen Förder- und Regulierungsin- 
strumentarien in Ost- wie auch in Westdeutschland wesentlich 
stärker als bisher an ökologischen und sozialen Zielen auszurich- 
ten sind. Ostdeutschland allein ist ökonomisch und politisch viel 
zu schwach, um eine solche Wende bundesdeutscher Politik ein- 
leiten zu können. 

N u r  ein Bündel in sich abgestimmter Wirtschafts-, industrie- 
und strukturpolitischer Maßnahmen, in dem neben den Investi- 
tionen auch Strategien zur Offnung und Sicherung zusätzlicher 
Märkte enthalten sind, verknüpft mit einem Paket von besonde- 
ren arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitischen Maßnahmen kann 
die sozio-ökonomische Misere in Ostdeutschland auch nur in1 
Ansatz auflösen. 

Aufgrund der noch lange anhaltenden ökonomischen Abhän- 
gigkeit Ostdeutschlands bleibt der derzeitige Transferbecfari von 
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etwa 150 Mrd. D M  jährlich zumindest fLir die nächsten 10 Jahre 
weiter notwendig. U m  die Akzeptanz dieser Daueranstrengung in 
Westdeutschland zu gewährleisten, muß vor allem die Eiiianzie- 
rung dieser Transfers sozial gerecht ausgestaltet werden. Der Soli- 
daritätszuschlag von 7,5 v H  der Steuerschuld ist durch eine Er- 
gänzungsabgabe ab 50.000 bzw. 100.000 D M  Jahreseinkommen 
(Ledige bzw. Verheiratete) zu ersetzen. Auch die übrigen - von 
uns in den letzten Jahren bereits mehrfach unterbreiteten - Finan- 
zierungsvorschläge zur Deckung der Kosten der Einheit wie die 
Investitionsabgabe sowie die Auflage einer Zwangsanleihe auf hö- 
here Geldvermögen u.a. sind nach wie vor aktuell. 

Schusipuizkt 1 : Fiizaizzierung o;/fentlicher Infyastrukturen und Stiniulie- 
rung z w z  Investitioneiz in deiz I\/liettiiohnuizg.~bau zach o'korzomischen, so- 
zialen tmd O'kologischen Kriterien 

Sowohl in der Verkehrsinfrastruktur, der Energiewirtschaft, in 
der Abfall- und  Wasserpolitik als auch i m  Städte- und Woh- 
nungsbau kann die Verbindung ökonomischer, sozialer wie auch 
ökologischer Kriterien durch die öffentlichen Hände viel stär- 
ker zur Geltung gebracht werden, wenn der  politische Wille 
dafür vorhanden ist. Die einzelnen Fachpolitiken sollten in ei- 
nem iiflentlichen Umbuziprogranzm fiir Bescha3igung und Unzwelt 
ge bünde 1 t werden. 

Die Steuererleichterungen, Investitionszulagen und Sonderab- 
Schreibungen für den nicht für den Eigenbedarf projektierten, ge- 
werblichen Bürobau sollten sofort gestoppt werden, da in diesem 
Segment eine massive Uberproduktion zutage tritt. Dagegen müs- 
sen zusätzliche Mittel für die ostdeutschen Wohnungsgeselischaf- 
ren in kommunaler und genossenschaftlicher Eigentümerschaft 
bereitgestellt werden, u m  die notwendigen Ersatz- und Moderni- 
sierungsinvestitionen ohne unzumutbare Mietsprünge finanzieren 
ZLI können. Auch eine vollständige Ubernahrne der Altschulden 
dieser Gesellschaften durch den Bund ist angebracht. Die heutige 
Schwerpunktbildung der öffentlichen Wohnungsbauförderung mit 
Hilfe des dritten Förderweges, der bei einer Öffentlichen Förde- 
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rung von bis zu 100.000 D M  je Wohnung dennoch nur eine Bin- 
dungswirkung von 10-12 Jahren verlangt, ist - weil teuer und 
zugleich mit enormen Zukunftshypotheken belastet -statt dessen 
zurückzufahren. 

Schusipunkt 2: Regionale FO'rdeypolztik - Vorsddäge füy eine alternati- 
ve In&.rtriepolitik in Ostdezitschlund 

In den vergangenen zwanzig Jahren ist es zwar nicht gelungen, 
in Westdeutschland die Unterschiede zwischen den wirtschaft- 
lich schwächeren bzw. stärkeren Bundesländern zu überwinden: 
1993 wie auch zwatizig Jahre zuvor erzeugten die in ihrer Wirt- 
schaftskraft schwächeren Bundesländer Niedersachsen, Saarland 
und Schleswig-Holsteiti je Einwohner nur etwa 85 v H  des Brut- 
toinlandsprodukts des Bundesdutchschnittes. Gleichwohl muß 
im internationalen Vergleich dieses Ergebnis bundesdeutscher 
Regionalförderung - eingesetzt wurden und werden solche In- 
strumente wie die Gemeinschafrsaufgabe zur Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur, die Regionalförderung der EU, 
der Länderfinanzausgleich, die Bundesergänzungszuweisungen 
oder auch regional differenzierte Innovationsförderinstrumente 
- als Erfolg gewertet werden: dies deshalb, weil die marktimma- 
nenten regionalen Polarisierungstendetzen in anderen vergleich- 
baren Ländern zu einem Anwachsen der regionalen Disparitäten 
geführt haben. 

Uberträgt inan diese Erfahrungen auf die Politik für die neuen 
Bundesländer, so bleibt die Angleichung der Lebensverhältnisse 
in Ostdeutschland an das westdeutsche hTiveau in einem überschau- 
baren Zeitraum dann ein leeres Versprechen, wenn das gegenwär- 
tig massive Fördergefalle zugunsten der neuen Bundesländer nicht 
für weitere 10-1 5 Jahre im Grundsatz aufrecht erhalten bleibt. 
Das Ost-West-Fördergefalle unterscheidet sich derzeit von der bis- 
lang i t i  Westdeutschland praktizierten regionalpolitischen Förder- 
intensität ganz prinzipiell und muß dies auch: Die West-Ost-Dis- 
paritäten sind ungleich größer als das Niveau der früheren oder 
gegenwärtigen Disparitäten innerhalb Westdeutschlands. 
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Versuche, bei den Förderleistungen für Ostdeutschland rigorose 
Kürzungen vorzunehmen, führen zwangsläufig dazu, den Bedarf 
an Transferzahlungen für soziale Zwecke wie Arbeitslosengeld und 
Arbeitslosenhilfe, Wohngeld, Sozialhilfe usw. zu steigern. Es wür- 
de dann völlig aussichtslos sein, in Ostdeutschland die wirtschaft- 
liche Rückständigkeit zu vermindern und die eigenständige Re- 
produktionsfähigkeit zu stärken. Wie Berechnungen der Bundes- 
bank zeigen, ist die Akkurnulationskraft der ostdeutschen Indu- 
striebetriebe ungeachtet der bisherigen beträchtlichen Förderung 
noch immer unzureichend: Die Eigenmittelquoten der Unterneh- 
men liegen erheblich unter dem westdeutschen Niveau, das Sach- 
kapital ist über doppelt so hoch mit Krediten belastet wie in West- 
deutschland. Aus eigener Kraft ist folglich eine rasche weitere Ak- 
kumulation nicht zu erwarten. Im Gegenteil, bei einer wesentli- 
chen Kürzung der öffentlichen Subventionen müßte mit einer wei- 
teren Steigerung der Insolvenzen, einer Abwanderung von Produ- 
zenten utid mit einem weiteren Absinken der Iiinovatioiisaktivitä- 
ten gerechnet werden. Die angestrebte Angleicliung an westdeut- 
sche Verhältnisse würde ohne die Aufrechterhaltung des drastischen 
Fördergehlles in weite, kaum mehr zu definierende Ferne rücken. 

Die für längere Zeit weiterzuführende beträchtliche öffentliche 
Förderung einer innovativen und ökologischen Reindustrialisie- 
rung ist und bleibt damit der Preis für die abrupte Einbeziehung 
Ostdeutschlands in das DM-Wahrungsgebiet und deren wirtschaft- 
liche Konsequenzen. 

Die Bundesregierung hat im Februar 1995 bzschlossen, die För- 
dermittel für Ostdeutschland zielgerichteter einzusetzen. Die För- 
derpräferenzen sollen im Grundsatz bis 1998 verlängert, dabei je- 
doch vor allem auf die Industrie konzentriert werden. Die fünfpro- 
zeiitige Investitionszulage für das Verarbeitende Gewerbe wird 
beibehalten, ebenso clie zehnprozeiitige Investitionszulage für das 
mittelständische Verarbeitende Gewerbe und das Handwerk bis 
1938. Mit mehreren Programmen soll die Eigmkapitalbasis des 
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ostdeutschen Mittelstands gestärkt werden. Außerdem soll der 
mittelständische Einzelhandel in den Innenstädten speziell geför- 
dert werden, um deren Revitalisierung zu unterstützen. Die Ver- 
mögenssteuer bleibt nach den Plänen bis Ende 1998 ausgesetzt. 
Unverändert bleiben im Osten überdies bis Ende 1998 die Son- 
derabschreibungsmöglichkeiten für betriebliche Anlagegüter, für 
selbstgenutzte gewerbliche Bauten im Verarbeitenden Gewerbe 
sowie fiir die Modernisierung von Gebäuden. Für den Mietwoh- 
nungsneubau und andere gewerbliche Bauten werden die Abschrei- 
bungsmöglichkeiten auf niedrigerem Niveau fortgeführt. Für Bü- 
robauten, die nicht im Betriebsvermögen für eigene unternehme- 
rische Zwecke genutzt werden, wird das Fördergebietsgesetz iiber 
1996 hinaus nicht verlängert, ebenso nicht fiir Einzelhandelsim- 
inobilien auf der grünen Wiese. Der Westteil Berlins soll noch 
1995 in die Ostförderung einbezogen werden. Die Zulässigkeit 
dieser zuletzt genannten Absicht muß  allerdings noch von der EU 
geprüft und die Höhe genehmigt werden. 

Diesen Förderansätzen der Bundesregierung ist zwar - mit Aus- 
nahme der Struktur der Wohnungsbauförderung - der Grundten- 
dem und auch dem Niveau der geplanten Förderung nach zuzu- 
stimmen, nicht jedoch der Absicht, sie zum Jahresende 1998 ge- 
nerell auslaufen zu lassen. Vielmehr wäre es richtig, das Förderin- 
strumentarium dann erneut zu überprüfen. Zugleich sind aber auch 
wesentliche Anderungen erforderlich. 

Vor allem die 50prozentigen Sonderabschreibungen bewirken 
eine massive Unternehmens- und Einkommensteuerersparnis für 
reiche Privatpersonen und hochliquide Unternehmen in West- 
deutschland. Würden die von der Arbeitsgrz@pe Alternative Wirt- 
schafitspolitik in den letzten Jahren gemachten Vorschläge für die 
Finanzierung der deutschen Einheit aufgegriffen (Investitionsab-. 
gabe, Zwangsanleihe für größere und große Geldvermögensbesit- 
Zer usw.), könnte statt mit Steuervergünstigungen - die immer 
die Eirikommens- und Vermögensstarken begünstigen - stärker 
mit Investitionszulagen und -zuSchüssen gearbeitet werden. 

Zu  beseitigen sind ferner: 
- die einseitige Ausrichtung auf die Investitionsförderung kapi- 
talintensiver Industriezweige, 
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-die pauschale Förderung von Investitionen unabhängig von den 
ökologischen und sozialen Problemen der Standorte, 
- die komplizierten und langwierigen Antrags- und  Bewilli- 
gungsverhhren sowie 
- die unüberschaubare Vielzahl, Inkompatibilität und Zersplit- 
terung der Förderprogramme. 

Dabei muß allerdings der Zielkonfiikt zwischen der Forderung 
nach Einfachheit der Antragsverfahren und der Forderung nach 
ökologischer, ökonomischer und regionaler Zielgenauigkeit - die 
i.d.R. eine Einzelfallprüfung der Förderanträge verlangt -bedacht 
werden: Investitionszulagen werden pauschal gewährt, auf sie be- 
steht - wenn nicht bestimmte Wirtschaftszweige per Gesetz aus- 
geschlossen sind - ein Rechtsanspruch, und sie sind einfach zu 
handhaben. Zuschüsse dagegen werden nur per Einzelantrag und 
ohne Rechtsanspruch gewährt. Je mehr sich die neuen Verwal- 
tungsstrukturen in Ostdeutschland eingespielt haben, desto bes- 
ser kann das Prinzip der Einzelfallprüfung mit der unbedingt be- 
rechtigten Forderung nach Transparenz der Verfiihren in Uberein- 
Stimmung gebracht werden. 

A L ~ S  Gründen der Erhöhung der Zielgenauigkeit und der Kon- 
trolle der Mittelverwendung plädieren wir daher der Tendenz nach 
für die Abschaffung der Zulagen und die Beibehaltung der Zu- 
schüsse aus der Gemeinschaftsaufgabe und den EU-Regionalfonds. 
Die einzelnen Fördermaßnahmen, insbesondere die verlorenen Zu- 
schüsse, sollten zeitlich begrenzt und degressiv gestaffelt werden. 
Sie sollten bei Zweigbetrieben westdeutscher Konzerne an beson- 
dere Auflagen wie Local-Content-Klauseln] den Transfer von For- 
schungs-, Entwicklungs- und Managementabteilungen nach Ost- 
deutschland oder an  Erstausbildungsaufiagen gebunden werden. 

Anknüpfend an unsere bereits seit Jahren vertretenen Vorschlä- 
ge sehen wir die folgenden Ansätze für einen Umbau der öffentli- 
chen Hilfen zugunsten der Reindustrialisierung Ostdeutschlands. 

I .  Weitei;fiihsung der I izvest i t ioizs f~s~ei .2~~2~ z&s die Gemeinsch&s- 
duhabe (GA) und Mittel der EU ( E F R E )  
Die beträchtlichen zur Verfügung stehenden Subventionen (S6 
Mrd. DM in den Jahren 1990 bis 1994) sollten: 
-weiterhin über die Bundesländer verteilt, aber dabei viel stär- 
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ker in ökologische, sektorale und regionale Zielstellungen ein- 
gebunden werden. 
- stärker mit Aufgaben der aktiven Arbeitsmarktpolitik gekop- 
pelt werden, z.B. an nachprüfbare Auflagen zur Beschäftigung 
und Qualifizierung von Arbeitslosen - insbesondere arbeitsmarkt- 
politisch besonders betroffenen Zielgruppen wie Frauen - ge- 
bunden werden. 
- Die Mittel für Investitionen i n  die Infrastruktur sollten aufge- 
stockt und mi t  Projekten der aktiven Arbeitsmarktpolitik koor- 
diniert werden, um so Synergieeffekte erzielen zu können. Die 
Lohnkostenzuschüsse zur produktiven Arbeitsförderung nach 8 
249h des Arbeitsförderungsgesetzes - die prinzipiell auch für 
privatwirtschaftliche Unternehmen akquirierbar sind - können 
für eine solche Vernetzung unterschiedlicher Fachpolitiken ge- 
nutzt werden. 

2. Weitet-füihsung zlnd Ausbau der besonderen Fgsderung von For- 
schung und Entwicklung sowie zlon innouutiven Betrieben in Ostdeutsch- 
I& nd 
Die hierfür einzusetzenden Mittel sind aufzustocken und für die 
förderberechtigten Betriebe längerfristig -etwa für jeweils 5-10 
Jahre - und damit kalkulierbar bereitzustellen. Besonders dieser 
Bereich muß  gegenüber der ausschließlichen Begünstigung von 
Investitionen effektiver gestaltet und gestärkt werden. Dazu ge- 
hören: 
-ein größeres Engagement des Bundes mit  der Verlagerung zen- 
traler Forschungsaufgaben nach Ostdeutschland und mit  der In- 
tensivierung bedeutender Projekte des ökologischen Umbaus von 
Produktion, Technologie und Verbrauch, 
eine Bündelung der Vielzahl von speziellen Innovationsprogram- 
men und die Vereinfachung und Verkürzung der Antrags- und 
Bewilligungsverfahren, 
- eine höhere Konzentration der Mittel auf die Technologiepro- 
gramme und -maßnahmen der Länder, die sie effektiver für öko- 
logische, soziale und regionale Ziele der Landespolitik einsetzen 
liönnen 
- eine 1 ä n g e r fr i s t i g spürbare S u bve n t i o n i e c U ng der Lohn ko s t e n 
und der Investitioneri in betriebliche FuE-Vorhaben, z.B. über 
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eine Ausweitung der Förderung nach 9 249h AFG auf die Be- 
schäftigung von Wissenschaftlern und Ingenieuren für Innova- 
tionen in ostdeutschen Unternehmen, 
- die Einbeziehung auch der (wenigen verbliebenen) G r o h n t e r -  
nehmen mit mehr als 1.000 Beschäftigten in die FuE-Förderung. 

hlit zunehmender Festigung der Positionen von ostdeutschen 
Unternehmen wachsen die Möglichkeiten von Ausgründungen. 
Auch ini Umfeld der sich entwickelnden - vom Bund jedoch 
nachhaltiger zu fördernden - Technischen Universitäten, Hoch- 
schulen und öffentlichen und privaten FuE-Einrichtungen ver- 
gröl3ern sich die Chancen für die Gründung innovativer Unter- 
nehmen. Das ostdeutsche endogene Potential für derartige Grün- 
dungs- und Ausgründungsprozesse wird in absehbarer Zeit je- 
doch unter einem akutem Mangel an Eigenkapital leiden. Dieser 
muß in Ermangelung eigener Akkumulationsquellen über öf- 
fentliche Hilfen gemildert werden. Die Ancchubfinanzierungen 
für solche Unternehmen und ihre umfassende Begleitung durch 
Beratungs- und Qualifizierungsangebote sollten in der Regie der 
Landesregierungen gesichert werden. 

4. Weite-fihrziiig der Foi-derzmgs- zlnd Kreu'it~~i.~~l-~ilzl/2e fü? den 
irzdustr.iellen Mittel.stazd 
Die bereits installierten Programme des EKP, des KfW und der 
Deutschen Ausgleichsbarik sind mit Sonderkonditionen für die 
neuen Bundesländer weiterzuführen. In besonderem Maße sollte 
die Herausbildung regionaler Produktions- und Kooperations- 
verbiiiide gefördert werden, mit der den Tendenzen hin zur Ver- 
festigung der Ostdeutschen Industrie als verlängerte Werkbank 
der westdeutschen Wirtschaft entgegengewirkt werden kann. Zu 
verstarken sind insbesondere diejenigen Ansätze in1 Förderinstru- 
iii e 1 i r a r i uni , die sich au f Markte rsc h I i e Iju ng der wes t deu t schen 
~ i n d  der Exportmärkte richten. 

3. \Viiterfchrung und Ausbau der HiLjiri J%F Existeiizgrü?2der 

Da eine wesentliche Ursache für die nach wie vor sehr geringe 
Produktivität in Ostdeutschland die Nichtauslastung vorhande- 
ner Kapazitäten ist, muß besonderer Wert  auf die Absatz- und 
Marktförderung gelegt werden. Sowohl die überregionale Export- 
kraft als auch die Fähigkeit, verloren gegangene Märkte - auch 
in der eigenen, ostdeutschen Region - zurückzugewinnen, muß 
gestärkt werden. Neben freiwilligen hhßnahrnen wie der Ein- 
kaufsinitiative Ost  sollte insbesondere die Einführung einer Wert- 
schöpfungspräferenz im Rahmen der Umsatzsteuer durchgesetzt 
werden. 

Die nach der Erfiillung des Kernauftrags verbliebenen Aufgaben 
der Treuhandanstalt werden ab Januar 1995 durch die Bundes- 
anstalt fiir vereinigungsbedingte Sonderaufgaben BvS (Vertrags- 
ma nag eme n t , Re p r ivat i s ie ru ng , Ab w i c k 1 U n g und hohe i t I i c lie 
Aufgaben, Führung der Minderheitenbeteiligungen), durch die 
Beteiligungs-hhagenient-Gesellschaft Berlin BMGB (Auslauf- 
gesellschaften des Bergbaus, Betreuung der über 60 noch zu pri- 
vatisierenden Unternehmen) sowie - wie bereits bislang - durch 
die Liegenscliaftsgesellschaft der Treuhandanstalt TLG und die 
Bodenverwaltungs- und Bodenverwertungsgeselischaft BVVG 
wahrgenoniinen. Die industrie-, striikrur- und stadtentwicklungs- 
politische Bedeutung dieser Aufgaben der Naclifolgegesellschaf- 
ten ist nach wie vor enorm groß. 

Prinzipiell sollte mit den über 60 von der BMGB geführten, 
bislang nicht privatisierten Unternehmen nach dem Prinzip Ja- 

nierung geht vor Privatisierung" vert',ihren werden. Dies auch des- 
lialb, weil der urngekehrte XJeg nicht nur zum Ende des Jahres 
1994 extrem negative Ergebnisse gezeitigt hat, wie die Beispiele 
der Deutschen Waggonbau A G  und Buna Chemie AG zeigten. 
Stau clessen sollten die eigenen S~iriierungskonzepte der Unter- 



nehmen stärker berücksichtigt werden. Das Vertragsmanagement 
wird noch lange mehr als eine bloße juristische Kontrolle der In- 
vestitions- und Arbeitsplatzzusagen sein müssen. In nicht weni- 
gen Fällen, in denen Zusagen nicht eingehalten werden, müssen 
die Unternehrnen möglicherweise vom Staat zurückgenommen 
werden. Insbesondere bei vielen MBO und MBI müssen nachträg- 
lich die Anlagevermögen niedriger bewertet werden, wenn ein 
Konkurs abgewendet werden soll. Auf die jeweilige regionale Be- 
deutung der betroffenen Unternehmen wird dabei ebenso zu ach- 
ten sein wie auf die Bedeutung ihres FuE-Potentials. Die TLG 
muß die Wirtschaftsförderungsbemühungen der Kommunen - so 
sie denn vernünftig sind - durch ihre Bodenpolitik unterstützen 
und zugleich den Belangen des Umweltschutzes konsequent Rech- 
nung tragen. Schliel3lich sollte die BVVG ihren Besitz in erster 
Linie an die Genossenschaften verpachten und - statt ihn an die 
Erben der ehemaligen Großgrundbesitzer t u  verkaufen - den Ge- 
meinden und Ländern übertragen. Diesbezüglich muß das Ent- 
schädigungsgesetz geändert werden. 

Schztierjwk 5 : Bescbajrtigungswzrsai~~e Arbertsmarkt- und Arbezts- 
zeztpolitik 

Selbst bei Umsetzung aller von uns geforderten Wirtschafts-, in- 
dustrie- und strukturpolitischen Maßnahmen würde die Arbeits- 
losigkeit in Ostdeutschland noch deutlich höher als in West- 
deutschland liegen. Aus diesem Grunde plädiert die Arheitsgrzlp- 
p e  Alternative W'zrtJrhafispolitik für einen abgestimmten Katalog 
beschäftigungswirksamer arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen. 

LJngeaclitet der prekären Arbeitsmarktlage müssen die ostdeut- 
schen Beschäftigten mit 39,s YVochenstunden länger arbeiten 
ali Erwerbstätige in Westdeutichland mit 37,9 Wochenstunden 
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Darüber hinaus sind auch die tariflichen Urlaubszeiten in Ost- 
deutschland geringer, was - wie auch die längeren Wochenar- 
beitszeiten - eine längere Jahresarbeitszeit zur Folge hat. 

Trrbelle 15: Tarifcertragl~cbe \Vochemrbeitszeit in Ost- und WeJt- 
deutschlmd (Strznd: Eude 1994) 

Von je 100 Beschäftigten 
haben eine tarifvertragliche 

Wochenarbeitszeit von Ostdeutschland Westdeutschland 

71 3 40 Std. und mehr 

39 bis unter 40 Std. 26 16 
1 33 38 bis unter 37 Std. 

37 bis unter 38 Std. 2 26 
21  36 bis unter 37 Std. 

1 3 5  bis unter 36 Std. 
- 

- - 
Q L I ~  Ile : B LI n desar be I t s m I n 1 s t er I um 

Wir fordern daher eine Arbeitszeitverkürzung um zwei Stun- 
den auf das westdeutsche Arbeitszeitniveau in einem Schritt, bei 
gleichzeitiger beschäftigungswirksamer Auffüllung des dadurch 
reduzierten Arbeitsvolumes durch Neueinstellungen. Rein rech- 
nerisch könnten dadurch 300.000 Arbeitsplätze geschaffen wer- 
den, bei - realistischer - Unterstellung eines tatsächlichen Beschäf- 
tigungseffekts von 50 vH der Arbeitszeitvolumenreduktion also 
immerhin 150.000 Arbeitsplätze. 

Arbeitszeitverkürzungen können in Ostdeutschland aufgrund 
des niedrigen Lohnniveaus nur bei vollem (Netto)Lohnausgleich 
erfolgen. U m  die Wettbewerbsfahigkeit der ostdeutschen Wirt- 
schaft und die Finanzkraft der Gebietskörperschaften nicht noch 
weiter zu verschlechtern, rnuß die Finanzierung des Lohnausglei- 
ches bzw. der Neueinstellungen - mit Ausnahme der Kreditinsti- 
tute und des Versicherungsgewerbes, die vergleichsweise problem- 
los eigene Quellen mobilisieren können - aus öffentlichen Lohn- 
kostenzuschüssen erfolgen. 
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Bei einer Bruttolohn- und Gehaltssumme von 263 Mrd. DA4 
(1994) ergeben sich bei der genannten Arbeitszeitverkürzurlg von 
knapp j vH und den kalkulierten Produktivitätseffekten A u h e n -  
dungen in Höhe von etwa 6 Mrd. DM. Diese Mittel könnten als 
Lohnkostenzuschüsse durch die Bundesanstalt für Arbeit an die 
Unternehmen - bei einem entsprechenden Nachweis beschäfti- 
gungswirksarner Arbeitszeitverkürzungen und darni t einhergehen- 
den Neueinstellungen - ausgezahlt werden. Die Lohnkostenzu- 
Schüsse sind degressiv auszugestalten und zeitlich zu befristen. 
Entsprechend der Höhe der geleisteten Zahlungen erhält die Bun- 
desanstalt für Arbeit zur Refinanzierung einen Sonderzuschuß aus 
dem Bundeshaushalt . 

An diesem Lohnkostenzuschußmodell würde nicht zuletzt das 
Verarbeitende Gewerbe Ostdeutschlands partizipieren, es käme zur 
Schaffung zahlreicher neuer industrieller Arbeitsplätze mit den 
daraus resultierenden Wirtschafts- und strukturpolitischen Multi- 
plikator- und Akzeleratoreffekten. 

Sollten - was wir für sinnvoll und notwendig halten - i n  der 
Bundesrepublik insgesamt große Schritte in Richtung der 30-Stun- 
den-Woche gemacht werden, so darf Ostdeutschland hiervon nicht 
abgekoppelt werden. Auch dann ist bei den derzeitigen Lohnab- 
ständen allerdings nur ein voller Lohnausgleich akzeptabel. Er 
mül3te ebenfalls durch öffentliche Lohnkostenzuschüsse finanziert 
werden. 

Arbeils~!latzzuil-ksai~~e Ausdehnzmg nktizw Instrumente der Al-beits- 
iiral-ktpoiitik 

Für West- und Ostdeutschland fordern wir eine deutliche Auf- 
stockung der ABrM-Stellen um 160.000; von diesen zusätzlichen 
Arbeitsplätzen in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen sollten 80.000 
i n  Ostdeutschland entstehen. 

Die von uns geforderte Ausweitung der produkrrzlen Lohnkoslen- 
zuichiirse uach $ 249h hzu: 242s AFG um 150.000 Stellen in der 
gesamten Bundesrepublik könnte 7 5.000 zusätzliche Arbeitsplät- 
Le in diesem h.lal3nahmetyp i 11 Ostdeutschland bereitstellen. 
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Das Rz/nne..rl;r,li~ri~~~z~~~ f i i ~  LnizK""tcEl-bpit.rlse rnuß von derzeitig 
vorgesehenen 45 .OOO geförderten und finanzierten Stellen jährlich 
auf 100.000 aufgestockt werden; immerhin sind derzeit mehr als 
1 Million Menschen i n  1)eutschland länger als ein Jahr ohne Ar- 
beit, also Langzeitiirbeitclose. Von den zusätzlich geförderten 55.000 
Arbeitsplätzen sollten 2 5 .U00 für Langzeitarbeitslose in Ostdeutsch- 
land zur Verfügung stellen. 

Angesichts der gravierenden Schieflage darf die Entlastung der 
Angebotsseite des Arbeitsmarktes, 2.B. durch Altersübergangs- 
regelungen, nicht aus den Augen verloren werden. Trotz aller 
individuelle Problenmtik sind die bisherigen - allerdings nicht 
verlängerten - r2lcercübergangsregelungen in Ostdeutschland 
weiterzufüliren. Anderenfalls ergibt sich durch nachrückende Al- 
tersjahrgänge wieder eine deutliche Erhöhung des Arbeitskräf- 
teangebotes. Dieser absehbaren Entwicklung trägt aber die rück- 
läufige arbeitsmarktpolitische Entlastungswirkung des Alters- 
Übergangs - 568.000 Personen im Dezember 1994 standen ein 
Jahr zuvor immerhin noch 767.000 Personen gegenüber -, nicht 
Rechnung. Allerdings ist darauf zu achten, daß der Eintritt in 
den Altersübergang auf freiwilliger Basis geschieht und die Rück- 
kehrmöglichkeit auf den Arbeitsmarkt einschließt. Schließlich 
ist dafur Corge zu tragen, daß die ßetroffenen für ihren freiwilli- 
gen Rückzug vom Arbeitsmarkt nicht auch noch Nachteile beim 
späteren Rentenniveaii hinnehmen müssen. 
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5 "  Okologischer Umbau durch 
Regionalisierung 

5.1 Verkehrsverrneidung, Regionalorientierur-ig und 
nachhaltiges Wirtschaften 

Die Analyse der Schwerpunkte des okologischen Umbaus hat uns 
in den letzten Jahren immer wieder zu dem Thema Verkehr ge- 
führt. Hierzu liegen mittlerweile vielfältige Vorschläge von sei- 
ten der Bürgerinitiativen, der Industrie, der Gewerkschafteii und 
von Parteien vor. Die in der verkehrspolitischen Diskussion vor- 
herrschenden Empfehlungen kreisen in erster Linie um techrii- 
sche Optimierungen sowie infrastrukturelle Verbesserungen. 
Damit wird aus unserer Sicht das Problem nur unzureichend auf- 
gegriffen, denn derartige Maßnahmen zielen letztlich darauf ab, 
Transportwiderstände zu senken. Sie erzeugen damit ungewollt 
oder gewollt eine weitere Zunahme des Verkehrs und fuhren zu 
einer weiteren Verfestigung der Trennung von Arbeitsplatz und 
Wohnung, von Produktion und Konsumtion. 

Als weitergehende Aiternative hierzu wurden im MEMORAN- 
DUM '94 Verkehrsvermeidung und Regionalisierung der \Virt- 
schaft durch sukzessives Erhöhen von Transportwiderständen (Ver- 
teuerung, Entschleunigung) gefordert. Verkehrsvermeidung ist 
nicht Selbstzweck, sondern ein wirksames Mittel zur Reduktion 
der unmittelbaren Emissionen, zur Reduktion der Stoff- und En- 
ergieströme und des Flächenverbrauchs im Gesamtsystem Verkehr, 
welches neben den Verkehrsmitteln auch die Infrastruktur und die 
Organisation umfaBt. Der Sektor Verkehr hat 1994 die Industrie 
als Hauptverbraucher von Energie und damit als Emittent von 
CO, abgelöst. Wenn man die Energie, die zur Herstellung von 
Verkehrsmitteln gebraucht wird, mit in die Betrachtung einbe- 
zieht, so liat dieser Wechsel schon einige Jahre früher eingesetzt. 
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Mit den Endberichten der Enquete-Kommissionen des Deut- 
schen Hiindestages ,,Schutz der Erdatmosphäre" und ,,Schutz des 
Menschen und der Umwelt" sind nunmehr umfassende Studien 
veröffentlicht worden, die für die Weiterfbhrung der Diskussion 
von grof3er Bedeutung sind. 

Wir srimrnen in vielen Punkten mit  der Problem- und Ursa- 
chenanalyse überein, die in der Studie „Klima und Mobilität" der 
Erdatmosphären-Enquete-Kommission des deutschen Bundesta- 
ges enthalten sind: Verkehr wird zunehmend als selbstanregendes 
System begriffen, in  dem Infrastrukturausbaumaßnahmen, die zur 
En tschärfung von Kapazitätsproblemen ergriffen werden, zu zu- 
sätzlichen Verkehren fgliren. Bei den aus dieser Erkenntnis zu zie- 
henden Schlußfolgerungen bezüglich verkehrspolitischer Maßnah- 
men konnte sich die Enquete-Kommission jedoch nicht einigen, 
so da13 der Bericht in zwei relativ konträren Enipfehlungsbündeln 
mündet. Dem 60 v~-~.~el i r i ie i tsvotuin,  das in erster Linie auf ei- 
nen weiteren Ausbau von Infrastrukturen und technologische Lö- 
sungen abzielt, steht ein 40 vH-Minderheitenvotum gegenüber, 
das eine Verteuerung des Verkehrs, weitere transportwider- 
standsethöhende Mahahrnen und den Verzicht auf Strafienaus- 
bau propagiert. Igauptziel des Minderheitenvotums stellt die lang- 
fristige Veränderung der Kaumstrukturen in Richtung einer zu- 
nehmenden Kleinräumigkeit dar. Diesen Ansatz halten wir für 
überzeugend und wollen die damit verbundene Diskussion fort- 
führen. 

Im Unterschied zur Erd~tmosp~iären-Enquete geht die Enquete- 
Kommission ,,Schutz, des Menschen und der Umwelt" (SMU) nicht 
unmittelbar auf die räurnliciien Aspekte einer nachhaltigen Wirt- 
schaft und Mobilität e in .  Sie stellt jedoch einen der wohl bislang 
am weitesten reichenden Versuche dar, das Ziel einer nachhaltigen 
Wirtschaftsweise zu operationalisieren und ein entsprechendes In- 
strumentenbüridel zu erstellen. Dieser Ansatz und die daraus von 
der Enquete-Kommission gezogenen Sclilußfolgerungen sollen ini 
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folgenden skizziert und durch weitergehende Empfehlungen hin- 
sichtlicli ihrer räumlichen Dimensionen ergänzt werden. 

Ziel und Auftrag der Enquete-Kommission SMU bestanden in 
der Erstellung eines Konzeptes fiir einen umfassenden und vorsor- 
genden Umweltschlitz, der auch langfristige und globale Effekte 
einschließt. Leitbild hierhr  ist das Konzept Nachhaltigen Wirt- 
schaftens, welches durch den Brundlandt-Bericht in die umwelt- 
und entwicklungspolitische Diskussion eingebracht wurde. Nach- 
haltiges Wirtschaften ist eine ,,Etztzvjck/rlng die den Bediivjkissen der 
hezlligen Generat ioiz ents f ir idt!  ohne die Aliiglichkeiterz zz/ki/r-ftiger Gene- 
rcztionen ZIL  g$äbrdeiz, ihre eigenen Rediitfizisse zii ( l e f i d i g e n  und ihren 
Lebemstjl Z?L utihlen". 

Grundlage für die Bearbeitung dieser Fragestellungen ist der 
relativ neue Ansatz der Stoffstromanalyse, bei dem nicht nur die 
jeweils problematischen Einzelprozesse oder Produkte, sondern 
branctienübergreifend die gesamten mit der Produktion, Nutzung 
und „Entsorgung" in Verbindung stehenden Wirkungen, Neben- 
wirkungen und Riickwirkungen mi teinbezogen werden. 

Die Bewertung der Stoffströme orientiert sich an den Regeln 
nachhaltigen W-irtschaftens, die im einzelnen lauten: 

1. Die Abhausate esizez/et;lmser Ressozircen soll deren Refiener-~?tiolz.rrdte 
izicht iibesschreiteu. 
2. Nicht-ertzezwbase Rrrsourcen sollen niw in dem U ~ i f r i ~ g  genzdlzt 

iiterdeiz, in dem ein physisch nnd f i ink t ione l l  gleichz1,eriiger Ersatz in Fornz 
emez/el;l?dt-et. Ressozucen oder höherer P sodfikiivitZt der e~~~ze~iei~briren s o u i e  
der n i c ~ i - e v } ~ e ~ e ~ h ' ~ ~ . e ~ ~  Res.roiirceii ge.rchaj$en 1uii.d. 

3. StoJhinJräge in die Unru'elt .rollen s.ich atz der. Belastbarkei t  der 
Unrrt~eltmedze~z orientierefz. 

Zur Realisierung der Nachhaltigkeitsziele nennt die Enquete- 
Kommission folgende strategischen Optionen: 
- produktionsintegrierten Umweltschutz, 
- ökologisches Produktdesign und 
- geschlossene Kreisläufe. 

In der Diskussion der generellen Handlungsmöglichkeiten 
kommt die Enquete-Kommission ZLI einer Doppelstrategie, in der 
der proaktiven „puil-Strategie" (die auf der Eigenverantwortung 
und Selbstverpfliclitung der Akteure aufbaut) die ökonomische oder 
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ordnungsrechtliche .,push-Strategie" gegeniibergesteilt wird (Um- 
weltSteuern, Zertifikatslösungen). 

Die richtungsweisende Arbeit der Enquete stellt einen wichti- 
gen Zwischerischritt zur Umsetzung der Forderungen nach einer 
nachhaltigen Wirtschaftsweise dar, und die feststehende Fortset- 
zung der Enquete in  der neuen Legislaturperiode sollte genutzt 
werden, um spätestens bis zum Ende der Legislaturperiode unter 
breiterer Einbezieliung der Offentlichkeit ein umfassendes ökoio- 
gisches Ilmbauprogra.mrn vorzulegen (wobei die ,,push-Strategie" 
konkreter auszugestalten wäre) und weitere Konkretisierungen der 
o b e n ang e füh r t e n Nach h a 1 t i g ke i t s rege 1 n vorzunehmen . D i e 
Enquete hat hierbei als vierte Regel bereits die Zeitdimension ein- 
geführt : 

4. Dm Zeitn,%$ anthr-opogener Eiizträge bzn! Eiizgri,f$ in die llnztue,!t 
7ii1iJ iin az- /sgeuvge~~en Verhzhzis ziiii i Zeiinzczß deverfiir. das Rerikiionsver- 
miigen der Uniu jelt 1 .e lwc7uien iicztiirlichef1 Prozene stehen. 

Okologische Prozesse laufen jedoch nicht nur in bestiinmteil 
zeitlichen Rhythmen, soridern darüber hinaus in Abhängigkeit von 
den konkreten räurxilicheri X'echselwirkungen ab. Die Identifika- 
tion der Zeitrhyttimen ist daher nur vor dem Hintergrund der 
jeweiligen räumlichen Gegebenheiten bestimmbar. Beispielswei- 
se ist die Photosynthese-Leistung und damit die Aufnahmefahig- 
keit für CO, von Wäldern je nach geographischem Standort unter- 
schiedlich. Ökologie ist demmd izicht mir eine Ökologie des Zeit! sonder?? 
nirch eine [jkologie des Rmines. 

Die ökonomische Logik hat iiber den immanenten Zwang zur 
Produktivitätssteigernng eine enorme Beschleunigung der wirt- 
schaftlichen Prozesse bewirkt und damit die Grenze der Zeitrhyth- 
men der Okologie überschritten. Uber den Ausbau von Verkehrs- 
irifrastruktur, 'relekornrnunikation und das Absenken von Han- 
delshemmnissen hat sie auch zu einem weitgehenden Verschwin- 
den des Raumbezuges bei ökonomischen Entscheidungen geführt. 
In der Konsequenz finden die heutigen weitwirtschaftlichen Trans- 
aktionen unter Nichtbeachtung der räumlichen und zeitlichen 
Grenzen der ökologischen Prozesse statt. Dies gilt sowohl fiir die 
Entnahme als auch für die Abgabe von Stoffen. 

Indem das Konzept der Nachhaltigkeit die Integration der Oko- 
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nomie in die Okologie fordert, ist nicht nur eine Re-Orientierung 
an den Zeitrhythmen, sondern auch eine an den fäumiichen Gege- 
benheiten gefordert. 

Da aufgrund der angesprochenen ökonomischen Eigendynamik 
die regionalen Grenzen für Produktströme keine Rolle mehr spie- 
len, ist eine Bewertung anhand der Nachhaltigkeitsregeln äußerst 
schwierig. Es zeigt sich hiermit ein Widerspruch zwischen den 
Anforderungen einer nachhaltigen Ökonomie und dem heutigen 
Weltwirtschaftssystem. Dieser Widerspruch gilt erst recht für die 
Ströme der Kondukte (Abfall, Abwasser, Abluft). 

Da aufgrund der Komplexität des Ökosystems Distanzwirkun- 
gen, also 2.B. schädliche Auswirkungen freigesetzter Stoffe in wei- 
ter entfernten Regionen, kaum prognostiziert werden können, er- 
scheint es unumgänglich, die anthropogenen, c1.h. von Menschen 
gemachten, Stoffströme viel stärker zu regionalisieren. Ohne Pro- 
gnose der Wirkungen ist keine Bewertung von Stoffströnien mög- 
lich, ohne Bewertung ist selbst bei bestem Willen im Rahmen 
proaktiver Strategien keine Entscheidung möglich. Das grundie- 
gende Steuerungsproblem kann daher nicht ohne Regionalisierung 
gelöst werden. Es wird deshalb über die Forderungen der Enquete- 
Komrnission hinausgehend an dieser Stelle dafür plädiert, als fünfte 
Regel den Raumbezug explizit miteintubezieheri: 

5 .  Die Wirksamkeit anthvojqeizer Eiiztrzge ist rZtmfich ZZL brgremev. 
Diese räumliche Begrenzung von Stoffströmen kann aber nur 

dann gelingen, wenn die Stoffströme entweder im  geschlossenen 
System bleiben oder aber ,,entschleunigt" werden. Entschleuni- 
gung ist daher als mögliche sechste Regel nachhaltigen Wirtscliaf- 
tens zu diskutieren: 

6. St?ffstrOine silzd m h n d  i b w  Stoffinobditn't z.v beulerlen irtld z f t  

ent.rcblez/nige?z. 
Die Problematik der Distanzstoffströme liegt in erster Linie darin, 

da13 nicht bestimmt werden kann, mit welchen Gegebenheiten 
überhaupt Interaktionen auftreten. Die Anzahl der Interaktionen 
hängt von zwei Komponenten ab: der Langlebigkeit des Stoffes 
und seiner Effekte sowie der räumlichen hlobilität des Stoffes. .Je 
mobiler der Stoff, desto mehr Okosysteme kann er beeinflussen. 
Um die Anzahl der möglichen Interakti»nen, und damit der Wir- 
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kungen, z u  reduzieren, erscheint es notwendig, die Stoffströme zu  
entsclileunigeii. Konkret wiirde dies auf eine Priorisierung von fe- 
sten gegenüber gasftjrmigen und flüssigen Emissionen hinauslau- 
fen. Die Geschwindigkeitsrelation zwischen gasförmigen und fe- 
sten Emissionen liegt nach einer groben Schätzung näherungswei- 
se bei immerhin 87.000 kin : 1Om proJahr (Transport durch Winde 
gegenüber Auswasiliung und Versickerung). 

Die mit der Beachtung dieser Hierarchie verbundene Konzen- 
tration auf feste Stoffe erhöht die Handiungsfähigkeit nicht nu r  
durch die Reduktion der Anzahl der Distanzwirkungen, sondern 
auch durch die besseren Zugriffsmöglichkeiten. Im Gegensatz zu  
fein und global verreiiten Stoffen (wie Gasen) können gespeicher- 
te, greibare Stoffe ggf. nach der Einführung entsprechender 'rech- 
nologieri recycelt werden (Irreversibilität vs. Reversibilität). 

Die Entsclil~iiriigun~sforderutig bezieht sich jedoch nicht nur 
auf die Stoffiriobilität, soiidern auch auf die Dynamik der Stoff- 
stromeritwiclclung. Neue Stoffe fiiliren zu jeweils qualitativ neuen 
Interaktionen. Diese Interaktioiirn greifen in dynamische Gleich- 
gewichte ein, clie sich iiher lange Zeiträume entwickelt haben. Es 
ist nach den1 heutigen Stand des Wissens davon auszugehen, daß 
aufgrund der engen Verrietzungeii irn Okosystern Gleichgewichts- 
sctirungen in einem S~ibsystern zu einem itera.tiven, chaotisch ver- 
laufenden Sucliprozefi in1 Gesamtsystem führen. Die damit ver- 
b 11 nd e ri e ti Ve rän de r urige n i 11 den ii a t ür 1 i c he n Vo rausse t zun ge n 
können so weitgehend sein, da13 ganzen Regionen relativ kurzfri- 
stig clie Versorguiiesgrundlageri (Landwirtschaft) entzogen wer- 
den können. Die soziopolitischen Folgen solcher Veränderungen 
wären weitreichend (Migration, militärische Konflikte um Was- 
ser und Nahrung). 

Es ist daher eine Bcscliränkurig der Einbringurig neuer Stoffe in 
die Natur zu fordern. Stattdessen bietet sich die Konzentration 
cles Wirtschafteris auf dtbekannte, evolutionär bewährte Stoffe wie 
Ho I z , Pflanzen , E rze a n . Dementsprechend ist  fo rs cli u n g s pol i t i s ch 
eine LJrriorientierung des Schwerpunkts .,neue Werkstoffe" in Rich- 
tung „neue Nutzuiigen alter Werkstoffe" gefordert (beispielhaft 
sei hier auf den Vorschlag eines Kühlschranks mit den Dämmstof- 
fen H o  I z 1.1 n d W o  1 I e s t a t  t ,. KU 11 s t s to ffe n" hingewiesen) . 
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Entschleunigung erscheint uns als wichtige Voraussetzung der 
Regeln 4 und 5 ,  die ihrerseits Konkretisierungen der ersten drei 
Regeln darsrellen. Die räumliche Begrenzung von Produkt- und 
Konduktströmen führt zu einer neuen Okonomie: einer Okono- 
mie des Raumes. 

Somit ergibt sich, daß die bereits irn Zusammenhang mit der 
Analyse des Verkehrs und dem Konzept eines ökologischen Um- 
baus des Verkehrssektors von uns erhobene Forderung nach einer 
Regionalisierung der Wirtschaft durch die Uberlegungen zu den 
Wechselwirkungen zwischen Technosphäre und Okosphäre im 
Rahmen nachhaltige11 Wirtschaftens bekräftigt wird. 

Ansätze einer Regionalisierung von Konduktströmen gibr es 
bereits. Als Beispiele kijnrien regionale Rohstoffnörsen und insbe- 
sondere die Verwertungskooperation Kalundborg in Dänemark 
benannt werden. Dort nutzen Industrie, Landwirtschaft, Verwal- 
tung und Energieversorgiing gegenseitig anfallende Kondukte. Das 
örtliche Kraftwerk gibt beispielsweise Abwärme in  das Fernwär- 
mesysrem der Gemeinde sowie an Fischzuctitbetriebe. Wasserdampf 
wird an eine biotechnische Fabrik abgegeben, deren Nebenpro- 
dukte wiederum von der lokalen Landwirtschaft genutzt werden. 
Weiterhin besteht ein WasserdampfiKühlwasser-Kreislauf, an dem 
das Kraftwerk und eine Erdölraffinerie beteiligt sind. An festen 
Stoffen gibt das Kraftwerk Gips, Schlacke und Flugasche ab, die 
von einer Gipsfabrik, im Straßenbau bzw. von einem Zementwerk 
genutzt werden. Zwischen einzelnen der hier genannten Betriebe 
bestehen jeweils noch weitere Kooperationen in der Nutzung von 
Stoffen und Energie. 

Neben den verkelirsbezogerien und den stoffpolitischen (um- 
weltökonomischen) Argumenten sprechen auch konventionelle 
ökonomische Uberlegungen für eine stärkere Regionalisierung der 
Wirtschaft. Die interregionale bzw. internationale Arbcitsteilung 
hat irn Rahmen der heute festzustellenden Globalisierung nicht 
nur vielfacli zu einer regionalen Uberspezialisiel-ung, sondern auch 
zu einer betrieblichen Monosrruktiirierung geführt. Für die ein- 
zelnen Betriebe kann diese Entwicklung fatal sein, wenn sie nöti- 
ge Diversifikationspotetitiale verlieren. Des weiteren ist zu beob- 
achten, dd3 durch die hohe Mobilität des Standortmanagements 
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kaum noch enge Bindungen in uiid mit der Region entstehen, was 
das unreriiehmerisclie Verantworrungsbewul3tsein der Fiihrungs- 
ebene fiit die Region beeinträchtigt. Durch die Interaktion von 
regionaler und betrieblicher Uberspezialisierung beinhalten struk- 
turelle Umbrüche heute ein gesteigertes Krisenpotenti.al. Hinzu 
kommt, daß Spezialisierimg einer Verarmung an Berufsperspekti- 
ven gleichkommen kann. Räumliche Spezialisierung ist also nicht 
nur aufgrund der Quantität der externen Effekte des Verkehrs, son- 
dern, wenn die genannten qualitativen und dynamischen Effekte 
beriicksichtigt werden, auch aus einer rein ökonomischen Perspek- 
tive heraus neu z ~ i  bewerten. 

Ein umfassender ökologisch-ökonomisch-politischer Umbau in 
Richtung stärkerer Regionalorientierung, den wir K1r sinnvoll und 
not\veridjp halten. wird mehrereJahrzehnte in Anspruch nehmen, 
Lind je nach Stoff~trorn bzw. Branche 
- mit unterschiedlichen Problemen verbunden sein; 
- i.iiiiterscl-iiedlictie .il-ittscliaftspolitisc~~e Maßnahmen erfordern; 
- unterscl-iiedlicli sclinell zu  realisieren sein; 
- U n t e rs ch i ed I i c l i  g ro räu ml i c h e Wi r t s c ha ft s k re i s läu fe bei n - 
halten. 

Wir beginnen irn folgenden mit Uberlegungen zu den Rerei- 
chen Kunststoffrecycling und Imidwirtschaft, als zwei Bereichen, 
in denen eine Regionaiisierung vermutlich kleinräumig ~ i n d  rela- 
tiv kurzfristig realisierbar wäre. An den Auswirkungen einer ver- 
stärkten Regionalorientierung auf Struktur und Niveau des Au- 
ISenhandels wollen wir danach zeigen, wie komplex und umfang- 
reich die zu diskutierenden implikationen sind und wie nötig eine 
lange Zeitperspekrive fiir den Urnbau ist. Aber auch bei aktuellen 
wirtschaftspolitischen Entscheidungen besteht Diskussionsbedar- 
Die aktuelle Debatte um die transeuropäischen Netze zeigt, wie 
weit praktizierte (europäische) Verkehrspolitik und das Leitbild 
von Regioiialorirntierurig und Verkehrsvermeidullg noch ausein- 
ander liegen. 
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5.2 Möglichkeiten und Grenzen regionaler 
§ t o f& rei s 1 äu fe 

„Kegionalisierung" als Oberbegriff für die vorrangige Nutzung 
und Entwicklung des regionalen Potentials und als alternativer 
wirtschaftlicher Entwicklungspfad urnfallt vor allem die Schaffung 
geschlossener oder zumindest weitestgehend geschlossener Stoff- 
kreisläufe in der Kegion. Dazu sind weitaus stärker regional ge- 
sclilossene Produktions-, Verwertungs- und Rückfülirungskreis- 
läufe zu schaffen. Das betrifft so.~uohl die N.utzung regional vor- 
handener Ressourcen (alternative Energiequel len und anfiallende 
Abprodukte einschließlich Abwürmej als auch die regionale Ver- 
wercung nachwachsender Rohstoffe und anfallender Altprodukte 
aus dem Konsum und der Industrie. 

Vor allem die Möglichkeiten der stofiliclien Kückführung nicht 
mehr gebrauchter oder gebrauchsfaiiiger Erzeugnisse sind noch 
völlig unzureichend erschlossen. 

Die Abfallbilanz weist (it. Statistischem Jahrbuch 1994) für 1990 
im produzierenden Gewerbe und Krankenhäusern arigefallene 
L4bfall- und Reststoffmengen von 260,5 Mio. Tonnen aus, von de- 
nen nur 26,4 Millionen Tonnen f ü r  die Weiterverarbeitung abge- 
geben wurden. In Haushalten fielen 40,2 Millionen Tonnen Ab- 
fälle an, von denen 4,s Millionen Tonnen als Wertstoffe erfaßt 
wurden und 4,9 Millionen Tonrien sctiadstofflialcige Abfälle wa- 
ren. 

Obgleich bei einzelnen Wertstoffen bereits relativ hohe Recyc- 
liiigraten ausgewiesen werden (bei Metallen, Papier und Glas lie- 
gen sie reilweise schon über 60 vH), sind sie insgesamt und bei 
itiidereii Produktgruppen, wie 2.B. bei Kunststoffen, noch voll- 
l~oruriien unzureichend. So sind entspreciiend der Verpackiings- 
vrrordnung für alle Wertstoffe ab 1. Juli 1995 80 v H  der Altver- 
pacl<ungen zu erfassen, von denen wiederum 80 vH verwertet wer- 
den sollen. Das erfordert hohe Zuwachsraten. 

1990 awrden ca. 50c).OOO Tonnen KLins[stoffiibf~ille aus der In- 
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dustrie (bci einer Jahresprodukrion von ca. 6 Millionen Tonnen) 
wiederverwertet. AUS dem öffentlich entsorgten Bereich waren es 
jedoch nur .31.800 Tonnen. Zwar konnte durch den Aufbau des 
Dualen Systems Deutschland (DSD) die Erfassung von Altkunst- 
sroffen bis 1993 auf rd. 330.000 Tonnen erhöht werden, wovon 
aber nur 8O.OOC) Tonnen im Inland verwertet wurden (vorgesehe- 
nes Soll: 30 vH Erfassungsmenge von ca. I Million Tonnen Kunst- 
stoffverpaclwngen, davon 30 v H  verwertbar). Bis zum Juli 1975 
1st aber eine Recychgrate  von 64 v H  zu erreichen. 

Grundsätzlich ist zwar eine drastische Reduzierung der Kunst- 
stoffproduktion anzustreben. Aktuell ist aber der weitere Aufbau 
von Kec~~clingkapazitäten erforderlich, um durch die möglichst 
weitgehende stoffliche Nutzung eine nachhaltige Entwicklung zu 
unterstiitzen. Deshalb sind u.a. auch die wieder an Akzeptanz ge- 
winnende Verbrennung und einige mit hohem Energieverbrauch 
verbundene Recyclingformen problematisch. Beispielsweise ist in 
der Konzeption des DSD vorgesehen, das Wertstoffrecycling bei 
Kunststoffaltverpackungen auf einen Anteil von maximal 30 vH 
einzugrenzen und vor allem eine Rückfülirung durch Rohstoffre- 
cycling (Vergasung, Hydrierung, Pyrolyse) vorzunehmen. Bei den 
derzeit und voraussichtlich auch in der absehbaren Zukunft sehr 
niedrigen Rohölpreisen entsteht allerdings ein enormer Subventi- 
onsbedarf für das Rolistoffrecycling. 

Bei der Nuczung des Heizwertes von Kunststoffen (Verbren- 
nung) bzw. bei der Gewinnung von Inhaitsstoffen durch das Roh- 
stoffrecycling werden die bei der Primärproduktion verbrauchten 
Ressourcen nur unzureichend genutzt (so ist bei der Herstellung 
ein Energieäquivalent von Ca. 77 Megajouleikg Polyäthylen, ein- 
schließlich des Rohstoffeinsatzes, notwendig, während der Heiz- 
wert rd. 43 Megajoulekg beträgt) bzw. sind hohe energetische 
Aufwendungen für die Rückgewinnung notwendig (die Hydrie- 
rung erfolgt 2.A. bei einer Temperatur von mehr als 700 Grad C), 
ferner fallen auch eine Vielzahl umweltuniierträglicier Stoffe an 
(Reststoffej, die sich aus dem Kunststoff als lioclisyntfietiscliei~i 
Produkt ergeben. 

Andere Mögliclikeiten, die urnweltverträgliche Kückfiiührung von 
Kunststoffen insbesondere durch das umweltverträgliche und wirt- 
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schaftliche Materialrecycling ZLI erhöhen, werden bisher nur unzu- 
reichend genutzt. Nötig wäre vor allein eine Berücksichtigung von 
Recycling-Anforderungen bereits bei der Produktentwicklung (bei 
Kunststoffverpackungen etwa eine ähnliche Farb- und Formge- 
bung). Weitere Probleme beim A ~ i b a u  regionaler Produlttions- 
und Verwertungskreislä~lfe bestehen nicht nur beim Kunststoffre- 
cycling, sondern auch bei anderen Materialien vor allem darin, dali 
immer spezifischere und höhersynthetisierte Produkte an wenigen 
Standorten produziert sowie in vielfachen Materialverbiinden und 
Modifikationen für einen breiten Markt hergestellt werden. Die 
dezentrale Erfassung, Sortierung und Aufbereitung für ein hoch- 
wertiges Werkstoffrecycling ist unter diesen Bedingungen weder 
umweltgerecht noch wirtschaftlich niiiglich. Deshalb sollten vor 
allem eine verkehrsvermeidende regionale Herstellung eines Pro- 
duktionssortiments (2.B. irr1 ßauwesen, für Hauhaltswaren mä.) 
sowie eine stufenweise Rückführung, vorrangig in die bestehen- 
den Produktionslinien, angestrebt werden. 

Die stufen- bzw. kaskadenweise Rückführung beginnt mit der 
Mehrfachnutzung von Produkten, umfaßt die Rückführung zu den 
regionalen Kunststoffverarbeitern und die Modifizierung bis zum 
Rolistoffrecycling in vorhandenen Anlagen der Grundstoffchemie. 

Notwendig ist jedoch, bereits bei der Produkt- und Verfahrens- 
entwicklung die umweltverträgliche Herstellung, Nutzung und 
Rückführung zu gewährleisten. Das schl ieh auch die Verlänge- 
rung der Lebens- und Nutzungszyklen ein, durch die cler Ersatz- 
bedarf verringert werden kann. 

Weitaus umfangreicher als bisher sind nachwachsende Rohstoffe 
z u  nutzen. Sie bieten eine Möglichkeit zur Erhöhung der Recyc- 
lingfaliigkeic durch biologisch abbaubare Produkte, können und 
müssen aber auch als Alternative zur Substitution begrenzter fos- 
siler Rohstoffe sowie uniwrltschädigender Produkte und Verfah- 
ren ausgebaut werden. Der Grad ihrer Nurzung ist dabei nicht 
nur von weiteren Innovationen der uintveltverträgliclien Gewin- 
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nung und Verarbeitung industriell nutzbarer Inhaltsstoffe abhän- 
gig, sondern auch von der Reduzierung des Verbrauchs an Res- 
sourcen. So wäre z.A. für die Substitution des gegenwärtigen jähr- 
lichen Dieselverbrauchs durch Biodiesel eine Anbaufläche von ca. 
24 Millionen Hektar bei rd. 11 Millionen Hektar genutzter Ak- 
kerfläche in der Buiidesrepublik erforderlich. 

Die energetische und stoffliche Nutzung nachwachsender Roh- 
stoffe ist deshalb auch unmittelbar mit der Regionalisierung zu 
verbinden. Das ergibt sich einerseits daraus, da8 bei hohen Trans- 
portentfernungen der notwendige Energieauhrand die gewinnba- 
re Eriergieäquivalenz übersteigt und andererseits bei hohen Ver- 
bräuchen ein uinweltverträgliciier Anbau nicht rnöglicli ist. 

Erforderlich ist vor allem die stoffliche Nutzung regional an- 
baubarer nachwachsender Rohstoffe zur Substitution urnweltbela- 
stender und energieintensiver Verfahren und Produkte. Der Auf- 
bau einer Industrie auf Basis nachwachsender Rohstoffe, die in 
vorhandene Produktionskomplexe zu integrieren isr, mu13 mit der 
verkehrsvermeidenden Regionalisierung verbunden werden. 

Die Verwendung nachwachsender Rohstoffe ist insbesondere 
durch die Nutzung der Syntheseleistungen der Natur und die Sub- 
s t i tu t i o n der P rod ~ i k  t e u m w el tver t räg lich und wir t schaft I ic h ZU 

gestalten. Dabei entfallen hohe Aufwendungen für den naclisor- 
genden Umweltschutz und umweltschädigende Einflüsse durch 
Substanzen, die natürliche Kreisläufe negativ verändern. 

Dazu niuß die Produktinnovation auf bisherigen Innovations- 
feldern, wie Tensiden, Farben, Oien usw., verstärkt, müssen aber 
auch weitere Einsatzgebiete, vor allem synthetische Werkstoffe, 
erschlossen werden. 

Voranzutreiben ist die verbrauclisreduzierende Substitution syn- 
thetischer Werkstoffe, deren Entwicklung zur Uberwindung von 
Waclistumsschraiiken, u.a. durch die Substitution anderer begrenz- 
ter Rohstoffe (Holz, Metalle usw.), beitrug, deren gegenwärtige 
fossile Rohctofkbasis (vor allem Erdöl und Erdgas) aber selbst niclit 
erneuerbar ist. Die Entwicklung dieser Stoffe führte ZLI erhebli- 
cheri zusätzlichen Umweltbelastungen. Problematisch waren da- 
bei sowohl die dadurch möglich gewordenen holien Verbrauchs- 
Steigerungen als auch die zusätzliche Entstehiing klimabeeinflus- 
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sender natürlicher Stoffe wie CO, und bisher nicht vorhandener 
Siibstanzen wie FCKW, die zu reaktiven Veränderungen natürii- 
cher Kreisläufe führen. 

Regionalisierung kann ein Mittel zur Reduzierung von Stoffströ- 
men in der Landwirtschaft sein. Von ihr sind positive ökologische, 
Ökonomische und soziale Effekte sowohl für die Landwirtschaft 
selbst als auch für den ländlichen Raum insgesamt zu erwarten. 

ßei  der Schaffung von regionalen Reproduktionszusammenhän- 
gen in der Landwirtschaft zum Zwecke der Reduzierung von Stoff- 
strömen, Transporten und Energieverbrauch, zur Erzielung eines 
nachhaltigen regionalen Wachstums, zur Schaffung von Arbeits- 
plätzen und zur Erhöhung von Einkommen gilt es, die Sonderstel- 
lung der landwirtschaftlichen Produktion in der Gesellschaft zu 
berücksichtigen und ihre Spezifika t u  entfalten. An ihrem Bei- 
spiel läßt sich besonders gut  verdeutlichen, daß 
- die Okologie ein Organisationsprinzip für die Entwicklung 
der Gesellschaft sein kann; 
-der  Erhalt der Na tu r  die übergeordnete ökonomische Zielrich- 
tung des Leitbildes einer nachhaltigen Entwicklung ist; 
- Natur  nicht nur als Produktionsfaktor, sondern Landschaft als 
K u  I t U rg u t erhalten werden 111 uß ; 
- Art und Umfang der Inanspruchnahme von Umwelt als Pro- 
du  k t  i o ns fak to r d i e Mög 1 i  c h ke i t des na t ür I i c h e i i  § y s t em s bee i n- 
fl 11 s s e n , P rod u k t i on s - , Träger- , Info r n7 a t i o 11 s - Rege 1 U n g s , E r h o - 
Irings- und ästhetische Funktionen zu erfiillen; 
- ökologische, ökonomische und soziale Aspekte sich in starkem 
Mal3e wechselseitig beeinflussen. 

Anlaß h r  Uberlegungen hinsichtlich der Regionalisierungspro- 
zesse in der Landwirtschaft bietet die besondere Relevanz von öko- 
logischen und sozialen Problemen in diesem Sektor. 

Ei:iten.r ist die Landwirtschaft durch hochintensive Produktions- 
verfiliren und enge Spezialisierung an der Naturzerstörung beteiligt 
(Boiienerosion, Belastungen des Trinkwassers mit Rückständen von 
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Pflanzenschutzmittelr~, Aussterben von Pflanzen- und Tierarten, 
belastete, z.T. gesundheitlich bedenkliche Nahrungsgüter). 

Von aktueller ökologischer Relevanz sind beispielsweise in der 
Landwirtschaft Ostdeutschlands politische Entscheidungen, die 
- zur Liquidierung und nicht standortgerechten Umstrukturie- 
rung der Tierbestände, 
- zur drastischen Verarmung und Veränderung von Anbaustruk- 
turen (Reduktion auf Raps und Mais, Rückgang der Eigenfut- 
t e r m i t t e I p ro d u k t i o n , Z us am ni e n b ru c h e i n h e i mische r Kar t o ffe 1 - 
Produktion), 
- zu Flächenstillegungen mit  einhergehenden Erosionsschäden, 
Verbuschung etc. führten. 

Zzileileizs tritt in keinem anderen Bereich der Gesellschaft die 
Benachteiligung der Menschen so deutlich und nachhaltig zutage. 
Schwere Arbeitsbedingungen, niedrige Einkommen (der Einkom- 
mensunterschied zum Durchschnitt aller Iiaushalte beträgt laut 
Agrarbericht der Bundesregierung 1993 mittlerweile bis zu 34 vlj), 
geringeres Bildungsniveau, der Abbau von landwirtschaftlichen 
Arbeitsplätzen in den neuen Bundesländern bei gleichzeitigem 
Fehlen von Beschäftigungsalternativen, die Zunahme von Verar- 
mungstendenzen nach Verlust des Arbeitsplatzes, der Wegbruch 
aller durch die ehemaligen Landwirtschaftsbetriebe erbrachten 
Sozial- Lind Dienstleistungen haben zur allgemeinen Verschärfung 
der sozialen Probleme beigetragen. Eine alternative Politik für die 
Landwirtschaft sollte in ihrer Suche nach nachhaltigen zukunfts- 
verträglichen W'irtschafts- und Lebensstilen vielmehr vorgefunde- 
ne, gewachsene Strukturen in ihrer Unterschiedlichkeit akzeptie- 
ren und diese zur Grundlage für eine relativ eigenstandige und 
selbstbestirnmte Entwicklung machen. 

Die Landwirtschaft ist ein unverzichtbarer Wirtschaftszweig des 
ländlichen Raumes. Olirie sie ist eine Gestaltung ländlicher Räu- 
me nicht möglich. Die Konkretisierung der Vorstellungen iiber 
die anzustrebenden ökologischen, ökonomischen und sozialen Ziele 
fiir die Landwirtschaft kann daher nur iin Zusammenhang mit der 
Erarbeitung von Konzepten zur Entwicklung des ländlichen Rau- 
nies erreicht werden. 

Eine Politik cler Stärkung endogener Potentiale der Landwirt- 
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schaft und des ländlichen Raumes schließt Konzepte zur Schaf- 
fung bzw. Revi talisierung regionaler Reproduktiotlszlisarnmenhän- 
ge ein. Dabei wäre es wünschenswert, wenn nicht nur die land- 
wirtschaftliche Ptimärproduktion, sondern auch ein bedeutender 
Teil der Weiterverarbeitung uiid der Vermarktung in Verantwor- 
tung der Landwirtschaft verbliebe bzw. wieder integriert würde. 
Die zu schaffenden landwirtschaftlichen regionalen Märkte und 
Absatzstruktureil sollten nicht in erster Linie auf Massen- und Bil- 
ligwaren ausgerichtet sein, sondern dem Bedarf nach einheimi- 
schen, träditionellen Produkten entsprechen. Die i n  der Region 
verbleibenden Gewinne könnten der Kapitalakkumulation und der 
Finanzierung von Investitionen dienen und so zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen und der Aufwertung ländlicher Räume beitragen. 

Die jeweilig vorgefundenen natürlichen Standortbedingungen 
und Potentiale sind ökologisch und ökonomisch optimal zu nut- 
zen. Es sollte gelten, daß Flächen, die ökonomisch vertretbar be- 
wirtschaftet werden können, auch durch die Landwirtschaft bear- 
beitet werden. Flächen, die ökonomisch nicht melir genutzt wer- 
den können, z.B. bei niedrigen Bodenwertzahlen, werden in Ent- 
scheidungen über Aufforstung oder anderweitige Nutzungen ein- 
bezogen. Auf den zu bewirtschaftenden Flächen sollte es nicht um 
die Erzielung maximaler Erträge oder die einseitige Orientierung 
auf Kulturen gehen, die aus EG-agrarpolitischer Sicht Ökonomisch 
vielleicht ertragreich (auf keinen Fall ökologisch sinnvoll) sind, 
sondern um eine ressourcen- und energiesparende Produktion. 

5.3  Regiorialisierung und Außenhandel 

Der Welthandel wird häufig als unabdingbare Voraussetzung fiir 
wirtschaftliches Wachstum und Wohlstand durch internationale 
A r b e  i  t s t e i 1 u ng angesehen . Dabei gerät d ie öko 1 og i s che D i in e n s i o n 
des internationalen Handels häufig aus dem Blick. Im folgenden 
sollen die sozialen und ökologischen Folgen des Handels dagegen 
voni Rand der Diskussion ins Zentrum geholt werden. 

Für die Diskussion um eine ökologische Umgestaltung des Welt- 
handels ist in einem ersten Schritt eine kritische Neubewertung 
der Wachstumsimpulse durch den internationalen Handel nötig. 
Die positiven Einflüsse auf das Wirtschaftswachstum und somit 
auf den maLeriellen Wohlstand der Welcbevölkerung werden in 
der Wirtschaftstheorie aus dem Theorem der komparativen Ko- 
stenvorteile abgeleitet, das (nachdem es lange Zeit breite Akzep- 
tanz genoß) seit mehrerenJaliren immer kritischer hinterfragt wird. 

In der klassischen (auf Ricardo zurückgehenden) Variante sind 
regionale Kostenunterschiede durch unterschiedliche Produktivi- 
täten aufgrund von unterschiedlichen Produktionstechniken und 
natürlichen Verfügbarkeiten bedingt (physikalische Eigenschaften 
natürlicher Ressourcen, Tiefe der Vorkommen etc.). Jedes Land 
produziert die Güter, bei denen es die relativ größten Produktivi- 
tätsvorteile realisiert. Selbst wenn es alle Güter günstiger herstel- 
len kann, konzentriert es sich auf die Güter mit den liöchsten Pro- 
duktivitätsvorteilen und erwirbt die anderen auf dem Weltmarkt. 
Die neoklassische Variante der komparativen Kostenvortei le (nach 
Heckscher und Ohlin) führt die Kostenunterschiede nicht mehr 
auf verschiedenen Produktivitäten, sondern auf Faktorpreisdiffe- 
renzen durch unterschiedliche Ausstattungen mit Arbeit und Ka- 
pital zurück. Da der jeweils reichlich vorhandene Faktor relativ 
billiger ist, spezialisieren sich einige Länder auf kapitalintensive 
und andere auf arbeitsintensive Produkte. In beiden Varianten soll 
Handel einen insgesamt günstigeren Einsatz der Faktoren und so- 
mit einen höheren Output  ermöglichen. 

Mag die Ricatdo-Version der komparativer1 Kosteilvorteile ei- 
nen Erklärungsgehalt für den Rohstoffiandel haben, - den Han- 
del mit Industriegütern kann sie nicht erklären, da naturbedingte 
unterschiedliche Produktivitäten dabei keine wesentliche Rolle 
mehr spielen. Da auch die PIeckscher-Ohlin-Version eine Unter- 
scheidung zwischen kapital- und arbeitsintensiven Gütern vorc~us- 
setzt, ist sie als Begründung für den intra-industriellen Handel 
mit gleichartigen Gütern unzureichend. 

Heute ist aber ein bedeutender Teil des Außenhandels intr-a- 
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industrieller Handel mit  Endprodukten, die sich häufig nur noch 
mini ma I U nt e rs c h ei den . 

Die internationale Arbeitsteilung ist kaum noch durch unter- 
schiedliche Ausstattungen der Länder niit bestimmten Ressour- 
cen geprägt. Entscheidend sind vielmehr die Strategien interna- 
tionaler Unternehmen. Produkte werden zur Ausnut-zung niini- 
rriaister Preisdifferenzen bis zur Endmontage häufig mehrmals über 
die Grenzen hinweg transportiert. Außerdem findet eine weitge- 
hende Spezialisierung zur Ausn~itzung von Kostenvorteilen durch 
economics-of-scale statt. Die Massenproduktion von Gütern er- 
möglicht Kosteneinsparuiigen, erfordert aber entsprechend grol3e 
Absatzmärkte. Hier sind Kostenvorteile keine Voraussetzung des 
internationalen I-Ianciels, sondern werden durch diesen erst errnög- 
licht. 

Die Theorie der komparativen Kostenvorteile besitzt also höch- 
stens fiir einen Teil des internationalen Handels Erklärungsrele- 
vanz. Mögliche Wolilfahrtsgewiiiiie werden aber auch durch die in 
den 80er Jahren stark erhöhte Kapitalmobilität fraglich, die regio- 
nale Kapitalknappheiten beseitigen kann. Damit nimmt im ,,Stand- 
ortwettbewerb" die Bedeutung der Kapitalverfiigbarkeit ab und 
die der Arbeicskocten zu. Vor diesem Hintergrund wird die Dro- 
hung mit Produktioiisverlagerungen und die Forderung nach Lohn- 
und Sozialleosterisenkungen zur Kehrsei te zunehmender Eiandels- 
integriition. 

Selbst bei der Realisierung von partiellen Wolilstandsverbesse- 
rungen ist noch nichts über deren sozial gerechte Verteilung aus- 
gesagt. Hier spielen einmal die relative11 Austauschpreise der ge- 
handelten Güter (Terms of Track) eine entscheidende Rolle. ALI- 
{Serdem Iäßt sich von zunehrneiiden Wandelsanteiien einzelner Staa- 
ten nicht quasi-automatisch auf Wohlstandsverbesserungen fiir 
breite Hevölkerungsschichren schließen. Wenn deutsche Koiizer- 
ne ihre Produktion nach Osteuropa verlagern und den de~itscheri 
hfarkt dann von dort beliefern, erhöht dies zwar den osteuropiii- 
schen Handelsanteil und vielleicht das Sozialprodukt. Für den 
lVol-ilstand der Bevölkerung isc aber nicht die Steigerung des Sozi- 
alproduktes ausschlaggebend, sondern ihr Anteil am Sozialprodukt, 
c1.h. die Einkommen. I~roduktionsverlagerungeii in Länder niit 



geringerem Lohnniveau erhöhen die Profite der Konzerne, ohne 
da8 die Bevölkerung zwangsläufig angemessen daran partizipiert. 

Auch faktisch hat die Ausweitung des \3drelthandels bisher niclit 
dazu geführt, daß sich die bestehende Ungleichverteilung des 
Weltsozialproduktes verbesserte. Noch immer ist das Bruttosozi- 
alprodukt je Einwohner in Industrieländern wie Deutschland, Ja- 
pan oder den USA 40mal höher als etwa das der afrikanischen Län- 
der. Weltweit verdient das reichste Fünftel der Weltbevölkerung 
mehr als das 6Ofache des ärmsten Fünftels, und diese Kluft hat im 
vergangenen Jahrzehnt noch zugenommen. Die ungleiche Einkom- 
mensverteilung ermöglicht auch einen ungleichen Zugriff auf die 
Umweltressourcen. In den industrialisierten Ländern verbraucht 
ein Einwoliner 18mal soviel Chemikalien, zehnmal soviel Energie 
und dreimal soviel Wasser oder Getreide wie die Menschen im 
Süden. 

Solange die Welthandelsordnung ihnen die Rolle der Lieferan- 
ten billiger Arbeitskraft zuschreibt, bleibt für die ärmeren Länder 
häufig nur der Weg, durch „Sozialdumping" Marktanteile zu ge- 
winnen oder auch nur zu halten. So wurden 2.B. Forderungen des 
malaysischen Gewerkscliaftskongresses näch Minimallöhnen und 
besseren Arbeitsbrdingungen von der Regierung abgelehnt, weil 
sie steigende Produktionskosten und sinkende Investitionen aus 
dem Ausland befürchtete. Die Folgen gravierender Verletzungen 
minimaler Sozial- und Arbeitsscliutzstandards zeigen sich auch an 
den Fabrikkaiastrophen in der Boomregion Südostasien-China (Fa- 
brikbrände, zugeschweilhe Notausgänge, iingesiclierte Maschinen). 

Aber nicht nur das Sozialdumping „vor Ort"  verschlechtert die 
wirtsc1iaftliclie und soziale Lage der Bevölkerung. A~icli die Han- 
delspolitik der Industrieländer vernichtet in vielen Fällen traditio- 
nelle Arten der Unterlialtssicherurig in den Ländern des Südens. 
Ein aktuelles Beispiel ist die EG-Subventionierung fur Riiidfleisch- 
exporte nach LVestafrika. N u r  aufgrund der Subventionszahlun- 
gen, die viermal so hoch sind wie die erzielten Verkaufserlöse, konn- 
ten die europäischen Exporteure die regionalen Anbieter unterbie- 
ten  und so Marktanteile für in Europa kaum absetzbares niirider- 
weiniges Fleisch erlangen. In Ländern wie Niger, Mali oder Burki- 
na Faso, die rund 10 v H  ihres Bruttosozialproduktes in der 'Tier- 
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produktion erwirtschaften, wird dadurch zahlreichen Kleinbauern 
und Viehzüchtern die Existenzgrudlage entzogen. 

Erste Ansätze einer Auseinandersetzung mit den ökologischen 
Folgen des internationalen Handels sind inzwischen zwar bis hin- 
ein in die grolkn internationalen Organisationen wie Weltbank, 
OECD und GATT/WTO zu erkennen. Allerdings herrscht dort - 
wie noch im ganz überwiegenden Teil der Wirtschaftswissenschaf- 
ten - eine weitgehend unkritische Unterstützung des Freihandels- 
dogmas vor. Dem möglichst deregdierten Welthandel wird sogar 
mit Verweisen auf seine Rolle als ,,Waclistumsmotor" und auf sei- 
ne Bedeutung für die Verbreitung von „Umweltteclinik" eine 
umweltschutzfördernde Funktion zugeschrieben. 

Demgegenüber fordert die ArbeitsgilQpe ALtei-native LVir-tJchaJtJ- 
Politik eine genauere Erforschung der negativen Stoffstrom-, Ver- 
kehrs-, Skalen- und Struktureffekte des Handels, u m  zu überprü- 
fen, ob nicht die ökologisch verheerenden direkten und indirekten 
Wirkungen des Welthandels eine drastische Reduktion der welc- 
weiten physischen Handelsströme und eine stärkere Kegionalisie- 
rurig des YVirtschaftens erfordern. 

Erste direkte Wirkung des internationalen Handels ist die Aus- 
weitung globaler Stoffströme in Form großer Massen an Rol-tstof- 
feii, insbesondere fossiler Energieträger, forst- und agrarwirtschaft- 
licher Primärgüter, Zwischenprodukte, industrieller Endproduk- 
te und Abfalle. In Folge dieser riesigen Stoffverlagerungen kommt 
es aus stoffökologischer Sicht, wie sie z.B. der Sachverständigenrat 
für Umweltfragen entwickelt, zu Stoffverarmungen in den Her- 
kunfts- oder Lieferländern sowie zu Stoffanreiclierungen urid -ver- 
mischungen in den Importländern. Dieser globale hohe Durclisatz 
und beschleunigte Umsatz von Stoffen ist nicht mehr in natCirli- 
che Stoffkreisliiufe eingebunden. Er äußert sich schlielSlich in einer 
kaum noch t u  bewältigenden Flut von Abfallen in gasförmiger, 
tlüssiger oder fester Form. 

Mit jeder Ausweitung des Handels mit physischen Gütern geht 
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zwangsläufig auch eine Ausweitung des Transportverkehrs und der 
claniit zusammenhängenden Umweltbelastungen einher. Ohne hier 
das lange ökologische Sündenregister des Verkehrs zu wiederho- 
len, ist vor al lem vor der unverantwortlichen weiteren Auswei- 
tung des Flugverkehrs zu warnen. Zu zusätzlichen, teilweise er- 
heblichen ökologischen Katastrophen in Folge des internationalen 
Güterverkehrs kommt es immer wieder bei Unfallen, 2.B. bei 
Oltrarisporten per Schiff oder Pipeline. Ferner stellt sich die noch 
kaum erforschte Frage nach den insgesamt vom Handelsverkehr 
verursachten Stoff- und Eiiergieströmen, also z.B. nach den Stoff- 
strömen in Zusammenhang mit Produktion, Gebrauch und Ver- 
wertung der Fahr- und Flugzeuge sowie der Infrastrukturen. 

Hinsichtlich der indirekten ökologischen Wirkungen des Han- 
dels läßt sich zwischen den Skalen- oder Wachstumseffekten und 
den Struktureffekten, also den Einflüssen internationalen Handels 
auf Konsum- und Produktionsstrukturen, unterscheiden: Wenn 
zu den ökonomischen Wirkungen des Welthandels die Fijrderung 
des Wirtschaftswachstums zu zählen wäre, so wäre dies nicht etwa 
nur als Erfolg zu verbuchen. Vielmehr ist auf die zunehmenden 
Stoff- und Energieströme in VCiacliseumsprozessen sowie auf die 
steigenden sozialen und ökologischen Folgekosten des Wircschaf- 
tens hinzuweisen. Letztere werden in der Bundesrepublik bereics 
aut 12 vH des Bruttosozialprodukts geschätzt. Auch für den 'I'reib- 
hauseffekt, der aus der Nutzung fossiler Energieträger resultiert, 
fiir das Problem irreversibler ~Jniweltzerstörungen und für Jen 
Verlust der Artenvielfalt bietet: der Hiriweis auf finanzielle Ge- 
winne aus Wachstumsprozessen keine Lösung. 

Die Verfügbarkeit von Südfruchten oder tropischen Hölzern in 
nördlichen Ländern illustriert den EinRuB des internationalen 
Handels auf Konsumstrukturen. Diese haben sich völ lig von den 
sozialen und ökologischen Bedingungen der jeweils eigenen Oko- 
nomie entkoppelt. U-mgekehrt tülirt die Möglichkeit des Absatzes 
bestimmter Produkte auf internationalen Märkten - insbesondere 
i m  Rahmen exportorientiercer Entwicklungsstrategien - zu  An- 
passungseffekten bei der Gestaltung nationaler Produktionsstruk- 
turcn. IJnter den gegebenen Bedingungen - also bei Weltmarkt- 
preisen, die die Cvlaterialintensität und  ökologischen Gefahren von 

Produktionstechniken und Ressourcenausbeutung kaum reflektie- 
ren - kommt es zu falschen Einschätzungen komparativer Kosten- 
vorteile. Dies kann in der Folge zum Einstieg in ökologisch nicht 
vertretbare, stoffstrom- und gefahrenintensive Produktionsstruk- 
turen und zu Wohlfahrtsverlusten führen. Zahlreiche Beispiele für 
derartige negative Struktureffekte des internationalen Handels fin- 
den sich laut OECD 2.B. in den Bereichen Landwirtschaft (,,Cash- 
crop"-Produktion), Forstwirtschaft (Tropenholz-Export auf Basis 
nicht-nachhaltiger Abholzungspolitikj und Fischerei (Uberfi- 

Hinsichtlich der angeblich so erfreulichen Verbreitung von 
LJmwelttechnik durch Welthandel ist zunächst auf die äußerst 
unscharfe Verwendung von Begriffen wie lJr/-lziielt~echnik oder um- 
ii)eltschouende ikchnik hinzuweisen. Die bislang so bezeichneten Güter 
zählen überwiegend zu den ,,end-of-the-Pipe"-Techniken traditio- 
nellen Umweltschutzes. Ein Blick auf den „b'kologiJchz Rucksack" 
einer 'umweltschonenden Technik' wie den Katalysator - dessen 
'Rucksack' macht etwa eine Tonne bfaterialverbrauch aus - 1äh  
erkennen, dar3 möglicherweise gerade auch mit der Verbreitung 
von 'Umwelccechniken' zusätzliche Stofflüsse und somit weitere 
Be- statt Entlastungen des Okosystems verbunden sein können. 
Das Argument der handelsbedingten Verbreitung von IJmwelt- 
technik vermag also erst zu überzeugen, wenn es hierbei um die 
.Verbreitung von stoffstrom-reduzierenden Techniken im Sinne der 
„Effizienzrevolution" geht - also um die Verbreitung miniacuri- 
sierter, de-materialisierter, langlebiger, reparaturfreudiger, kurz: 
öko-effizienter C" Tuter. 

schung). 

Reformvorschläge für einen „nachhaltigen Handel" müssen die 
komplexen Zusammenhänge von Welthandel, Umwelt- und Ent- 
wicklurigspoli tik berücksichtigen. Die notwendigen ökologischen 
lind entwicklurigspolitischeri Strukturverinderungen werden nur 
langfristig zu erreichen sein. Leitlinie für politische Weichenstel- 
lungen sollte eine stärkere Orientierung des internationalen Man- 



dels an sozialen und ökologischen Zielen sein. Aus ökologischer 
Sicht stellt sich vor allem die Frage, ob die derzeitige Höhe des 
Handelsvolumens langfristig überhaupt tragfaliig ist. Trotzdem 
sind den ärmeren Ländern Spielräume für Wachstumsprozesse zu 
belassen. Deshalb wäre die Reduzierung des Handelsvolumens 
vorrangig eine Aufgabe der Industrieländer. Der größte Teil des 
internationalen Handels wird zwischen den großen Handelsblök- 
ken der Triade (EU, EFTA, USA und asiatisch-pazifiscle Handels- 
länder) abgewickelt. Dabei macht der Rohstofihandel, das klassi- 
sche Beispiel fur komplementären Handel, in Deutschland nur 1 vH 
der Exporte und 5 v H  der Importe aus. Auch Ernährungsgüter 
machen nur 10 v H  der Einfuhren (und 5 vH der Ausfuhren) aus. 
Dominant ist vielmehr der substitutive Handel mit Halb- und 
Fertigwaren (Ca. 90 v H  der Ausfuhren bzw. 80 v H  der Einfuliren). 
Alkine der Handel mit  Fertigwaren-Eiiderzeugnissen erklärt ca. 
zwei Drittel des Handelsvolumens, wobei die exportscarkeri Indu- 
strien auch am meisten importieren. Wie sehr also der Norden in 
der Verantwortung steht, zeigt auch das Auseinanderlaufen des 
Pro-Kopf-Verbrauchs an Ressourcen. Die Länder des Nordens lia- 
ben ihren Kessourcenverbrauch in der Vergangenheit so weit über- 
zogen, daß sie ohne Gegenleistung keinen Beitrag des Südens zum 
Umweltschutz mehr verlangen können. Als wichtigste Eigenlei- 
stung mulj der Norden mit dem ökologischen Scrukturwandel ernst 
machen . 

Für die nötige Grundlagenarbeit ist es notwendig, die ökologi- 
sche und soziale Dimension des Handels verstärkt in die öffentli- 
clie Debatte einzubringen, um langfristig einen Konsens iiber die 
Neubewertung speziell des intra-industriellen Handels mit  hocli- 
wertigen Konsum- und wichtigen Arten von Industriegütern zu 
erreichen, denn einerseits kann auch rein inrra-industrieller Han- 
del mit ausdifferenzierten Nischenprodukcen eine Wohlfahrtsver- 
besserurig bedeuten, da individuelle Korisuniencenpräferenzen eher 
berücksichtigt werden können. Andererseits ist aber zu fragen, ob 
die heutige Markenvielfalc bei vielen Produkten vor dem Hinter- 
grund speziell der ökologischen Folgeproblerne des Handels noch 
vertretbar ist. Mit geringen Einschränkungen der Produktpalette 
l i e h  sich viele Gütergruppen regional oder zumindest national 
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produzieren. Die heutige Handelsintensirät spiegelt auch die In- 
teressen weniger Großkonzerne wider, die große Märkte brauchen, 
um economics ofscale voll z u  nutzen. 

Die Ai&eits,gi”i)/v Altnwatiie \Virtschjl.~olilik plädiert nicht für 
einen Ausstieg aus dem internationalen Handel oder für völlige 
Autarkie, - aus ökologischer Sicht ist aber eine Umkehrung der 
vorherrschenden Zielpyramide erforderlich. Primäres Ziel sollte 
nicht mehr die Produktion für den Weltmarkt sein, sondern für 
den regionalen Eigenbedarf und für die umliegenden Regionen. 
Darüber hinaus wird aber ein Bereich industrieller Fertigung be- 
stehen bleiben, der weltmarktorientiert produziert. 

Wenn regionale Stoffkreisläufe geschlossen werden, wird auch 
der Rohstoffverbrauch zurückgehen und werden die Absatzmärk- 
te der „Entwicklungsländer“ schrumpfen. Von den Entwicklungs- 
ländern, die kein Erdöl exportieren, erwirtschafteten 1990 immer 
noch zwei Drittel ihre Exporterlöse mit nur jeweils drei Rolistof- 
f‘n. Anteilssteigerungen der Entwicklungslärider am Handel mit 
Industriegütern Fanden überwiegend nur zu Gunsten der ostasia- 
tischen Schwellenländer statt. 

Nötig ist vor allem ein Abbau der Abliängigkeit der Länder des 
Südens von Rohstoffexporten. Eine erste und elementare Voraus- 
setzung dafür ist eine umfasseride Streichung der Schulden des 
Südens, die längst nicht mehr aus ursprünglichen Forderungen, - ien. sondern aus gestundeten Zinszahlungen bestLl 

Notwendig ist darüber hinaus eine langfristig angelegte Politik 
der Diversifikation der heimischen Produktion, die aber nur mög- 
lich wird, wenn die Industrieländer ihre Dominanz im Handel mit 
Industriegütern abbauen. Eine regionalorielitierte Wirtschaftswei- 
se im Norden, die zu einer Rücknahme der Warenexporte fuhrt, ist 
dazu ein erster Schritt. Entwicklungspolitisches Ziel sollte sein, 
Industrien der höliereri Verarbeitungsstufen und mit größerer Wert- 
scliöpfung in den Ländern des Südens aufzubauen und zu stärken. 

Eine ausgeglichenere Handelsbilanz zwischen den Ländern des 
Südens und des Nordens wäre ein erster, aber nicht ausreicliender 
Schritt zu einer nachhaltigen Entwicklung. Darüber hinaus ist si- 
cherzustellen, daß iinternationaler Handel soziale und wirtschaftli- 
che Menschenrechte nicht verletzt. 
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Für die Neugestaltung der Weltliandelsbezieliungen muß des- 
halb das Steuerungspotential von sozialen und Ökologischen Min- 
deststandards für Produkte und Produktionsprozesse ausgelotet 
werden. Anknüpfen ließe sich an menschenrechtlichen Basisnor- 
men, wie sie etwa in den Konventionen der ILO oder auch im Pakt 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Menschenrechte fest- 
gelegt sind (2.B. das Recht auf angemessenen Lebensstandard, ein- 
schließlich ausreichender Ernährung, Bekleidung, Unterbringung, 
auf Gewerkschaftsfreiheit und gerechte Arbeitsbedingungeri). Als 
„harter Kern" der Mindeststandarcis sollten die ILO-Konveritio- 
nen über Gewerlcschaftsrechte, Koali tionsfreiheit , 'ihifautonomie, 
das Nichtdiskriminierungsgebor sowie das Verbot von Kinder- und 
Zwangsarbeit beachtet werden. Als Protektionismus des Nordens 
lassen sich diese Regelungen katirri interpretieren, da die Stan- 
dards immer noch so gering angesetzt sind, daB sie kaum geeignet 
sind, die unterschiedlichen Arbeitskosten und Sozialstandards aus- 
zug lei c hen . 

Die Vereinbarung von MindestJ-carzilitr¿.Ir ist aber nicht gleichzu- 
setzen mit  der Einbeziehung von Mindestkhzt&. in bestelieiide 
Handelsabkommen wie das GATT (bzw. die WTO). Die ,,Eilt- 
wicklungsländer" als relativ schwache Handelspartner sind immer 
der Gefahr ausgesetzt, da13 die dominanten Industrielärider Schutz- 
klauseln einsetzen, um ihre Märkte vor der Konkurrenz aus dem 
Süden zu schützen. Auch der soziale und Ökologische Nutzen von 
Handelsklauseln ist fragwürdig, denn erstens betreffen sie nur die 
Exportsektoren der Wirtschaft, während die auf den Birinenrnarkt 
ausgerichteten Sektoren in ihrer Produktionsweise keiner Kontrolle 
unterliegen. Gerade vor dem Leitbild einer Reduz ie ru~g  der Han- 
delsbeziehungen greifen sie desi-ialb Z L ~  kurz. Letztlich besteht auch 
die Gefahr, daß in Haiidelsabkommen einbezogene Schutzklau- 
seln der ökonomischen Rationalität des Handels unterworfen wer- 
den, da die entsprechenden Kontrollgreniien mit  I--Iandelsexper- 
ten besetzr sind, denen das entsprechende ökologische und men- 
sc:!ienreclitliclie Know-how fehlt. 

Um eine Instrumentalisierurig für die Handelsiiiteressen des 
Nordens zu vermeiden, sollten soziale und ökologische biindest- 
staridards unter Einbeziehung der Länder des Südens multilateral 
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vereiribart werden. Für die Uberwachung sind unabhängige Kon- 
crollgremien zu schaffen. Dazu sind vor allem die Kontroll- und 
Sanktionsmögliclikeiten der entsprechenden Institutionen der UN 
(besonders die ILO und das Komitee fiir wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Menschenrechte) zu stärken. 

Ökologische und soziale Mindeststandards sind eine iiotwendi- 
ge ,ireizsihelzlaiht/zche Ergänzung der eiztrvicklurl~J-~,olitiJ.chen Zielset- 
zung, die entstehenden Handelsgewinne zugunsten des Südens 
umzuverteilen. I n  vielen Ländern des Südens ist die Kluft zwi- 
schen reichen und armen Bevölkerungsschichten immer noch sehr 
hoch. Die Gewinne durch Olto- und Sozialdumping werden von 
wenigen Bevölkerungsgruppen abgeschöpft oder fallen bei multi- 
nationalen Konzernen an und werden in den Norden transferiert. 
Ein Minimum an garantierten Arbeits- und Menschenrecheeri 
schafft erst die Voraussetzungen für soziale Bewegungen, eine 
IJniverteilung des Eiiikorninens einzufordern. 

Eine Stärkung der unteren Einkommensschichten ist dabei nicht 
nur aus sozialen Gesichtspunkten gefordert, sondern ist auch öko- 
nomisch nötig, ~ i r n  die Konsurnnachfrage der Binnenmärkte als 
neues Standbein neben der Exportwirtschaft zu stärken. 

Damit Mincieststandards nicht aufgrund von Verfügungsmono- 
polen des Nordens über Finaiizniittel und teclinisches Know-how 
zu Handelsrestriktionen für den Süden werden, niu1.3 ein Transfer 
von Technologie und Finanzen zur Unterstützung des ökologischen 
Strukturwandels im Süden erfolgen. Hier ist vor allem die häufig 
versprochene Erhöhung der Entwicklungshilfe endlich wahrzuma- 
chen. Die Entwicklungshilfe der BRD bleibt mit 0,4 v H  des Brut- 
tosozialproduktes derzeit sogar noch weit hinter der schon mini- 
malen Forderung der UNO (0,7 X~H) zurück. Auch ein teilweiser 
Transfer des Aufkomriiens aus Eiiergieseeuern niulj in Erwägung 
gezogen werden. Elementar ist aber auch, claß technologisches 
Know-lhow schnell und billig verfügbar gemacht wird. Allerdings 
ist zu konstatieren, daß die gegenwärtigen Tendenzen geradealegs 
in die andere Richtung weisen. 

Für eine Neugestaltiing des Weltliaiidtls sind aber neben Min- 
deststandards aiicli andere Instrumerite erforderlich. Die bereits 
irri  MEMORANl3l_Jhl. 94 geforderterr Transpoi:tpreiserhöliiingen 



waren ein Mittel, inrra-industriellen Handel unattraktiver zu ma- 
chen. Spürbare Preiserhöliungen im StraUenverkehr treffen dabei 
aus deutscher Sicht überwiegend den Handel mit den europäi- 
schen Industriestaaten, während die Güter der „Entwicklungslän- 
der" überwiegend mit dem dann relativ billigeren Schifftranspor- 
t i e r t werden . 

Außerdem wäre eine generelle Neuorientierung der Handelspo- 
litik zu diskutieren. Die AG Alternative Wirtschaftspolitik plä- 
diert für eine Reduzierung und Umgestaltung der in den Indu- 
strieländern bestehenden Schutzzölle. In den meisten Warengrup- 
pen steigen die Zölle derzeit mit der Verarbeitungsstufe der Güter 
an. (So wird z.B. die Einfuhr von entkoffeiniertem Kaffee in die 
EG uni ein Vielfaches höher besteuert als die Einfuhr von Kohkaf- 
fee.) Damit werden hochwertige Produkte des Südens vorn Markt 
gehalten, während die Einfuhr von Rohstoffen begünstigt wird. 
Nötig sind dagegen Priäferenzregelri für die ärmsten Länder, etwa 
indem sie beim Bezug von Importen als Lieferanten bevorzugt 
werden. 

Bei der Konzeption von Hanclelsbeschränkunge~i ist gruridsätz- 
lich multilateralen Vereinbarungen der Vorzug vor bilateralen oder 
einzelsraatlichen Sanktionen zu geben. L3ie divergierenden Posi- 
tiorien in der EU-Aulknpolitik (und auch in den Verhandlungen 
zum GATT) verdeutlichen, wie schwer und wie langwierig es sein 
wird, einen Konsens zu erzielen. U m  so nötiger ist es aber, die 
bereits anlaufenden Debatten zu intensivieren. 

Zu diskutieren sind vor allem sogenannte „Erzieliungszölle" in 
den Ländern des Südens. Sie ermöglichen den Aufbau von Indu- 
strien, ohne bereits in der Anfangspliase der Konkurrenz des Nor- 
dens ausgesetzt zu sein. Auch die Einführung von hölieren Exporr- 
zöllen und entsprechender Kontingente in den Industrieländerri 
wäre zu überlegen, um so deren Exporte einzuschränken. Import- 
beschränkungen, die über multilateral vereinbarte Mindestnormen 
liinausgelien, sollten dagegen eine Ausrialinie bleiben, da sie auch 
die Länder des Südens treffen. Letztlich geht es darum, den immer 
sclion bestehenden Protektionismus nicht nur an wittscliaftlichen, 
sondern auch an ökologischen und sozialen Zielsetzungen auszu- 
richten. Die hier skizzierte Neuorientierung der I-iandelspolirik 
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m ü h e  aber durch eine angemessene Industrie- und Regionalpoli- 
tik begleitet werden, so dall notwendig mit ihr einhergehende 
Strukturumbrüche die soziale Existenz der abhängig Bescliäftig- 
ten nicht gefährden würden. 

Die angesprochenen Probleme und Konsequenzen einer Reorga- 
nisation der Wirtschaft hin zu regionalen Wirtschafts-, Stoff- und 
Materialströmen sind komplex und umfangreich. Viele der aufge- 
worfenen Fragen können noch nicht abschlieflend beantwortet wer- 
den, - ihre Diskussion und eine Debatte über die zu setzenden Prio- 
ritäten stehen aber an, um umwelt- (und entwicklungs-)politisch 
über ein aktuelles Krisenmatiagernent hinauszukommen. 

5.4 Trartseuropäiscl-ie Verkehrsnetze - Chance oder 
Gigantomanie? 

Der europäische Biniienmarlct , der einheitliche Europäische Wirt- 
schaftsraum und die Offnung der osteuropäischen Wirtschaft tra- 
gen dazu bei, cial3 die grenzüberschreitenden Verkehrsströrne über- 
proporcional zunehmen. Vor diesem Hintergrund wurde i n  den 
hfaastrichter Verträgen festgelegt, daß ein transeuropäisches Ver- 
kehrsnetz (TEN) z u  schaffen sei, u m  die Handelsbeziehungen wei- 
ter zu interisivieren und die Integration der EU-Mitglieder auch 
verkehrspolitisch zu flankieren. Konkretisiert wurde das Netz in 
einem Vorschlag der Kommission für eine Entscheidung des EU- 
ropäischen Parlamentes und des Rates über „gemeinschaftliche 
Leitlinien für den A ~ f l ~ u  eines transeuropäisclieli Verkehrsriet- 
zes". Das Netz soll aus Infrastruktur, Dienstleisturigen und Mana- 
genientsystemen bstel ien und innerhalb der EU mit Option auf 
eine Ausweitung auf Drittstaaten angesiedelt sein. Als prioritäres 
Projekt mit Ausrichtung auf Osteuropa wurde z.B. der Straßen- 
und Schienenausbau fiir die Strecke Berlin - Warscliau - Minsk - 
Moskau r .  ausgewiesen. 

Liel dieser Netze soll es sein, „den Bürgern, den Wirtschaftsbe- 
teiligteri sowie den regionalen und lokalen Gebit.tckötperscliaf~en 
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in vollem Umfang die Vorteile zugute kommen zu lassen, die sich 
aus der Schaffung eines Raumes ohne Binnengrenzen ergeben". 
An den transeuropäischen Verkehrsnetzen werden allerdings auch 
die Nachteile dieser Wirtschaftsverflechtung (ein höheres Verkehrs- 
aufkommen und die damit verbundene Belastung der Menschen) 
deutlich. 

Zwar sind auch einige Eiseribahnverbindungen in dem Pro- 
gramm enthalten, doch soll die Infrastruktur insbesondere durch 
ein transeuropäisches Binnenwassernetz und ein ti-ainseuropäisches 
Straßennetz (TERN) verbessert werden. Im T E R N  sollen bis zum 
Jahr 2002 unter anderem 120 Lücken im Autobahnnetz mit einer 
Gesamtlänge von 12.000 km geschlossen werden. Zu den weite- 
ren Maßnahmen gehören die ~'ereiiiheitlicliiing der Fernstraßen- 
typologie (schön breit und mit  ausreichend Rastplätzen) sowie die 
Encwicklung bzw. Einführung telematischer Sysceme und bela- 
srungsabhängiger Road-Pricing-Verfahren. Viele dieser Projekte 
waren schon seit Jahren in der I'laiiurigsphase blockiert, weil sie 
ungewöhnlich groß und grenzübergrcifend sind. Die Kosten die- 
ses integrierten infrastrukturpolitischen Konzeptes wetden auf 120 
Milliarden ECU geschätzt, wovon fast 75  vl-I fiir die Schließung 
von Netzlücken verplant sind.. Die 14 vorrangigen Projekte lia- 
ben ein Investitionsvolumen von ca. 90 hlilliarden EC1J. Ledig- 
lich drei dieser Vorhaben sind bis jetzt finanziell abgesichert: die 
Oresuiiil-Verbitldung zwischen Dänemark und Schweden (Straße/ 
Schiene), der Ausbau des Mailänder Flughafens Malpensa und der 
der irischen Eisenbahnlinie Belfast - Cork. 

Bei der Ausgestaltung der transeuropäischen Verkehrsnetze sind 
zwei Strömurigen zu unterscheiden: zum einen Entwicklungslini- 
en, die aus ökologischer Sicht negativ zu beurteilen sind, und zum 
anderen Planungen, die an sich positiv, aber durch die konkreten 
Gegebenheiten, etwa agglonierationsverstärkei~cle Eeriiwi rkungen, 
dann doch wieder bedenklich sind. 

Bei den Planungen für das transeuropäisclie Verkehrsnetz wer- 

den 2.B. in erster Linie Fernverkehrsverbindungen geschaffen und 
ergänzt. ALE ökologischer Sicht wäre dies unproblematisch, wenn 
es sich nur um eine reibungslosere und damit auch umweltver- 
träglichere Abwicklung des ohnehin stattfindenden Verkehrs han- 
delte. Faktisch ist es sehr viel problematischer, weil ein derartiger 
Ausbau von Verkehrsnetzen zu einem starken Anwachsen des Ver- 
kehrs führt und keinerlei Anreiz oder Druck zur Verkehrsvermei- 
dung ausübt. Damit steht eine solche Ausbaukonzeption der lang- 
fristig wichtigsten Perspektive einer ökologisch verträglichen Ver- 
kehrspolitik entgegen, derzufolge primär die regionalen Wirt- 
schaftsbeziehungen zu stärken sind und der Ausbau des öffentli- 
chen Nah- und Regionalverkehrs Vorrang haben muß.  

Des weiteren sollen Verkehrsmanagementsysteme optimiert und 
hohe einheitliche Komfortstandards auf den Straßen eingeführt 
werden, obwohl vielfach belegt wurde, daß solche Systeme zusätz- 
liche Verkehre induzieren. Aus ökologischer Perspektive fordert 
die Arbeitsgruppe Altemztizle Wirtsi-bujispolitik im Rahmen des Kon- 
zepts der Entschleunigung die Erhöhung der Transportwiderstän- 
de, etwa durch Tempolimits, Transportsteuern und ggf. auch ei- 
nen Rückbau von Straßen anstelle eines weiteren Ausbaus. 

Ebenso ist der geplante Ausbau des Binnenwasserstraßennetzes 
kritisch auf seine ökologischen Folgeschäden zu untersuchen. Ins- 
besondere die negativen Folgen für das Ökosystem durch den im 
TEN vorgesehenen Ausbau der Elbe wurden in der nationalen 
Diskussion aufgezeigt und durch die Hochwasser der vergangenen 
Winter anschaulich belegt. 

Den geplanten Ausbau des transeuropäischen Flughafennetzec leh- 
nen wir ebenso wie den Ausbau des Luftverkehrsmanagementnetzes 
ab, da diese Ausbauten zu einer weiteren Beschleunigung und nicht 
etwa einer Entschleunigung des Verkehrs führen würden. 

Der Ausbau der Verkelirsknoteri (See- und Binnenhäfen, Anla- 
gen des Kombinierten Verkehrs sowie Eisenbahnerschließung von 
Flughäfen) ist zumindest für die uniweltverträglicheren Verkehrs- 
träger positiv zu sehen, wenn auch die Bauprojekte nicht in jedem 
Einzelfall zu begrüßen sind. So wurde z.B. der Seehafen im 40 km 
von Lissabon entfernten Setubal vergrößert. Dort wurden der Con- 
tainer-Veriadekai und die RoiRo-Anlagen ausgebaut. Diese auf den 
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ersten Blick scheinbar ökologisch sinnvolle Investition hängt aber 
eng mit  der von VW und Ford im nahen Palmela errichteten Au- 
tofabrik zusammen, die Setubal für ihre Materiallieferungen und 
Falirzeugexporte nutzt. Der Ausbau des Seehafens ist somit eine 
indirekte Subvention für die Autoindustrie und dient nicht dem 
ökologischen Umbau des Verkehrssystems. 

Auch der Ausbau des internationalen Eisenbahnnetzes ist ein 
Schritt in die richtige Richtung. Problematisch ist dabei aber, daR 
ini Eisenbahnnetz insbesondere Neubaustrecken fiir Geschwindig- 
keiten von mindestens 250 kmih und Ausbaustrecken für Ge- 
schwindigkeiten von mindestens 200 km/h sowie diesen Syste- 
mefi angemessenes rollendes Material gefördert werden. Ubrigenc 
ist irn Gegensatz zu der Finanzierung der Autobahnstrecken in  
Griechenland und der Autobahn Lissabon-Valladolid ausgerecli- 
net die Finanzierung der meisten geplanten Eisenbahn-Hochge- 
schwindigkeitsstrecken weitgehend ungeklärt. 

Da durch die Hochgeschwindigkeitsrietze nur die Metropolen 
miteinander verbunden werden, rücken diese auch immer näher 
zusammen; so werden Konzentrationsprozesse beschleunigt. 'Wir 
setzen statt dessen auf eine flächendeckende Anbindung der Peri- 
pherie an das Eisenbahnnetz, um die regionale Diversifikation zu 
verbessern. In den letzten Jahrzehnten, die ansonsten vom Prozeß 
der (West-)europäischen Integration gekennzeichnet waren, wurde 
mindestens ein Dutzend Eisenbahngrenzübergänge zwischen der 
BRD und den benachbarten EU-Ländern Dänemark, Benelux und 
Frankreich im Personenverkehr, zum großen Teil auch in1 Güter- 
verkehr, geschlossen, während bisher nur zwei Ubergänge neu- bzw. 
wiedereröffnet wurden. Statt allein auf den Hocligescliwiridigkeits- 
verkehr ZLI setzen, sollte die EIJ  die (Wieder-)Vernetzung benacli- 
liarter greriznalier Regionen im Schienenverkelir fördern. 

\rerlagerungspotentiale hin zu einem ökologischeren Verkehr 
werden häufig in1 Kombinierten Verkehr gesehen. Z u m  trartseu- 
ropäischen Netz  für den Kombinierten Verkehr m7erden in den 
„gemeinsamen Leitlinien" ohne weitere Ausfiilirungen und ohne 
Gewichtung 37 Verbindungen aufgrfiihrt, die in den nächsten fiinf 
Jaliren fertiggestellt werden sollen. Diese Vorschläge sind leider 
zu diiiin und unpräzise. 
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Die dargestellten Vorhaben könnren den Eindruck erwecken, daß 
die transeuropäisciien Netze ein zwar ökologisch fragwürdiges, 
trotzdem aber in sich geschlossenes, konsistentes Projekt seien. 
Dieser Eindruck wäre falsch. Wichtige Problenifelder wie z.B. die 
Projektauswahl, die Koordination mit  nationalen Planurigen und 
Wettbewerbsfragen werden bei den Planungen der Europäischen 
Kommission nicht bzw. nur unzureichend berücksichtigt. Unklar 
bleibt auch, inwieweit die globalen Zeitvorgaben für die transeu- 
ropäischen Netze mit den nationalen Datenplanungen, z.B. dem 
Bundesverkehrswegeplan, kompatibel sind. 

Die Liste der Anforderungen an vordringliche transeuropäische 
Verkehrsprojekte wird iin Weißbuch „Wachstum, Wettbewerbs- 
fahigkeit, Beschäftigung" der EU-Kommission von 1993 sehr glo- 
bal gehalten: 
- Gemeinschaftliclies Interesse rnuß vorliegen; 
- die Finanzierung muß eine Beteiligung privater Investoren er- 
möglichen; 
-das Projekt muß kurzfristig in Angriffgenomrnen werden kön- 
nen; 
- durch das Projekt müssen Arbeitsplätze geschaffen werden, so 
d aß über den Verkehrs b e re ich h i n au s e i n e v o 1 ks w i rt s c h a ft 1 i c Ii  e 
Bedeutung entsteht, und 
- das P ro j e k t m u B e i n e U in w e I t ve r t riäg 1 ich ke i t s p r ü fu iig be s t a n - 
den haben. 

Insbesondere die letzten beiden Auswahlkriterien sind ZU be- 
grüßen. Leider fehlt hier eine Konkretisierung bzw. Quantifizie- 
rutig der Kriterien, nach denen die (prioritären) Projekte ausge- 
wählr wurden bzw. in  Zukunft weitere Projekte ausgewählt wer- 
den sollen. Es fehlen des weiteren auch Aussagen darüber, welche 
Kriterien bei auftretenden Zielkonflikten (z.R. zwischen dem Ziel 
der Beteiligung privater Investoren und dem Ziel der Umweltver- 
träglichkeic) letztlicii entscheidend sind. Die Kritik an der Ausge- 
staltung der TEN hat auch gezeigt, daß mit der Umweltverträg- 
1iclikeitspriifLng keinesfalls eine ,,sustainable mobility" gewälir- 
leistet wird. 
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6. Finanzpolitik für Arbeit und Umwelt 

6.1 Finanzpolitische Praxis: „Flickschusterei" statt 
Bekämpfung von Arbeitslosigkej t und [Jmweltkrise 

Gemessen an den derzeit wichtigsten gesellschaftspolitischen Zie- 
len Beschäftigungssicherung, Integration der neuen Bundeslän- 
der, Verbesserung der Umwelt und Abbau sozialer Ungleichheit 
fallt das Urteil über die Finanzpolitik der Gebietskörperschaften, 
insbesondere des Bundes, negativ aus. Nicht einmal ansatzweise 
I t gegenüber diesen Herausforderungeri ein Konzept erkennbar. 
Woran es vor allem mangelt, ist eine anforderungsgerechte Defi- 
nition der zukünftigen Rolle des öffentlichen Sektors. Statt dessen 
wird auf die Doktrin gesetzt, der viel zu groll>e Umfang, aber auch 
die Struktur des Öffentlichen Sektors verdränge privatwirtschaftli- 
clie Aktivitäten, verhindere die Sicherung und Schaffung neuer 
Arbeitsplätze und belaste so die gesamtwirtschaftlichen Aktivitä- 
ten. Die aus dieser einfachen Diagnose geschlußfolgerte Therapie 
heil3t dann Entfesselung der Markt- und Wachstumskräfte durch 
Schrumpfung des öffentlichen Sektors. Die ordnungspoli tisclien 
Stichworte dieses Rückzugs aus gestaltender Politik zugunsten der 
Ausweitung der Privatwirtschaft lauten: Privatisierung bisher öf- 
fentlicli verantworteter Aufgaben, d.h. Abbau der Gewährleistung 
öffentlicher Gürer und Dienstleistungen, Reduktion einer gesamt- 
wirtschaftlichen, sektoralen und regionalen Einflußnahme des Staa- 
tes zut Korrektur von Fehlentwicklung sowie Demontage des staat- 
lichen Ausgleichs von Lebensrisiken, die sich durch die Dominanz 
der Erwerbsarbeit ergeben, jedoch nicht individuell bewältigt wer- 
tien können. Die Ubersetzung dieses ordnungspolitischen Umbaus 
nacli dem Motto „Mehr Markt - weniger Staat" in die Eckwerte 
der Finanzpolitik ergibt die altbekannten Forderungen: Abbau der 
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kaatsquote, also des Anteils staatlicher und parafiskalischer Aus- 
pben  an der gesamtwirtschaftlichen Produktion, um dadurch 
jpielraum Eur die Rückführung der öffentl ichen Abgaben und/ 
)der der Staatlichen Neuverschuldung Z L ~  schaffen. 

Die praktizierte Finanzpolicik zeigt allerdings gegenüber die- 
sen fiskalischen „Grundwerten" mit dem Ziel, den öffentlichen 
Sektor zugunsten der Privatwirtschafr abzuschmelzen, ein völlig 
inderes Bild: Während vor allem einigungsbedingt die Staatsaus- 
gaben gegenüber der gesamtwirtschaftlichen Produktion zugenom- 
men haben, ist unvermeidlicherweise zu deren Finanzierung ei- 
nerseits die Staatsverscliuldung ausgeweitet worden. Andererseits 
wurden die Abgaben (Steuern und Sozialversicherungsbeiträge) 
deutlich erhöht, während jedoch gleichzeitig die Unternelimens- 
besteuerung gesenkt wurde. Die üblicherweise herangezogene 
,,Staatsquote" (Verhältnis von Staatsausgaben einschließlich der 
Sozialversicherung zum Bruttosozialprodukt) ist in der Abgren- 
zung der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung gegenüber 1989 
mit 45,3 v H  mittlerweile auf über 54 v H  gestiegen. Eine Quelle 
der Finanzierung dieser ausgeweiteten staatlichen Aktivität ge- 
genüber der gesamtwirtschaftlichen Produktion war die Nutzung 
der öffentlichen Neuverscliuldung. I 994 betrug die der Gebiets- 
körperschaften laut Angaben der Deutschen ßundesbank ca. 1 15 
Mrd. DM. Nach Hinzurechnung der Nettokreditaufnalime der 
Treuhandanstalt stieg die Neuverschuldung gegenüber dem Brur- 
toinlandsprodukt auf 4 vH.  Nach der im Rahmen der EU gelten- 
den Abgrenzung der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (ohne 
Nebenhaushalte) wurde 1794 das Maastricht-Kriterium, das u.a. 
die Voraussetzung zur Teilnahme an der Währungsunion definiert, 
mit 3 VH gerade noch erreicht. Der ebenso abgegrenzte gesamte 
Schuldenstand belief sich gegenüber der gesamtwirtschaftlichen 
Produktion (laut OECD) auf 50,5 vH,  während das in diesem 
Zusammenhang festgelegte Konvergenzkriterium fÜr die Teilnah- 
me an der Währungsunion bei GO VH liegt. Nach Schätzungen 
zum gesamten, öffentlich zu verantwortenden Schuldenstand - 
einschließlich aller Neben- bzw. Schattenhaushalte - wird 1975 
mit einem jahresdurchschnittlichen Bestand von über 2,2 Bio. DM 
gerechnet, also 67,l v H  des Bruttoinlandsprodukts. Die andere 
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Quelle zur Finanzierung wachsender Staatsausgaberi sind die Ab- 
gaben. Der Anteil der Steuern am Bruttoinlandsprodukt wird 1995 
auf 2 5  v H  gegenüber 23,G v H  in 1990 ansteigen. Die gesamte 
Abgabenquote - also Steuern und Sozialversicherurlgsbeitrage zu- 
sammengenommen - erreicht 1995 mit 44 VH einen Höchstwert. 
Allein die erneute Erhöhung der Belastung der abhängig Beschäf- 
tigten mit Abgaben addiert sich 1995 gegenüber 1994 auf2,9 vH. 
Die Zusatzbelastungen entstehen u.a. durch den Solidaritätszu- 
schlag von 7,5 v H  auf die Einkommensteuerschuld ( 1 , G  vH), den 
Arbeitnehmeranteil zur Pflegeversicherung zusammen mit der Er- 
höhung der Versicherungsteuer von 10 vH auf 1 5  VH (Gesamt- 
Wirkung 0,l  vH)  und die Lohnsteuerprogression (1 ,O vH). Spie- 
gelbildlich zu dieser relativ erhöhten Belastung der Massenein- 
kommen haben die Unternehmen durch die Steuerpolitik der Bun- 
desregierung in beachtlichem Ausmaß Steuergeschenke erhalten. 
Vor allem infolge der Senkung der Körperschaftsteuer auf einbe- 
haltene und ausgeschüttete Gewinne nach dem Standortsicherungs- 
gesetz von 1994 sind die Steuereinnahmen hier deutlich zurück- 
gegangen. Schließlich wurde der Spitzensteuersatz für Gewerbe- 
betriebe gegenüber den ansonsten nach dem Einkommensteuer- 
gesetz geltenden 53 v H  auf 47 v H  gesenkt. 

Eine grundlegende Kurskorrektur der Finanzpolicik ist drin- 
gend erforderlich. Unter dem realen, vor allein einigungsbeding- 
ten Druck wachsender Staatsausgaben einerseits und mangels ei- 
nes soliden Finanzierungskonzepts andererseits dominiert unü ber- 
sehbar ,,Flickschusterei". Zukunftsorientierte, für die ökonomi- 
sche, ökologische und soziale Entwicklung zentrale Aufgaben des 
öffentlichen Sektors werden verdrängt und vernachlässigt. Der 
konzeptionslos agierende Staat droht durch Einschränkungen sei- 
ner Aktivitäten in wichtigen öffentlichen Bereichen zur spürbaren 
Entwicklungsbremse zu werden. Schließlich ist durch die vielen 
steuerpolitischen Ad-hoc-MaMnahmen in den letzten Jahren die 
Transparenz und Kalkulierbarkeit verlorengegangen. Nur  in ei- 
nem Bereich hat die Bundesregierung zielorientiert und konse- 
quent gehandelt. Schritt kir Schritt wurden die Unternehmensteu- 
ern gesenkt, während vor allem den Beziehern von Masseneinkom- 
men höhere Belastungen zugemutet wurden. Im Widerspruch zu 
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der offiziellen Rechtfertigung konnte mit den vielen Maßnahmen 
zur Reduktion der Unternehmensteuern, denen eine Belastung der 
privaten Kaufkraft gegenübersteht, die gesamtwirtschaftliche Ent- 
wicklung weder gestärkt noch die Arbeitslosigkeit abgebaut wer- 
den. 

Bei der Konzipierung einer an den derzeitigen Fehlentwicklun- 
gen Arbeitslosigkeit, Umweltkrise und wachsende soziale Spal- 
tung ausgerichteten Finanzpolitik sind die folgende Schwerpunk- 
te zu berücksichtigen: Defiiiition der künftigen Aufgaben des öf- 
fentlichen Sektors sowie deren Wahrnehmung und finanzielle 
Absicherung unter Berücksichtigung einer gerechten Lastenver- 
teilung. Unbestreitbar ist, daß die Staatsaufgaben sowie deren 
Wahrnehmung immer wieder kritisch zu überpriifen sind. Der- 
zeit wird jedoch häufig die Notwendigkeit der Aufgabenkritik 
lediglich zur Durchsetzung genereller Einsparungen und damit 
zur allgemeinen Reduktion des öffentlichen Sektors mißbraucht. 
Zur Aufgabenkritik gehört jedoch nicht nur die kritische Uber- 
Prüfung bisheriger Aktivitäten, sondern auch die Frage, inwie- 
weit wichtige Funktionen unzureichend oder überhaupt nicht 
(mehr) wahrgenommen werden. Eine realistische Evaluation bis- 
her wahrgenommener und zusätzlich erforderlicher Staatsaufga- 
ben zeigt, daß nicht der Abbau, sondern die Stärkung des öffentli- 
chen Sektors erforderlich ist. Schließlich externalisiert die Privat- 
wirtschaft ökonomische, soziale und ökologische Lasten, deren 
Verarbeitung bzw. Vermeidung nur staatlich zu managen ist. Um 
dieser wachsenden Bedeutung des öffentlichen Sektors gerecht 
werden zu können, ist selbstverständlich auch die Art der Aufga- 
benwahrnehmung zu diskutieren. In Zukunft wird der Bereich 
der Aufgaben, die zwar öffentlich sicherzustellen sind, jedoch au- 
ßerhalb der traditionellen Dienstleistungsproduktion in Eigenver- 
antwortung und klientelbezogen wahrgenommen werden können, 
zunehmen. Wachsende staatliche Tätigkeit in Verbindung mit 
neuen Wahrnehnlungsformen läßt sich an den Schwerpunkten 
Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit und LJmweltpolitik de- 
monstrieren. 
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6.2 Neue Arbeitsplätze durch den Ausbau des öf- 
fentlich verantworteten Beschäftigungssektors 

Bereits seit Mitte der siebziger Jahre ist eine wachsende Sockelar- 
beitslosigkeit zu beobachten: Die registrierte Arbeitslosigkeit stieg 
über die Konjunkturzyklen hinweg kontinuierlich an. Im  Zuge 
der zyklisch wiederkehrenden Aufschwünge bildete sich die Ar- 
beitslosigkeit nicht auf das Niveau vor Eintritt der jeweiligen kon- 
junkturellen Krise zurück. Deshalb ist auch nicht zu erwarten, 
daR sich der hohe Stand der Sockelarbeitslosigkeit durch den sich 
seit Herbst 1994 vollziehenden konjunkturellen Aufschwung in 
Westdeutschland zurückbilden wird. Ursache hierfür ist, daß die 
Stundenproduktivität schneller als die gesamtwirtschaftliche Pro- 
duktion wächst, während die derzeit absehbare Arbeitszeitverkür- 
zung nicht ausreichen wird, das zurückgehende Arbeitsstunden- 
Volumen zu kompensieren. Die hohe Arbeitslosigkeit in Ost- 
deutschland ist ohnehin nicht durch konjunkturelle Bewegungen 
zu erklären. l7ie1mehr resultiert sie aus einer tiefgreifenden Trans- 
formation der wirtschaftlichen Grundlagen in den neuen Bundes- 
ländern. 

Die PROGNOS AG legte ein Szenario vor, das auf der Grundla- 
ge realistischer Annahmen zur Nachfrage nach Beschäftigungs- 
verhältnissen sowie zur Entwicklung der Stundenproduktivität und 
der Arbeitszeitverkürzung von einem jahresdurchschnittlichen 
Wirtschaftswachstum mit 2 v H  in Westdeutschland und knapp 
10 v H  in Ostdeutschland ausgeht und vor diesem Hintergrund 
für das Jahr 2000 sechs Millionen fehlende Arbeitsplätze erwartet. 
Damit stellt sich die Frage, ob es überhaupt noch möglich ist, eine 
Arbeitsplatzlücke dieser Dimension abzubauen. In der 1994 von 
VertreterInnen aus Politik, Wissenschaft und Gewerkschaften ver- 
faßen ,,Berliner Erklärung" wird selbst unter enormen Kraftan- 
strengungen beim Einsatz verschiedenster Instrumentenbündel 
gerade einmal eine Halbierung dieses Arbeitsplatzdefizits Kir mach- 
bar gehalten. Damit stellen sich der Politik realistischenveise zwei 
Aufgaben: Z u m  einem müssen gegen voreilige Resignation alle 
ökonomisch entwickelbaren und ausschöpfbaren Möglichkeiten zur 
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Verbesserung der Beschäftigungslage ausgelotet und genutzt wer- 
den. Zum anderen sollte sich die Policik auf diejenigen stärker 
konzentrieren, die kaum Chancen (mehr) haben, jemals wieder ei- 
nen Arbeitsplatz in der Privatwirtschaft zu finden. Neue Formen 
der Beschäftigung außerhalb des privatwirtschaftlichen Erwerbs- 
Sektors müssen daher entwickelt werden. 

Die Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen unter norma- 
len, akzeptablen und tariflich abgesicherten Entlohnungsbediri- 
gungen muß sich auf folgende Eckpunkte konzentrieren: Entwick- 
lung und Ausschöpfung ökologieverträglicher Wachstumspoten- 
tiale, öffentliche Beschäftigungspolitik und Arbeitszeitverkürzung. 
Bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit über vermehrte Nach- 
frage nach Erwerbsarbeit aus der Privatwirtschaft ist allerdings die 
rückläufige Bescliäftigungsbedeut-ung des industriellen Sektors, die 
sich fortsetzen wird, zu berücksichtigen. Den dortigen Zuwachs- 
raten der Produktion stehen Produktivitätssteigerungen durch 
organisatorische und technologische Rationalisierungen gegenüber. 
Der Preis einer das Produktionswachstum überholenden Produk- 
tivität ist der Rückgang der Beschäftigungsbedeutung des indu- 
striellen Sektors. Durch eine aktive wirtschaftspolitische Forcie- 
rung des ökologischen IJmbaus könnte dieser Entwicklung jedoch 
wirksam entgegengesteuert werden, da ein voranschreitender öko- 
logischer Strukturwandel nachweislich mehr Arbeitsplätze schafft 
als vernichtet. Ebenfalls wird der Strukturwandel in Richtung 
Dienstleistungsproduktion - trotz derzeit umgesetzter Lean-Kon- 
zepte - positive Beschäftigungswirkungen entfalten. Z u  den klas- 
sischen Instrumenten eines staatlichen Beschäftigungsprogramms 
gehören öffentliche Investitionen in die Infrastruktur und eine 
qualifizierte Investitionsförderung. Damit können die Defizite der 
Privatwirtschaft bei der Entwicklung und Ausschöpfung von 
Wachstumspotentialen geschlossen und kann die gesamtwirtschaft- 
Iiche Binnennachfrage gesrärkt werden. Soweit dadurch die wirt- 
schaftliche Entwicklung stabilisiert wird, ist es ökonomisch durch- 
aus sinnvoll, aufgabenbezogerle Beschäftigungsprogramme des 
Staates per Kreditaufnahrne vorzufinanzieren. Allerdings, je weni- 
ger die Stärkung wirtschaftlichen Wachstums gelingt, u m  SO spür- 
barer wird die Belastung durch entsprechende Zinsausgaben. 
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Darüber hinaus lassen sich zwei Hauptbereiche staatlicher Be- 
schäftigungspolitik unterscheiden, die derzeit jedoch völlig unzii- 
reichend genutzt werden: zum einen die Notwendigkeit, den öf- 
fentlich verantworteten Beschäftigungssektor auszubauen, und zum 
anderen, die bereits vorhandenen Maßnahmen der ,,produktiven 
Arbeitsförderung", wie sie der Sachverständigenrat zutreffend 
nennt, konsequent anzuwenden und weiter auszubauen. 

Während im industriellen Sektor selbst bei hohem Produktions-. 
wachstum die Nachfrage nach Erwerbsarbeit wegen organisatori- 
scher und technologischer Rationalisierung nur schwach steigt, und 
auch im Dienstleistungssektor der Arbeitskräftebedarf derzeit nicht 
ausreicht, ist der wachsende Bedarf nach notwendiger, öffentlich zu 
gewährleistender Arbeit nicht zu übersehen. Dieser Widerspruch 
kann nur durch Ausweitung Öffentlich organisierter und gewähr- 
leisteter Arbeit im Rahmen eines Aus- und gleichzeitigen timbaus 
des öffentlichen Beschäftigungssektors beseitigt werden. 

Beispiele solchen Pziiht n2i*rktiirr~,~iiielbar~?2 Bedaffi an Arbeit sind: 
Jugendarbeit, Altenpflege, soziale und kulturelle Dienstleistun- 
gen, Tätigkeiten im Rahmen des ökologischen Umbaus, der Um- 
welt und der Umweltsanierung, der Denkmalspflege, der Wohn- 
Umfeld- und Dorferneuerung und des Breitensports sowie neue 
Formen der Erziehung und Weiterbildung und der Verbesserung 
des Angebots kultureller Einrichtungen und Veranstaltungen. 

Gemeinsam ist den aufgelisteten Arbeitsfeldern, daß sie zwar 
auf breite Anerkennung stol3en, jedoch einerseits mangels eirizel- 
wirtschaftlicher Rentabilität nicht ins Marktgeschelien integriert 
werden können; andererseits sieht sich der öffentliche Sektor der- 
zeit aufgrund z.T. selbstgeschaffener fiskalischer Zwänge nicht in  
der Lage, diese Arbeiten sicherzustellen. Der Widerspruch ist of- 
fensichtlich: Zurückgehender Nachfrage nach Erwerbsarbeit steht 
wachsender Bedarf an gesellschaftlich notwendiger Arbeit gegen- 
über. Daher geht der Gesellschaft auch nicht die Arbeit aus, son- 
dern Arbeiteii, die für die Gesellschaft in hoheni Maße nützlich 
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F t na ti i ie rungsquel letz für dz re uo i p c h  lag e n m  MaJ3na h inen : 

- Umstrukturierung der SiuaisclziJgabelz vor allem durch eine weirere 
Rückführung des Rüstungshaushalts; 

- Abbau von Subz~en t jo~~en ,  die iikonomisch nicht gerechtfertigt sind, 
sowie eine zeitllche Befriscung neuer Subventionen und deren degressive 
Gestaltung; 

- Verbesserung des Steuereilzsugs und Bekämpfung der \Jl/lr.ischr~~jknmi- 
nalität, insbesondere die Ersetzung des derzeit geltenden Zinssteuerabcchiags 
zugunsten einer Sicherung der vollen Besteuerung der Einkünfte aus Geld- 
vermögen durch die Einführung von Kontrollmitteilungen der Banken an 
die Finanzämter (Aufliebung des 3 30 Abgabenordnung); 

- Eiiifcihrung einer Arb~itsi/iosktubgübe für Beanite und Selbständige 
sowie für Besserverdienende über die bisherige Beitragsbemessurigsgrenze 
für Sozialabgaben hinaus; 

- Umbau des ah dem 1.1.1995 in Kraft getretenen Solidaritätszu- 
Schlags in eine Ergäuzi~~gscli?gabe auf die Einkommen- und Köperscliaft- 
steuerschuid mit  einem von ? , S  V H  auf 10 v H  erhöhten Abgabesatz so- 
wie Freigrenzen bei der Eiri1;ommensteuer (50.000 DMi100.000 Dhl für 
Led i ge/verhe i ra ce te); 

- Erhebung einer aiif fünf  J a h r e  befristeten i12ZJgeJtZt?o~ZJabg~/b~ der ge- 
werblichen Wirtscliaft Westcieutschlarids zur  Finanzierung von Maßnah- 
men zum Aufbau und zur Sanierung des r>rivatwirtscfiaftlichen Kapital- 
stocks i n  Ostdeutschland mir der Mögliclikeit der Verrrclienbarkeit rnit 
enrspreciienden Ausgaben fiir Sachinvestitioneii und Beteiiigungen an 
Investitionsfonds i n  Ostdeutschland; 

- Auflage einer Aulgerbe mil Zmbiuiiysp{izcbt für Banken, Bausparkas- 
sen, Investmentfonds und Versicherungen mi t  einer Minimalverzinsurig 
in  der IItjhe der Geldentwertungsrate und der Verpflichtung, nach fünf  
Jahren schrittweise die Tilgung vorzunelimeri; 

- Beitrag zum sozialen 1.astenausgleich durch eine auf fünf Jahre ver- 
teiire Abgobe azif dus Gtddtw~~~~gge~z (bezogen auf einen fixierten Stichtag) 
unter Ber i i~ks ic l i r igung von Freigrenzen für Besitzer niedriger Geldver- 
mögen; 

- schrittweise Angieichung der Eiizheits- un d z e  Verkehrirluerre bei der 
Bemessung der Steuern auf Grund und  Boden iinrer Berücksichtigung 
von Freigrenzen für rinkomrilensschwactie Hauseigeritülner; 

--da absehbar ist, dali sich die Mrhreiiinalinien nicht auf einen Schlag, 
sondern n u r  schrittweise realisieren lassen, ist es erforderlicli unc l  s i n n -  
voll, die bis dahin arifdlendcn Finai-rzieriingslückell diirch öffeiirl iclie Ner- 
tokreditaufnahme z u  finanzieren. Ilierdiircli würden braclilicgenclr 
mcnscliliclie Produktivkräfcc und Produktionsmittel aktiviert tiiid Uko- 
i-inmische Akcivitären i n  Gang gesrczr, Jus iiercn Erträgen dciiiiii ß d i e -  
n u n g  und liückzahliirig der Scliulden geleistet werden kiinneii 



sind, werden derzeit durch das Wirtschaftssystem nicht berück- 
sichtigt. Gesucht werden müssen daher neue Formen der Finan- 
zierung und Organisation, u m  das vorhandene Angebot an Arbeit 
mit  dem gleichzeitigen gesellschaftlichen Bedarf nach Arbeit in  
Ubereinstimmung zu bringen. Die Sicherstellung dieser gesell- 
schaftlich notwendigen und gewünschten Arbeit ist letztlich Auf- 
gabe des öffentlichen Sektors. Dies bedeutet jedoch nicht, daß die- 
se Arbeiten notwendigerweise in den bisherigen Strukturen ho- 
heitlicher Dienstleistungsproduktion zu organisieren sind. In er- 
ster Linie sollte staatlicherseits die Finanzierung sichergestellt 
werden. Möglicherweise ist es sinnvoller, diese Aufgaben außer- 
halb traditionell-hoheitlicher Strukturen - klientelbezogen und 
selbstverwaltet - wahrzunehmen. Dabei wäre jedoch dafür zu sor- 
gen, da13 die gesellschaftliche Steuerungsmöglichkeit dieser Auf- 
gabenfelder grundsätzlich erhalten bleibt. 

Neben dem Sektor privatwirtschaftlich vermittelter Arbeit und 
dem traditionellen öffentlichen Sekror mul3 also ein mit staatli- 
chen Finanzmitteln abgesicherter ,,öffentlich verantworteter ße- 
schäftigungssektor" zukünftig sichergestellt werden. Hiermit hätte 
die Gesellschaft auch ein wirksames Mittel an der Hand, Einschrän- 
kungen bei den arbeits- und sozialrechtlichen sowie bei den tarif- 
lichen Standards entgegenzuwirken und einen ökologischen und 
gemeinnützigen Umbau von Wirtschaft und Gesellschaft unter 
Berücksichtigung des Kriteriums der Nachhaltigkeit forcieren zu 
können. 

,, PI-oduktive A1-beitsjöoi.devung'. 

Obwohl sich die Arbeitslosigkeit auf einem Höchststand der Nacli- 
kriegsgeschichte befindet, sind die entsclieidungsrelevanten Ak- 
teure in Deutschland offenbar nicht bereit, sich des Problems der 
enorm großen Beschäftigungslücke ernsthaft anzunehmen. Das 
Ergebnis des politisch und publizistisch grol3 angekündigten ße-  
schäftigungspaktes am Runden Tisch des Kanzlers im Januar 1995 
lä13t sich treffend mit  dem Motto „Der Berg kreißte und gebar ein 
Mäuschen" charakterisieren: Die Wiederauflage des Sonderpro- 
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gramms für Langzeitarbeitslose trägt noch nicht einmal der ge- 
stiegenen Zahl der Langzeitarbeitslosen sowie der weiteren Struk- 
turalisierung und Verfestigung der Arbeitslosigkeit ausreichend 
Rechnung, geschweige denn dem gegenwärtigen und - nach allen 
seriösen Prognosen - auch zukünftigen Ungleichgewicht am Ar- 
beitsmarkt mic einer Arbeitspiatzllicke von 7,5 Millionen Arbeits- 
plätzen in Deutschland. 

Die zu registrierende arbeitsmarkt- und beschäftigungspoliti- 
sche Untätigkeit läßt nur die Schlußfolgerung zu, da13 die Regie- 
rung individuelle „Lösungen" der Beschäftigungsproblematik nicht 
nur akzeptiert, sondern geradezu provoziert. Arbeitslosigkeit, Lang- 
zeitarbeitslosigkeit und in deren Folge materielle Armut, psycho- 
soziale Erkrankungen sowie Isolierung führen zur Resignation und 
schließlich zum Rückzug aus dem Erwerbssystem oder --als Folge 
der gesellschaftlichen Unfähigkeit, ausreichend Arbeitsangebote 
zur Verfügung stellen zu können, über die bekannten Abwärtsspi- 
ralen - tatsächlich zur faktischen Arbeitsunfähigkeit. Erst in die- 
sem Stadium wird die Regierung wieder ,,aktiv", indem pauschal 
bereits sozial isolierte Arbeitslose oder Arbeitsuchende als nicht 
arbe i t s wi 1 1 i g , nicht ausreichend q ual i fi z ie rt , nicht m obi 1 gen ug 
etc. diskriminiert werden, um schliel3lich - gewissermaßen als 
Krönung realkapitalistischer Inhumanität - selbst zur Ursache der 
Arbeitslosigkeit erklärt zu werden. 

Die beiden entscheidenden Tendenzen der deutschen Beschäfti- 
gungsentwicklung nehmen wir zum Ausgangspunkt unseres Kon- 
zeptes einer aktiven Arbeitsmarktpolitik. 

EI-J-teus verlangt die Zahl von über 7 Millionen zur Arbeitsuntä- 
tigkeit gezwungenen Personen geradezu danach, arbeitsmarktpo- 
litische Instrumente viel stärker als bisher bescliäftigungs- bzw. 
arbeicsplatzwirksarn ZLI gestalten. Damit wird keine subventionierte 
Konkurrenz zur wettbewerbsmäßig organisierten Wirtschaft er- 
zeugt, sondern ini Gegenteil: Arbeicsmarktpolitik wird zu einem 
Impulsgeber für die Wirtscliaftsent-v\iicklurig. 

Zu1eiteizs ist es vor dein Hintergrund der ständig steigeriden Zahl 
an Langzeitarbeitslosen und der damit einhergehenden psycho-so- 
zialen Konsequenzen notwendig, für diese Personengruppe spezi- 
fische arbeitsn~arktpolitische Maflnahmrn mit integrierten sozial- 



psychologischen Betreuungsangeboten zu entwickeln, also eine 
zielgruppenorientierte Arbeitsmarktpolitik zu betreiben. 

Angesichts der Dimensionen der Beschäftigungsproblematik 
wird es notwendig, alle relevanten Handlungsakteure in ihre be- 
schäftigungspolitische Pflicht zu nehmen: Bund, Länder, Koni- 
rnunen, Unternehmen und Gewerkschaften sowie weitere lnstitu- 
rionen müssen jeweils ihre spezifischen, zugleich aber abgestimm- 
ten Beiträge zur Reduzierung der Arbeitslosigkeit leisceri. 

Im Rahmen des sog. „Zweiten Arbeitsmarktes" werden seit ei- 
nigen Jahren öffentliche Mittel, die ansonsten direkt und indirekt 
für Arbeitslosigkeit anfallen würden, zur Finanzierung von Arbeit 
bei gleichzeitiger Qualifizierung der Beschäftigten eingesetzt. Hier 
geschaffene Arbeitsplätze sind allerdings für die Betroffenen zeit- 
lich befristet und gewährleisten auch zunehmend nicht mehr all- 
gemein übliche Tarifstandards. In der Entstehungsphase des „Zwei- 
ten Arbeitsmarktes", der als Reaktion auf die Arbeitsmarktein- 
brüche zu Beginn der 80er Jahre, die mit einer Verfestigung von 
Arbeitslosigkeit einhergingen, entstanden war, herrschte noch 
weitgehend Konsens darüber, daß sich staatliche und private Ent- 
lolinung zu einem üblichen Einkommen addieren sollten. Seit ei- 
niger Zeit ist dieser Konsens aber aufgebrochen und Forderungen 
werden lauter, diesen konsequent zu einem Niedriglohnbereich 
umzubauen. Uber die quantitative Erweiterung und strukturwirk- 
saniere Gestaltung beschäftigungschaffender Arbeitsförderungs- 
maßnahmen hinausgehend, halten wir es für unerläßlich, unrer- 
und außertarifliche Arbeitsbedingungen, Lohndumping sowie De- 
regulierung im ,,Zweiten Arbeitsmarkt" zu verhindern. 

Zunächst gilt es, die vorhandenen Instrumente der Arbeitsniarkt- 
Politik gezielt und offensiv einzusetzen, uni präventiv Entlassun- 
grn urid damit vielfach den Eintritt von Arbeitslosigkeit zu ver- 
hindern. Neben den traditionellen Instrumenten der Gewährung 
von Kurzarbeitergeld für unternehmen, die von konjunkturellen 
Schwankungen betroffen sind ( 3  63 AFG) sowie von Schlechtwet- 

tergeld für Betriebe des Baugewerbes steht mit dem 8 63 ( 4 )  seit 
der Novellierung des Arbeitsförderungsgesetz 1993 - in Ost- 
deutschland praktisch bereits seit 1991 - ein iieuec Instrument 
zur Verfügung, wonach Unternehmen auch bei strukturell beding- 
ter Kurzarbeit Unterstützung gewährt und damit --für einen Zeit- 
raum von bis zu zwei Jahren - ein Beitrag zur Verhinderung von 
Entlassungen geleistet werden kann. Bei strukturell bedingter 
Kurzarbeit, die zumeist längere Perioden abgesenkter Arbeitszei- 
ten oder gar Nullstunden-KLirzarbeit umfaßt, muß angestrebt 
werden, neben den finanziellen Mitteln der Bundesanstalt für Ar- 
beit auch die Unternehmen in ihre beschäftigungspolitische Ver- 
antwortung zu nehmen und betriebliche Mittel - beispielsweise 
über entsprechende Sozialpläne - zu mobilisieren. Neben Mög- 
lichkeiten der Akquisition von Mitteln des Europäischen Sozial- 
fonds können auf dieser (finanziellen) Basis ~!ualifizierungsniaR- 
nahmen oder auch konkrete Projekte zur Eiitwicklung neuer Pro- 
dukte und Technologien organisiert werden. Insbesondere in Ost- 
deutschland sind mit sogenannten „Betriebsorganisarorischen Ein- 
heiten", die Träger der strukturell bedingten Kurzarbeit sind, be- 
reits gute Erfahrungen gemacht worden. 

Neben diesen präventiven Formen der Arbeitsmarktpolitik bie- 
tet das Arbeitsförderungsgesetz mit  seinen Instrumenten auch die 
einzigartige Möglichkeit, sehr kurzfristig zahlreiche neue - wenn 
auch befristete - Arbeitsplätze im „Zweiten Arbeitsmarkt" ZLI schaf- 
fen. Von diesen Implerneritationsvorteilen der Arbeitsniarktpoli- 
tik angesichts der vorlianderien Arbeitsplatzdefizite nicht oder nur 
unzureichend Gebrauch z ~ i  machen, wäre unverantwortlich gegen- 
über den von Arbeitslosigkeit Betroffenen. 

Wir  fordern daher die Aufstockung der direkt arbeitsplatzwirl<- 
Samen Instrumente der Arbeitsmarktpolitik auf 500.000 Stellen 
in A r b e i t s b e s c h a f f u n g s m a ~ ~ ~ ~ l i m ~ ~ i  (9 91) sowie 250.000 Beschäf- 
tigungsverhältriisse in Maßnahmen nach 8 249h (in Octdeutscli- 
land) bzw. 3 242s  AFG (in Westdeutschland). Die derzeitigen För- 
derzahlen von 290.500 ABM-l~eilriel-inierIrinen ( 2 2  1.200 in Oct- 
cieutschland, 69.300 in Westdeiitscliland) und 10.3.000 Teilneh- 
merIrinen in MaISiiamen nach 3 249l-i tragen dem Problemclruck 
iiur unzureichend Rechnung (Stand: Januar 1995 ). Die von uns 
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geforderten Erhöhungen bei den Arbei tsbescliaffungsmaßnahmeii 
und den Rlaßnahmen der produktiven Arbeitsförderung nach S; 
24911 bzw. 242s AFG werden den Dimensionen der bestehenden 
Bescliäftigungslücke eher gerecht und sind zudem aufgrund der 
hohen „Eigenfinanzierungsquote" von etwa zwei Drittel der Ko- 
sten mit vergleichsweise geringen zusätzlichen finanziellen Auf- 
wendungen verbunden: Zu den Einsparungen beim Arbeidosen- 
geld und bei der Arbeitslosenhilfe kommen weitere Einspareffekte 
bei der Sozialhilfe und beim Wohngeld. Hinzu kommen Mehrein- 
nahmen aus der Einkommensteuer, den Verbrauchsteuern und den 
Sozialversicherungsbeiträgen. 

Insbesondere die Weiterführung des prinzipiell richtigen An- 
satzes der produktiven Arbeitsförderurig nach f j  24911 bzw. yj 242s 
AFG, die (bisherigen) Ausgaben für passive Lohnersatzleistungen 
für aktive Mal3nahmen der Arbeitsmarktpolitik nutzbar zu ma- 
chen und somit Arbeit statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren, hal- 
ten wir für einen richtigen Weg, zusätzliche Arbeitsplätze zu schaf- 
fen. Mit dieser Form der Lohnkostenförderung wurde von der Bun- 
desregierung mi t  der 10. Novellierung des Arbeitsförderungsge- 
seczes eine Initiative Brandenburgs zur Unterstützung von Struk- 
turförderprogrammen aufgegriffen und - wenngleich inhaltlich 
eingeschränkt und zeitlich befristet - Anfang 1993 in Form des yj 
24911 AFG für Ostdeutschland eingeführt und Schi ießlich mit dem 
9 242s AFG auf Westdeutschland ausgedehnt. Die Lohnkosten- 
förderung nach den § f j  249h bzw. 242s ist prinzipiell offen für 
privare Unternehmen, wird von diesen aber bisher kaum genutzt. 
Dies dürfte u.a. mit  der Beschränkung auf fördrrfahige Projekte in 
den  Bereichen der Timweltsanierung, der Jugendarbeit, der Sozia- 
len Dienste, des Breitensports und des Denkmalsschutzes zusam- 
menhängen. Im Interesse von auf dem Arbeitsmarkt besonders 
benachteiligteri Personeiigruppen ist aber die Zielgriipperigenau- 
igkeir dieses neuen arbeitsmarktpolitjsclien Instrumentes zu erhö- 
hen. Der Frauenaiiteil bei diesem Maßnahmetyp liegt - begründet 
vor allem i n  der Maßnahmenstruktur zugiinsten von Arbeiten im 
Umwelt- und Sanierungsbereich -mit  einem Drittel deutlich unter 
ihrmi Anteil an den Arbeitslosen insgesamt. 

Die von iins geforderte Ausweicung geförcli-rter Beschäftigungs- 

Verhältnisse ist nicht nur unter arbeitsmarktpolitische11 Gesiclits- 
punkten zu betrachten. In Ost- wie in Westdeutschland bieten 
sich vielfältige Betätigungs- und Bedarfsfelder an, die -aus unter- 
schiedlichen Gründen - nicht von privatwirtschaftlichen Unter- 
nehmen allein wahrgenommen werden. Dazu gehören infrastruk- 
turelle Bereiche ebenso wie Umwelt- und Sanierungsaufgaben so- 
wie soziale Dienstleistungen. Eine Struktur- und bedarfswirksa- 
mere Ausrichtung geförderter Beschäftigungsmaßnahmen mit 
anspruchsvolleren Tätigkeiten und die Abkehr oder zumindest 
Reduzierung einfachster und wenig qualifizierter Aufgaben wür- 
de gleichzeitig das teilweise negative Image dieser befristeten Be- 
schäftigungsmöglichkeiten verbessern. Zudem würden aus einer 
stärkeren Bedarfsorientierung dieser Maßnahmen direkte (durch 
erhöhte Nachfrage) und indirekte Impiilse (durch verbesserte in- 
frastrukturelle Rahmenbedingungen) für die wettbewerbsmäßig 
organisierte Wirtschaft resultieren. 

Während in Ostdeutschland die Tätigkeitsschwerpunkte einer 
solcherart strukturwirksam organisierten Arbeitsförderung insbe- 
sondere im Bereich der Infrastruktur zu sehen sind, könnten in 
Westdeutschland eher soziale Arbeitsfelder eine Rolle spielen. Trotz 
beträchtlicher laufender Investitionen und sichtbarer Fortschritte 
wird es - wie der „Fünfte Periodische Bericht über die sozioöko- 
nomische Lage und Entwicklung der Regionen der Gemeinschaft" 
der EU hervorhebt - in den meisten infrastrukturellen Bereichen 
noch 10 bis 20 Jahre bedürfen, um die infrastrukturelle Ausstat- 
tung Ostdeutschiands auf das westdeutsche Niveau anzuheben. 
Da selbst nach Auffassung der Verfechter der reinen marktwirt- 
schaftlicher Lehre der Bereich der Infrastruktur legitimes Akti- 
onsfeld für staatliche Interventionen ist, bietet es sich geradezu an, 
Mittel der Arbeitsförderung in diesem Bereich arbeitsplatz- und 
strukturwirksam einzusetzen. 

I n  beiden Teilen Deutschlands ist es darüber hinaus nötig, Mit- 
tel der Arbeitsförderung stärker mit  anderen Politikbereichen Z U  

vernetzen. Die - bisher zu wenig erfolgte - Verknüpfung verschie- 
dener Ressorts, zuständig beispielsweise fiir Arbeitsmarkt-, Wirt- 
schafts-, Struktur-, Verkehrs- und Stiidtebaupolitik, könnte zu ei- 
nem effektiveren Mitteleinsatz und zu den häufig geforderten Syri- 
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ergieef'fekten beitragen. Auch könnten hierdurch unproduktive 
Doppelförderungen weitgehend verhindert werden. Ein solcher 
Verzalinungsansatz der Arbeitsförderung ist am zweckmäßigsten 
- da am fachkundigsten - auf lokaleriregionaler Ebene zu bewerk- 
stelligen und bietet daher für die Einbeziehung von Trägern ar- 
beirsmarktpolitischer Maßnahmen auch gute Voraussetzungen. 
Eine bessere Strukturwirksamkeit der Arbeitsförderurig ergibt sich 
- so zeigt die Praxis - insbesondere dort, wo die Bereitschaft 
aller relevanten lokalen/regionalen Handlungsakteure zum Kon- 
sens, zur gemeinsamen Problemanalyse, Zieldefiriition, Prämis- 
sensetzung und Mobilisierung finanzieller sowie personeller Res- 
sourcen vorhanden ist. I m  Land Brandenburg wurde z.B. mit 
den ,,Regionalen Strukturförderprogrammeri" ein solches Instru- 
ment der Konsensfindung sowie der zielorientierten Eiiibeziehung 
arbeitsmarktpolitischer Mal3nahnien in regionale Entwicklungs- 
konzepte entwickelt, das derzeit in mehreren Regionen praktisch 
umgesetzt wird. 

Uber die Forderung nach quantitativer Erweiterung und struk- 
turwi rksamerer Gestaltung beschäftig~ingschaffender Arbeitsför- 
dermaßnahmen hinausgehend, sei nochmals betont, daß wir es für 
unerläßlich halten, unter- und  außertarifliche Arbeitsbedingun- 
gen, Lohndumping sowie Dereguiierung in diesem Bereich zu ver- 
hindern. Die fiaktische Aushebelung der Tarifautonomie mit dem 
Zwang zur untertariflichen 90 vH-Entlohnung oder zur Arbeits- 
zeirabsenkung ohne Lohnausgleich bei ArbeiccbeschaffungsmaB- 
n a h e n  und in Maßnahmen nach 5 249h bzw. 242s AFG ist rück- 
gängig zii machen. Die letzten Jahre haben deutlich gezeigt, dalj 
Sclititte in dieser Richtung nicht dazu geeignet waren, Beschäfti- 
gungsimpulse für den wettbewerbsmäßig organisierten Arbeits- 
markt zu  setzen und dort neue Arbeitsplätze zu schaffen. Diese 
Srracegie diente vielmehr dazu, auch im regulären Beschäftigungs- 
Sektor Freiräume für untertarifliche Entgeltsysteme, urigeschützte 
Beschäftigungsverhältnisse L1.ä. zu schaffen. Konsequent zu Ende 
geführt, würde dieser Mechanismus eine stetige Abwärtsspirale 
der Einkomn-ten abhängig Beschäftigter nach sich ziehen, so daß 
dann das Lolinabstandsgebot zu den Sozialeinkommen tatsächlich 
nicht mehr gewährleistet wäre. Daß diese Strategie aufgrund sin- 

kender Masseneinkomrnen volkswirtschaftlich unsinnig ist, wird 
von deren Verfechtern nur dllzugeriie übersehen. 

Angesichts der ostdeutschen Erfialirungen - zahlreichen erfolg- 
reichen Absolventlnnen von Qualifizierungsmaßnahmen auf teil- 
weise hohem Niveau blieb aufgrund des massiven Ungleichge- 
Wichts von Nachfrage und Angebot der Weg zum Arbeitsamt nicht 
erspart - sehen wir den künftigen Förderschwerpunkt in einer ar- 
beitsplatzschaffenden Arbeitsmarktpolitik, ohne dabei notwendi- 
ge Qualifizierungmaßnahmen zu vernachlässigen. Ebenso wie die 
arbeitsplatzwirksamen Mal3nahmen der Arbeitsmarktpolitik ist 
aber auch die traditionelle Förderung von Fortbildungs- und 
Umschulungsmaßnahmen durch die Bundesanstalt für Arbeit, 
durch landesspezifische Programme oder die EU Wirtschafts- und 
bedarfsnäher zu gestalten. Bekanntermaßen verliert Qualifikation 
in relativ kurzer Zeit ihren Wert, so sie nicht ständig im Arbeits- 
prozeß entfaltet wird. Sie iänt sich nicht ohne praktische Anwen- 
dung über Jahre hinweg konservieren. Vor diesem Hintergrund 
und angesichts knapper Mittel plädieren wir dafür, daß gegenwär- 
tige Niveau von 57 3.900 geförderten FuU-TeilnehmerInnen 
(27 1.000 in Ostdeutschland; 302.900 in Westdeutschland) quan- 
titativ zu erhalten sowie Verbesserungen in der Maßnahmequali- 
tät und der Bedarfsgenauigkeit zu erreichen. 

Das im Januar 1995 vereinbarte und auf Zielgruppen ausge- 
richtete Bundesprogramm für Langzeitarbeitslose mu8  deutlich 
aufgestockt werden. Der derzeitige Förderansatz - der über einen 
Zeitraum von vier Jahren j Mrd. D M  an Lohnkostenzuschüssen 
für etwa 180.000 Stellen vorsieht - kann jährlich lediglich 45.000 
Langzeitarbeitslosen, also Menschen, die bereits ein Jahr oder län- 
ger von Erwerbsmöglichkeiten ausgeschlossen sind, eine Beschäf- 
tigungschance eröffnen. W i r  fordern dagegen eine massive Auf- 
Stockung des Programmes auf 100.000 geförderte Arbeitsplätze 
jährlich. Bei aktuell 1,13 Millionen von Langzeitarbeitslosigkeit 
betroffenen Personen könnte selbst dann nur jeder 11. länger als 
ein Jahr Arbeitslose eine Arbeitsstelle erhalten. 

Die von uns vorgeschlagene deutliche Ausweitung der genann- 
ten direkt beschäftigungswirksamen Instrumerite der Arbeitsinarkt- 
Politik (ABM nach $ 91, 5 s  247h und 242s,  Bundesprogramm 
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gegen Langzeitarbeitslosigkeit) könnte innerhalb einer relativ kur- 
zen Frist von etwa einem Jahr mehr als 4 15.000 zusätzliche Ar- 
beitsplätze schaffen. Bei Kosten von etwa4,5 Mrd. D M  je 100.000 
geförderter Personen in Westdeutschland bzw. 3,- Mrd. DM in 
Ostdeutschland ergeben sich für diesen Beschäftigungsschub - bei 
einer ,,Eigenfinanzierungsquote" von etwa zwei Dritteln - Ge- 
samkosten von weniger als 6 Mrd. DM. 

Spezifische MalSnahmen für Personengruppen, die in besonderer 
Schärfe von Arbeitslosigkeit betroffen sind, stellen kein neues Feld 
der Arbeitsmarktpolitik dar. Gleichwohl wird die Situation für 
diese Zielgruppe der Arbei tsförderung zunehmend schwieriger. 
Zum einen nimmt die Strukturalisierung sowie Verfestigung der 
Arbeitslosigkeit und damit auch die Langzeitarbeitslosigkeit wei- 
ter zu, womit die einstmals als Randgruppen des Arbeitsmarktes 
bezeichneten Personen - dazu gehören insbesondere Frauen, ältere 
und sehr junge Menschen sowie solche mit gesundheitlichen Han- 
dicaps - inzwischen eine Massenerscheinung darstellen. Zum an- 
deren werden aufgrund des weiter wachsenden Ungleichgewichts 
auf dem deutschen Arbeitsmarkt mit einem Defizit von über 7 
Millionen Arbeitsplätzen die Bescliäftigurigschancen fur diese Per- 
sonengruppen bei zunehmender Konkurrenz immer schlechter. 

Den individuellen psycho-sozialen Folgen des dauerhaften Ent- 
zuges von Erwerbsmöglichkeiten, aber auch deren gesellschaftli- 
chen Konsequenzen gilt es spezifische arbeitsmarktpolirische Maß- 
nahmen und geförderte Beschäftigungsmöglichkeiten mit integrier- 
ten Betreuungsangeboten entgegenzusetzen. Eine deutlich ausge- 
baute zielgruppenorientierte Arbeitsmarktpolitik, fiir die das In- 
strumentarium prinzipiell vorhanden ist, tu t  not. 

Das im Januar vereinbarte Bundesprogram ni fiir Langzeitarbeits- 
lose ist - wie bereits ausgeführt - auf jährlich 100.000 geförderte 
Personen aufzustocken. 'Xeitere Beschäftigungschancen und so- 
ziale Hilfen sollten den arbeitsmarktpolitisclien Zielgruppen durch 
den Ausbau der folgenden Instrumente gegeben werden. 

Zur Unterstützung der Integrationsbemühungen in den regu- 
lären Arbeitsmarkt sind Einarbeitungszuschüsse (nach $ 47 AFG) 
ausschließlich für arbeitsinarktpolitische Zielgruppen zu gewäli- 
ren, und Programme der Länder sollten Lohnkostenzuschüsse f& 
regionalspezifisch besonders stark benachteiligte Personengruppen 
bereitstellen. Das Instrument der Arbeitsbeschaffungsmafhahmeri 
nach $ 77 AFG für ältere Personen ist auf mindestens 100.000 
Stellen aufzustocken. Die Kommunen und Gemeinden sind in die 
Pflicht zu nehmen, sozialversicherungspflichtige Beschäftigungs- 
verhältnisse mit SozialhilfeempfangerInnen nach $ 19 BSHG in 
deutlich stärkerem Maße als bisher zu schaffen. Bei all dem ist eine 
an den individuellen Schicksalen orientierte soziale Betreuung zu 
gewährleisten, für die sich geförderte Beschäftigungsverhältnisse 
nach Q 24911 AFG anbieten. 

6.3 Okologisch umsteuern durch Steuern 

Mittlerweile liegt eine kaum noch überschaubare Zahl von globa- 
len und bereichsbezogenen Studien vor, die zeigen, daß durch den 
ökologische Umbau die Beschäftigungs\Yirksamkeit der wirtschaft- 
lichen Entwicklung deutlich erhöht werden kann: Mit umweltpo- 
litischen Maßnahmen werden mehr Arbeitsplätze geschaffen als 
verloren gehen. So würden beispielsweise durch den Ausstieg aus 
der Erzeugung von Atomstrom Energieeinsparutigen und eine Stei- 
gerung des Einsatzes regenerativer Energien notwendig, so daß 
die Arbeitsplatzverlusts durch -gewinne überkompensiert würden. 
Allerdings gilt es einem Mißverständnis vorzubeugen: Auch wenn 
die Ökologische Modernisierung der Wirtschaft netto zum Verlust 
an Arbeitsplätzen führen würde, dürfte diese Politik nicht zuguii- 
sten der Ueschäftigungssicl-ierung aufgegeben werden. Die Begren- 
zung und schließlich der schrittweise Abbau der Uniweltbelastun- 
gen ist die Voraussetzung einer funktionsfähigen und lebenswer- 
teil Langzeitökonomie. Politisch sollte der ökologische Umbau um 
so leichter fallen, da das Umwelt- und Beschäftigungsziel nicht 
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im grundlegenden Widerspruch zueinander stehen. Allerdings 
führt die ökologische Durchforstung der Wirtschaft zum beschleu- 
nigten wirtschaftlichen Strukturwandel. Gewiniierbranchen bzw. 
-regionen stehen Verliererbranchen bzw. -regionen gegenüber. Des- 
halb niuß der Umbau in Richtung ökologisch nachhaltiger Ent- 
wicklung durch staatliche Strukturpolitik auf allen Ebenen, also 
durch die KommunenlRegionen, die betroffenen Bundesländer, 
den Bund und die EU koordiniert flankiert werden. 

Umweltpolitik, die sich auf die Reduzierung und schliefilich 
Vermeidung der Externalisierung ökologischer Belastungen durch 
die Privatwirtschaft konzentriert, stellt ein ureigenes Aufgaben- 
feld des Staates dar. Zu ihrer Umsetzung stehen verschiedene, mit- 
einander auch konibiriierbare Instrumente zur Verfügung: Ge- und 
Verbote in bezug auf Schadstoffemissionen (etwa TA-Luft), ökolo- 
gische Abgaben und staatliche Hilfen zur Förderung des ökologi- 
schen Umbaus. 

Durch den Bedeutungsgewinn ökologischer Abgaben verändert 
sich die Funktionsbestimmung der Finanzpolitik nachhaltig. 
Grunclsätzlich dient die traditionelle Steuerpolitik der Erzielung 
staatlicher Einnahmen, um allerdings ohne Zweckbindung (Non- 
affektation) allgemein die Staatsausgaben zu finanzieren. Okolo- 
gisch wirksame Abgaben können in letzter Konsequenz jedoch 
nicht auf die Erzielung staatlicher Einnahmen zur allgenieinen 
Finanzierung staatlicher Aufgaben zielen. In1 Vordergrund steht 
der Lenkungszweck. Die Wirkung dieser Abgaben ist dann ökolo- 
gisch optimal, wenn die Bemessungsgrundlage und damit die 
Umweltbelastung verschwindet. Auf Märkten gebildete Preise 
enthalten viel zu geringe Informationen über diese gesellschaft- 
lich-ökologischen Kosten, die entstehen, wenn das entsprechend 
bezahlte Produkt hergestellt bzw. genutzt wird. Durch ökologi- 
sche Steuern wird dieses Informationsdefizit zumindest ansatzwei- 
se abgebaut. Der Preisaufschlag ht die zugerechneten Umweltko- 
sten eines Produkts bzw. seiner Nutzung dient der Durchsetzurig 
uniweltbezogener ,,wahrer" Preise. Durch die Verteuerung wird 
der KiiuferiNutzer veranlaßt, zu überlegen, ob er die bisherige 
Nachfrage reduziert bzw. überhaupt darauf verzichtet. Bei der Fest- 
legung der Höhe dieser Abgaben gilt, je höher diese ausfallt, um 
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so stärker ist die ökologische Wirksamkeit, jedoch um so geringer 
fallen die staatlichen Einnahmen aus. Letztlich sollte die Höhe 
ökologischer Abgaben aus den gesamten gesellschaftlichen Ko- 
sten, die das Matktpreissystern nicht berücksichtigt, abgeleitet 
werden. Das Beispiel Mineralölpreise zeigt, da13 nach einer älteren 
Berechnung der Literpreis auf 5 Mark erhöht werden müßte, sol- 
len dem PKW-Nutzer die tatsächlich entstehenden Kosten antei- 
lig angerechnet werden. Auch wegen der Schockwirkung einer 
sofortigen Erhöhung des Literpreises in dieser Höhe hat die Ar- 
heitsgmppe Alternative Wiriscbajspolitik die schrittweise Durchset- 
zung innerhalb von zehnJahren gefordert. Dadurch wird den Pro- 
duzenten und Konsumenten heute bereits der künftige Preisan- 
stieg mitgeteilt. Die Rentabilität der Maßnahmen zur Reduzie- 
rungivermeidung der Treibstoffnutzung würde also schrittweise 
wachsen. Die seit Jahren praktizierte Politik kleiner Schritte zur 
Mineralölpreiserhöhung dient dagegen weniger dem Lenkungs- 
zweck als vielmehr der Steigerung öffentlicher Einnahmen. SchlieB- 
licli stellt sich die Frage, füt was bzw. flir wen die durch Okoabga- 
ben erzielten Einnahmen genutzt werden. Der sinnvolle Einsatz 
dieser Mittel zum ökologischen Umbau wird häufig zugunsten 
einer Rückgabe an die Unternehmen und privaten Haushalte un- 
terbewertet. Beispielsweise könnten Einnahmen aus dem Okozu- 
schlag auf den Mineralölpreis zum Ausbau des öffentlichen Nah- 
und Fernverkehrs genutzt werden, um den Umstieg zu erleich- 
tern. 

Die Ergänzung der allgemeinen Steuerpolitik durch ökologi- 
sche Abgaben mu8 endlich durchgesetzt werden. Die Bundesre- 
gierung verschanzt: sich ungerechtfertigterweise einerseits hinter 
der Position, ein Alleingang bei Okoabgaben sei ohne EU-Har- 
monisierung juristisch nicht zulässig. Andererseits werden zusätz- 
liche Kostenbelastungen der Unternehmen und damit internatio- 
nale Wettbewerbsnachteile befürchtet. Diese Verweigerungspoli- 
t ik hat die fortschreitende Ausweitung ökologischer Belastungen, 
die letztlich die gesellschaftlichen Repataturkosten erhöhen, zu 
verantworten. Zu fordern ist daher ein zielstrebiges Umsteuern 
durch den Einsatz von Okoabgaben. Mit  energischem Schritt soll- 
te endlich eine Steuer auf umwrltbelastende Energiequellen ein- 
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geführt werden, um die fossilen Energieträger deutlich zurückzu- 
drängeii und Energieeinsparung zu belohnen. Das „Deutsche In- 
stitut für Wirtschaftsforschung (DIW)" hat in seiner für „Green- 
peace e.V." erstellten Studie ,,Wirtschaftliche Auswirkungen einer 
ökologischen Steuerreform" (1994) nachgewiesen, daß eine Ener- 
giesteuer im deutschen Alleingang machbar ist, positive Beschäf- 
tigungseffekte freisetzt und die Schadstoffbelastung reduziert. 
Besteuert werden die fossilen Energieträger und die Elektrizität. 
Durch die Freistellung regenerierbarer Energien wird deren Ren- 
tabilität gegenüber fossilen Quellen schrittweise erhöht. Der Steu- 
ersatz wird so festgelegt, daß ein allen Energieträgern gemeinsa- 
mer „Grundpreis" (9 D M  je Gigajoule) jährlich um real 7 v H  er- 
höht wird. Diese Eiiergieabgabe schlägt je nach Energieintensität 
auf die Preisentwicklung der Produkce unterschiedlich durch. Bin- 
nen zehn Jahren würde der Preis für Normalbenzin beispielsweise 
gegenüber dem Referenzszenario um 24 v H  (38Pf/l in Preisen von 
1990) und für Strom der Privathaushalte uni 46 vH (1 1 Pf/kWh) 
steigen. In den Produktionssektoren fallen je nach direkter und 
indirekter Energieintensität die Preisveränderungen unterschied- 
lich aus (besonders betroffen ist mit einer Steigerung von 22,3 vH 
der Sektor Eisen- und Stahl). SchlieBlich sieht dieser Vorschlag 
vor, das Energiesteueraufkommen voll zurückzugeben. Zwei Drit- 
tel soll an die Produktionssektoren durch Senkung der Arbeitge- 
berbeiträge zur Sozialversicherung zurückfliefkn. Ein Drittel soll 
gleicfisam als Okobonus an die privaten Haushalte pro Kopf zu- 
rückgegeben werden. Diese Kompensationsvorschläge halten wir 
aus verschiedenen Gründen für problematisch, da die langfristi- 
gen Auswirkungen auf die Organisation und die Finanzierung des 
Sozialversicherungssysteins unklar sind. Auch wäre zu überlegen, 
inwieweit zumindest ein Teil des Aufkommens zur Finanzierung 
des energiepolitischen Umbaus genutzt werden könnte - etwa ini 
Raiiinen eines Sofortprogramms ,,Solaranlagen für Wohnhäuser" 
oder zum Aufbau und Betrieb energieeffizienter Verkehrssysteme. 
Diese Energiesteuer nach dem DIW-Modell, die auf Durchsetz- 
barkeit ausgerichtet ist und einen Minimalkompromiß darstellt, 
gewiihrleistet die Kompatibilität der Ziele timwelt und Beschäf- 
tigung. Der Reduktion des CO, -Ausstosses bis zum Jah r  2010 

um 21 v H  gegenüber 1990 steht ein Zugewinn an Beschäftigung 
um 600.000 Personen gegenüber. 

Aus Umwelt- und beschäftigungspolitischen Gründen fordert 
die A d e i t q p p p e  Alternative Wivtscbafispolitzk die unverzügliche Ein- 
führung einer Energiesteuer nach den hier angestellten Uberle- 
gungeii als Einstieg in eine Politik der Nachhaltigkeit. Aus ökolo- 
gischen Erwägungen heraus wäre allerdings eine gegenüber den 
DIW-Berechnungen stärkere Steigerung der Oko-Steuern auf die 
Miiieralölpreise notwendig. Die Finanzpolitik muß  sich jedenfalls 
dieser Herausforderung, die Umwelt zu entlasten und die Chan- 
cen einer beschäftigungsintensiveren Langzeitökonomie zu stär- 
ken, endlich stellen. 

6.4 Steuerpolitischer Handlungsbedarf: Kritik des 
Entwurfs zum ,,Jahressteuergesetz 1996" 

In diesem Jahr stehen wichtige Anderungen des Steuerrechts an 
Das Bundesverfassungsgericht hat den Gesetzgeber aufgefordert, 
spatestens ab 1996 zwei bisher verfassungsinkonforme Regelun- 
geil des Einkommensteuerrechts aufzuheben: Zum einen ist der 
„Familienlastenausgleicl~" (derzeitiges Volumen j6,5 Mrd. DM) 
so zu reformieren, daß das Existenzminirnum eines jeden Kindes 
nicht mehr besteuert wird. Zum anderen schreibt ein weiteres Urteil 
vor, im Rahmen des Einkotnmensteuertarifs den derzeitigen Grund- 
freibetrdg auf das heute anerkannte Existenzmililmum anzuheben, 
das dann nicht mehr besteuert wird. Der Bundesfinanzminicter 
hat in dem Ende Januar 1995 vorgelegten ,,JahressteuergesetL 
1996'' seine allerdings umstrittenen Plane zur Herstellung der Ver- 
fassungskonformitat festgeschrieben. Daruber hinaus sind in die- 
sen Entwurf folgende weiteren Steuerrechtsanderungen aufgenoin- 
rnen worden: 
- Abgeschafft wird die Gewerbekapitakteuer Die Gewerbeer- 
tragsteuer soll „mittelstandsfreundlich" gesenkt werden. Den 
Stadteii und Gemeinden wird ein „fairer Ausgleich" für die auf 
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30 Mrd. D M  geschätzen Einnahmeausfälle durch Beteiligung ani 
Aufkommen der Umsatzsteuer zugesagt. Dieser Vorschlag ist je- 
doch völlig unakzeptabel, denn damit wird die Fragmentierung 
der Gewerbesteuer fortgesetzt, anstatt eine grundlegende Reform 
der Steuereinnahmen der Städte und Gemeinden innerhalb des 
föderalen Bundesstaates anzustreben. Die Arbeitsgiappe Alteinatz- 
ve Wirtschaftspolitik hat mehrfach gefordert, die bisherige Gewer- 
besteuer durch eine kommunal eigenständige Wertschöpfungs- 
teuer zu ersetzen, u m  die gesamte Wertschöpfung bei der Be- 
steuerung über die Gewerbetriebe hinaus - also auch Dienstlei- 
stungsunternehmen, Arzte etc. - zu erfassen. Die Durchsetzungs- 
Chancen des Vorschlags durch den Bundesfinanzminister sind auch 
deshalb gering, weil eine Neuverteilung der Umsatzsteuer zwi- 
schen dem Bund und den Ländern unter Berücksichtigung der 
Kommunen erfolgen müßte. 
- Die Eigenheimförderung soll wie folgt neu geregelt werden: 
Der bisher geltende Paragraph 1Oe wird durch einen neuen Para- 
graphen 10i ersetzt. Danach steht jedem Bauherren und Erwerber 
von selbstgenutzten Immobilien acht Jahre das Recht zu, jeweils 
10.000 D M  an Schuldzinsen von seinem zu versteuernden Ein- 
kommen abzuziehen (für Ehepaare gi l t  der doppelte Betrag). 
Nach dieser vorgeschlagenen Neuregelung wird jedoch die der- 
zeitige soziale Schieflage bei der Eigenheimförderung weiterhin 
zementiert. Aufgrund der Progression des Einkonimensteuerta- 
rifs steigt die Steuerersparnis mit  der Höhe des zu versteuern- 
den Einkommens. Aus familienpolitischer Sicht droht sogar eine 
Verschärfung, weil sich die Steuerersparnis für Alleinerziehende 
mit Kindern verschlechtert. Deshalb ist die künftige Förderung 
des selbstgenutzten Wohneigentums neu zu gestalten. Vorstell- 
bar wäre eine sozial orientierte Förderung außerhalb des Steuer- 
rechts durch eine auf mehrere Jahre verteilte Investitionszulage, 
die ab einem zu versteuernden Jahreseinkommen von 120.0001 
240.000 D M  (Alleinstehende/Verheiratete) ganz entfallt. Bei der 
Ausgestaltung sollten soziale und familiäre Kriterien, auch in 
Richtung Kinderbaugeld, berücksichtigt werden. 
- Der steuerliche Abzugsbetrag von Ausgaben für Haushaltshil- 
feil bei der Einkommensteuer - das sog. „Dienstmädchenprivi- 

leg" - soll nach den Vorstellungen der Bundesregierung nicht 
nur beibehalten, sondern von 12.000 DM auf 18.000 D M  erhöht 
werden. Während bisher zwei Kinder unter zehn Jahren dem 
Haushalt angehören mußten, reicht künftig für die Inansptuch- 
nahme bereits ein Kind aus. Diese Privilegierung halten wir aus 
drei Gründen für nicht akzeptabel. Erstens werden Einkommens- 
starke grundsätzlich bevorteilt, zweitens steigt wegen des Pro- 
gressionseffektes die Entlastung auch noch mit  wachsendem Ein- 
kommen, und drittens lehnen wir das Gesellschaftsmodell, das 
der Forderung nach Ausdehnung und massiver steuerlicher Ent- 
lastung dieser Art von persönlichen Dienstleistungen zugrunde- 
liegt, grundsätzlich ab. 

Die Vorschläge des Bundesfinanzministers zu den beiden durch 
das Bundesverfassungsgericht angemahnten Anderungen des Ein- 
komniensteuergesetzes, die in das „Jahressteuergesetz 1996'' auf- 
genommen wurden, sind zu Recht steuersystematisch und vertei- 
lutigspolitisch bereits heftig kritisiert worden: 
- Die Herstellung der Verfassurigskonformität beim ,,Familien- 
lastenausgleich" zielt nach dem Urteilsspruch aus Karlsruhe auf 
die Sicherung eines steuerfreien Existenzminimums - derzeit 
6 .000 D M  - für jedes Kind. Dabei sind zwei Prinzipien zu erfül- 
len. Die vertikale Steuergerechtigkeit besagt, daß der, der mehr 
verdient, auch stärker zu belasten ist, also eine Zwei-Kinder-Fa- 
milie mit  100.000 D M  Einkommen mehr an Steuern ZU zahlen 
hat als eine gleich große Familie mit  60.000 DM. Nach dem 
Prinzip horizontaler Steuergerechtigkeit hat yegenüber dem kin- 
derlosen Steuerpflichtigen die Familie mi t  Kindern weniger an 
Steuern zu zahlen. Die Gesetzgebung entsprach bisher nicht die- 
sen Verteilungsprinzipien. Der Bundesfinanzminister nimmt die 
Verpflichtung zur Herstellung der Verfassungskonformität je- 
doch nicht zum Anlaß, das bisherige duale System des ,,Famili- 
enlastenausgleichs" prinzipiell zu reformieren. Durch die Ver- 
besserung der beiden Komponenten sollen allerdings die staatli- 
chen Einnahme~erluste auf 6 Mrd. D M  beschränkt werden. Der 
Kinderfreibetrag soll u m  rund 1.000 D M  auf 5 .000 D M  aufge- 
stockt und das Kindergeld u m  20 D M  für das zweite und 30 DM 
fiir jedes weitere Kind angehoben werden. Der steuerliche Vor- 
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teil durch den Kinderfreibetrag steigt mi t  wachsendem zu ver- 
steuerndem Einkommen wegen der Progression des Einkommen- 
steuertarifs. Dadurch bewertet der Staat das Kind eines Spitzen- 
Verdieners höher als das eines Facharbeiters. U m  diese Vertei- 
lungswirkung beim steuerlichen Familienausgleich zu vermei- 
den, werden zwei Vorschläge alternativ diskutiert: Pro Kind und 
Monat wird ein Abzug von 250 DM von der Steuerschuld gefor- 
dert, der auch dann sichergestellt wird, wenn keine bzw. eine zu 
niedrige Besteuerung anfallen sollte. Die relative Entlastung 
würde demnach mit sinkender Steuerschuld zunehmen. Dieser 
zwar besseren Lösung innerhalb des Einkonimensteuerrechts, mit 
der der bisherige Kinderfreibetrag durch den Abzug eines Ab- 
solutbetrags von der Steuerschuld ersetzt wird, ist ein aus- 
schließlich sozial gestaffeltes Kindergeld jedoch deutlich überle- 
gen. I m  Rahmen der „großen Steuerreform" von 1975 wurde 
diese Regelung eingeführt, jedoch bereits 1778 wieder durch die 
Einführung eines in mehreren Schritten angehobenen Kinder- 
freibetrags ergänzt. Mit einer solchen Freibetragsregelung in Form 
eines pauschalen Abzugs vom zu versteuernden Einkommen wird 
unterstellt, daß Kinder für einkommenstärkere Familien eine hö- 
here finanzielle „Belastung" darstellen als für einkommenschwä- 
chere, so daß für letztere eine geringere Kostenentlastung genü- 
gen müsse. Wir  lehnen eine derartige Verkehrung sozialpoliti- 
scher Grundsätze und jede darauf beruhende Gestaltung des „Fa- 
niilienlastenausgleicl~s" ab und fordern die Einführung eines nach 
sozialen Kriterien gestaffelten Kindergeldes. 

Berücksichtigung des Existenzminimums im Rah- 
men des Einlcommensteuertarifs 

Die durch den Bundesfinanzminister berufene Kommission - nach 
ihrem Vorsitzenden Bareis benannt - mit dem Auftrag, Vorschlä- 

ge zur Sicherung eines Grundfreibetrags in Höhe des allgemein 
anerkannten Existenzminimums im Rahmen des Einkommensteu- 
errechts zu unterbreiten, hat folgendes Modell vorgeschlagen: 

Existenzminimum bis 13.000i26.000 D M  (AlleinstehendeiVer- 
heiratete); Erhöhung des Einstiegsteuersatzes in die lineare Pro- 
gression von derzeit i 9  v H  auf 22 vH;  leicht höhere lineare Pro- 
gression bis zum Spitzensteuersatz von 5 3 v H  (konstant wachsen- 
de Grenzbesteuerung); Beibehaltung des Einstiegs in die Spit- 
zensteuersatzzone; Finanzierung der Nettosteuerausfalle über ca. 
38 Mrd. D M  durch Verbreiterung der Bemessungsgrundlage, d.h.  
vor allem Abbau bisheriger Steuervorteile. Durch die Art und Weise 
der Gegenfinanzierung werden die Steuerentlastungen durch das 
Existenzrninimurn bei Beziehern von Arbeitseinkommen allerdings 
überproportional wieder reduziert. 

In überraschend schroffer Form hat der Bundesfinanzminister die 
Vorschläge der Bareis-Kommission vom Tisch gefegc. Unterbrei- 
tet wurde ein eigener Vorschlag, der jedoch heftigste Proteste aus 
Policik und Wissenschaft hervorrief. Die Elemente dieses Vorschlags 
sind: 

Erhöhung des Grundfreibetrags und damit des für ausreichend 
gehaltenen Existenzminimums auf 12.000i24.000 D M  (und da- 
mit 1.000/2.000 D M  niedriger als das durch die Sozialgerichte 
derzeit anerkannte Existenzminimum); erste Zone stark anstei- 
gender linearer Progression von 0 VH bis i9,5 vH; dann zweite 
Zone linearer Progression -also konstant ansteigender Grenzsteu- 
erbelastung - bis zum Spitzensteuersatz von 53 vH;  Steuerentla- 
stungen durch Absenkung der linearen Progression gegenüber dem 
bisherigen Verlauf um durchgängig 0,7 vH-Punkte sowie Beginri 
des Spitzensteuersatzes bei einem höheren Einkommen; Ab- 
schmelzung des Existenzminirnums, also der außertariflichen Steu- 
ererniäßigung bis zum z ~ i  versteuernden Einkommen von 30.0001 
60.000 D M  nach der Grundtabelle für Alleinverdienende bzw. 
Verheiratete. Die Effekte sind: Zwar wird ab 30.000i60.000 D M  



der Grundfreibetrag nicht mehr zugestanden, jedoch erhalten Steu- 
erzahler mit einem höheren Einkommen durch die Absenkung der 
bisherigen Zone linearer Progression auch Steuervorteile. Der 
Hauptkritikpunkt ist: Durch den schrittweisen Abbau der Grund- 
entlastung bis zu einem zu versteuernden Einkommen von 30.0001 
60.000 D M  einerseits und durch den neuen Tarifverlauf anderer- 
seirs ergeben sich in dieser Zone Sprünge bei der effektiven 
Grenzsteuerbelastung. Dazu ein Beispiel: Bis zum zu versteuern- 
den Einkommen von 12.000 D M  (Alleinstehend) wird die Steuer, 
die sich eigentlich nach dem neuen Tariherlauf (erste Zone linea- 
rer Progression) ergeben würde, voll abgezogen (bei 12.000 DM 
sind das 1.243 D M  an Steuern). Jenseits dieser Grenze wird die 
Grundentlastung bis zu einem Jahreseinkommen von 30.000 DM 
in größeren Schritten sukzessive auf N d l  gesenkt. Die beiden Ef- 
fekte - Besteuerung nach dem neuen Tarifeirierseits und Abschmel- 
zung der Grundentlastung im Rahmen des steuerfreien Existenzmi- 
nimums andererseits - führen bei Einkommen zwischen 12.000 
D M  und 30.000 D M  zu Sprüngen bei der Belastung einer zusätz- 
lich verdienten Mark. Bei einem Hilfsarbeiter, bei dem der Lohn 
von 25.000 DM auf 26.000 D M  steigt, wird der Zusatzverdienst 
mit  30 v H  besteuert. Bei einem Anstieg des Lohnes eines Geiern- 
ten von 32.000 D M  auf 33.000 D M  wird das zusätzliche Einkom- 
men jedoch nur mit 25 v H  versteuert. Dieser Vorschlag des Bun- 
desfinanzminister widerspricht wegen des sog. ,, Waigel-Buckels" 
in der Zone des Abbaus der Grundentlastung dem Grundsatz li- 
nearer, d.h. konstant steigender Grenzsteuerbelastung. 

Aufgrund der massiven Kritik hat der Bundesfinanzminister wäh- 
rend der Debatte zum ,,Jahreswirtschaftsbericht '95" im Deutschen 
Bundestag Anfang Februar seinen bisherigen Vorschlag zurückge- 
zogen und eine neue Variante zum Einbau des steuerfreien 
Existenzminimums vorgelegt. Folgende Eigenschaften kennzeich- 
nen diese neue Variante: Es bleibt beim bisher vorgeschlagenen 
Tarifverlauf. Bis zum Existenzminimum steigt die Grenzsteuerbe- 
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lasrung von 0 auf 19,5 vH. Danach folgt der Anstieg bis zu 5 3  vH. 
Der Einstieg in die Spitzenbesteuerung wird auf 122.000/244.000 
DM verschoben. Gegenüber dem bisherigen Modell wird der Ab- 
bau der Grundentlastung ausgedehnt und damit deutlich verlang- 
samt. Die Grundentlastung für ein als ausreichend angesehenes 
Existenzminimum von 12.000/24.000 D M  wird beibehalten. Aus 
dem Abbau der Grundentlastung einerseits und dem neuen Steu- 
ertarif andererseits ergibt sich folgende effektive Grenzsteuerbela- 
stung: Oberhalb des Betrags von 12.000/24.000 D M  beginnt die 
Besteuerung mit einem Steuersatz von 1 9 3  vH. Bis zu einem zu 
versteuernden Einkommen von 15.000130.000 D M  steigt die Be- 
steuerung einer zusätzlich verdienten Mark schnell auf 29 v H  an 
(neue, untere Zone linearer Progression). Danach halten sich bis zu 
einem Einkommen von 43.000/86.000 DM der Abbau der Grund- 
entlastung und der neue Tarifverlauf die Waage, d.h. die effektive 
Besteuerung einer zusätzlich verdienten Mark beträgt in diesem 
Bereich konstant 29 v H  (neue, untere Proportionalzone). Über ein 
zu versteuerndes Einkommen von 43.000/86.000 DM hinaus ist 
die Grundentlastung Null. Die Grenzbesteuerung steigt konstant 
auf 53 v H  an (obere Zone linearer Progression). Die Spitzenbe- 
Steuerung beginnt bei einem, gegenüber dem derzeitigen Steuer- 
recht leicht erhöhten Satz von 122.000/244.000 D M  zu versteu- 
erndes Einkommen und bleibt dann mit 53 v H  unverändert (obe- 
re Proportionalzone). Diejenigen, die nicht mehr in den Genuß 
der erhöhten Grundentlastung kommen, profitieren jedoch auch 
von Steuersenkungen, da gegenüber dem bisherigen Verlauf die 
Zone linearer Progression u m  0,7 Prozentpunkte durchgängig 
gesenkt wird, und die Spitzenbesteuerung erst ab 122.000/244.000 
D M  einsetzt. 

Mit diesem veränderten Tarif werden die verfassungcinkonfor- 
men Progressionsprünge zwar vermieden, jedoch ist das Existenz- 
minimum immer noch um 1.000/2.000 DM zu niedrig angesetzt. 
Schließlich ist die kompensatorische Senkung des Einkommens- 
teuertarifs u m  durchgängig 0,7 Prozentpunkte für diejenigen, die 
nicht mehr in den Genuß des Existenzminimums kommen, abzu- 
lehnen. Darüber hinaus ist es steuersystematisch problematisch, 
die Grundentlastung des Existenzminimums auf Ndl  abzuschmel- 
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Zen, während die Absenkung des Steuersatzes danach folgender 
Zonen unterhalb des Spitzensteuersatzes dem Spiczenverdiener 
zugute kommt. 

Wegen dieser Kritik ist ein Alternativmodell erforderlich. Da- 
bei bietet der Vorschlag zur Tarifgestaltung durch die Barris-Korn- 
mission eine brauchbare Grundlage. Durch den Einstieg in die 
lineare Progression nach dem Existenzminimum von 13.0001 
26.000 DM mit 22 vH (statt bisher 19 vH) liegt die konstant 
wachsende Grenzbesteuerung bis zum Spitzensreuersatz mit 53 VH 
gegenüber dem bisherigen Verlauf höher. In der Gesamtwirkung 
sind für 1996 jedoch Steuerausfiille von netto über Ca .  38 Mrd. 
DM zu erwarten. Dem Vorschlag der Bareis-Kommission, den 
Großteil der Steuerentlastung prinzipiell durch den Abbau von 
Steuerprivilegien und damit durch die Verbreiterung der Bemec- 
sungsbasis zu finanzieren, kann prinzipiell zugestimmt werden. 
Jedoch treffen die von der Kommission dazu unterbreiteten Vor- 
schläge vorrangig die Bezieher von Arbeitseinkommen. Alternati- 
ve Ansätze zur Gegenfinanzierung sieht die ArbeitJgrzqpe Alternati- 
ve Wirtschaftspolitik in Maßnahmen, die zur Vermeidung von Steu- 
erhinterziehung und Wirtsctiaftskriminalirät fuhren. In diesem 
Zusammenhang wären beispielsweise Betriebsprüfungen in kür- 
zeren Abständen sicherzustellen. 
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D ~ s  politische B uch 
Gewg Fiilberth 
Der große Velsuch 
Geschichte der kommunisrischeii Bewegung und der sozialistischen Staacen 
Neue Kleine Bibliorliek 4 3 ,  199 Seiten ISBN 3-89438-017-3 

Diese ganz ausgezeichnece ,.Geschichte der kommunisrisclien Bewegung 
und der sozialistischen" Staaten verdient walirlicli eine groRe Leserschaft. 
Sie isr voller klugcr Gedanken und zum Nachdenken anregender Fehler. 
Jürgen Kuczyriski 

H U ~ J  Kult 
Stalins laizger Scbrrtteii 
Das Scheitern des sowjetischen Modells 
Hardcover, 240 Sricen ISBN 3-89438-077-2 

Der interessierte Leser mag sich die Fragr stellen,  ob angesichcs des reich- 
Iialrigeii Angebots an einsclilagigen Büchern die Behandlung des Themas 
nicht zunächst weirgehend erschöpft ist. Lolint es sich, erneuc Zeit und 
Geld aufzuwenden? Um es gleich z u  sagen: Es lohnt sich sehr! 
willi Germ 

Kalt betont die Priorität des Okonomischen und steuert streitlustig einen 
durchaus originären Beirrag bei. Nurzbar auch als - iibersichrlich 
scrukriirierres - UdSSK-Geschiclitsbucl~. 
ekz-lriiormacionsdieIisc 

Alirhad Brrelhiarlin tierziglTho7~2ns Korb (Ng.) 
Die PDS 
Postkonimuriistisclne Kaderorganisation, ostdeiicscher Trddirionsvereiii oder 
linke Volksparrei? Empirische Befunde und konrroverse Analyseii 
N r u r  Kleine Bibliothek 4 5 ,  200 Seiten ISBN 3-83438-081-0 

Gesamtverzeichnis aiifordrrn 

PupyRossu Vedug 
Prcersbergstr 4, 50339 Koln, 
Tel.. 02211348 j45  und 446240, Fax 02211444105 


	Archivübersicht
	MEMORANDUM '95
	Inhalt
	Vorwort
	I. Kurzfassung
	Liste der UnterzeichnerInnen
	II. Langfassung des Memorandum
	1. Steigende Sockelarbeitslosigkeit im Aufschwung: Zur sozialen Lage in Deutschland
	1.1 Arbeitsplatzlücke von über 7 Millionen
	1.2 Einkommen und Vermögen: Alte und neue Ungleichheiten
	1.3 Mehr SozialhilfeempfängerInnen
	1.4 Teilzeitarbeit: Ein Weg mit Hindernissen
	1.5 "Krankenversicherung 2000": Sozialabbau im Gesundheitswesen
	1.6 Ansätze zur Reform der Wohnungspolitik

	2. Nach der Standortdebatte die Sozialstaatskritik: Abbau im Namen von Umbau
	3. Westdeutschland: Die Tücken des Aufschwungs
	4. Ostdeutschland: Die Mühen der Transformation
	4.1 Dependenzökonomie mit hohem Transferbedarf
	4.2 Maßnahmen zur Gestaltung der wirtschaftlichen Entwicklung Ostdeutschlands

	5. Ökologischer Umbau durch Regionalisierung
	5.1 Verkehrsvermeidung, Regionalorientierung und nachhaltiges Wirtschaften
	5.2 Möglichkeiten und Grenzen regionaler Stoffkreisläufe
	5.3 Regionalisierung und Außenhandel
	5.4 Transeuropäische Verkehrsnetze - Chance oder Gigantonomie?

	6. Finanzpolitik für Arbeit und Umwelt
	6.1 Finanzpolitische Praxis: "Flickschusterei" statt Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Umweltkrise
	6.2 Neue Arbeitsplätze durch den Ausbau des öffentlich verantworteten Beschäftigungssektors
	6.3 Ökologisch umsteuern durch Steuern
	6.4 Steuerpolitischer Handlungsbedarf: Kritik des Entwurfs zum "Jahressteuergesetz 1996"


	Archivübersicht



